Editorial 
Ökologiebewegung und Arbeiterbewegung — ein Widerspruch? 


Zwischen Arbeiterbewegung und Ökclogiebewegung (oder „neuen sozialen Bewe- 
gungen“ schlechthin) ist ein Widerspruch entstanden. Diesen Eindruck jedenfalls ge- 
winnt man zumindest dann, wenn man Verlautbarungen von manchen Gewerk- 
schaftsvertretern hört oder — von der anderen Seite — Stellungnahmen radikaler 
Ökologen liest, die die Arbeiterbewegung abgeschrieben haben und auf einen neuen 
Konservativismus der Naturerhaltung gegenüber den zerstörerischen Tendenzen der 
industriellen Zivilisation setzen. Der Führer der Radikalen Partei Italiens, Marco Pa- 
nella, geht hier sogar so weit, jeden Bündnispartner, und sei es den Teufel, gegen die 
atomare Industrialisierung zu akzeptieren und dabei jegliches Zugeständnis auf an- 
derem Sektor zu machen, sei es im Hinblick auf die Frauenbefreiung, die Abtrei- 
bungsfrage, die Probleme der Homosexuellen oder auch ganz traditionell bei den In- 
teressen der Arbeiter an Reproduktion der Arbeitskraft und an einem sicheren Ar- 
beitsplatz. Insbesondere seitdem sich in der Bundesrepublik an der Ökologiefrage 
politische Organisationen gebildet haben und eine Partei ‚Die Grünen‘‘ entstanden 
ist, stellt sich die Frage nach der Bewegung des Widerspruchs zwischen Ökologie- 
und Arbeiterbewegung innerhalb dieser Gesellschaft und ihres politischen Systems. 

Vielen Ökologisten und ihren theoretischen Vertretern scheint es, als ob im 
Widerspruch von Ökologie- und Arbeiterbewegung die Ökologiebewegung die Posi- 
tion des Fortschritts einnehme, während die Arbeiterbewegung mit ihren politischen 
Konzeptionen, Fragestellungen, Zielsetzungen und Strategien hoffnungslos den ei- 
gentlichen Anforderungen der Zeit hinterherhinke. Die Arbeiterbewegung vertrete 
nur ein borniertes Klasseninteresse, während die Ökologiebewegung sich den Proble- 
men der Gattung Mensch annehmen würde. So sind wir mit einer seltsamen, gar 
überraschenden Verschiebung konfrontiert: während in den Marx‘schen Frühschrif- 
ten, in denen das Gattungswesen Mensch noch emphatisch hervorgehoben wurde, 
immer klar war, daß die Befreiung des Menschen nur mit der Befreiung der Arbei- 
terklasse zusammenfallen kann, und umgekehrt die Befreiung der Arbeiterklasse 
gleichbedeutend mit der Befreiung der Menschheit von ihren gesellschaftlichen und 
natürlichen Fesseln ist, werden nun die Interessen der Arbeiterklasse als besondere 
und nicht mehr aligemeine aufgefaßt, auch wenn sich Ökologen (noch) auf Marx be- 
rufen. Die Interessen an Wachstum und Wohlstandssteigerung führen innerhalb die- 
ses Systems dazu, daß dies auf Kosten der inneren und äußeren Natur des Menschen 
geschieht und daher eine lebensbedrohliche Spirale der Ausnutzung und Zerstörung 
der Natur in Gang gesetzt werden kann. Das Allgemeinere und Gattungsgeschichtli- 
che in den Interessen der Ökologiebewegung definiert sich infolgedessen schlicht 
daraus, daß für die Bedingungen des Überlebens der Menschheit überhaupt gegen die 
Unzuträglichkeiten der industriellen Zivilisation gekämpft wird. 


Natur — Gesellschaft — Herrschaft 


So wird zum Ansatzpunkt der Ökologiebewegung das Verhältnis von Natur und Ge- 
sellschaft, wobei die Gesellschaft weniger als kapitalistische denn als industrielle Ge- 
sellschaft mit spezifischem Wachstumsimpuls interpretiert wird, An diesem Punkt 
haben wir eine entscheidende Nahtstelle für das Verständnis des Verhältnisses von 
Arbeiterbewegung und Ökologiebewegung. Denn Gesellschaft als solche besagt zu- 
nächst einmal gar nichts, wenn nicht ihre Form berücksichtigt und dies in entspre- 
chende politische Entwürfe eingearbeitet wird. Entscheidend wird dies beim Ver- 
ständnis der Herrschaftsmechanismen, die es ja gerade zu unterlaufen oder besser zu 
überwinden gilt, um auf andere Impulse setzen zu können als diejenigen des ‚‚quan- 
titativen Wachstums‘. Wir möchten behaupten: Sofern Herrschaft als rein bürokra- 
tisch-technokratische mißverstanden, der Staat dabei als eine ‚‚Megamaschine“ fehl- 
interpretiert und dabei die ganze Tradition der mamistischen oder auch kritischen 
Staatstheorie über Bord geworfen wird, kann kein politisches Konzept entstehen, 
um den Herrschaftsbedingungen dieser Gesellschaft, auch der destruktiven Beherr- 
schung der Natur, beizukommen. Vor allem ist dabei von Bedeutung, daß gesell- 
schaftliche Herrschaft über die Natur, ihre Ausplünderung und die für die menschli- 
che Entwicklung lebensbedrohlichen Rückwirkungen, gerade als ein ökonomisch- 
sozialer und politischer Prozeß organisiert sind, wobei die kapitalistische Form die- 
ser Gesellschaft in alle Verästelungen, Abläufe, Regelungen hineinragt. Es ist also 
nicht nur wichtig, daß überhaupt Einsicht in die Ausmaße der Umweltkrise, den 
Grad der Zerstörung der inneren und äußeren Natur entsteht — wozu Bücher wie 
dasjenige von Gruhl einen unschätzbaren Beitrag geleistet haben —, sondern daß 
die gesellschaftliche Organisation dieser Mißwirtschaft damit in einen Zusammen- 
hang gebracht wird: Der Zweck der Kapitalverwertung, aus Wert mehr Wert zu ma- 
chen, ordnet sich herrschaftlich sowohl die Produzenten der Werte im Arbeits- und 
sogar ihren gesamten Lebensprozeß als auch die natürlichen Ressourcen in einer be- 
stimmten, nicht unbedingt naturadäquaten, in jedem Fall aber kapitaladäquaten 
Technologie unter. Und die Ausformung des politischen Systems entspricht letzt- 
lich dieser Zwecksetzung; diese Herrschaft vermittelt sich durch entsprechende In- 
stitutionen und soziale Beziehungen, die zu Herrschaftsblöcken, Machtblöcken zu- 
sammengefaßt werden. In den institutionell vermittelten gesellschaftlichen Prozeß 
der Herrschaftssicherung sind die Organisationen der Arbeiterbewegung teilweise, 
zeitweise und widersprüchlich einbezogen, aber mit ihren Interessen und Ansprü- 
chen bleiben sie der Herrschaft, ihrem Inhalt, ihrem Zweck grundsätzlich subaltern, 
So haben wir es mit dem strategischen Problem der subalternen Klassen und Inter- 
essen zu tun, einen Machtblock aufzubauen, der die Potenzen des herrschenden 
Blocks zu unterminieren vermag. Um in der Terminologie der Gramscianisch inspi- 
rierten eurokommunistischen Diskussion zu sprechen, würde es darauf ankommen, 
in den sozialen Auseinandersetzungen, die heute zu einem großen Teil um die Na- 
turerhaltung gegen die zerstörerischen Tendenzen des „industriellen Systems‘ ge- 
führt werden, die Hegemonie gegenüber den auf Wachstum, d.h. auf Kapitalverwer- 
tung um jeden Preis setzenden Interessen zu erobern. So betrachtet erscheint die ge- 


sellschaftliche Vermittlung und die Verwirklichung von gegen Zwecksetzung, Form 
und deren herrschaftliche Absicherung gerichteten Interessen sowohl der grünen wie 
der Arbeiterbewegung kompliziert genug, jedenfalls nicht als ein Problem, das auf 
der Ebene Natur — Menschheitsinteresse gegen den maßlosen Quantitativismus des 
Industriesystems lösbar wäre. 

Wenn wir auf diese sehr verkürzt dargestellte Weise Gesellschaft nicht als bloß 
rationalisierte, technokratisierte, bürokratisierte, von der Megamaschine Staat domi- 
nierte verstehen, sondem selbst als eine widersprüchliche, durch Herrschaftsprozesse 
zusamme ngehaltene und durch Strategien der Arbeiterbewegung und der subalternen 
Schichten immer wiederin Frage gestellte begreifen, dann eröffnet sich ein Ausblick 
auf die Komplexität der Verhältnisse, in denen sich die Ökologiebewegung auf „Ge- 
sellschaft“ bezieht. Auch wenn es einen je nach den historischen Bedingungen von 
Land zu Land unterschiedlich breiten Korridor von Kompromissen zwischen „herr- 
schendem“ und „subalternem‘‘ Block gibt, so ist eine Überwindung der das Ökolo- 
gieproblem zumindest verschärfenden kapitalistischen Herrschaftsformen nur mög- 
lich in Einordnung und möglicherweise Veränderung des oppositionellen, politi- 
schen und sozialen „Blocks“, innerhalb dessen die Arbeiterklasse die Hegemonie be- 
sitzt. (Vgl. dazu den Aufsatz von Adalbert Evers „Die politische Bedeutung der so- 
zialen Bewegungen“ in: Österreichische Zeitschrift für Politikwissenschaft, Januar 
1980). 

Wenn von Hegemonie in diesem Zusammenhang die Rede ist, dann muß also 
sogleich hinzugefügt werden, daß Hegemonie kein Zustand, sondern ein Prozeß ist. 
Und wenn wir in diesem Zusammenhang heute oft genug geneigt sind, die Ökologie- 
bewegung als die dynamische Kraft, die Arbeiterbewegung als in die Defensive gera- 
‚ten zu begreifen, dann müssen wir uns an die Zeit vor 10 bis 12 Jahren zurückerin- 
nem, wo es gerade die Arbeiterbewegungin Westeuropa gewesen ist, die in der Mai- 
revolte in Frankreich, im heißen Herbst in Italien, in den spontanen Streikbewegun- 
gen in Deutschland, in der Shop-Steward-Bewegung in England mit militanten 
Kämpfen gegen das Kapital angetreten war. Bezugspunkt der mit der „68er-Bewe- 
gung“ entstehenden ‚Neuen Linken‘ war ohne Frage die Arbeiterbewegung, auch 
wenn die neue Linke von ihrer eigenen sozialen Herkunft her zu einem großen, viel- 
leicht überwiegenden Teil dem intellektuellen Milieu entstammte. Im Vordergrund 
der Politikinhalte standen demnach Reproduktionsinteressen der Lohnabhängigen: 
Löhne, Arbeitsbedingungen, Lebensverhältnisse. Die Kämpfe selbst fanden an den 
zentralen Schauplätzen Belegschaften von Fabriken in Kämpfen um Arbeitsbedin- 
gungen und Löhne, Arbeiter aus den Wohnvierteln, wenn es um Probleme des Le- 
bensmilieus in den Städten ging. So war es jedenfalls in Italien und zum Teil auch in 
Frankreich und nach dem Fall der faschistischen Diktaturen in der ersten Hälfte der 
70er Jahre auch in Portugal und Spanien. Heute müssen wir uns fragen, wieso diese 
Arbeiterbewegung und die-neue Linke ofensichtlich nicht mehr die ehemalige Dyna- 
mik aufweisen. Die Frage nach dem Verhältnis von Ökologiebewegung und Arbeiter- 
bewegung ist demnach auch die Frage nach den Gründen dafür, warum die Arbeiter- 
bewegung nach dem „Kampfzyklus‘‘ der späten 60er und zumindest der ersten 
Hälfte der 70er Jahre heute in eine Defensive geraten ist. Erst auf diesem Hinter- 


grund ist es verständlich, daß die ‚neuen sozialen Bewegungen‘ die Bedeutung er- 
langen konnten, die sie Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre haben. Doch reicht 
es nicht aus, die wachsende Bedeutung der Ökologiebewegung als „kompensieren- 
den Pendelausschlag‘‘ gegen die Schwierigkeiten der Arbeiterbewegung heute zu ver- 
stehen. Es kommt noch hinzu, daß tatsächlich das Problem der ökologischen Krise 
immer mehr und bei immer breiteren Massen zu Bewußtsein gekommen und der 
Eindruck entstanden ist, daß die Parteien des herrschenden Blocks (d.h. verkürzt 
gesprochen: das Bonner Parteienkartell) zu einer Lösung der aus der Krise entstan- 
denen Probleme nicht fähig sind und eine neue Kraft sich der Probleme annehmen 
muß. Nur das Zusammenwirken dieser drei Elemente — die Krise der traditionellen 
Arbeiterbewegung, das tatsächliche Wachstum der ökologischen Probleme, ihr Be- 
wußtwerden bei breiten Kreisen der Bevölkerung und schließlich die Einsicht in die 
Unfähigkeit der Parteien des herrschenden Blocks, die entstandenen Probleme zu lö- 
sen — kann die jüngsten Wahlerfolge der grünen Bewegung erklären, die heute (Ende 
März 1980) in zwei Landesparlamenten vertreten sind und damit zum ersten Mal 
seit 1953 eine in vieler Hinsicht linke Alternative auf parlamentarischer Ebene re- 
präsentieren. In diesem Zusammenhang sei nur darauf hingewiesen, daß die Grünen 
(oder die Ökologiebewegung der 70er Jahre schlechthin) das Umweltproblem nicht 
entdeckt haben: bereits 1961 führte die SPD ihren Wahlkampf in Nordrhein-Westfa- 
len unter dem Slogan der „Blauen Luft über der Ruhr“ und schließlich ist in dieser 
Hinsicht auch einiger Erfolg mit der Stillegung vieler Kohlenzechen und der Ansied- 
lung von Industrien, die die Umwelt weniger belasten, erzielt worden, Trotz kleiner 
Erfolge, auf die die Bundesregierung mit Stolz verweist, sind die Lebensformen und 
Reproduktionsbedingungen der Menschen nicht besser, eher schlechter geworden, 
Dabei spielt die Belastung der äußeren und der inneren Natur mindestens eine eben- 
so große Rolle wie die kaputt machenden Wirkungen der kapitalistisch kompensier- 
enden Eroberung der menschlichen Bedürfnisse und der Unfähigkeit, die gesell- 
schaftlichen Beziehungen der Menschen untereinander menschlich, emanzipatorisch, 
befriedigend zu gestalten. Daraus erklärt sich auch, daß die Alternativbewegungen, 
die Ökologie- und die grüne Bewegung, dort am stärksten sind, wo alternative Kom- 
munikationsstrukturen am „dichtesten‘“ sind: in den städtischen Agglomerationen 
und dann auch noch dort, wo Sensibilität für diese Probleme quasi institutionalisiert 
ist: nämlich in Universitätsstädten. Natürlich kennt diese Regel Ausnahmen, aber 
empirische Evidenz auch bei den jüngsten Landtagswahlen in Baden-Württemberg 
spricht für sie. 


Politikverständnisse der grünen Bewegungen 


Den — vordergründigen — Widerspruch von Arbeiterbewegung und Ökologiebewe- 
gung haben wir bislang auf dem Hintergrund der Organisation des gesellschaftli- 
chen Herrschaftsprozesses, der Defensive der Arbeiterbewegung seit Eintritt der 
Krise Mitte der 70er Jahre und dem Bewußtwerden von Ökologieproblemen bei 
breiten Bevölkerungsschichten diskutiert. Herrschaft haben wir dabei als gesell- 


schaftlich vermittelte Bildung von Blöcken interpretiert, wobei deren Wirksamkeit 
durch die Institutionen der Gesellschaft prozeßhaft hindurchgeht. Eine Verengung 
auf Institutionen des politischen Systems darf hier nicht vorgenommen werden, rea- 
lisieren sich Herrschaftsbeziehungen im Kapitalismus doch in erster Linie durch die 
ökonomischen Institutionen — Sicherung der Profitabilität, Akkumulation von Ka- 
pital — und deren widersprüchliche Abläufe. Mit entsprechenden politisch-strategi- 
schen Schlußfolgerungen werden aber auch andere Interpretationsmuster von Herr- 
schaft entfaltet, die für die zumindest vordergründige Widersprüchlichkeit von Ar- 
beiter- und Ökologiebewegung von Belang sind und — so meinen wir — eine Ver- 
mittlung dieses Widerspruchs im Sinne seiner „synthetischen“ Auflösung unmöglich 
gestalten. : 

1. Wie Christel Neusüß in ihrem Beitrag in dieser Ausgabe der ProKla belegt, 
kritisieren manche Theoretiker der Ökologiebewegung das Überhandnehmen der 
„Megamaschine“ Staat. Tatsächlich ist der Staat zu dieser bürokratisierten Maschi- 
nerie geworden, aber nur insofern, als er politisch die Defizienzen zu kompensie- 
ren versucht, die gesellschaftlich infolge der Form kapitalistischer Akkumulation 
immer wieder produziert werden, ohne über die Symptome hinaus die Ursache wirk- 
lich in den Griff zu bekommen. In diesem Zusammenhang entsteht ein „Bruch zwi- 
schen dem Sozialen und dem Politischen“ (Gorz), der immer dann eintritt, wenn 
die Parteien sich der Wünsche und Revolten der Massen annehmen, Aber diese Poli- 
tik ist eindimensional geworden, denn dadurch, daß gerade die Parteien sich der 
Wünsche und Hoffnungen der Massen annehmen, wird ein Teil der Veränderungsdy- 
namik aus der politischen Sphäre herausgefiltert. Die szaatliche Form und nicht 
mehr die gesellschaftliche Form der Vergesellschaftung, verbunden mit entsprechen- 
der politischer Repression, trete sie nun in Form der Selektion zu verarbeitender In- 
teressen oder in deren politischer Repression auf, führt auf der einen Seite zu Ver- 
gesellschaftungsdefiziten und d. h. politischer Subalternität gegenüber staatlicher 
Gängelung, und auf der anderen Seite zu Bewegungen, die sich dezentral außerhalb 
der staatlichen Zentralisierungsbemühungen ansiedeln und auf diese Weise dem Sog 
der „Megamaschine Staat‘ zu entgehen trachten, um ein menschliches, heiles Leben 
alternativer Vergesellschaftung zu experimentieren, Die Einschätzung des Staates ist 
irgendwie traditionell; sie folgt dem Muster, das mit der Bestimmung des Staates als 
„neben und außerhalb‘ der Gesellschaft existierend gezeichnet wird. Wenn man die 
subtilen Ausführungen dazu von Marx und anderen vernachlässigt, dann kann 
daraus politisch strategisch die $chlußfolgerung abgeleitet werden, daß der Staat 
von den sozialen Bewegungen und ihren Organisationen in der Gesellschaft zu be- 
kämpfen, zu erobern, zu destruieren sei — wie es zum politischen Programm der 
Dritten Internationale bis zu ihrer Auflösung in den 40er Jahren geworden ist. Heu- 
te wird von den „neuen sozialen Bewegungen“ nicht mehr der Anspruch erhoben, 
diesen Staat zu erobern und zu zerstören, um auf seinen Trümmern einen wie auch 
immer verstandenen Sozialismus aufzubauen, sondern außerhalb, draußen zu blei- 
ben, sich also den polypenhaften Fangarmen der Megamaschine zu entziehen. Die- 
ser „Movimentismus‘‘ der sozialen Bewegungen ist allerdings in gewisser Hinsicht 
ein abgewandelter „Drittinternationalismus“ hinsichtlich der Einschätzung der Rol- 


le des Staates und des politischen Systems (vgl. dazu die Beiträge in E. Altvater und 
O. Kallscheuer, Hısg., „Den Staat diskutieren‘, Berlin-West 1979). Denn zentrale 
Idee in diesem Politikverständnis ist eine bipolare Struktur von Gesellschaft: Die 
Herrschaft ist staatlich-institutionell vermittelt und weitgehend geschlossen, wäh- 
rend die Politik zur Durchsetzung ihrer Interessen bei den gesellschaftlichen Bewe- 
gungen außerhalb der Institutionen bleibt. Wie Gorz es formuliert: Die Politik fin- 
det nicht mehr in der Politik statt. Veränderungen des gesellschaftlichen und damit 
auch des politischen Systems werden durch ‚Netzwerke‘ alternativer Projekte, 
durch eine Art „revolutionärer Infrastruktur“ (Theo Pinkus) herbeigeführt, also von 
außerhalb „der Institutionen‘. Wie Evers schreibt: „‚Drastisch reduziert werden soll 
vor allem auch die Rolle und Autorität der politischen Parteien gegenüber den sozia- 
len Bewegungen und selbstverwalterischen Initiativen in der Gesellschaft; als Ele- 
mente der Kohäsion und des Konsens übernehmen selbstverwalterisch gesellschaftli- 
che Organe immer mehr Aufgaben, während die Parteien den Anspruch aufgeben 
müssen, auf alles eine Antwort zu haben, und sich im wesentlichen darauf beschrän- 
ken sollen, die Debatte über gesellschaftliche Alternativen wachzuhalten, als moto- 
tische Elemente auf der Suche nach globalen Lösungen zu fungieren, die den viel- 
fältigen Organen einer erweiterten gesellschaftlichen Selbstverwaltung aus dem 
Blick geraten könnten.“ (A. Evers, a.a.0.,S. 15) 

Daß in dieser Bestimmung "des Verhältnisses von ne Bewegung und 
politischem System eine Verkürzung liegt, zeigt auch die Erfahrung. Immer wenn 
sich die Alternativbewegung zu größeren Demonstrationen ihrer alternativen Macht 
zusammenschließt, gerät sie in Konfrontation mit der — polizeilich ausgerüsteten, 
bewaffneten — Macht der „ersten Gesellschaft‘, Alternative Projekte können also 
funktionieren, sofern sie politisch Kalmiert sind und sich eine ökonomische Basis in 
den Nischen des kapitalistischen Drachen verschaffen. Sofem sie aber das politische 
System — von außen — zu verändern trachten, werden sie unmittelbar nicht nur mit 
der Megamaschine Staat konfrontiert, sondern auch mit den Mechanismen gesell- 
schaftlicher Herrschaft durch Presse, Rundfunk, Fernsehen und die herrschenden 
Bewußtseinsformen bei den Massen der Bevölkerung, die zum größten Teil eben Ar- 
beiter und Angestellte, Lohnabhängige, selbst den kapitalistischen Herrschaftsme- 
chanismen Unterworfene sind. 

2. Ist die Macht in diesen geschilderten Vorstellungen noch eindeutig bei der 
Megamaschine Staat lokalisierbar, so steckt sie in den Vorstellungen der ‚neuen Phi- 
losophen‘‘ diffus überall und in uns. Es gibt also auch keine gesellschaftliche Schei- 
delinie für Macht und ihre Ausübung, so daß eine Strategie gegen die Mächtigen und 
ihre Politik von dieser Vorstellung her nicht mehr ableitbar ist. Folgerichtig geht es 
auch nicht mehr um „Makropolitik“, sondern um eine „Mikropolitik“, die sich an 
den eigenen Wünschen und Bedürfnissen orientiert und auf diese Weise ‚subjektive 
Verkettungen‘ (Guattari) generiert. Netzwerke sind auch hier die Folge von sozia- 
ler Aktion und bilden zugleich den individuell-sozialen Widerstand gegen die Repres- 
sion aus der gesamtgesellschaftlichen Struktur heraus. Diese Theorie ist keine Theo- 
rie einer sozialen Bewegung, dazu bleibt sie viel zu inhaltsleer und sie kann folglich 
auch weder für die Ökologiebewegung noch für die traditionelle Arbeiterbewegung 


Wege des politischen Handelns weisen. Die Ausblendung der Organisation der Macht 
zu Machtblöcken macht diese Theorie vergleichsweise perspektivlos, auch wenn sie 
fantastische Reisen anregt: Tunix macht sich auf zu neuen Ufern, zu einem Land, 
wo nicht unbedingt die Zitronen blühen, aber wo der Strand nicht zugepflastert ist. 


Die Bildung der grünen Partei gegen die Tradition der Sozialdemokratie 


Unser Kurzreferat von drei Theorieansätzen der ‚neuen sozialen Bewegungen“ — 
des Gramscianisch-eurokomrnunistisch inspirierten, des movimentistischen, den Ge- 
gensatz von Staat und Gesellschaft hervorhebenden, und des auf die eigenen Wün- 
sche und Bedürfnisse gegen die Diffusion der Macht setzenden — verweist auf Pro- 
bleme, vor denen die sozialen Bewegungen heute stehen, wenn wir das Verhältnis 
zur Arbeiterbewegung und ihren Organisationen reflektieren. Das unseres Erachtens 
entscheidende Problem besteht darin, daß die Arbeiterbewegung mit ihren Organisa- 
tionen im Prozeß der „Institutionalisierung des Klassenkonflikts“ (Dahrendorf) 
selbst in den Bereich des organisierten, institutionalisierten politischen Systems und 
in den staatlichen Apparat eingetreten ist. Man kann auch sagen, die Arbeiterbewe- 
gung sei, sofern sie organisiert ist, integriert worden. Jedoch vergißt diese kritisch 
gemünzte Feststellung die Tatsache, daß die Arbeiterbewegung im Rahmen dieses 
Integrationsprozesses bestimmte Aufgaben der Sicherung der Reproduktion der 
Lohnarbeit übernimmt, die dem Staat in schweren Kämpfen überhaupt abgerungen 
worden sind. Die Doppeldeutigkeit, die „funktionale Ambivalenz“ (Blanke) von re- 
formistischen Integrationsprozessen darf also keineswegs vernachlässigt werden. 
Und diese Ambivalenz gilt sogar in einer Gesellschaft wie der westdeutschen, wo es 
die ehemalige Arbeiterpartei SPD ist, die nicht nur in den Staat eingetreten ist, son- 
dern seit 1969 im Rahmen der sozialliberalen Koalition diesen Staat ‚„managt“. 

Wir haben schon auf drei Bedingungen aufmerksam gemacht, durch die in der 
Bundesrepublik die grüne Bewegung ihre Dynamik erlangen konnte: das Anwachsen 
_ der ökologischen Probleme, der Verlust politischer Dynamik der Arbeiterbewegung 
nach dem Kampfzyklus seit Ende der 60er Jahre, die Unfähigkeit der Parteien des 
herrschenden Blocks, Lösungen für die ökologischen Probleme zu finden, Insofern 
als traditionell die Sozialdemokratie — auch nach der Wandlung zur „Volkspartei“ 
— in den lohnabhängigen Massen verankert ist und — dies ist ganz besonders wichtig 
— von den Gewerkschaften als die Partei betrachtet wird, die am ehesten Interessen 
der Gewerkschaften in staatliche Politik umzusetzen vermag, kann mit der Kritik an 
oder gar Gegnerschaft zur Sozialdemokratie und ihrer Politik ein Widerspruch zwi- 
schen grüner Bewegung und Arbeiterbewegung schlechthin konstruiert werden und 
tatsächlich politikrelevant werden. Im Prozeß des Regierens verlieren bestimmte In- 
teressen, auch der Arbeiterbewegung, ihre Repräsentanz und werden in den gesell- 
schaftlichen Bereich sozusagen zurückgedrängt, wo sie den Mechanismen bürgerli- 
cher Öffentlichkeit und staatlicher Repression zur Sicherung der Herrschaft (mit 
der Dynamik, die wir oben angedeutet haben) ausgeliefert werden. Zeitweise ge- 
lingt es dadurch der Sozialdemokra.ie bzw. der sozialliberalen Koalition gegenüber 


reformistischen Ansprüchen oder grünen Projekten innerhalb des politischen Systems 
die „Regierbarkeit‘ des „Modells Deutschland“ zu sichern. Aber in der Gesellschaft 
entsteht auch eine Bewegung, die zunächst nur mit Demonstrationen, Kampagnen, 
Alternativprojekten usw. von außen das politische System der Institutionen verunsi- 
chert, und schließlich den Versuch macht, ihre Interessen auch innerhalb der Insti- 
tutionen des politischen Systems zur Geltung zu bringen. Darin kommt ein Wandel 
im Politikverständnis der sozialen Bewegung zum Ausdruck, der nicht zuletzt dar- 
auf zurückzuführen ist, daß gerade in der grünen Bewegung nun auch politische Ten- 
denzen zur Protestbewegung stoßen, die eine andere politische Tradition und Kul- 
tur repräsentieren als diejenige der Neuen Linken von 1968 oder der neuen sozialen 
Bewegungen der zweiten Hälfte der 70er Jahre. Konservative und ehemalige Sozial- 
demokraten, Gewerkschafter und idealistische Humanisten sind nicht von der glei- 
chen Scheu vor dem ‚„Eintritt‘“ in die Institutionen des politischen Systems gezeich- 
net wie die „alte“, „neue“ oder „neue neue“ Linke. Also: Dadurch daß der grüne 
Protest tatsächlich breite Schichten der Bevölkerung erfaßte und von einer anderen 
als der traditionellen linken Krltur der BRD vorwärtsgetrieben wurde, war die 
Transformation des Politikverständnisses und mithin auch die Parteibildung unver- 
meidlich. 

An diesem Punkt ergeben sich innerhalb der grünen Bewegung zwei ganz un- 
terschiedliche Einstellungen. Während die einen in der erfolgten Parteigründung 
einen Verrat gegenüber den Bürgerinitiativen und den anderen Gruppierungen der 
Ökologiebewegung, gegenüber der Alternativbewegung generell, sehen, begreifen die 
anderen diese als eine politisch logische Konsequenz der bisherigen Aktivitäten. Bei 
der Bewertung dieses Widerspruchs sollte allerdings ein entscheidendes Argument 
nicht vernachlässigt werden: Mit der Parteigründung und ihrer programmatischen 
Begleitung transformiert sich notwendig die Ökologiebewegung in eine politische 
Organisation, die ihren „Ein-Punkt-Charakter‘ überwindet. Als Bewegung in der Ge- 
sellschaft ist die Konzentration auf ein Problem, ein Interesse, einen Punkt möglich; 
die Organisation dieser Bewegung fungiert letztlich auf der Ebene des politischen 
Systems als eine Art pressure group, die nicht von Geld, sondern von Masseninteres- 
sen getragen wird. Der Hebel an die politische Verwirklichung wird von außen ange- 
setzt. Als Partei agiert die Bewegung in den Institutionen des politischen Systems 
selbst, wirkt an den Entscheidungen mehr oder weniger subaltern direkt mit und 
muß daher bereit sein, Kompromisse zu formulieren, Der Rahmen, den die Partei 
bei den Kompromissen nicht zu verlassen gedenkt, wird als Parteiprogramm — selbst 
ein Kompromiß zwischen den Strömungen in der Partei — formuliert, das infolge- 
dessen auch für eine Beurteilung der Partei — sofern man es nicht nur als einen Fet- 
zen Papier betrachtet — wichtig wird. 


Anmerkungen zum Programm der Grünen 


Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses dieses Editorials liegen von Seiten der Grü- 
nen ein Programmentwurf und verabschiedete Programmteile vor. Darin wird der 


Transformationsprozeß zu einer ‚richtigen‘ Partei deutlich. Denn es werden — mit 
dem Schwerpunkt ökologischer Politik — beinahe alle Punkte einer „Volkspartei“ 
angesprochen, wobei auch die Alternativforderungen der Gewerkschaftsbewegung 
beinahe allesamt vertreten sind: Arbeitszeitverkürzungen, Schaffung neuer Arbeits- 
plätze, Technologie- und Investitionskontrolle, um gesellschaftliche Veränderungen 
durchzuführen, Kontrolle ökonomischer Macht durch Konzentrationskontrolle, 
Verbot der Aussperrung und Humanisierung der Arbeitswelt, Umbau der öffentli- 
chen Haushalte im Interesse der Menschen. Bei den Abstimmungen auf dem Saar- 
brücker Programmparteitag ist großer Wert darauf gelegt worden, gegen den Wider- 
stand von konservativen Grünen Forderungen niederzustimmen, die einen Gegen- 
satz zu den Gewerkschaften konstituieren könnten, und die von den Konservativen 
ins Auge gefaßten autoritären Lösungen für die Umweltkrise nicht zum Tragen 
kommen zu lassen. Grundprinzip ist gewesen: Ökologische Politik und demokrati- 
sche Bewegung: gehören zusammen, ein Widerspruch zur Arbeiterbewegung durch 
ein wertkonservatives Programm muß unbedingt vermieden werden, 

Im Programmentwurf kamen diese Tendenzen noch sichtbar zum Ausdruck, 
Wir wollen auf drei Punkte eingehen, um daran deutlich zu machen, wie ökologi- 
sche Politik und die sie tragende grüne Bewegung tatsächlich in einen Widerspruch 
zur Arbeiterbewegung und ihren ökonomischen Interessen geraten können, 

' 1. DerKritik am ökonomischen (kapitalistischen) Wachstumsmodell entspricht 
positiv eine Vorstellung von qualitativem Wachstum bzw. Nullwachstum einerseits 
und einer Dezentralisierung der Produktion zur Herstellung von Überschaubarkeit 
andererseits. Qualitatives Wachstum wiederum wird wesentlich an der Energieeffek- 
tivität der Produktion bemessen, d.h. daran, ob eine Einsparung von Energie und 
Rohstoffen möglich ist. In diese Richtung zielen denn auch steuerpolitische Ände- 
rungen, die jedoch, wenn sie auch Energie und Rohstoffe einsparen mögen, regres- 
sive Effekte auf die Einkomme nsverteilung ausüben müssen. Denn anstelle einer Be- 
steuerung der Arbeit durch Lohn- und Einkommensteuer wird für eine Energie- und 
Rohstoffsteuer plädiert. Wie man aber von allen Verbrauchssteuern weiß, haben die- 
se eine um so größere Bedeutungim Budget der Haushalte, je niedriger das Einkom- 
men ist. Es ist die Frage, ob diese Programmvorstellung nur mangelndem ökonomi- 
schem Sachverstand oder aber bewußten politischen Zielsetzungen zuzuschreiben 
ist. Auch hinsichtlich der Frage der Dezentralisierung bleibt das Programnı ver- 
schwommen bis problematisch. Auch der Kapitalismus kennt Dezentralisierung der 
Produktion, etwa in Form „verlängerter Werkbänke“ (d.h. ein Teil der Produktion 
wird in Länder mit niedrigen Lohnkosten verlagert, sofern die Produktionen arbeits- 
intensiv genug sind) oder in Fom der in der Region verstreuten Fabrik (fabbrica 
diffusa), um die Agglomeration von Industriearbeitern unter der Fabrikhalle des 
Großbetriebs zu zerschlagen, um also die gewerkschaftliche Kampfkraft zu schwä- 
chen. Gerade bei der Forderung nach Nullwachstum zeigt sich die schon mehrfach 
angesprochene Formproblematik. Denn Nullwachstum an sich führt nicht zu einer 
Einschränkung von Rohstoff- und Energieverbrauch, sondern nur zu einer Fest- 
schreibung des gegebenenStandes des Verbrauchs. Bei Endlichkeit von Energiereser- 
ven würde also auch bei Nullwachstum irgendwann, eben nur später, der Punkt er- 


reicht, an dem die Versorgung aufhören würde. Ob unter kapitalistischen Verhältnis- 
sen durch Dezentralisierung und kleinbetriebliche Produktionen eine wirkliche Ein- 
schränkung des Energieverbrauchs erreicht und die Verwendung alternativer, repro- 
duzierbarer Energiequellen gefördert werden kann, ist mit einem Fragezeichen zu 
versehen. In Ausführung der beschlossenen Programmteile sind daher noch genauere 
Überlegungen über die notwendigen Veränderungen industrieller Produktion in 
ihrer Kapitalistischen Form anzustellen, um den ökologischen Ansprüchen und den 
Interessen der Arbeiterbewegung gerecht zu werden. 

2. Auch bei der Forderung nach Verkürzung der Arbeitszeit durch Herabset- 
zung der flexiblen Altersgrenze, Einführung von Erholungspausen und längerem Ur- 
laub, Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit, mehr Teilzeitarbeit für Mann und 
Frau bleibt das Programm einigermaßen widersprüchlich. Während im Entwurf der 
Programmk ommission noch die Rede davon ist, daß die Arbeitszeit bei vollem Lohn- 
ausgleich verkürzt werden soll, treten andere Gruppierungen innerhalb der Grünen 
auf, die verlangen, die Formulierung „bei vollem Lohnausgleich‘ im gesamten Text 
gestrichen wird. An dieser Stelle wird es deutlich, daß innerhalb der Grünen sehr un- 
terschiedliche soziale Interessen und Gruppierungen zu finden sind, Im Programm 
selbst ist die Arbeitszeitverkürzung bei Lohnausgleich niedergelegt worden. 

3. Unter der Überschrift „Währung“ heißt es im Programmentwurf: „‚Die öko- 
logisch-soziale Gleichgewichtswirtschaft führt zu einer stabilen Währung. Die Geld- 
schöpfung ist streng an der Wertschöpfung zu orientieren.‘ Hier haben wir es ganz 
offensichtlich mit einer monetaristischen Forderung im grünen Gewande zu tun, 
Denn erstens wird mit einer solchen Formulierung, sollte sie im Programm veran- 
kert werden (und sie ist im Programm der Grünen in Baden-Württemberg verankert 
worden), einer Politik kKeynesianischen deficit-spending eine klare Absage erteilt 
worden. Staatliche Politik zur Nachfragestimulierung, um Arbeitsplätze zu schaffen, 
wird mit einem solchen Programm verunmöglicht. Und es kommt noch etwas ande- 
res hinzu: Im Monatsbericht der Deutschen Bundesbank vom Januar 1980 wird er- 
stens dargelegt, daß sich die Geldversorgung der Wirtschaft am Produktivitätswachs- 
tum zu orientieren habe, um zweitens die Bedingungsfaktoren des Produktivitäts- 
wachstums aufzuzeigen. Dabei zeigt es sich dann, daß sich unter kapitalistischen Be- 
dingungen die Produktivität (bzw. um im wertkonservativen Jargon zu sprechen, die 
Wertschöpfung) gerade auf Kosten der Arbeitskraft erhöhen läßt. Und weiter wird 
in dem erwähnten Artikel ausgeführt, daß die Verwendung von Kernenergie bei- 
spielsweise sehr viel produktivitätswirksamer sei als die Verwendung herkömmlicher 
Energiequellen. Die Geldschöpfung an der Wertschöpfung zu orientieren, ist also 
eine aberwitzige Programmformulierung für eine grüne Partei. Daß es sich hierbei 
leider nicht nur um eine Programmformulierung handelt, belegt die Politik der Grü- 
nen in Bremen im Landesparlament. Wie Rudolf Hickel in einer Analyse grüner 
Haushaltspolitik in Bremen nachweist (Die Neue vom 11. 3. und 12. 3. 1980), ha- 
ben sie in Umsetzung dieses Programmsatzes dafür mitgesorgt, daß Streichungen im 
Sozialetat durchgeführt werden. Hier wird eine Klarstellung absolut notwendig, da- 
mit grüne Politik nicht in die Nähe der Biedenkopf und Co. gerät, die mit dem Wort 
der „Entstaatlichung‘“ eine eindeutige Privatisierungsstrategie fahren, auch eine Stra- 
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tegie der Privatisierung des Beschäftigungsrisik os, der gerade mit keynesianischer Po- 
litik entgegengewirkt werden könnte. Voraussetzung dafür ist allerdings, daß sich die 
Wirtschaftspolitik, die Geldschöpfung, nicht an die ‚‚Wertschöpfung‘“ binden läßt. 

Darüber wird gegenwärtig bei den Grünen noch debattiert und es ist zu hoffen 
— und hoffentlich zu erwarten — daß solche den Widerspruch zu den Interessen der 
Gewerkschaften, der Lohnabhängigen schlechthin, zementierenden Programmsätze 
gestrichen werden. 


Mögliche Schnittpunkte der Diskussion zwischen Ökologie- und Arbeiterbewegung 


Wenn wir für die weitere Diskussion zwischen den Sozialisten und der Ökologiebe- 
wegung Schnittpunkte der politischen Perspektiven auffinden wollen, dann Können 
diese auf der Interessenebene an zwei Stellen festgemacht werden: 

1. Sowohl eine emanzipatorische Arbeiterbewegung wie auch die Ökologiebe- 
wegung setzen an Problemen der Reproduktion des Menschen an; beide Bewegun- 
gen sind oder werden deshalb gezwungen, zur kapitalistischen Form der Produktiv- 
kraftentwicklung, zur Technologie als Mittel der Profitproduktion, ein kritisches 
Verhältnis zu entwickeln. Allerdings geschieht dies auf unterschiedlichen Ebenen, 
die nicht von vornherein in einem unmittelbaren Zusammenhang stehen: /m Pro- 
duktionsprozeß ist die angewandte Technik betriebswirtschaftlich definiert, d.h, 
von dem Interesse des sie einsetzenden Kapitalisten geprägt, die Produktion des re- 
lativen Mehrwerts zu steigern (oder die „‚Kosten‘‘ zu senken). Und diese Zweckset- 
zung verwirklicht sich schon in der Konstruktion und Entwicklung technologischer 
Voraussetzungen für den Produktionsprozeß (vgl. dazu den Beitrag von Lutz Hieber 
in diesem Heft). Geht man daher unter Abstraktion von dieser gesellschaftlich ge- 
formten Zwecksetzung der Technik von der fertigen Form aus, dann kann es so 
scheinen, als oo die Technik schlechthin oder ‚das Industriesystem“‘ Ursache der 
negativen Folgen für die Reproduktion des Menschen seien. 

Die kapitalistische Zweckbestimmung der angewandten Technik zeigt sich 
aber gerade in ökonomischen Stagnationsphasen besonders deutlich, wenn neue 
Technologien als „Rationalisierungsinvestitionen‘‘ in den Produktionsprozeß ver- 
stärkt eingeführt werden und dort nicht nur eine Grundlage für die Intensivierung 
der Arbeit, verstärkten Gesundheitsverschleiß und für Dequalifikationsprozesse der 
Beschäftigten abgeben, sondern auch Arbeitsplätze vernichten und die Spaltung der 
Arbeiter in Beschäftigte und Arbeitslose verstärken. Zugleich sind die Gewerkschaf- 
ten aber in ihrem Abwehrkampf unmittelbar an der Erhaltung der Arbeitsplätze in- 
teressiert, im Rahmen des herrschenden Systems sind sie damit an die Interessen des 
Kapitals zur Erhöhung der Profitproduktion gebunden und dem Konkurrenzkampf 
der (nationalen) Kapitale ausgeliefert. Denn legt nicht gerade die Erfahrung mit der 
kapitalistischen Entwicklung in der Bundesrepublik eine Anpassung an eine Politik 
der Modernisierung der Volkswirtschaft nahe, durch die Prosperität des Kapitals 
und besonders die Stellung des westdeutschen Kapitals auf dem Weltmarkt und dar- 
über vermittelt die Sicherheit der Arbeitsplätze gewährleistet werden könnte? Zu- 
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mindest entspricht eine solche gewerkschaftliche Politik (die sich voll in Gegensatz 
zu den Ökologiebewegungen setzt) auch den vorherrschenden Bewußtseinsformen 
großer Teile der beschäftigten Arbeiter und ist nicht nur Resultat der Politik der 
Kooperation der Gewerkschaftsbürokratie mit Kapital und Staat, wie es uns neuere 
„Verschwörungstheorien‘“ — zZ. B. jene in Gestalt des „Atomfilzes‘‘ — weis machen 
wollen. Während sich aber das Interesse der Beschäftigten an einer Sicherung des 
Arbeitsplatzes im herrschenden System notwendigerweise mit dem des Kapitals an 
einer Steigerung der Profitproduktion überschneidet, hat diese Strategie zugleich die 
o. a. einschneidenden Konsequenzen für die individuelle Reproduktion der Arbeits- 
kraft (Arbeitsintensivierung, Gesundheitsverschleiß, Dequalifikation, Entlassungen, 
die besonders die „Randbelegschaft‘“ treffen). 

Diesem Dilemma (das im Zentrum des in dieser ProKla veröffentlichten 
Roundtable-Gesprächs steht) können die Gewerkschaften im Rahmen der kapitali- 
stischen Produktionsweise nicht entgehen, wenn sie nicht grundsätzliche Alternati- 
ven zu diskutieren beginnen, in denen die Kapitalistische Formbestimmtheit der Pro- 
duktion und Verteilung selbst in Zweifel gezogen werden. Und hier setzt auch die 
Diskussion um Altemativen der Wirtschaftspolitik in der Bundesrepublik und in an- 
deren Ländern Westeuropas an (vgl. dazu die Artikel in ProKla Nr. 37 und den Arti- 
kel von Th. Hahn in diesem Heft, der sich auf die Vorläufer dieser Diskussion in der 
Weimarer Republik bezieht). Da diese Alternativdiskussion von der allgemeinen Re- 
produktion des unmittelbaren Produzenten ausgeht, sind die Überschneidungen mit 
Forderungen der Ökologiebewegung unübersehbar. Gerade dieser Zusammenhang 
und dieser allgemeine Ausgangspunkt scheint uns auf Basis der bislang vorherrschen- 
den nachfrageorientierten (und damit auf Wachstum setzenden) Alternativdiskus- 
sion in der Bundesrepublik noch nicht herstellbar gewesen zu sein — ein Problem, 
das u. E. auch mit dem krisenanalytischen Ansatz verbunden ist. 

Auch die Ökologiebewegungen haben bislang kaum diesen vermittelnden Be- 
zug auf die Reproduktion innerhalb und außerhalb der Produktionssphäre themati- 
siert. Auch wenn dazu Ansätze vorhanden sind, die z. B. die kapitalistischen Prinzi- 
pien der Entwicklung und Anwendung der Technologie im Produktionsprozeß kri- 
tisch aufgreifen (wie dies im Programmentwurf der Grünen geschieht), Kahn man 
doch Kaum an diesem Punkt von einem in dieser Richtung verallgemeinerten Selbst- 
verständnis der verschiedenen Ökologiebewegungen reden. Wenn diese Bewegungen 
aber nicht in die Sackgasse des hilflosen Kampfes gegen die „externen Effekte der 
Produktion‘ landen wollen (wo sie sich dann in trauter Gemeinschaft mit der Um- 
weltpolitik der bürgerlichen Regierungen wiederfinden), werden sie auch die gesell- 
schaftlichen Prinzipien der Technologie im kapitalistischen Produktionsprozeß the- 
matisieren müssen. Denn gerade weil die Ökologieprobleme, als „externe Kosten 
der Produktion“, nicht auf einzelne gesellschaftliche Bereiche begrenzbar sind und 
selbst über die nationalen Grenzen hinausreichen, wird die gesellschaftliche Kontrol- 
le der Produktion eine zentrale Voraussetzung einer veränderten Produktionsweise 
sein, in der der Gegensatz von Ökologie und Ökonomie aufgehoben, in der die Öko- 
nomie in der Anwendung der Arbeitskraft und des Konstanten Kapitals ersetzt wer- 
den müßte durch eine Produktion (und das schließt die Produkte ein — vgl. M. Coo- 
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leys Beitrag im Roundtable-Gespräch), die dem Menschen dient. 

2. Es ist eine alte Erkenntnis, daß die Arbeiterbewegung in Richtung auf die 
Etablierung einer gesellschaftlich-bewußten Produktionsweise hinarbeiten muß, 
wenn sie nicht immer wieder durch die naturwüchsigen Resultate der kapitalistischen 
Produktionsweise zurückgeworfen werden will (und schließlich haben ja auch die 
Rückschläge der deutschen Gewerkschaftsbewegung in den 70er Jahren einen Lern- 
prozeß eingeleitet). Eine Erkenntnis allerdings, die gerade nach der Niederlage 
durch den Faschismus und im Gefolge der Prosperität im Nachkriegsdeutschland 
weitgehend verschüttet wurde. Damit soll nicht die Schwierigkeit bei der Umset- 
zung einer solchen Erkenntnis in praktische Politik umgangen werden (vgl. dazu 
auch unsere Diskussion um die „Krise des Marxismus“ in der ProKla Nr. 36). Diese 
kann ja nicht nur positiv an die Erfahrung der Ausbeutung im Produktionsprozeß 
anknüpfen, sondern ist zugleich mit der individuellen Verarbeitung dieser Erfahrung 
durch den Arbeiter, seiner Disziplinierung im Produktionsprozeß und durch die 
außen stehende industrielle Reservearmee, und seiner Hoffnung auf die Sicherung 
des eigenen Arbeitsplatzes durch mehr Leistung oder durch die Erhöhung der Ren- 
tabilität des Unternehmens (mehr Wachstum = mehr Arbeitsplätze) konfrontiert. 

Die Ökologiebewegung steht demgegenüber heute in einem anderen Gegen- 
satz zur herrschenden Produktionsweise, daja in der Regel gemeinsame Interessen 
mit dem Kapital, wie sie oberflächlich die Arbeiter vermittelt über ihr Arbeitsplatz- 
interesse haben, nicht vorhanden sind (von der Umweltschutzindustrie einmal abge- 
sehen). Während sie einerseits deshalb entschiedener den Kampf für die Erhaltung 
der natürlichen und gewachsenen Grundlagen des gesellschaftlichen Lebens anset- 
zen kann, steht sie aber auch andererseits nicht in einem eindeutigen Bezug zur ka- 
pitalistischen Produktionsweise, was die Entwicklung zZ. B. reiner Naturschutz- 
bewegungen erklärt. Dies zeigt sich auch darin, daß oft innerhalb der Ökologiebe- 
wegung die kapitalistische Produktionsweise mit dem „Industriesystem‘‘ schlecht- 
hin identifiziert wird (darin bestärkt durch die Formen des Umgangs mit der Um- 
welt in den Staaten des Warschauer Pakts). Eine bewußt-gesellschaftliche Produk- 
tinsweise auf Basis der Umwälzung der kapitalistischen Eigentumsverhältnisse als 
Voraussetzung einer Ökologisch verantworungsbewußten Produktionsweise wird 
deshalb auch innerhalb der Ökologiebewegung (noch) nicht allgemein diskutiert — 
und daran ist u.E. auch die schlechte Tradition der Zweiten und Dritten Internationa- 
len (die sich heute gleichermaßen in SPD wie DKP fortsetzt) nicht unschuldig. Schließ- 
lich konnte diese nur in der rücksichtslosen Produktivkraftentwicklung ihr Heil sehen 
und die gesellschaftlichen Konsequenzen der „objektiv notwendigen‘‘ Umwälzung 
nur in der Zentralisierung und Verstaatlichung sehen (am Beispiel der Diskussion 
um die Produktivkraftentwicklung in der Weimarer Republik bei SPD, KPD und 
ADGB in ProKla Nr. 31 und am Beispiel des Sozialstaats in diesem Heft hat Chr. 
Neusüß diese Problematik aufgegriffen und diskutiert). Dagegen setzt die Ökolo- 
giebewegung eher die gesellschaftliche Dezentralisierung, die kleinen menschenge- 
rechteren Einheiten und die alternative Technologie — aber in welcher gesellschaft- 
lichen Form? Wie soll sich der Zusammenhang zwischen diesen Einheiten im Inland 
und im internationalen Zusammenhang konstituieren, wenn nicht auf eine konkur- 
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renzhafte Form zurückgegriffen werden soll (die Marx ja schon in seiner Polemik 
gegen Proudhon zu Recht radikal kritisierte)? An diesem Punkt dürfte auch die 
Ökologiebewegung früher oder später auf die Frage einer gesellschaftlich notwendi- 
gen Umwälzung der Produktionsweise gelangen und dann auch die Vorstellungen 
einer gesellschaftlichen Veränderung von Teilen der Arbeiterbewegung mitdiskutie- 
ren müssen. (Sowohl gesamtgesellschaftliche Überlegungen im Rahmen des BBU 
als auch die Programmdiskussion in Saarbrücken bei den Grünen haben diese Pro- 
bleme auch aufgegriffen.) 

Arbeiter- und Ökologiebewegung — ein Widerspruch? Allerdings, und dieser 
Widerspruch muß auch ausgetragen werden. Nur: einen unvermittelbaren Gegensatz 
konstituieren diese beiden Bewegungen nicht. 


Der zu diesem Heft mehrfach angekündigte Artikel von Wolfgang Schöller über die Anwendung 
moderner Technologie in den Entwicklungsländern und ihren Folgen muß auf ein späteres Heft 
verschoben werden. Die nächsten beiden Hefte der ProKla werden dem ‚‚Modell Deutschland‘‘ 
gewidmet sein: Heft 40 soll zunächst Analysen und Diskussionen von bundesdeutschen Autoren 
enthalten, in Heft 41 sollen dann Einschätzungen ausländischer Autoren veröffentlicht werden, 
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Harald Glaser 

Die ‚‚friedliche‘“ Nutzung der Atomenergie als Beispiel kapitalistischer 
Technologieentwicklung — Thesen zum Zusammenhang von Kapital- 
entwicklung und Ökologieproblemen 


Einleitung 


Mit dem Thema Atomenergie sind zwei Problemkreise angesprochen, die sich zu- 
nächst getrennt benennen lassen: 

1. Es ist zu klären, welche Beweggründe den Ausbau der Atomenergie bestimmt ha- 
ben und bestimmen. 

2. Die Gefahren dieser Technologie lassen eine optimistische Einstellung gegenüber 
dem „technischen Fortschritt‘ sowie die Trennung zwischen als gesellschaftsneutral 
verstandener Technik und ihrer lediglich auf die Anwendung bezogenen Interessen- 
gebundenheit fragwürdig werden. 

Die Auseinandersetzung um Atomenergie, Umweltzerstörung und Wirtschafts- 
wachstum hat den lange Zeit vorherrschenden Technikoptimismus ins Wanken ge- 
bracht. Die Vorschläge, die von Bürgerinitiativen und Teilen der Alternativbewegung 
vertreten werden, beschränken sich in der Regel auf technische Modelle („alternati- 
ve Technik‘““, Energiesparen), ohne die gesellschaftlichen Bedingungen und Formen 
ihrer Realisierung in Betracht zu ziehen. Oder sie propagieren den Rückzug aus der 
„Industriegesellschaft‘“‘ und können keine Antwort auf die Probleme derjenigen ge- 
ben, die an die industrielle Produktion gebunden sind. Deutlich wird dieses Dilem- 
ma an der Kluft zwischen der Anti-Atom- und Alternativbewegung einerseits und 
den betrieblichen und gewerkschaftlichen Diskussionen um Rationalisierung und 
technische Neuerungen andererseits, ebenso wie am angeblichen Zielkonflikt zwi- 
schen Sicherung von Arbeitsplätzen und qualitativen Ansprüchen an Umwelt und 
Arbeit. j 

Damit Technologie politischer Praxis zugänglich wird, ist es notwendig, ausge- 
hend von den Auswirkungen technischer Entwicklung deren Triebkräfte und grund- 
legende Tendenzen zu ermitteln. An der Funktionsweise einzelner Technologien 
ist die kapitalistische Formbestimmung von Arbeitsmittel und Arbeitsprozß im De- 
tail zu kritisieren. Im vorliegenden Artikel werde ich die Atomtechnik vor dem Hin- 
tergrund der Merkmale kapitalistischer Produktivkraftentwicklung behandeln. 


l. Zunächst zu den Gründen für Herausbildung und Verbreitung dieser Technologie. 
M. Massarrat nennt als Haupttriebkraft die vom betriebswirtschaftlichen Standpunkt 
in naher Zukunft zu erwartenden Kostenvorteile des Atomstroms (Massarrat 1979, 
S. 59). Meines Erachtens können energiepolitische Erwägungen nicht durchgängig, 
nicht unmittelbar und nicht für alle Länder das Interesse an der Atomenergie erklä- 
ren. In der BRD hat das Energieargument, abgesehen von vor allem propagandisti- 
schen Funktionen zu Beginn der Atompolitik, erst mit den Veränderungen im Erd- 

ölsektor ab 1973/74 an Gewicht gewonnen. In der Zeit niedriger Ölpreise konnte 
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Atomstrom als billige und zuverlässige Energiequelle höchstens für die ferne Zukunft 
interessant erscheinen. Auch heute ist der energiepolitische Nutzen der Atomenergie 
bekanntlich umstritten. Ich sehe die vorrangige Ursache für die Entwicklung dieser 
Technologie im Interesse maßgeblicher Kapitalgruppen an Verwertungsmöglichkei- 
ten bei der Herstellung von Atomanlagen. Dabei waren und sind es, je nach Land 
und Zeitpunkt, unterschiedliche Umstände, die Profite im Atomgeschäft erwarten 
ließen. Entsprechend veränderten sich die Interessenkonstellationen. Als Rahmenbe- 
dingungen wirkten das Ausmaß an Konzentration des Kapitals, Umfang und For- 
men staatlich-wirtschaftlicher Verflechtung und Zusammenarbeit, Vorgaben staatli- 
cher Technologiepolitik, militärische Aspekte. In USA und BRD stand die Atom- 
energie von Beginn an im Zeichen der internationalen Konkurrenz. Um die Trieb- 
kräfte der Entwicklung im einzelnen zu erfassen, sind historische Fallstudien erfor- 
derlich (1). 


2. Wie setzen sich die Interessen an der Atomenergie über die Atompolitik durch? 
Wie ist unter der Bedingung generell ungeplanter und nicht planbarer Entwicklung 
der Produktivkraft staatliche Technologiepolitik beschaffen? 

Die Entscheidung für den Leichtwasserreaktor, als Wendepunkt der westdeut- 
schen Atompolitik und Beginn ihrer ersten kommerziellen Phase, macht deutlich, 
wie sich über die Weltmarktkonkurrenz und über kurzfristige Erwägungen der Ak- 
teure die technische Entwicklung gegenüber ihren ‚Planern“ verselbständigt: Der 
„staatlich-atomindustrielle Komplex“ ist nicht als einheitlicher Block zu begreifen, 
ebensowenig, wie sich die westdeutsche Atompolitik durch bewußte, geplante Kon- 
tinuität auszeichnet (was nicht heißt, daß in ihr keine Tendenz zum Ausdruck 
kommt). 

Neben Umständen, die den stofflichen Eigenarten der Atomkraft geschuldet 
sind, lassen sich Bestimmungsmomente feststellen, die für die Technologieentwick- 
lung in der gegenwärtigen Phase des Kapitalismus charakteristisch sind: insbesonde- 
re die Orientierung auf den Weltmarkt und das Zusammenwirken von Staat und Ka- 
pital. Insofern ist die Atomtechnik ein „Prototy neuer Technik“ (2). Diese Bestim- 
mungsmomente erklären nicht nur die Entscheidung für die Atomtechnologie, als 
einer Technologie zur Stromerzeugung, sondern auch die Wahl bestimmter Entwick- 
lungslinien (wie des Leichtwasserreaktors). 


3. Bevor ich darstelle, wie sich in der Atomtechnologie die gesellschaftlichen Bedin- 
gungen ihrer Entstehung niedergeschlagen haben, soll die These erläutert werden, 
daß die kapitalistische Formbestimmung von Technik nicht erst in ihrer Anwendung, 
sondern bereits in der Konstruktion angelegt ist. 


4. Die Atomtechnik wird dabei von drei Seiten betrachtet: 

— Sowohl die Artund Weise, wie Sicherheitsüberlegungen realisiert wurden, als auch 
der Arbeitsprozeß in Atomanlagen lassen Eigenarten kapitalistischer Technikent- 
wicklung erkennen. 

— Das Gefahrenpotential, das die Atomtechnik in sich birgt, veranschaulicht die 
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Möglichkeit eines „Umschlagens von Produktiv- in Destruktivkraft“, wie es in 
der Naturaneignung durch das Kapital grundsätzlich angelegt ist. 

— Die Atomtechnik liefert Beispiele für die Verselbständigung gesellschaftlicher 
Zwecksetzungen zu eigenmächtigen Sachzwängen. 


5. Abschließend werden Schlußfolgerungen bezüglich 

— einer Kritik kapitalistischer Technikentwicklung und Naturaneignung 
— einer Strategie gegen die Atomenergie 

angedeutet. 

Es ist unmöglich, im hier gesetzten Rahmen das Thema auch nur ansatzweise 
in allen seinen Aspekten abzuhandeln. Die Bemerkungen zur Formbestimmung von 
Arbeitsprozeß und Technik bleiben thesenhaft, auf die Naturwissenschaften und 
ihre Funktion bei der Vermittlung der kapitalistischen Zwecksetzung in die Technik- 
form kann ich nicht eingehen. Des weiteren kann ich auch nicht eingehen auf 
— die Bürgerinitiativen, ihre Entstehung, Formen, Vorläufer, Entwicklung, ihre 

Vorschläge zur Energie- und Wachstumspolitik und ihre Rolle im politischen Sy- 
stem der BRD; 
— die Diskussion um alternative Technik; 
-- die Auswirkungen des Exportes von Atomanlagen in Länder der Dritten Welt; 
die westdeutsche Energiepolitik seit den 50er Jahren; 
die Atomenergie in den Ländern des sog. real existierenden Sozialismus. 


| 


1. Zur Entwicklung der Atomtechnologie und -industrie 
1.1. Die zivile Nutzung der Atomenergie in den USA 
1.1.1.Umstände, die das interesse des US-Kapitals an der Atomenergie hervorriefen 


Die Betrachtung der US-Atompolitik verspricht Aufschluß über 
— die Motive, die zur „friedlichen Nutzung der Atomenergie“ führten; 
— die Voraussetzungen der verspätet einsetzenden westdeutschen Bernühungen. 

Die politische und wirtschaftliche Vormachtstellung der USA im Lager der 
Alliierten hatte die Konzentration der militärischen Atomforschung im Manhattan- 
Projekt und die Kontrolle der Verbreitung von Rohstoffen und Know-how durch 
die US-Regierung zur Folge. Die am Manhattan-Projekt beteiligten Unternehmen 
erhofften sich über die Kriegsgewinne hinaus eine günstige Ausgangsposition bei der 
zivilen Nutzung der neuen Technologie. Erste Vorschläge für ein ziviles Reaktorpro- 
gramm unterbreiteten sie 1951, als sich ein Entwicklungsvorsprung Großbritanniens 
beim Bau von Atomkraftwerken abzeichnete. Dieser „‚konnte sich nachteilig auf die 
internationale Konkurrenzfähigkeit der amerikanischen Reaktorindustrie auswirken, 
da in vielen Ländern die Kosten konventioneller Energieerzeugung höher lagen alsin 
den USA und sich hier unerwartete Absatzchancen für Kernkraftwerke eröffneten, die 
noch nicht bis zum höchsten Effizienzgrad ausgereift waren.“ (Rödel 1972, S. 163) 
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Das Interesse der US-Konzerne richtete sich also von Anfang an auf den Welt- 
markt. Durch die Entschärfung der Geheimhaltungsvorschriften nach dem Verlust 
des Atomwaffenmonopols der USA 1952/53 (3) wurden kommerzielle Unterneh- 
mungen erleichtert. In großem Umfang begann die Reaktorentwicklung aber eıst 
Ende der 50er/Anfang der 60er Jahre, als mit dem Ende der Rekonstruktionsphase 
der westeuropäischen Länder der technologische Vorsprung und die Vormachtstel- 
lung der USA in der internationalen Konkurrenz in Gefahr gerieten. Außer den er- 
wähnten Energiekostennachteilen der möglichen Käufer von AKW kamen der US- 
Atomindustrie weitere Umstände zugute: die geographische Verteilung der Rohstof- 
fe, Erfahrungen mit militärischen Atomprojekten, ein hohes staatliches Budget für 
Forschung und Entwicklung. 


1.1.2.Die Durchsetzung der Kapitalinteressen über den staatlichen Lenkungsapparat 


Mit dem Manhattan-Projekt erreicht staatliche Technologiepolitik eine neue Dimen- 
sion; sie betrifft: das Zusammenwirken von Staat, Kapital und Wissenschaft, staatli- 
che Finanzierungsleistungen neuen Umfangs, die Herstellung von Investitions- und 
Absatzmöglichkeiten für private Unternehmen über die Technologieentwicklung im 
öffentlichen Sektor. Den am Manhattan-Projekt beteligten Firmen gelang es, den 
staatlichen Lenkungsapparat und die militärischen Monopolregelungen für ihre Ziele 
zu nutzen: 

l. Auf Grund unzureichender personeller und technischer Ausstattung war die AEC 
(Amerikanische Atomenergiebehörde) faktisch von ihren Vertragsfirmen abhängig. 
Im zuständigen Kongreßausschuß verfügten diese zudem über eine einflußreiche In- 
teressenvertretung. 

2. Ergebnisse der militärischen Atomforschung ließen sich für zivile Vorhaben wei- 
ter verwenden. So konnten General Electric und Westinghouse ihre Erfahrungen mit 
Antriebsaggregaten für Atom-U-Boote für die Entwicklung von Kraftwerksreaktoren 
nutzbar machen. Ihr technischer Vorsprung führte dazu, daß die Atombehörde die 
Reaktorlinien dieser Konzerne favorisierte und alternative Konzepte aufgab. Dank 
solcher Entwicklungsvorsprünge und ihrer Einbindung in militärische Geheimpro- 
jekte gelang es den Vertragsfirmen, auch nach der Lockerung des staatlichen Mono- 
pols ihre Vormachtstellung im Atomgeschäft zu behaupten. 

3. Staatliche Subventionen sowie die Übernahme der neuen Technologie durch die 
öffentlichen Elektrizitätsversorgungsunternehmen (EVU) veranlaßten auch die pri- 
vaten EVU zur finanziellen Beteiligung an Versuchsreaktoren, obwohl AKW keine 
sicheren Kostenvorteile versprachen und außerdem die vorzeitige Entwertung der 
konventionellen Anlagen zu befürchten stand. Zwecks Risikominderung entschie- 
den sich die EVU für die Reaktorlinien von GE und Westinghouse. 

4. Auf dem Weltmarkt zielte die US-Atompolitik zum einen auf die Erschließung 
von Exportmärkten, was eine gewisse Kooperation mit den Handelspartnern erfor- 
derte, zum anderen auf die Sicherung des eigenen (militärischen und wirtschaftli- 
chen) Konkurrenzvorsprungs. Die Verbindung von militärischen Zielen und kom- 
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merziellen Interessen wird an der Brennstoffexportpolitik der AEC deutlich: Über 
den Export von angereichertem Uran zu extrem niedrigen Preisen förderte die AEC 
die internationale Verbreitung des von den US-Konzernen entwickelten Leichtwas- 
serreaktors (LWR), gewährleistete den Absatz der Uran-Bergwerksgesellschaften 
und hielt die militärisch bedeutsamen Anreicherungsanlagen in Betrieb. Da die 
Eigenerzeugung von angereichertem Uran bei den billigen Importen nicht lohnte, 
blieben die Abnehmerländer von US-Brennstofflieferungen abhängig und damit wirt- 
schaftlich und politisch unter Kontrolle. Diese Strategie blieb längere Zeit erfolg- 
reich, 


1.2. Die Ausgangslage der westdeutschen Atompolitik 


In der BRD kam die Initiative zur Entwicklung der Atomenergie von „‚der Wirtschaft“. 
Militärische Erwägungen spielten, wenn überhaupt, nur eine Nebenrolle (vgl. Deub- 
ner 1977, S. 100; Kitschelt 1979, S. 602; Prüß 1974, S. 24); auch konnte nicht an 
militärische Erfahrungen angeknüpft werden. Anders als in Frankreich gab es in der 
BRD Kapitalgruppen, die eine Atompolitik einleiten und ihre Richtung bestimmen 
konnten. 


1.2.1. Allgemeine wirtschaftliche Ausgangsbedingungen 


1. Mit dem Übergang von der extensiven zur intensiven Kapitalakkumulation gewan- 
nen neue Produktionstechniken zentrale Bedeutung für die Steigerung der Arbeits- 
produktivität. Im privatwirtschaftlichen wie im öffentlichen Sektor wurde die wis- 
senschaftlich-technische Forschung vorangetrieben. Die ausgeprägte Exportorientie- 
rung der westdeutschen Industrie erforderte zügige Reaktionen auf internationale 
Tendenzen der Technologieentwicklung und verstärkte den Zwang zur technischen 
Innovation. Obwohl die „technologische Lücke“ zwischen BRD und USA schon 
länger bestand, begann sie erst zu dem Zeitpunkt die Konkurrenzfähigkeit des west- 
deutschen Kapitals zu beeinträchtigen, als mit dem Ende der Wiederaufbauphase die 
außergewöhnlich günstigen Verwertungsbedingungen der Nachkriegszeit verschwan- 
den. Voll zum Tragen kamen diese Veränderungen mit der Krise 1957/58. In den 
exportorientierten Industriezweigen zeichneten sie sich seit Anfang der 50er Jahre 
ab und veranlaßten schon damals technische Neuerungen größeren Umfangs. Inso- 
fern ist die Entscheidung für die Atomenergie, obwohl sie vor der Krise 1957/58 
feststand, als Ausdruck der veränderten Verwertungsbedingungen zu begreifen. 

2. Mitte der 50er Jahre wurden Stimmen laut, die von einer drohenden „Ener- 
gielücke‘“ sprachen: Als Folge wachsenden Energieverbrauchs war 1955 auf dem 
Höhepunkt des Konjunkturaufschwungs Knappheit an Steinkohle eingetreten. Koh- 
le- und Erdölimporte belasteten die Zahlungsbilanz. Die Konkurrenzvorteile der 
Atomenergie gegenüber Kohlenstoffenergien wurden zu dieser Zeit äußerst optimi- 
stisch beurteilt. 
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Berücksichtigt man die konjunkturellen Ursachen der Kohleknappheit und 
den damals noch geringen Anteil des Erdöls an der Energieversorgung, läßt sich fest- 
stellen, daß im Zeitraum, als sich die Entscheidung für die Atomenergie herausbilde- 
te (1954 - 56), keine längerfristige Energielücke bestand oder vorauszusehen war. 
Zudem konnte, abgesehen von den begrenzten Substitutionsmöglichkeiten Atom- 
energie — Kohle, miteiner wirtschaftlichen Erzeugung von Atomstrom erst für Ende 
der 60er Jahre gerechnet werden. Von daher war auch bezüglich der Energiekosten- 
nachteile gegenüber USA und Großbritannien von der Atomenergie vorerst keine 
Lösung zu erwarten. 

Wenn es auch keine Energielücke gab, so war die Wirkung des Energiearguments 
auf die Meinungs- und Interessenbildung doch keineswegs unerheblich. Die Verbin- 
dung von Energiemangelprognosen mit optimistischen Einschätzungen der Atom- 
energie traf aufein Konglomerat von Interessen der EVU (an günstigen Produktions- 
möglichkeiten), der Wirtschaft allgemein (an billiger Energie) und des Staates (an 
Wirtschaftswachstum zwecks politischer Stabilität). Die Produzenten von AKWs 
und der betreffenden Hilfsstoffe und -leistungen konnten sich profitträchtige Anla- 
gemöglichkeiten ausrechnen (vgl. Deubner 1977, S. 14 ff., Prüß 1974, S. 33). 


1.2.2.Die Interessenkonstellation um die Atomenergie 


Unter den Industriezweigen, die mit der Atomenergie zu tun haben, lassen sich 

drei Gruppen unterscheiden: 

1.) die Hersteller von Investitionsgütern und Grundstoffen, der sog. moderne Sek- 
tor: chemische, elektrotechnische; Maschinenbau- und Nichteisenmetallindustrie; 

2.) die Elektrizitätsversorgungsunternehmen; 

3.) die traditionellen Primärenergieproduzenten: Kohle und Erdöl. 

1. Die führenden Firmen der ersten Gruppe waren seit Beginn der 50er Jahre 
in starkem Maße weltmarktabhängig; die technische Überlegenheit der US-Konkur- 
renz hatte die Kraftwerkshersteller zur Aufnahme von Lizenzen gezwungen, Mit der 
Atomtechnik drohte sich der amerikanische Wettbewerbsvorsprung, der durch die 
staatliche Technologiepolitik in den USA gefördert wurde, weiter zu vergrößern. 
Trotz grundsätzlichem Interesse an der Atomenergie hielten sich elektrotechnische 
und Maschinenbauindustrie zunächst zurück. Dabei spielte der hohe Aufwand an 
fixem Kapital bei hohem Risiko und langer Umschlagszeit ebenso eine Rolle wie das 
Fehlen zusätzlicher Märkte und die ‚‚interindustrielle Konkurrenz zwischen den 
Kraftwerksausrüstungsherstellern um die technologische Dominanz über die neue 
Technologie‘ (Maschinen- und Kesselbau gegen Elektrotechnik) (Deubner 1977, 8. 
19). Unmittelbar interessiert war dagegen die chemische Industrie. Da ihre Produkte 
Voraussetzungen für Errichtung und Betrieb von Atomreaktoren bilden, konnte sie 
damit rechnen, daß sich ihre Investitionen in kurzer Zeit auszahlen würden. 


Hinzu kamen: 
— das Interesse der Chemiekonzerne (als größte Elektrizitätsverbraucher) an billiger 
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Energie; 
— Aussichten auf den Einstieg in den Elektrizitätssektor über die Beteiligung am 
Brennstoffzyklus; ! 
— Möglichkeiten zur Verbesserung und rationelleren Herstellung von Chemiepro- 
dukten mittels nuklearer Techniken. 
Zudem sah sich auch die chemische Industrie dem Weltmarktvorsprung der 
US-Konkurtenz ausgesetzt. 


2. Die großen E’VU versprachen sich von der Atomenergie die Festigung ihrer Mo- 
nopolstellung, wollten jedoch abwarten, bis die wirtschaftliche Stromerzeugung mit 
AKW gesichertsei und „vermeiden, daß ein baldiges massives staatliches Atomstrom- 
programm durch finanzielle Hilfen an eine größere Zahl mittlerer EVU's ihren eige- 
nen Startvorteil auf diesem Gebiet nivellieren und sie darüber hinaus zu ungewollter 
Kapitalvernichtung bei ihren Kohleinteressen und bei ihren großen konventionellen 
Stromerzeugungskapazitäten zwingen würde‘‘ (Deubner 1977, S. 26). Daß die 
Konzerne der ersten Gruppe und unter ihnen vor allem die Chemieunternehmen ihr 
Interesse an rascher staatlicher Förderung der Atomenergie gegen Elektrizitätswirt- 
schaft und Steinkohlebergbau durchsetzen konnten, erklärt sich aus ihrer wirtschaft- 
lichen Machtposition als Wachstumsindustrien, wobei ihnen die geschwächte Stel- 
lung des Steinkohlebergbaus zugute kam (vgl. ebd., S. 78). 


1.2.3. Internationale Rahmenbedingungen 


Die internationalen Bedingungen, die die westdeutsche Atompolitik vorfand, waren 

restriktiver Natur: 

— In Westeuropa und weltweit wurde versucht, die nationalen Atomanstrengungen 
internationalen Beschränkungen zu unterwerfen (vgl. dazu näher Deubner 1977, 
s.5f.). 

— Die westdeutsche Atomforschung war abhängig von ausländischen Lieferungen 
von Rohstoffen, Technologie und technischen Kenntnissen. 

Von daher erwies sich Zusammenarbeit mit ausländischen Unternehmen als 
unerläßlich. Die amerikanische Brennstoffpolitik, die privatwirtschaftliche Struktur 
der US-Atomindustrie mit hohem Grad an Konzentration/Zentralisation sowie die 
französischen und britischen Reaktorentscheidungen, die von militärischen Absich- 
ten geleitet wurden (vgl. ebd.,S. 9 und 11), trugen dazu bei, daß als Partner der Zu- 
sammenarbeit nur US-Firmen in Frage kamen. Über Kartelle und Kooperationsver- 
einbarungen bestanden traditionelle Verbindungen zwischen deutschen und amerika- 
nischen Firmen. Schließlich sprachen die politischen Optionen der Bundesregierung 
für eine Anlehnung an die USA auch im wirtschaftlichen Bereich. 

Den US-Firmen bot Westeuropa die besten Absatzmöglichkeiten für Atoman- 
lagen und zugleich, wegen der Kostennachteile konventioneller Energieerzeugung, 
eine Art Testfeld für ihre Leistungsreaktoren, Innerhalb Westeuropas stand ihnen als 
großer und industrialisierter Markt nur die Bundesrepublik offen; im Unterschied zu 
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Frankreich und Großbritannien fanden sie hier die entsprechenden Geschäftspart- 
ner, eine privatwirtschaftlich bestimmte Atomindustrie und Sicherheit vor Verstaat- 
lichungen. Die am Atomgeschäft beteiligten Firmen in BRD und USA verfolgten 
weitgehend vereinbare und sich ergänzende Ziele. Dennoch gab es in der Anfangs- 
phase der westdeutschen Atompolitik auch Bemühungen, die Abhängigkeit von den 
USA zu überwinden: in diese Richtung zielten die Planung von Natururanreaktoren 
sowie Anstrengungen, unabhängig von US-Lieferungen an Rohstoffe heranzukom- 
men (vgl. Deubner 1977, S. 64, Radkau 1978, S. 204 f.). 


1.3. Die westdeutsche Atomenergieentwicklung — 
Die Entstehung des ‚politisch-atomwirtschaftlichen Komplexes“ 
1.3.1.Der Anfang staatlicher Atompolitik 


‚1954 gründeten die an der Atomenergie interessierten Unternehmen die „Physikali- 
sche Studiengesellschaft“; sie finanzierte wissenschaftliche Arbeiten und gab die 
„entscheidenden Initiativen zum Aufbau einer Atomwirtschaft“ (4). 

Voraussetzung westdeutscher Atompolitik war neben dem Erlöschen der alli- 
ierten Vorbehaltsrechte und dem durch das Zusammenspiel von „Energielücke‘“ und 
Atomeuphorie ausgelösten Interesse an dieser Technologie vor allem die Organisie- 
rung und Durchsetzung derjenigen Kapitalgruppen, die nach staatlicher Förderung 
verlangten. Die drohende Einstellung der US-Brennstofflieferungen (5), der west- 
deutsche Rückstand in der Atomforschung und die Tatsache, daß mit dem Nachlas- 
sen der Kohleknappheit die günstige Stimmung für die Atomenergie schwand, ließ 
diese Kapitalgruppen gegen Ende des Jahres 1955 verstärkt auf eine Entscheidung 
der Bundesregierung drängen. Ihrem Wunsch nach einem Verhandlungspartner im 
Kabinettsrang wurde mit der Einrichtung des Bundesministeriums für Atomfragen 
(BMAt) im Oktober 1955 entsprochen. Die institutionelle Trennung der Atom- von 
der Energiepolitik (sie verblieb im Wirtschaftsministerium) verbesserte ihre Einfluß- 
möglichkeiten gegenüber den EVU. Regierung und beteiligte Unternehmen einigten 
sich auf eine-Aufgabenverteilung, die dem Staat die Herstellung und Sicherung der 
rechtlichen, finanziellen, wissenschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen 
(vgl. Prüß 1974, S. 39 f.) übertrug, wohingegen die konzeptionellen Aufgaben der 
Industrie überlassen blieben. Die Leitung der Atompolitik lag faktisch bei der Deut- 
schen Atomkommission (DAtK); offiziell als „Beratungsorgan‘‘ des Ministeriums ge- 
schaffen, vereinigte sie „unter deutlicher Dominanz des großindustriellen Einflusses 
in den wichtigsten Bereichen ... alle für den Aufbau einer Atomwirtschaft relevan- 
ten und am Atomgeschäft interessierten Kreise‘ (ebd., S. 41). 


1.3.2. Die Entscheidung für den Leichtwasserreaktor und die ‚Wende‘ in der Atom- 
politik 


Ein erster Versuch zur Koordination der Atompolitik wurde mit dem Eltviller Pro- 
gramm (1957) unternonmen. „Das Programm war kaum mehr als eine Festschrei- 
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bung von Projekten, die von der deutschen Industrie ohnehin schon in Angriff ge- 
nommen wurden ... * (Radkau 1978, S. 201). Es spiegelte die Konkurrenzverhält- 
nisse unter den Reaktorherstellern wider: die vorgesehene Entwicklung von fünf Re- 
aktorlinien entsprach den fünf beteiligten Konzemen. Nachdem die 2. Genfer Atom- 
konferenz (September 1958) den westdeutschen Rückstand für alle Beteiligten deut- 
lich gemacht hatte, begann eine Kurskorrektur in der Atompolitik, die sich program- 
matisch im 2. Atomprogramm .(AtP) 1963 niederschlug und ihren Abschluß in der 
Durchsetzung der LWR -Linie fand. Sie beinhaltet: 

1. Ausdehnung der staatlichen Finanzierung. Bereits das Eltviller Programm 
hatte eine Darlehensbeteiligung des Bundes an der Reaktorentwicklung vorgesehen, 
die den Verzicht auf Rückzahlung bei Mißlingen des Projektes einschloß. Auf Drän- 
gen der Industrie wurden 1959 zusätzliche Investitionshilfen für Versuchskraftwer- 
ke sowie Unterstützung für Zuliefer- und Hilfsindustrien zugesagt. Im 2. AtP heißt 
es: „Bei Prototyp-Reaktoren und Zusatzanlagen kann es notwendig sein, daß, ähn- 
lich wie in anderen Ländern, die Investitionskosten voll durch die öffentliche Hand 
übernommen und daß auch bei ihrem Betrieb privatwirtschaftliche Unternehmen 
nur in einem zumutbaren Umfang herangezogen werden.‘ (2. Atomprogramm, S$. 
173) 

2. Verstärkte Koordinationsbemühungen. In dem Maße, wie mit der Befriedi- 
gung des Nachholbedarfs (an Fachkräften und an Geräten für Ausbildung und For- 
schung) die angewandte Forschung und Entwicklung vorrangig wurde, erwies sich 
die starke Konkurrenz unter den Reaktorherstellern als hinderlich, 

Um die konkurrierenden Interessen schon im Vorfeld der DAtK auszugleichen, 
wurde 1959 aus den vier wichtigsten Vereinigungen der Atomwirtschaft das Deut- 
sche Atomforum (DAtF) gebildet. Offenbar drängte das BMAt angesichts der erhöh- 
ten Finanzbeteiligung auf bessere Koordination. Aber noch 1961 scheiterte eine 
Anregung des Ministeriums für ein gemeinsames Forschungsprogramm aller Reaktor- 
baufirmen an deren Einzelinteressen. Erst das 2, AtP versuchte, „erstmals alle Berei- 
che — Forschung, Entwicklung, Bau und Betrieb von Versuchsanlagen und Prototyp- 
Kernkraftwerken — in einem einheitlichen programmatischen Zusammenhang zu 
entwickeln.‘ (Prüß 1974, S. 76) 

3. Abkehr vom Experimentierstadium und Übergang zum Bau von Leistungs- 
kraftwerken. Um möglichst rasch auf dem Markt einzusteigen, mußte das Experi- 
mentierstadium zugunsten des Baus von Leistungskraftwerken verlassen werden (vgl. 
Radkau 1978, S. 204 f.). Dazu waren Aufträge von EVU notwendig, In deren Ren- 
tabilitätsberechnungen standen die Anlagekosten im Vordergrund; die Brennstoff- 
kosten fielen bei den niedrigen Preisen für angereichertes Uran weniger ins Gewicht. 
Das Interesse der EVU an niedrigen Anlagekosten traf sich mit dem Wunsch der Re- 
aktorhersteller, möglichst bald und ohne größere Aufwendungen für Forschung und 
Entwicklung Leistungskraftwerke zu errichten. Auch von staatlicher Seite bestand 
wenig Neigung, den Übergang zu Leistungsreaktoren mit größeren Zuwendungen zu 
unterstützen. Dies umso weniger, als sich mit dem AKW Grundremmingen (1962) 
eine Finanzierungsweise mit hohem staatlichem Anteil (das sog. Grundremminger 
Modell) durchgesetzt hatte (ebd., S. 212). 
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Die geschilderten Erwägungen sprachen für die Übernahme der in den USA er- 
probten LWR-Linie. Gegenüber weniger weit gediehenen Reaktorlinien versprach sie 
schnelle kommerzielle Nutzung bei relativ geringen Aufwendungen. Dazu kam, daß 
der LWR von AEG und Siemens (als Lizenznehmer von GE und Westinghouse), den 
führenden Unternehmen der westdeutschen Atomindustrie, vertreten wurde. 

Die Entscheidung für den LWR kann weder als Ausdruck einer bewußten und 
längerfristig geplanten technologischen Strategie noch als automatische Anpassung 
an US-Entwicklungen verstanden werden. Sie ist eher im Sinne eines gleichsam na- 
turwüchsigen Vorgangs zusehen. Nach Aussage der Fachkommission „Kerntechnik‘““ 
und des Arbeitskreises ‚„‚Kernreaktoren‘ der DAtK sollte der Bau von LWR lediglich 
der „Überwindung von Anfangsschwierigkeiten“ (zitiert nach Radkau 1978, S. 211) 
dienen. Tatsächlich wurden die kurzfristigen finanziellen Beweggründe von EVU, 
Reaktorherstellern und Staat sowie die Konkurrenzverhältnisse in der deutschen 
Atomindustrie jedoch richtungsweisend für die weitere technische Entwicklung. 
Dies, während sich die sicherheitspolitischen und längerfristig auch ökonomische 
Nachteile des LWR bereits absehen ließen (vgl. näher dazu ebd., S. 208 f.). Die Ver- 
breitung des LWR veranschaulicht ein Phänomen, das als „partielle Modernisierung“ 
bezeichnet wird: Aus Erwägungen betriebswirtschaftlicher Rentabilität (Risiko und 
Höhe von Investitionen) werden mit dem Rückgriff auf traditionelle und ‚erprobte‘ 
Technologien neue und auf längere Sicht (im weitesten Sinne) bessere Lösungen 
blockiert (6). 


1.3.3. Tendenzen in Atompolitik und -industrie 


1. „Als Gesamtbild zeichnet sich in den 1960er Jahren eine Scherenentwicklung ab 
zwischen der wachsenden industriellen Nutzung der Kernenergie einerseits und der 
sich zunehmend auflösenden Kontrolle dieser Entwicklung durch all jene Instanzen, 
die man zusammengenommen als ‚die Gesellschaft‘ bezeichnen kann, andererseits.“ 
(Radkau 1978, S. 217) In den Nachfolgegremien des BMAt und des Bundestagsaus- 
schusses für Atomenergie und Wasserwirtschaft, die 1962 bzw. 1965 aufgelöst wur- 
den, rangierte die Atomenergie nur noch als ein Aufgabenbereich unter anderen. 
Mit der Entscheidung für den LWR wurde die keineswegs ausgetragene Diskussion 
über die verschiedenen Reaktorlinien abgebrochen. Auch die ungeklärten Sicher- 
heitsfragen fanden kaum noch Beachtung (7). 

Erst die Anti-Atom-Bewegung, die mit dem Beginn der kommerziellen Atom- 
stromerzeugung in großem Maßstab entstand, hat die Atomenergie wieder ins Blick- 
feld der Öffentlichkeit gerückt. Ein wesentlicher Unterschied zum öffentlichen In- 
teresse in den 50er Jahren besteht darin, daß die Risiken der „friedlichen“ Nutzung 
der Atomenergie nun erstmals eine Aufmerksamkeit finden, die über die sogenann- 
te Fachöffentlichkeit hinausreicht. 

2. Mit dem Bau von Leistungskraftwerken ging die Entwicklung der ersten 
Reaktorgeneration (nun weitgehend identisch mit der Weiterentwicklung des LWR) 
in industrielle Regie über, während sich die Kermforschungszentren auf Zukunfts- 
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projekte konzentrierten, „die den industriellen Reaktorentwicklungen nicht ins Ge- 
hege kamen, der Industrie allerdings lukrative Auftragsarbeiten versprachen“ (ebd., 
S. 221). Reaktorlinien, die an den LWR hätten anknüpfen können (wie der Bampf- 
brüter(, wurden nicht weiterverfolgt und statt dessen Projekte in Angriff genommen, 
die erst in ferner Zukunft (wenn überhaupt) verwertbare Ergebnisse erwarten lassen. 
Während die Industrie ihre finanzielle Beteiligung an den Kernforschungszentren zu- - 
rückzog, fand seit dem „kommerziellen Durchbruch“ der größte Anstieg der staatli- 
chen Forderung statt (8). 

3. Die Rückschläge der westdeutschen Atompolitik Ende der 50er Jahre lös- 
ten einen Konzentrations-und Zentralisationsprozeß aus, aus dem AEG und Siemens 
gestärkt hervorgingen. Auf Grund ihrer führenden Position schon vor Eintritt in das 
Atomgeschäft und ihren Verbindungen zu den stärksten und technologisch fortge- 
schrittensten Unternehmen der US-Atomindustrie konnten sie am ehesten den An- 
forderungen einer kommerziellen Reaktorentwicklung genügen. Die Entscheidungen 
für den LWR war Ausdruck dieser Situation und festigte sie zugleich. 

Seit dem „Marktdurchbruch“ der Atomenergie setzen sich die Konzentrations- 
und Zentralisationstendenzen fort. 1969 vereinigten AEG und Siemens ihr AKW-Ge- 
schäft in der Kraftwerks-Union (KWU). „Die Kooperation bedeutete nach einem 
zeitgenössischen Kommentar eine ‚Vernunftehe angesichts des mörderischen Preis- 
kampfes auf dem Weltmarkt‘. Zweitens sollte eine Art Kartell für den inneren Markt 
errichtet werden; tatsächlich setzten Siemens und AEG nach Gründung der KWU 
die Preise für Kernkraftwerke um 35 % herauf. Drittens spielte der Ausgang der De- 
batte über die Schnellbrüter-Konzeption eine Rolle.“ (Der Volkswirt, zitiert nach 
Moldenhauer 1975, S. 1100) Nach den Verlusten mit dem AKW Würgassen überließ 
AEG die KWU der Siemens-AG. 

Bei extrem kostspieligen und risikoreichen Vorhaben gewinnen die Kapital- 
verbindungen internationale Dimensionen in Form supranationaler Firmen (z. B. 
bei Schnellbrüter, Hochtemperaturreaktor und Wiederaufbereitungstechnologie). 

4. Mit dem Eintrittin den Weltmarkt änderte sich das Verhältnis der westdeut- 
schen Reaktorhersteller zu ihren amerikanischen Lizenzgebern. AEG und Siemens 
lösten ihre Verbindungen zu den US-Konzernen, das amerikanische Kapital wurde 
aus dem westdeutschen Reaktorbau und Brennstoffzyklus verdrängt. Auf dem Welt- 
markt kämpfen amerikanische, westdeutsche und zunehmend auch französische Re- 
aktorhersteller um die Neuverteilung der Anteile. Hier nimmt die KWU seit 1975 
den fünften Platz ein. 

Allgemein läßt sich feststellen, daß internationale Zusammenarbeit hinter na- 
tionalen Strategien zurücktritt, sobald sie mit der kommeiziellen Ausreifung des 
Produktes den nationalen Kapitalen entbehrlich bzw. hinderlich wird. 

5. Der Umfang staatlicher Aufgaben nahm im Laufe der Atomenergieentwick- 
lung ständig zu. Das betrifft sowohl die finanzielle Beteiligung (als Subventionen 
oder Finanzbeteiligung an gemischten Firmen und dergleichen) als auch die Über- 
nahme von Vor-, Rand- und Folgeleistungen, die sich nicht oder noch nicht kom- 
merziell erbringen lassen. Eine wesentliche Ursache dieser Tendenz liegt darin, daß 
die tatsächliche Kostenentwicklung die Erwartungen sowie die Bereitschaft bzw. 
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Fähigkeit der beteiligten Privatfirmen überstieg (9). 

Mit der Atomenergie bildete sich eine staatliche Technologiepolitik heraus, 
die mittels technologischer Vorsprünge auf Konkurrenzvorteile für einheimische Ka- 
pitale auf dem Weltmarkt zielt (10). Daß diesem Bestreben in der Realität keine wi- 
derspruchsfreie einheitliche Strategie von Staat und Wirtschaft entspricht, hat die 
Betrachtung der Atompolitik deutlich gemacht. 


1.4. Das Interesse an der Atomenergie: 
Zum Stellenwert von kostengünstiger Energie und Weltmarkt 


Es ist nun zu fragen, welche Bedeutung dem Energieaspekt für die Entwicklung der 
Atomtechnik zukommt. 

1. Kostengünstige Energie ist für das Kapital von zentraler Bedeutung: steigen- 
de Preise für gleiche Energiemengen erhöhen den Anteil des konstanten Kapitals an 
der Gesamtanlage, ohne daß damit Steigerungen der Arbeitsproduktivität einhergin- 
gen. Als Folge sinkt die Profitrate. Das Interesse an der Atomenergie entstand und 
enwickelte sichim Zusammenhang mit aktuellen oder vorausgesagten Energiekosten- 
steigerungen. Die westeuropäischen Kostennachteile bei konventionellen Energieträ- 
gern begründeten, vermittelt über den Weltmarkt, den Aufbau der Atomenergie in 
den USA. Die britischen Atompläne folgten der jeweiligen Kostenlage im Energie- 
sektor (Mez 1976, S. 135 f.). Seit der sogenannten Ölkrise wird die Atomenergie 
zunehmend als preiswerte und verläßliche Energiequelle propagiert. Die Energiepro- 
blematik, wie sie heute zu jeder passenden und unpassenden Gelegenheit beschwo- 
ren wird, ist aber erst jüngeren Ursprungs: in den 60er Jahren lag das Energiepreis- 
niveau so niedrig, daß die relativen Kostennachteile der BRD-Wirtschaft gegenüber 
den USA die Expansion der exportorientierten energieintensiven Industrien (vor al- 
lem Chemie und Eisenindustrie) nicht behinderten (11). In ihren Anfängen verfolg- 
te die westdeutsche Atomp olitik auch nicht ausschließlich das Ziel rentabler Strom- 
erzeugung: neben weltmarktbezogenen Überlegungen wurde an Verwendungsmög- 
lichkeiten beim Schiffsantrieb und in der chemischen Produktion gedacht (12). Von 
Energiepolitik im eigentlichen Sinne kann überhaupt erst ab 1973/74 die Rede sein 
(13). 

2. Gegen Versuche, eine aktuelle oder künftige Notwendigkeit der Atomener- 
gie aus energiepolitischen Erwägungen zu begründen, ist folgendes einzuwenden: 

— Die Berechnungen, mit denen die Kostengünstigkeit von Atomstrom belegt wer- 
den soll, beinhalten Unsicherheiten bezüglich der Entwicklung der Rohstoffprei- 
se und damit der Stromerzeugungskosten bei unterschiedlichen Technologien; der 
Möglichkeiten zur. Energieerzeugung mit neuen Technologien, deren Rentabilität 
von den beiden vorgenannten Faktoren mitbestimmt wird (14). 
— Auch die krisensichere Rohstoffversorgung ist anzuzweifeln; es gibt keine zwin- 
genden Gründe, welche die Uranlieferanten an kartellartigen Zusammenschlüssen 
hindern könnten; auch beginnen die multinationalen Ölkonzerne, im Urangeschäft 
tätig zu werden. Was den Schnellen Brutreaktor angeht, so wird relative Unabhän- 
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gigkeit von Rohstoffimporten mit Problemen der Sicherheit und Abfallbeseitigung 

sowie hohen Entwicklungskosten erkauft. 

— Die hohen Investitionskosten für Atomanlagen erhöhen die Kapitalintensität. 
Vor diesem Hintergrund ist von der Atomenergie keine Lösung für Energieko- 

stennachteile des BRD-Kapitals gegenüber seinen ausländischen Konkurrenten zu 

erwarten. 

— Um Handlungs- und Entscheidungsspielräume abzuschätzen, ist eine Unterschei- 
dung notwendig zwischen: (a) Bedürfnissen: Zu welchen Zwecken und in wel- 

chen Bereichen wird Energie benötigt? Wo kann darauf verzichtet werden? (b) Ener- 

giebedarf (c) Strombedarf; beides ist nicht gleichzusetzen, z. B. muß nicht notwen- 

dig elektrisch geheizt werden; (d) Technologie (näher: Ulrich 1978). 

Vor diesem Hintergrund läßt sich nicht mit Sicherheit und vor allem nicht auf 
längere Sicht voraussehen, in welchem Maße aus dem Verzicht auf Atomenergie 
Energiekostennachteile oder gar Energielücken entstehen könnten, Soweit sich die 
Diskussion auf der Ebene einer kurzschlüssigen Koppelung Bedürfnisse — Technolo- 
gie bewegt, ist sie Ausdruck der Verselbständigung gesellschaftlicher Zwecksetzun- 
gen zu scheinbaren Sachzwängen. Die Mystifikation von Technik in den Köpfen 
entspricht der Bewußtlosigkeit, in der sich die reale Entwicklung vollzieht. 

3. Die Gebrauchseigenschaft der Atomtechnik als Mittel zur Stromgewinnung 
ist nur bedingt und vermittelt Voraussetzung dafür, daß sich das in ihrer Produktion 
angelegte Kapital verwertet: 

— Die Orientierung auf den Weltmarkt erlaubt eine Ablösung vom inländischen 
Strombedarf. Bei einigen Kunden treten Kriterien wirtschaftlicher Stromgewin- 

nung hinter militärischen Zielen zurick. 

— Die staatliche Beteiligung und die spezifischen Strukturen der Elektrizitätsversor- 
gungsbranche schränken die Wirksamkeit der Rentabilitätskriterien ein, denen 

technische Projekte in rein privatwirtschaftlicher Regie unterliegen (Die Spaltung ..., 

1977,S.42 ff.). Nun zur Bedeutung des Weltmarktes. 


1. „In der Bundesrepublik Deutschland stehen Fertigungskapazitäten zur Verfü- 
gung, die den gleichzeitigen Bau von über 6 Kernkraftwerken mit einer Leistung von 
je 1300 Megawatt ermöglichen. Eine derartig hohe Produktionskapazität der Kern- 
kraftwerkshersteller ist notwendig, um mit der kerntechnischen Entwicklung Schritt 
zu halten, rationell zu produzieren und preiswert anbieten zu können, Da der deut- 
sche Markt zu klein ist, um die gesamte Produktion der deutschen Kernkraftwerks- 
hesteller aufnehmen zu können, läßt sich diese Produktionskapazität nur durch zu- 
sätzliche Auslandsaufträge auslasten.“ (Zur friedlichen Nutzung ... , 1977,S. 432) 
2. In der gegenwärtigen konjunkturellen Situation ist die exportabhängige 
deutsche Industrie in besonderem Maße auf technologische Monopole auf dem Welt- 
markt angewiesen. Eine fortgeschrittene und in schnellem Entwicklungstempo be- 
griffene Technik wie die Atomtechnik gewinnt dabei herausragende Bedeutung (15). 
3. Der Export von Atomanlagen steht in Zusammenhang mit Industrialisie- 
rungsprozessen in Ländern der Dritten Welt. Der Reaktorexport leitet Elektrifizie- 
rungsprojekte ein und bereitet die entsprechenden Anschlußaufträge vor. Die hohen 
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Investitionskosten bringen die Käufer in Abhängigkeit von den Lieferfirmen und 
Banken der Herstellerländer und bieten diesen Möglichkeiten zum Kapitalexport 
(vgl. Die Spaltung ... , 1977, S. 47 ff.). 

4. Die Exportstrategie der westdeutschen Atomindustrie verbindet die Nut- 
zung von Konkurrenzvorteilen mit dem Ausgleich spezifischer Konkurrenznachtei- 
le. Eine entscheidende Schwäche liegt im Mangel an eigenen Uranvorkommen und 
der darin begründeten Abhängigkeit von Brennstoffimporten. Dagegen ist die west- 
deutsche Atomindustrie in der Lage, die technischen Anlagen zur Durchführung des 
Brennstoffzyklus herzustellen. Ländern mit eigenen Rohstoffvorkommen wird es 
über den Erwerb dieser Anlagen möglich, den gesamten Prozeß von der Urananrei- 
cherung bis zur Wiederaufbereitung selbst vorzunehmen. Am Beispiel des Brasilien- 
geschäftes werden die Vorzüge dieser Strategie für die BRD-Exporteure deutlich: 
Durch die Lieferung des kompletten Atomenergieversorgungszyklus nahm das Ge- 
schäft beträchtlichen Umfang an. Die amerikanische Konkurrenz wurde ausgeboo- 
tet, da die USA, vorwiegend aus politischen Gründen, den Export von Verfahren 
zur Brennelementeherstellung und Wiederaufbereitung ablehnen, Brasilien aber 
Wert auf den militärisch bedeutsamen Brennstoffzyklus legte (ebd.). 

Was über den Beitrag der Atomenergie zur Stromversorgung ausgeführt wur- 
de, spricht ebenso wie der Stellenwert des Exportes für die Einschätzung, daß die 
Bedeutung der Atomtechnologie für das westdeutsche (wie für das US-)Kapital vor- 
rangig in den Absatzmöglichkeiten auf dem Weltmarkt zu sehen ist. Die Durchset- 
zung der Atomenergie im Inland soll in erster Linie, wenn auch nicht ausschließlich, 
diese Absatzmöglichkeiten vorbereiten. Das maßgebliche Interesse an der Atom- 
energie liegt bei jenen Firmen, die Atomanlagen herstellen und unter denen sich die 
bedeutendsten Konzerne der BRD befinden. Wirtschaftswachstum im Zusammen- 
hang mit Atomenergie meint von daher weniger die optimale Energieversorgung als 
das Wachstum der „Schlüsselbranche‘‘ Atomindustrie. Durch technologische Neu- 
erungen und Verbesserungen sowie den Umfang der Projekte bietet die Atomtech- 
nik profitträchtige Anlagemöglichkeiten mit Ausstrahlung auf eine Vielzahl von 
Wirtschaftszweigen (Zur friedlichen Nutzung ... , 1977, 8.431). Auf Grund der Ver- 
wertungseffekte, die vom Atomgeschäft ausgehen, ‚war es in der Bundesrepublik 
bis in die siebziger Jahre hinein möglich, die Interessen der Elektrotechnik und des. 
Maschinenbaus als Erbauer von Reaktoren und Brennstoffzyklusanlagen, von Che- 
mischer und Metallindustrie als Betreiber des Brennstoffzyklus, ja sogar des Kohle- 
bergbaus, der wichtigsten Konkurtenzenergieerzeuger für die Atomkraft in der Elek- 
trizitätserzeugung, hinter der Atomkraftentwicklung zu vereinigen‘ (Deubner 1977, 
Ss.xXM). 

Bei der Verbreitung der Atomenergie verfolgt der Staat mit den Interessen 
dieser Schlüsselindustrien auch eigene Belange; da sind einmal die öffentlichen Inve- 
stitionen und Beteiligungen, die sich auszahlen sollen, zum anderen die gesamtwirt- 
schaftlichen Auswirkungen, durch die Fragen der politischen Stabilität berührt wer- 
den. Die neuen Ausmaße und Formen, die das staatliche Engagement sowohl innen- 
wie außenpolitisch angenommen hat, erklären sich aus dem hohen ökonomischen 
und politischen Stellenwert dieser Technologie (ebd., S. X f., und Geist/Wolf 1977, 
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$. 33 f.). Daß sich um die Atomenergie eine Interessenkonstellation neuen Umfangs 
und neuer Durchsetzungskraft gebildet hat, darf indes nicht über die Mögliehkeiten 
des Kapitals zur Anpassung an veränderte Verwertungsbedingungen hinwegtäuschen. 
Der Widerstand gegen die Atomenergie wird selbst zu einem Faktor, der auf die Ren- 
tabilität dieser Technologie einwirkt, ebenso wie als Folge der Auseinandersetzun- 
gen alternative Techniken zur Energie- bzw. Stromerzeugung als Kapitalanlage In- 
teresse finden. 


2. Zur Entwicklung der Produktivkraft der Arbeit durch das Kapital 
2.1. Die kapitalistische Formbestimmung des Arbeitsmittels 


Als Gebrauchsgegenstand zur Herstellung anderer Gebrauchsgegenstände ist Tech- 
nik Bestandteil einesjeden Arbeitsprozesses, ungeachtet der jeweiligen Gesellschafts- 
formation. Demgegenüber unterliegt die Art und Weise, wie produziert wird, d.h. 
die Gestalt der Arbeitsmittel und die Beziehungen zwischen den Arbeitenden, der 
historischen Veränderung. Entgegen einer Auffassung, die Technik als neutrales Mit- 
tel begreift, das, wenn es auch selbst soziale Beziehungen setzt, zu beliebigen gesell- 
schaftlichen Zwecken verwendbar wäre, geht es mir darum, aufzuzeigen, daß sich 
die Zwecksetzung kapitalistischer Produktion als Produktion von Mehrwert in der 
Technikform vergegenständlicht. Die gesellschaftliche (hier: kKapitalistische) Bestim- 
mung der Technik wird nicht erst für ihre Anwendung, sondern schon für ihre Kon- 
struktion (und entsprechende Funktionsweise) behauptet. 

Der Arbeitsprozeß wird dem Ziel der Kapitalverwertung mittels der Produk 
tionstechnik unterworfen, Die Vergegenständlichung der kapitalistischen Zweckset- 
zung in der Technikform erfolgt auf dem Wege über die Naturwissenschaft. Als eine 
Art von Naturaneignung, die getrennt ist von der materiellen Produktion, erlaubt es 
die Naturwissenschaft, den Arbeitsprozeß von außen zu bestimmen. Mit der Maschi- 
ne, die inihrem fortgeschrittenen Entwicklungsstadium auf wissenschaftlicher (nicht 
mehr auf handwerklicher) Arbeit beruht, läßt sich der Arbeitsvollzug losgelöst von 
den Arbeitern organisieren. Auf die Naturwissenschaften kann ich hier nicht näher 
eingehen; verwiesen sei auf die These einer strukturellen Ähnlichkeit zwischen Ka- 
pitallogik und naturwissenschaftlicher Methode (16). 

Die kapitalistische Formbestimmung der Technik läßt sich von zwei Seiten 
betrachten: 

— historisch: die Umgestaltung von Arbeitsmittel und Arbeitstätigkeit durch die 
kapitalistische Produktionsweise; 

— strukturell: die Funktionsweise der Maschinerie im Produktionsprozeß. Zu letz- 
terem einige Thesen: 

1. Die Bewegung der Maschinerie gibt sowohl Inhalt als auch Geschwindigkeit 
und Umfang der Arbeitstätigkeit vor. 

2. Das Maschinensystem stellt die Einheit und den inneren Zusammenhang 
der Produktion her. Ihm gegenüber erscheint die zersplitterte lebendige Arbeitskraft, 
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von ihrer gebrauchswertschaffenden wie ihrer wertbildenden Fähigkeit her, ver- 
schwindend gering. 

3. Dem einzelnen Arbeiter, der Bestandteile herstellt, bleibt das Endprodukt 
fremd. Mit der Massenproduktion verschwindet auch an diesem der Bezug auf die 
Bedürfnisse von Produzent und Konsument. 

4. Mittels Zerlegung und Vereinheitlichung der Arbeitsverrichtungen werden 
die geistigen Produktionspotenzen den unmittelbaren Produzenten entzogen und 
bei einer besonderen Gruppe von Lohnarbeitern konzentriert. Vergegenständlicht in 
der Technik tritt das gesellschaftliche Wissen um die Produktion dem Arbeiter als 
Macht des Kapitals entgegen. Die Bedingungen der Mehrwertproduktion werden (in 
der Form von Technologie) durch die wissenschaftlich-technische Arbeit gesetzt; ih- 
re Ergebnisse wirken sich als Intensivierung der Arbeit aus. Die Bedeutung der un- 
mitelbaren Arbeit reduziert sich auf die Umsetzung dieser Ergebnisse in der Produk- 
tion (17). Mit der Zerlegung der Arbeitsvorgänge und ihrer Neuzusammensetzung 
durch einen von außen bestimmbaren Mechanismus sichert sich das Kapital die Kon- 
trolle über den Produktionsprozeß. Zwecksetzung und -realisation der Produktion 
sind getrennt; die Trennung gewinnt dingliche Gestalt in der Maschinerie. Für den 
Arbeiter ist in der Funktionsweise der Technik ein Höchstmaß an Fremdbestim- 
mung und Undurchsichtigkeit angelegt;die Herrschaft des Kapitals erhält den Schein 
von Sachzwängen. 


2.2, Zur emanzipatorischen Dimension der Produktivkraftentwic klung 
2.2.1.Emanzipatorische Möglichkeiten und ihre kapitalistische Formbestimmung 


Der emanzipatorische „Inhalt“ des Technikbegriffs besteht in der Überwindung der 
Unmittelbarkeit menschlicher Arbeit. Das bedeutet: Verringerung der notwendigen 
Arbeitszeit und qualitative Veränderung der verbleibenden Arbeit (Überwindung 
der Arbeitsteilung, Wissenschaftlichkeit und Gesellschaftlichkeit der Produktion). 
In der realen technischen Entwicklung sind die emanzipatorischen Momente als all- 
gemeine Möglichkeit (gleichsam unter der kapitalistischen Formbestimmung) enthal- 
ten (vgl. Minnsen/Sauerborn 1977). 

1. Das Kapital entwickelt die Produktivkraft der Arbeit und verringert die 
notwendige Arbeitszeit. In der Gewinnung verfügbarer, d.h. nicht zur reinen Exi- 
stenzerhaltung benötigter Zeit sieht Marx „die große geschichtliche Seite des Kapi- 
tals““ (Grundrisse, S. 231; zum folgenden S. 599; Kapital I, MEW 23, S. 618): Mensch- 
liche Arbeit löst sich von Naturzwängen und kann Mittel bewußter gesellschaftli- 
cher Zwecksetzung werden; die Verringerung der notwendigen Arbeitszeit ist Vor- 
aussetzung für die allseitige Entwicklung des Individuunss; mit dem materiellen Reich- 
tum entstehen neue Bedürfnisse und neue Fähigkeiten zum Genuß. Da Zweck und 
Bedingung kapitalistischer Produktion die Gewinnung von Mehrwert ist, wird ein 
Großteil der verfügbaren Zeit in Mehrarbeitszeit verwandelt. Wird mehr Mehrarbeit 
geleistet, als sich verwerten läßt, muß die notwendige Arbeit unterbrochen werden: 
die in Mehrarbeitszeit verkehrte verfügbare Zeit erscheint dann in der „freien‘* Zeit 
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der Arbeitslosen. 

Die Verkürzung der Arbeitszeit veranschaulicht, wie die kapitalistische Produk- 
tionsweise Momente, die über sie hinausweisen, als solche ihrer eigenen Entfaltung 
hervorbringt. Die Arbeitszeitverkürzunghat die Entwicklung des relativen Mehrwerts 
(im Unterschied zum absoluten) angespomt und sich damit als Triebkraft der Her- 
ausbildung spezifisch kapitalistischer Produktion erwiesen. Zugleich ist sie notwen- 
dige Bedingung für die Entfaltung des Arbeiters. In welcher Weise sie kapitalistisch 
bestimmt bleibt, zeigt die Abhängigkeit von Umfang, Funktion, Gestaltung der 
Freizeit von der Arbeit. Hier zeigt sich, wie der Klassenkampf, indem er Bedingun- 
gen der Verwertung setzt, zum Moment der Entwicklungsdynamik des Kapitals 
wird (18). 

2. Das Bestreben, die lebendige Arbeit als Kosten- und „‚Risiko“faktor aus der 
Produktion auszuschalten, führt zur Automatisierung als einer Tendenz der techni- 
schen Entwicklung. Da Einsparung menschlicher Arbeitskraft für das Kapital nur als 
Verringerung bezahlter Arbeitszeit von Interesse ist, bleibt sie ungleichmäßig und 
gebrochen. Neben automatisierten Arbeitsabläufen finden sich solche auf niedriger 
Mechanisierungsstufe. Was Belastungen, Verfügungsmöglichkeiten, Qualifikation 
und Gelegenheiten zur Interaktion bzw. Kommunikation bei der Arbeit betrifft, 
so ist ein Trend zur Differenzierung und Polarisierung festzustellen. Auswirkungen 
technischer Neuerungen sind: Intensivierung der Arbeit über die Anwendung der 
Maschinerie (z. B. höhere Geschwindigkeit) oder/und über Arbeitsorganisation und 
Entlohnung; AusdehungderGesamtarbeitszeit (zwecksschneller Amortisation),beibe- 
grenzter Arbeitszeit, der Nacht- und Schichtarbeit; teilweise auch neuartige Belastun- 
gen aus der Funktionsweise neuer Techniken heraus (z.B. in der Druckereitechnik). 

3. Die Maschinerie bietet Möglichkeiten zur Auflösung der lebenslangen Bin- 
dung des Arbeiters an eine bestimmte Tätigkeit. Die (von dalıer) künstliche Auf- 
rechterhaltung alter und Entwicklung neuer Formen der Arbeitsteilung macht deut- 
lich, daß kapitalistische Produktivkraftentwicklung immer Entwicklung der Pro- 
duktivkraft der Arbeit für das Kapital ist: Gegenüber der Produktivkraftsteigerung 
mittels Lohndifferenzierung, Betriebshierarchie, Festschreibung der Arbeitsplatzver- 
teilung usw. können sich die produktiven Fähigkeiten des Arbeiters für ihn selbst 
(etwa durch Wechsel der Tätigkeit, Verbindung körperlicher und geistiger Arbeit 
usw.) nur eingeschränkt entfalten. 

4. Wissenschaftlichkeit und Gesellschaftlichkeit der Produktion sind Voraus- 
setzungen für einen bewußten Umgang der Menschen untereinander und mit der Na- 
tur. Als Mächte des Kapitals sind sie dem Arbeiter entfremdet. Die Vergesellschaf- 
tung der Produktion, die sich in der kapitalistischen Produktionsweise nicht, wie in 
der Produktion individueller Privatproduzenten, erst im Austausch der Arbeitspro- 
dukte auf dem Markt herstellt, sondern bereits den Produktionsprozeß kennzeich- 
net und „nur noch“ ihrer „Bestätigung“ durch den Tausch bedarf, kann nicht als 
äußerer Widerspruch zur privaten Aneignung der Arbeitsprodukte verstanden wer- 
den. Sie ist vielmehr in ihrer Form durch die kapitalistische Zwecksetzung bestimmt; 
die Widersprüche dieser Produktionsweise sind daher im Produktionsprozeß auszu- 
machen. 
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2.2.2. Schlußfolgerungen für eine Kritik kapitalistischer Produktivkraftentwicklung 


1. Indem es unter der blinden Priorität der Produktionssteigerung die Produktivkraft 
der Arbeitentwickelt, bringt das Kapital sowohl die materiellen Grundlagen als auch 
die subjektiven Fähigkeiten und Bedürfnisse zu seiner Aufhebung in einer höheren 
Produktionswiese hervor (19). Die emanzipatorischen Möglichkeiten sind jederzeit 
der Gefahr der Zerstörung ausgesetzt, denn in der widersprüchlichen Bewegung des 
Kapitals, in der es Schranken seiner Verwertung aufrichtet und überwindet, kann 
die Produktivkraft der Arbeit endgültig in das umschlagen, was sie tendenziell schon 
immer ist: Destruktivkraft (20). 

2. Eine nachkapitalistische Gesellschaft trifft Technik in ihrer kapitalistischen 
Formbestimmung an. Was mit deren Zwecksetzung entfällt, ist der Zwang zur Ver- 
kehrung verfügbarerin Mehrarbeitszeit. Technik bleibt zur Herstellung von Gebrauchs- 
werten verwendbar, denn als Mittel zur Verwertung muß sie immer auch zweckmä- 
Bige Bedingung zur Produktion von Gebrauchswerten sein. Doch ist, da beide Seiten 
miteinander vermittelt sind, mit der Verwendung zu anderen Zwecken die in Tech- 
nik vergegenständlichte Herrschaft nicht beseitigt. Erst die bewußte gesellschaftli- 
che Entscheidung über Zwecke und Mittel der Produktion erlaubt eine „Neuformu- 
lierung der Funktion von Technologie“ (Dickson 1978, S. 81; vgl. auch Minssen/ 
Sauerbom 1977, S. 49), eines neuen „Inhaltes“, von dem aus die kapitalistische 
Form als „Unangemessenheit‘ erscheint und Sachzwänge als Ausdruck vergegen- 
ständlichter Herrschaft erkannt und aufgehoben werden können, wenn sie auch 
nicht unmittelbar und nicht alle zu überwinden sind. 

3. Wird die Feststellung, daß bestimmte „soziale Folgen“ durch die Technik- 
form gesetzt sind, nicht auf deren Entstehung befragt, so bleibt nur Resignation 
oder die trügerische Hoffnung auf „Überwindung der kapitalistischen Formbestim- 
mung ... per Überwindung der materiellen Arbeit überhaupt‘ (Minssen/Sauerborm 
1977,S. 71). Mit der Bemerkung, daß ‚Rechnen‘ oder „Energieerzeugung“ der je- 
weligen gesellschaftlichen Zwecksetzung gegenüber neutral sei, läßt sich das gesell- 
schaftliche der technischen Konstruktion nicht erfassen. Die zur Auswahl stehende 
Alternative beschränkt sich dann auf die Anwendung scheinbar neutraler wissen- 
schaftlich-technischer Prinzipien, etwa als Wahl zwischen kriegerischer und ‚‚friedli- 
cher‘ Nutzung „der“ Atomkraft. Andererseits läßt sich auf dieser abstrakten Ebene 
auch über den Klassencharakter von Technik nichts Präzises aussagen, So gibt z.B. 
die Feststellung, daß sich der Herrschaftscharakter der Naturwissenschaften in der 
Technik vergegenständlicht, keine Auskunft darüber, wie diesem beizukommen wä- 
Te. 

Technik kann weder ausschließlich als zweckmäßige Bedingung zur Herstel- 
lung von Gebrauchswerten begriffen noch abstrakt als Herrschaftsmittel negiert 
werden. Kritik an Technik ist Bestandteil jener Kritik, welche die kapitalistische 
Produktionsweise hervorbringt und die sich auf konkrete Lebens- und Arbeitsbedin- 
gungen richtet. 

Ihre Gegenstände sind, in grober Übersicht: 

— soziale Beziehungen, die sich über Technik vermitteln bzw. durch sie gesetzt wer- 
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den, z. B. Arbeitsteilung, Entscheidungsstrukturen; ebenso Kommunikationsverfah- 
ren, wie Telefon, Verkehrsmittel usw. 

— das Verhältnis zur inneren und äußeren Natur: Umweltzerstörung; Auswirkun- 
gen von Technik auf das körperliche und psychische Befinden der Menschen, z.B. 
Arbeitsbelastungen, Unfall- und Krankheitsrisiken; 

— allgemeine gesellschaftliche Auswirkungen, auf Beschäftigungslage, Erwerbsstruk- 
tur und Arbeitsteilung, Beziehungen zwischen Hand- und Kopfarbeit, Qualifikation; 
— politische Auswirkungen, z. B. Maßnahmen zum Schutz von und vor Technik. 

Diese Auswirkungen lassen sich daraufhin unterscheiden, ob sie 
— in der Funktionsweise einer Technologie als Gesamtheit; 
-- in einzelnen Merkmalen der technischen Struktur; 
— in der Anwendung; 
in Maßnahmen, welche die Anwendung begleiten, 
lanken sind (vel. näher Ullrich 1979 und ders. in SB 1978). 
Entsprechend sind die Ansatzpunkte der Kritik zu bestimmen. Soll diese nicht 
der Oberfläche der Erscheinungen verhaftet bleiben, muß sie zu den Triebkräften 
der technischen und wissenschaftlichen Entwicklung vordringen. 


3. Die Atomtechnologie als Beispiel für die Vergegenständlichung der kapitalisti- 
schen Zwecksetzung in der Technikform 


3.1. Thesen zur Naturaneignung durch das Kapital 


1. Kapitalistische Naturaneignung ist tendenziell unbegrenzt. Das Kapital drängt 
auf Überwindungaller Schranken, die seiner Verwertung im Wege stehen und ersetzt 
die vorgefundenen gesellschaftlichen sowie die natürlichen Verwertungsvorausset- 
zungen durch solche, die es selbst hervorbringt. 

2. Kapitalistische Naturaneignung bedient sich wissenschaftlich fundierter 
Technologie. In der Analogie wissenschaftlicher und technologischer Verfahren 
kommt die strukturelle Ähnlichkeit zwischen Wissenschaft und Kapital zum Aus- 
druck. Methoden und Zwecke der Naturaneignung sind dem Gegenstand äußerlich. 
Folge ist (a) die Partikularisierung der angeeigneten Natur, (b) das Unvermögen, den 
Gesamtzusammenhang der Naturerscheinungen zu erfassen; er macht sich als „un- 
vermutete Reaktion“ geltend (Bulthaup 1973, S. 22). 

3. Bei der Aneignung von Naturstoff wird all das zerstört, was sich nicht in 
kapitalistische Formbestimmung bringen läßt. Dies beinhaltet die Zerstörung von 
Produktionsvoraussetzungen. Dazu zwei Beispiele: 

— Sparsame Verwendung von Naturressourcen ist erst dann gewährleistet, wenn 

ihre Knappheit Kostensteigerungen hervorruft. In diesem Fall wird die Wieder- 
verwendung von Abfallstoffen zu einer Methode der Ökonomie in der Anwendung 
des konstanten Kapitals (21). Wirkt sich die Erschöpfung der Ressourcen (noch) 
nicht als Kostpreissteigerung aus, besteht die Ökonomie gerade im Verzicht auf 
die entsprechenden Maßnahmen. 
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— In der kapitalistischen Produktion fallen materielle und wertmäßige Übertragung 

auseinander. Roh- und Hilfsstoffe können im Verwertungsprozeß vollständig auf- 
gehen, ohne daß sie im Arbeitsprozeß restlos umgeformt worden wären. Die Schad- 
stoffe, die dabei entstehen, erscheinen nicht in den Wirtschaftsrechnungen der ein- 
zelnen Unternehmen; die Roh- und Hilfsstoffe werden als „verbraucht“ verbucht 
(vgl. Kapital I, S. 219; Hassenpflug 1974, S. 38 ff.). 


3.2. Entwicklung und Funktionsweise der Atomtechnologie 


1. Die Kosten für Sicherheitsvorkehrungen (22) werden gegen die Unkosten durch 
mögliche Unfälle und sonstige Schäden aufgerechnet; daraus ergibt sich eine nach 
Rentabilitätserwägungen ermittelte „Toleranzschwelle‘““, Für die Technikproduzen- 
ten wird die Erfüllung von Sicherheitsansprüchen zur Voraussetzung für den Absatz 
ihrer Produkte. „Der scharfe internationale Wettbewerb mit amerikanischen, fran- 
zösischen und britischen Atomkraftwerksproduzenten und die Konkurrenz mit ein- 
heimischen Energieträgern wie zum Beispiel Kohle und Erdgas zwingen die Atom- 
industrie der Bundesrepublik Deutschland aber nicht nur zu einem Höchstmaß an 
Sicherheitseinrichtungen. Die deutsche Atomindustrie soll andererseits auch einen 
wettbewerbsfähigen Preis für den Export von Atomanlagen und für den erzeugten 
Strom bieten können.“ (Arbeitsgruppe WWA 1977, S, 99) Abgesehen von „einigen 
Grundlagenforschungen“ stützte sich die westdeutsche Reaktorentwicklung auf das 
Sicherheitsmaterial der amerikansichen Lizenzgeber, „ohne daß auch nur ein einzi- 
ger praktischer Sicherheitsversuch durchgeführt wurde, um sich von den Behauptun- 
gen der Hersteller zu überzeugen“ (Strohm 1977, S. 233). In den USA wie in der 
BRD waren es Erfordernisse der kommerziellen Verwendung der Atomenergie, die 
Sicherheitsforschungen ausgelöst haben. Zudem spielte der ‚„Vertrauensschwund“ 
in der Öffentlichkeit eine wichtige Rolle (ebd., S. 165). In welcher Weise Sicher- 
heitsregelungen durch kommerzielle Gesichtspunkte beeinflußt werden, zeigt fol- 
gende Aussage des Bundesinnenministeriums von 1971: 

„Eine Analyse der technischen Gegebenheiten hat gezeigt, daß der Richtwert 
von 150 mrem/Jahr bei modernen Kemkraftwerken herabgesetzt werden kann, weil 
inzwischen technische Einrichtungen für die hierzu erforderliche Behandlung der ra- 
dioaktiven Abluft in der Anlage verfügbar sind.‘ (zitiert nach Strom 1977, S. 102) 
Wenn hier von „technischen Gegebenheiten‘ gesprochen wird, so ist das entschei- 
dende Kriterium „wirtschaftliche Nutzung“ stillschweigend vorausgesetzt, denn erst 
unter dieser Voraussetzung können technische Möglichkeiten richtungsweisend für 
Strahlenbelastungsrichtwerte werden. In anderen Fällen wurden Belastungswerte 
nach „technischen“ Gegebenheiten heraufgesetzt (vgl. ebd. S. 103 und 236). Die 
Unklarheit über das genaue Ausmaß von Schäden — eine untere Grenze radioaktiver 
Belastung gibt es nicht, so daß nur das Ausmaß der Schäden variiert, das, auf Grund 
der langen Latenzzeiten und der Unmöglichkeit, die verursachenden Faktoren zu 
isolieren, im niedrigen Belastungsbereich aber nicht mit Sicherheit festzustellen ist 
— erleichtert derartige Manipulationen. 
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2. Die Energiegewinnung in AKW ist vergleichbar mit Arbeitsabläufen in der 
chemischen Industrie. Die Produktion ist in höchstem Maße außengesteuert; der 
technisch erzeugte ‚Naturprozeß‘ legt die Arbeitstätigkeit fest. Gesellschaftlichkeit 
und geistige Potenzen der Produktion verkörpern sich in diesem Prozeß. Wie auch 
sonst bei der Elektrizitätserzeugung ist die offene Zweckstruktur stark ausgeprägt. 
In Teilbereichen verbleiben Arbeiten auf niedriger technischer Stufe. Das Nebenein- 
ander hochautomatisierter und nicht oder kaum mechanisierter Arbeiten ist u.a. 
dem gegenwärtigen Stand technischer „Ausreifung“ geschuldet, auf dem es immer 
wieder zu Störungen in den automatischen Abläufen kommt. Die Tätigkeiten im 
Wartungs- und Reparaturbereich und in den nicht automatisierten Sektoren sind 
mit großen Unfallrisiken und hohen psychischen und physischen Belastungen ver- 
bunden. Bei Arbeiten in den verseuchten Zonen wird die Unfallgefahr durch die Ar- 
beitshetze auf Grund der Strahlengefährdung verstärkt. Da der Stillstand der Anla- 
gen hohe finanzielle Verluste mit sich bringt, stehen Reparaturarbeiten unter zusätz- 
lichem Zeitdruck (23). 


3.3. Die Atomtechnologie als ‚„Destruktivkraft‘‘: 
zur neuen Qualität der Gefährdung durch Atomanlagen 


Die schleichenden Folgen radioaktiver Strahlung und das Risiko von Katastrophen 
bestehen unabhängig von den gesellschaftlichen Zwecken, zu denen die Atomtech- 
nologie angewendet wird. Auch nach der Stillegung der Anlagen wirken die stoffli- 
chen Eigenarten weiter. So erwachsen z. B. aus der Lagerung atoniarer Abfälle Ge- 
fahren und Zwänge, die nach dem Naturmodus behandelt werden müssen und in 
denkbaren atomaren Katastrophen nehmen die Ergebnisse gesellschaftlicher Ent- 
scheidungen die Gestalt von Naturereignissen an. 

Es läßt sich einwenden, daß auch andere Technologien unausweichliche und 
auf lange Zeit angelegte Zwänge hervorbringen und das Risiko von Unfällen ein- 
schließen, die Naturkatastrophen ähneln. Dabei ist an Staudammbrüche, Bergwerks- 
unglücke oder Unfälle in der chemischen Industrie zu denken. Das Neue an Gefähr- 
dung, das die Atomenergie kennzeichnet, ist als „Umschlagen von Quantität in Qua- 
lität‘ zu begreifen: es sind die räumlichen und zeitlichen Ausmaße und der Umfang 
an Unumkehrbarkeit, die das bisher ‚‚technisch mögliche‘ übersteigen. 


3.4. Die Atomtechnologie als Beispiel für die Verselbständigung gesellschaftlicher 
Zwecksetzungen zu Sachzwängen 


„Eine ausgereifte Plutoniumwirtschaft, wie sie sich aus der Einführung des ‚Schnel- 
len Brüters‘ ergibt, rechtfertigt ein lückenloses Überwachungssystem aller per Ar- 
beitsprozesse Beteiligten zuzüglich ihrer Angehörigen und Freunde, zuzüglich der 
Anwohner der Transportwege.“ (Stange 1978, S. 23) Mit der Atomenergie wird ein 
Zustand möglich, in dem sich Überwachungs- und andere Maßnahmen mit objekti- 
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ven, in der Stofflichkeit des Gegenstandes begründeten Gefahren rechtfertigen las- 
sen. Bis jetzt dient die Berufung auf derartige ‚‚objektive‘‘ Notwendigkeiten zumeist 
noch der Durchsetzung von Teilinteressen. Bezeichnend für die Mystifizierung dieser 
Interessen und der von ihnen hervorgebrachten Technik ist, daß die Zwänge der 
Atomenergie als quasi naturgesetzlich dargestellt werden, bevor sie in großem Um- 
fang materielle Gestalt gewonnen haben. Damit wird verdeckt, daß die bereits ge- 
troffenen und noch ausstehenden Entscheidungen in ihrer ganzen Tragweite keines- 
wegs notwendig sachgesetzlich vorgegeben und alternativlos sind, 


4.  Schlußfolgerungen 


1. Nicht erst die Anwendung, sondern bereits die Konstruktion von Technologie 
unterliegt der geselischaftlichen Formbestimmung. Daraus folgt sowohl die Möglich- 
keit als auch die Notwendigkeit von Technologiekritik. Soll diese über die Feststel- 
lung allgemeiner Merkmale kapitalistischer Technikentwicklung hinaus praktisch 
wirksam werden, so muß sie die kapitalistische Formbestimmung im einzelnen, in 
der Funktionsweise bestimmter Technologien, aufzeigen und zu verändern suchen. 

2. Die Atomtechnologie liefert Beispiele für die Risiken, welche die kapitali- 
stische Entwicklung der Produktivkraft in sich birgt. Ein Teil der Gefahren ist in der 
stofflichen Beschaffenheit und in der Funktionsweise der Atomtechnologie angelegt 
und besteht unabhängig von den jeweiligen Zwecken und Formen ihrer Anwendung. 
Von daher ist die grundsätzliche Ablehnung dieser Technologie (zumindest auf dem 
gegenwärtigen Stand ihrer Entwicklung) angebracht und gerechtfertigt. 

3. Auf der Grundlage einer gewissen Beweglichkeit des Kapitals in technologi- 
schen Entscheidungen beinhaltet der Widerstand gegen die Atomenergie Möglichkei- 
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ten und Ansätze einer politischen Beeinflussung der technischen Entwicklung. Die 
Anti-AKW-Bewegung hat den massiven Ausbau der Atomenergie verzögert. Wenn 
Staat und maßgebliche Kapitalfraktionen auch an ihrer Option für die Atomenergie 
festhalten, so sind die wirtschaftlichen und politischen Kosten derzeit so hoch, daß 
nach einer Situation scheinbar vollendeter Tatsachen eine teilweise Abkehr von den 
anfänglichen Ausbauplänen denkbar wird. Ob bzw. in welchem Maße es dazu kommt, 
hängt wesentlich von den künftigen politischen Kräfteverhältnissen ab. (Daneben 
spielen politische und ökonomische Entwicklungen in den möglichen Abnehmerlän- 
dern auf dem Weltmarkt eine wichtige Rolle.) 

4. Auch „alternative‘‘ Techniken werden, wenn sie sich durchsetzen, in kapi- 
talistischer Formbestimmung produziert und angewendet (24). Das verdeutlicht die 
Bedeutung einer Technikkritik, die nicht auf der Ebene technischer Modelle ver- 
bleibt, sondern die Zwecke und Bedingungen kapitalistischer Produktivkraftentwick- 
lung einbezieht. 


(Zur weiteren Diskussion des Themas meine Adresse: H. G., Mainzer Str. 55, 6600 Saarbrücken) 


Anmerkungen 


1 Erst auf diesem Wege halte ich Aussagen über die konkrete Form der Durchsetzung allge- 
meiner Tendenzen im Energiebedarf und -verbrauch, wie sie M. Massarat anspricht, für 
möglich. 

2 Das ‚‚prototypische“ der Atomtechnik läßt sich wie folgt umreißen: 

— hoher Aufwand an fixem Kapital für Forschung, Entwicklung, Herstellung und An- 
wendung; 

— kurze Umschlagszeiten auf Grund raschen technischen Wandels; 

— gesamtwirtschaftliche Auswirkungen durch die Beteiligung einer Vielzahl von Bran- 
chen und Firmen. 

Auf dieser Grundlage entsteht eine Industrie, in der jene Einzelkapitale, die am ehesten 

die allgemeinen Entwicklungstendenzen des Kapitals repräsentieren, günstige Verwertungs- 

bedingungen finden. 


3 Entwicklung von Atomwaffen durch Großbritannien und die Sowjetunion 

4 Prüß 1964, S. 24; dort auch zur personellen Zusammensetzung der „Physikalischen Stu- 
diengesellschaft“ 

3 Im Zusammenhang mit den Auseinandersetzungen um den EURATOM-Vertrag, Deubner 


1977,8S. 75 und 135 

6 So wurde die Entscheidung für den LWR in der Bundesrepublik u.a. damit begründet, 
daß diese Reaktorlinie in den USA bereits „erprobt‘‘ sei; dort hatte sich der LWR durch- 
gesetzt, weil ihn die erfahrenen Großunternehmen GE und Westinghouse vertraten; sie 
hatten die LWR-Linie aus Antriebsaggregaten für Atom-U-Boote entwickelt. Zum Rück- 
griff auf tcaditionelle Technologien vgl.: Unter den AKW-Linien stellt der LWR ‚,die ein- 
fachste Abwandlung eines Dampfkraftwerks dar ...‘“ (Ritz in atw, zitiert nach Radkau, 
S. 220) 

7 Beides läßt sich für die BRD und, entsprechend früher, für die USA feststellen. Noch 1957 
hatte der damalige Atomminister Balke bemerkt, daß es sich bei den sogenannten Tole- 
ranzgrenzen für radioaktive Strahlung ‚eher um ‚Beruhigungsgrenzen‘, die aus den Erfor- 
dermissen der praktischen Arbeit heraus gesetzt würden“, handele (zitiert nach Radkau 
1978, S. 216). 
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Ausgaben der beiden ersten AtP (bis 1962): 5,253 Mrd. DM 
3. und 4. AtP (1967 — 76): 12.281 Mrd, DM 
geplante Ausgaben 1976 — 80: 4.352 Mrd. DM 
Beispiele: der gescheiterte Versuch des Eltviller Prgogramms unter Auslassung des Expe- 
rimentierstadiums zum Bau von Leistungsreaktoren vorzustoßen; die Schwierigkeiten der 
AEG mit dem AKW Würgassen. 

vgl. „Forschung für eine moderne Volkswirtschaft“ 

Hom 1977, S. 137 ff. macht das an der gegenseitigen Durchdringung der energieintensi- 
ven Branchen im internationalen Rahmen fest. Dabei war von Bedeutung, daß die staatli- 
che Energiepolitik in der BRD stärker als in den USA die Interessen der großen Energie- 
verbrauchergruppen berücksichtigte. So hat die staatlich tolerierte Expansion des Erdöls 
überproportionale Produktionssteigerungen der Grundstoffindustrien begünstigt. Zur 
Energiepolitik der Bundesregierungen in den 50er und 60er Jahren vgl. ebd.,S. 243 ff. 
Von daher erschien die Übernahme des LWR gegenüber der Entwicklung eigener, vielsei- 
tiger verwendbarer Reaktorlinien zunächst nicht sinnvoll. Ebenso war der Einfluß der 
EVU in der Anfangsphase der westdeutschen Atomenergieentwicklung gering. Vgl. Rad- 
kau 1978, $. 203 f. 

In Folge der Veränderungen, die zur sogenannten Ölkrise führten und bereits ab Anfang 
der 70er Jahre abzusehen waren. Näher dazu Meyer-Renschhausen 1977,S. 111 ff. 

Vgil. dazu Geist/Wolf 1977, S. 19, Fußnote 11a zur Verbreitung von Solar-Ennergie-Heiß- 
wasserspeichern in Florida und Kalifornien in den 20er Jahren und ihrem Rückgang mit 
den sinkenden Gas- und Strompreisen nach dem 2. Weltkrieg. 

So handelt es sich beim Brasiliengeschäft um den größten Auslandsauftrag des deutschen 
Kapitals nach 1945. Die geplanten Atomgeschäfte mit Iran hätten diese Ausmaße noch 
übertroffen. 

Näher dazu Ullrich 1977; Woesier 1978, SB 1978 

Die wissenschaftlich-technische Arbeit schafft selbst keinen Mehrwert. Näher dazu Bahr, 
S.46 ff. 

Ein weiteres Beispiel ist der Lohnkampf, als Triebkraft zur Erschließung von Verwertungs- 
möglichkeiten in der Konsumgüterproduktion, 

Dennoch lassen sich Ausbeutungsverhältnisse weder rückwirkend noch gleichzeitig mit 
der Notwendigkeit der Produktivkraftentwicklung rechtfertigen. Auch ist das Kapital 
nicht das einzige Produktionsverhältnis, das diese Entwicklung bewerkstelligen Könnte. 
Hervorzuheben ist die Bedeutung der Produktivkraftsteigerung, solange die unmittelba- 
ren Naturzwänge (die selbst historisch und geographisch unterschiedlich sind) noch nicht 
überwunden sind. 

Man denke an die technischen „Fortschritte“ in der Rüstungsproduktion. Zu den Ver- 
wertungsschranken wäre auf das „Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate‘“ einzu- 
gehen. 

Zur Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals vgl. Kapital IN, S. 87 ff. 

Zur ‚‚Nutzenkurve“ der Atomenergie vgl. Arbeitsgruppe WAA 1977,8.45 

Zum Unfall im AKW Grundremmingen, der diesen Sachverhalt veranschaulicht vgl. 
Jungk 1977, S. 75. Zur Arbeit in Atomanlagen vgl. den Bericht von Robert Jungk über 
die Wiederaufbereitungsanlage in La Hague, ebd.,S. 1-40. 

Dieser Zusammenhang läßt sich an den Maßnahmen zur ‚‚Humanisierung der Arbeit‘‘ bei- 
spielhaft nachvollziehen. 
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Lutz Hieber 
Ist der naturwissenschaftlich-technische Fortschritt 
noch demokratisch kontrollierbar? 


Mit der Durchsetzung der kapitalistischen Wirtschaftsweise, die von der industriel- 
len Revolution Englands im späten 18. und frühen 19. Jahrhundert ihren Ausgang 
genommen hat, war eine Umstellung der Produktion von handwerklichen auf tech- 
nische — d.h. auf der Anwendung naturwissenschaftlicher Resultate basierende — 
Verfahren verbunden. Die Richtung und das rasante Tempo des technischen Fort- 
schritts sind seither wesentlich dadurch geprägt, daß der Konkurrenzkampf die ein- 
zelnen Wirtschaftsuntemehmen zwingt, einerseits die Produktionskosten niedrig zu 
halten, um beim Verkauf der hergestellten Waren möglichst hohen Profit zu realisie- 
ren, und andererseits solche neuartigen Produkte auf den Markt zu bringen, deren 
Absatzchancen durch das Wecken entsprechender Bedürfnisse bei den Konsumenten 
gesichert werden können, um das eigene Umsatzvolumen zu steigern. 

Da Löhne und Gehälter in der betriebswirtschaftlichen Rechnungsführung als 
einer der wichtigsten Faktoren der Herstellungskosten zu Buche schlagen, geschieht 
jede Weiterentwicklung der Produktionstechnik, aber auch der Arbeitsorganisation 
und anderer Maßnahmen unter der Zielsetzung, die Arbeitsproduktivität zu steigern, 
indem die zur Fertigung einer Ware erforderliche Arbeitszeit verringert wird, Derar- 
tige Bemühungen, die in den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts durch Einfüh- 
rung von Maschinen und Maschinensystemen in den Industriebetrieb und seit An- 
fang unseres Jahrhunderts durch die Rationalisierungsbewegung große Fortschritte 
erzielen konnten, waren darauf angelegt, vermittels Einführung entsprechender 
Technologien eine verringerte Zahl von Arbeitskräften eine größere Produktmenge 
erzeugen zu lassen. Weil sich jedoch die in einer Ware inkorporierten Arbeitskosten 
nicht nur durch eine Minimierung der aufzuwendenden Arbeitszeit senken lassen, 
sondern auch durch. die Verbilligung der angewandten Arbeitskraft, ist der Fort- 
schritt kapitalistischer Produktionstechnologie dadurch gekennzeichnet, daß er die 
Tendenz aufweist, wo irgend möglich, qualifizierte durch unqualifizierte Arbeits- 
Kräfte zu ersetzen. Darüber hinaus stellen sich den Arbeitsvorschriften widerspre- 
chende Handlungen wie Bummeln, Klönen, Träumen während der bezahlten Ar- 
beitszeit, für die Betriebsleitung als kostensteigernde Verschwendung des eingesetz- 
ten Kapitals dar; auch hier hat die Technik viele Hilfsmittel geliefert, die Lohnab- 
hängigen eng an den vorgegebenen Arbeitsablauf zu binden, also ihren Dispositions- 
spielraum einzuengen und disziplinierende Funktionen auszuüben. 

Aber nicht nur die Produktionstechnik ist einem fortwährenden raschen Wan- 
del unterworfen, auch die Welt der Produkte unterliegt dauernden Veränderungen 
und Neuerungen. Jedes Unternehmen muß Waren anbieten, die aus dem jeweils ak- 
tuellen Niveau der technischen Entwicklung herausragen oder mindestens ihm ent- 
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sprechen, wenn es seinen Marktanteil erweitern oder selbst nur erhalten will. Im 
ständigen Kampf um Wettbewerbsvorteile spielt der Rechtsschutz, welcher dem In- 
haber eines Patents die ausschließliche Benutzung und gewerbliche Verwertung einer 
Erfindung für einen gewissen Zeitraum gewährt, eine besonders wichtige Rolle, weil 
er den Anbietern der jeweils modernsten Güter, die ihre Verwertungsrechte nach 
marktstrategischen Gesichtspunkten einsetzen können, quasi eine Monopolstellung 
verschafft und damit die Kapitalanlage in entsprechenden Unternehmen lukrativ 
macht. Daher stellen all jene Wirtschaftszweige, in denen technisch neuartige Mas- 
sengüter hergestellt werden, zumindest phasenweise expandierende Wachstumsbran- 
chen dar, die Großunternehmen hervorragende Entfaltungsbedingungen bieten; als 
prägnantes Beispiel hierfür kann die Elektroindustrie gelten, deren Geschichte an 
die Marksteine der Produktion von Elektromotoren, von Glühbirnen, von Radio- 
und später von Fernsehapparaten, von Computern, von Atomenergiegewinnungsan- 
lagen und anderem mehr gekoppelt ist. 

Marx und Engels haben daher völlig recht, wenn sie, das historische Verdienst 
des Kapitalismus hervorhebend, 1848 im Manifest der kommunistischen Partei fest- 
stellen: „Erst sie (die Bourgeoisie, L. H.) hat bewiesen, was die Tätigkeit der Men- 
schen zustandebringen kann. Sie hat ganz andere Wunderwerke vollbracht als ägyp- 
tische Pyramiden, römische Wasserleitungen und gothische Kathedralen, sie hat 
ganz andere Züge ausgeführt als Völkerwanderungen und Kreuzzüge. Die Bourgeoi- 
sie kann nicht existieren, ohne die Produktionsinstrumente, also die Produktions- 
verhältnisse, also sämtliche geselischaftlichen Verhältnisse zu revolutionieren“ (Marx 
et al. 4; 465). Sie konnten damals noch glauben, der wissenschaftlich-technische 
Fortschritt ihrer Zeit ließe sich durch eine neue Gesellschaftsordnung ohne weiteres 
beerben und zum Nutzen auch der Arbeiter verwenden, wenn nur die sozialen Fol- 
gen, die aus seiner Einordnung in spezifisch kapitalistische Zielsetzungen resultieren, 
‚vermieden würden. — Die führenden Parteien in den Staaten des ‚realen Sozialismus‘ 
halten auchheutenoch unbeirrt an dieser Einschätzung fest. Demgegenüber ist es ein 
Verdienst der Ökologiebewegung, nach mehr als einem Jahrhundert weiterer Erfah- 
rung mit kapitalistischer Technik- und Wissenschaftsentwicklung, das Augenmerk auf 
die problematischen Auswirkungen gelenkt zu haben, die aus einer unhinterfragten 
Weiterverfolgung der eingeschlagenen Richtung resultieren. 

Angesichts der vielfältigen politischen Aktivitäten der ökologisch orientierten 
Bürgerinitiativen, die — besonders im Zusammenhang der Bewegung gegen Atoman- 
lagen — auf das wachsende Bewußtsein einer Bedrohung durch die industrielle Zer- 
störung der Naturgrundlagen menschlichen Lebens und der natürlichen Basis unse- 
rer Zivilisation verweisen, stellt sich die Frage nicht nur nach den Möglichkeiten 
zum Verhindem der krassesten negativen Auswirkungen des naturwissenschaftlich- 
technischen Fortschritts, sondern auch nach den Möglichkeiten seines konkreten 
Anbindens an die Bedürfnisse der von ihm betroffenen Personengruppen. Die Ver- 
wissenschaftlichung der Lebenswelt, d.h. die technische Gestaltung der Produktions- 
und Freizeitumwelt auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse, hat sich bis- 
lang ausschließlich durch ökonomische Regulative gesteuert durchgesetzt, also dem 
unmittelbaren Einfluß der von dieser Entwicklung direkt in ihrem Lebenszusammen- 
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hang bestimmten Menschen entzogen. Aktivitäten wie die der Ökologiebewegung 
stellen Reaktionen gegen prekäre, aber bereits vorhandene und deshalb wahrnehm- 
bare Folgewirkungen des technisch-industriellen Wandels dar, der sich, den Gesetz- 
mäßigkeiten wirtschaftlichen Handelns gehorchend, also gewissermaßen über die 
Köpfe der ihm am Arbeitsplatz und in der Freizeit Unterworfenen hinweg, entwik- 
kelt hat. Obgleich sich damit heute ein Bewußtsein von der möglichen Bedrohung 
menschlicher Existenz durch den einmal eingeschlagenen Weg massenhaft durchzu- 
setzen beginnt, scheint es jedoch fast unmöglich geworden zu sein, gegen die durch 
wirtschaftliche Interessen determinierte Planung relevanter Bereiche der gesamtge- 
sellschaftlichen Praxis, wie sie beispielsweise vermittels Forschungspolitik geschieht 
(vgl. z. B. Hieber 1980), eine kritische Alternative zu setzen, die sich eher an Bedürf- 
nissen von betroffenen Personengruppen orientiert. 

Carl Friedrich von Weizsäcker charakterisiert auf einer Ebene des empirisch 
Vorfindlichen zutreffend die Rolle der Naturwissenschaft in unserer modernen Le- 
benswelt als die einer Religion, damit das aufklärerische Pathos, mit dem sie sich 
ehedem noch verbunden wähnen konnte, entlarvend. Er behauptet, es sei „psycho- 
logisch unwahrscheinlich, daß der Ort in der Seele des durchschnittlichen Menschen, 
den früher die Religion einnahm, heute leerstehen könnte ... An diesem Ort steht 
heute die Wissenschaft, oder, wenn man genauer reden will, der Szientismus, d.h, 
der Glaube an die Wissenschaft‘ (Weizsäcker 1976; 4). Er belegt dies, indem er auf- 
zeigt, daß im Verhalten der Menschen gegenüber der Naturwissenschaft (und damit 
selbstverständlich auch gegenüber den aus ihr erwachsenden Technologien) ganz 
entsprechende soziale Mechanismen wirksam sind wie in ihrem Verhalten gegenüber 
einem institutionalisierten Glauben: Erstens basiert die Haltung des überwiegenden 
Teils der Menschen unserer Zeit gegenüber den siamesischen Zwilligen von Wissen- 
schaft und Technik auf einem naiven Zutrauen in ihre Verläßlichkeit, das deshalb in 
der Menge der Überzeugungen eines Gläubigen gegenüber seinem offenbarten Glau- 
ben anzusiedeln ist, weil es eben nicht auf einem Verständnis ihrer rationalen Grund- 
lagen aufbaut. Die Literatur, in der die Funktionsweise von Apparaten, die wie z.B. 
Fernsehgeräte zum alltäglichen Leben gehören, exakt beschrieben werden, ist mit 
ihrer mathematischen Formelsprache und mit ihren Bezeichnungen für abstrakte 
Gegenstände durchaus vergleichbar mit jenen heiligen Texten, die ein Eingeweihter 
lesen kann und die dem Laien ein Geheimnis bleiben. Daher drängt der Szientismus 
zweitens die Eingeweihten, nämlich die Naturwissenschaftler und die Ingenieure, in 
den Part eines Priesterstandes, ob sie es wollen oder nicht. Denn sie sind es, die auf- 
grund ihrer spezifischen, für jede Disziplin verbindlichen fachlichen Sozialisation 
imstande sind, über den nur ihnen gemeinsamen und dem Nichtfachmann verschlos- 
senen Besitz dessen zu verfügen, was sie aufs Gewisseste als Wahrheit ansehen, Die 
institutionalisierte Trennung von Eingeweihten und Laien bringt drittens notwendig 
ein Verhaltenssystem hervor, das aus kulturell frühen Religionen gut bekannt ist: 
den Ritualkodex. Wie der ‚Primitive‘ im Ritual die Regeln des rechten Verhaltens 
gegenüber jenen übermenschlichen Mächten befolgt, von denen er in seinem ganzen 
Leben abzuhängen glaubt, und wie er sich in unvorhersehbaren, prekären Fällen 
beim Priester Rat holt, so bringt der moderne Mensch in seinem trivialen Glauben 
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an die Naturgesetze die Bereitschaft mit, die Gebrauchsanweisungen blind zu befol- 
gen, die mit jedem Stück moderner Apparatur mitgeliefert werden, und er wendet 
sich, falls erwartete Funktionen ausbleiben, hilfesuchend an einen Fachmann. 

Wie soll es unter solchen Bedingungen möglich werden können, der vorwie- 
gend durch die Regulative einer kapitalistischen Produktionsweise bestimmten Wis- 
senschafts- und Technikentwicklung eine demokratische Alternative entgegenzustel- 
len, die die Interessen von unmittelbar Betroffenen mit Zielvorstellungen bezüglich 
der Zukunft einer gesamtgesellschaftlichen Praxis vermittelt? — Vor diese Frage ist 
nicht nur die Ökologiebewegung gestellt, die sich nicht darauf beschränken will, 
letztlich doch nur reaktiv bei einer bloßen Ablehnung vorfindlicher Mißstände ste- 
hen zu bleiben, ohne wirksam mit ihren Beiträgen und Mitteln in die von ihr selbst 
entfachte politische Diskussion über Sinn und Zweck des in hochindustrialisierten 
Ländern anzutreffenden Riesenarsenals technischen Instrumentariums einzugreifen; 
auch könnte mansich vorstellen, daß die Gewerkschaften sich ebenfalls damit befas- 
sen werden müssen, wenn sie sich nicht wie in den Auseinandersetzungen während 
der Rationalisierungswelle der letzten Jahre immer wieder auf Rückzüge beschrän- 
ken wollen, statt sich aktiv auf die Probleme des kapitalistischen Fortschritts der 
Produktionstechnologie einzulassen und eigene wissenschafts- und technologiepoli- 
tische Positionen zu formulieren. 

Das Problem, wie trotz der zunehmenden Verwissenschaftlichung der Lebens- 
welt eine Herauslösung des technischen Wandels aus dem Zugriff ökonomischer In- 
teressen durch eine Einbindung in demokratische Willensbildungsprozesse zu be- 
werkstelligen wäre, wird nicht leicht zu lösen sein. Um nicht den Gefahren einer 
vorschnellen politischen Handwerkelei und einer Präsentation allzu einfacher Uto- 
pien zu erliegen, sollen im Folgenden die Schwierigkeiten dargestellt werden, die 
einer Beherrschbarkeit der Produktion von Gütern — die immer auch mit einer Pro- 
duktion gesellschaftlicher Strukturen verwoben ist — durch die Masse der direkt Be- 
troffenen entgegenstehen. Da auch im Augenblick ein fertiges Konzept altemativer 
Technikentwicklung, das Tragfähigkeit und Praktikabilität verspricht, gar nicht an- 
geboten werden kann, sollen diese Schwierigkeiten als Moment einer Kritik der bis- 
herigen kapitalistischen Technikentwicklung formuliert werden. Insbesondere wird 
uns in diesem Zusammenhang jenes Hemmnis beschäftigen, welches durch das Pro- 
blem der Enteignung des numerisch größten Teils der Bevölkerung vom Verfügungs- 
wissen über ihre lebensweltlichen Bezüge nicht nur als Folge der kapitalistischen Ar- 
beitsteilung, sondern auch gewisser Eigenarten naturwissenschaftlicher und techni- 
scher Wissensproduktion selbst, aufgeworfen worden sind. Selbstverständlich betrifft 
diese Kritik ebenfalls den naturwissenschaftlich-technischen Fortschritt, wie er in 
den Staaten des ‚realen Sozialismus‘ vorangetrieben wird, da er'im wesentlichen 
durch Übernahme entsprechender, vermeintlich neutraler Entwicklungen aus hoch- 
industrialisierten Kapitalistischen Ländern entstanden ist und sich daher von jenen 
nicht unterscheiden läßt, also in Wirklichkeit gewissermaßen einen Import der näm- 
lichen Probleme bewerkstelligte, mit denen wir uns im folgenden auseinanderzuset- 
zen haben werden. 
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Die kapitalistische Arbeitsteilung als Enteignung des Arbeiters vom Produktions- 
wissen 


Das grundlegend Neue, das die kapitalistische Arbeitsteilung hervorgebracht hat, be- 
steht in einer Teilung der Arbeit innerhalb der Werkstatt. Vorhergehende Gesell- 
schaftsformationen kannten eine gesellschaftliche Arbeitsteilung, die geschichtlich 
eine ständig sich verfeinermde Ausdifferenzierung von Berufen, von denen jeder 
einem Produktionszweig entsprach, mit sich brachte. Die Zerlegung der Arbeit in 
Teilaufgaben, d.h. die Arbeitsteilung innerhalb eines Produktionsprozesses, zeıstört 
die Berufe in diesem Sinne; sie nimmt dem Arbeiter die Fähigkeit, den Herstellungs- 
prozeß eines Gegenstandes vollständig durchzuführen. 

Die kapitalistische Arbeitsteilung vollzog sich in den drei Stufen Manufaktur, 
große Industrie mit Maschinerie, sowie wissenschaftliche Betriebsführung bzw. Tay- 
lorismus, die verschiedene Arbeitsprozesse zwar zu unterschiedlichen Zeiten und 
mit unterschiedlicher Intensität ergriffen haben, jedoch analytisch auseinanderge- 
halten werden müssen. Das Grundprinzip, das sie hervorgebracht hat und das ihre 
Entwicklung vorantrieb, läßt sich bereits an der manufakturmäßigen Teilung der Ar- 
beit verdeutlichen. 

Die Zerlegung des Herstellungsvorgangs eines Gegenstandes in Detailtätigkei- 
ten, wie sie für die Manufaktur charakteristisch ist (vgl. Klemm 1954; 249 ff., 294 
ff.), wurde von Adam Smith am Beispiel der Stecknadelfabrikation untersucht. Er 
sieht die produktivitätssteigernde Funktion dieses Typs der Arbeitsteilung darin, 
daß erstens fürjeden Arbeitsgang genau die Arbeitskräfte herangezogen werden kön- 
nen, die am besten für seine Durchführung taugen und in ihrer Funktion noch eine 
besondere Geschicklichkeit auszubilden imstande sind, daß zweitens beim Übergang 
von einem Arbeitsvorgang zum nächsten keine Zeit mehr verloren geht, wie es ge- 
wöhnlich der Fall ist, wenn ein Arbeiter sich durch Umrüsten seines Arbeitsplatzes 
und anderes mehr auf die einzelnen Stadien seiner Tätigkeit vorbereiten muß, und 
daß drittens gerade durch die Spezialisierung auf Teilvorrichtungen die Anwendung 
— und Erfindung — einer Menge von Maschinen möglich geworden ist, die das Ar- 
beitstempo erhöhen und einen einzigen Menschen in die Lage versetzen, die Arbeit 
vieler zu verrichten. Mit der so möglich gewordenen rationellen Nutzung der Ar- 
beitskraft, wo die nun arbeitsteilig aufeinanderbezogene Gruppe pro Kopf eine viel 
größere Produktmenge erzeugt als ein individuell arbeitender Handwerker, werden, 
weil der Anteil des im einzelnen Produkt inkorporierten Arbeitslohnes reduziert 
wurde, die Herstellungskosten verringert. Aber noch viel wichtiger als die hiermit 
vollzogene Minimierung der Produktionskosten ist für die Geschichte der Arbeitstei- 
lung das zuerst von dem Mathematiker und Mechaniker Charles Babbage formulier- 
te Prinzip, nach dem die Aufsplitterung einer Tätigkeit in ihre einzelnen Teile zur 
Verbilligung der angewandten Arbeitskraft führt. Während, wenn der vollständige 
Herstellungsvorgang von einem einzigen Arbeiter verrichtet wird, dieser so ausgebil- 
det sein muß, daß er genügend Geschicklichkeit besitzt, um die schwierigste, und 
genügend Kraft, um die anstrengendste der anfallenden Tätigkeiten ausüben zu kön- 
nen, Kann nämlich der industrielle Unternehmer, wenn die auszuführende Arbeit in 
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unterschiedliche Arbeitsgänge aufgespalten ist, von denen jeder einen anderen Grad 
an Geschicklichkeit oder Kraft erfordert, gerade genau die Menge von beidem kau- 
fen, die für jeden dieser Arbeitsgänge notwendig ist. So konnten beispielsweise in 
der Stecknadelfabrikation für körperlich weniger anstrengende Arbeiten wie Gera- 
debiegen des Drahtes, Befestigen der Köpfe oder Verpacken der fertigen Nadeln bil- 
lige Frauen- und Kinderarbeit angewandt werden, wohingegen die vergleichsweise 
teure Männerarbeit auf Verrichtungen wie das kraftaufwendige Ziehen des Drahtes 
und ähnliches beschränkt werden konnte. In einer Gesellschaft, die auf dem Kauf 
und Verkauf von Arbeit beruht, mußte das Babbage-Prinzip für jede weitere Ent- 
wicklung der Arbeitsteilung grundlegend sein. 

So entwickelte die Manufaktur, einmal eingeführt, eine Hierarchie der Arbeits- 
kräfte, die sich in einer Stufenleiter der Arbeitslöhne widerspiegelte. Neben diese 
Abstufung trat eine Scheidung der Arbeiter in geschickte und ungeschickte; da für 
die erstgenannten die Ausbildungskosten, im Vergleich zum Handwerker, infolge 
vereinfachter Funktion abnahmen, und für die letzteren ganz und gar wegfielen, be- 
deutete dies für beide Fälle eine Senkung des Werts der Arbeitskraft. Betrachtet 
man die manufakturmäßige Arbeitsteilung jedoch nicht allein unter dem Aspekt 
von Kauf und Verkauf der Arbeitskraft, werden weitere Dimensionen ihrer Folge- 
wirkungen deutlich: Sie „entwickelt ... Arbeitskräfte, die von Natur nur zu einseiti- 
ger Sonderfunktion taugen‘ (Marx 23; 369). Nur noch der Gesamtarbeiter, also das 
Ensemble aller zusammenwirkenden Manufakturarbeiter, besitzt jetzt alle Eigen- 
schaften, die erforderlich sind, um den Produktionsprozeß aufrechtzuerhalten, Der 
individuelle Arbeiter in seiner Einseitigkeit und Unvollkommenheit ist daher, um 
überhaupt produktiv tätig werden zu können, darauf verwiesen, sich in den Betrieb 
eines Kapitalisten einzuordnen. Damit erhält die Funktion des Kapitals als eine 
Funktion der Leitung besondere charakteristische Merkmale: ‚‚Was die Teilarbeiter 
verlieren, konzentriert sich ihnen gegenüber im Kapital, Es ist ein Produkt der ma- 
nufakturmäßigen Teilung der Arbeit, ihnen die geistigen Potenzen des materiellen 
Produktionsprozesses als fremdes Eigentum und sie beherrschende Macht gegenüber- 
zustellen ... In der Manufaktur ist die Bereicherung des Gesamtarbeiters und daher 
des Kapitals an gesellschaftlicher Produktivkraft bedingt durch die Verarmung des 
Arbeiters an individuellen Produktivkräften“ (Marx 23; 382 f. Hervorhebung von 
mir, L.H.). 

Die Manufaktur als die eıste, irreversible Stufe der kapitalistischen Arbeitstei- 
lung, die für den ersten Schritt einer Verstümmelung des Arbeiters zum Teilarbeiter 
steht, zeigt damit, welche Folgen es hat, daß die kapitalistische Produktionsweise 
nur die Beschäftigungen und Qualifikationen befördert, die sie braucht, und dadurch 
systematisch vielseitige Fähigkeiten aushöhlt und zerstört, wo sie bestehen, Der hier 
einsetzende Prozeß der Loslösung der geistigen Potenzen des materiellen Produk- 
tionsprozesses von den Arbeitern in der materiellen Produktion, der dem Arbeiter 
tendenziell bereits das Produktionswissen entreißt, welches die stoffliche Grundlage 
für die Organisation eines jeden Güterherstellungsprozesses darstellt, bleibt nicht auf 
dem erreichten Stand, sondern entwickelt sich weiter mit der industriellen Revolu- 
tion. 
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Die große Industrie, die sich im Gefolge der Errungenschaften der industriel- 
len Revolution gegen Ende des 18. Jahrhunderts herauszubilden begann, beruhte 
auf einer Einführung von Maschinensystemen, die vorwiegend durch Dampfmaschi- 
nen in Bewegung gesetzt werden. Das charakteristische Moment der manufaktur- 
mäßigen Teilung der Arbeit, daß jede Bereicherung des vom Kapital angewandten Ge- 
samtarbeitskörpers an Produktivität eine Verarmung des einzelnen Arbeiters an in- 
dividuellen Produktivkräften bedingt, wird jetzt auf eine qualitativ neue Stufe geho- 
ben. Denn mit der großen Industrie eröffnete sich erstmals die Möglichkeit, die Na- 
turwissenschaften und die auf ihnen aufbauende Technik als völlig neuartige Form 
des Produktionswissens zu nutzen, sie von vornherein vom materiell produzierenden 
Arbeiter zu trennen und damit vollständig in kapitalistischer Verfügung zu halten, 

Die große Industrie geht, wie Marx im 13. Kapitel des ‚Kapital‘ gezeigt hat, 
von der Werkzeugmaschine aus, d. h. von dem Teil der Maschinerie, der die Produk- 
tionswerkzeuge führt. Hier treten, wenn auch oft in modifizierter Form, jene Werk- 
zeuge wieder auf, mit welchen Handwerks- und Manufakturarbeiter gearbeitet hat- 
ten, aber statt als Werkzeuge des Menschen jetzt als solche eines Mechanismus. Die 
Dampfmaschine, während der Manufakturperiode erfunden und in den 60er und 
70er Jahren des 18. Jahrhunderts durch James Watt verbessert, konnte erst auf die- 
ser Grundlage ihre volle Potenz entfalten, und zwar als Antriebsaggregat, das seine 
Kraft vermittels eines weitverzweigten Transmissionssystems auf die einzelnen Ar- 
beitsmaschinen übertrug. Nachdem der Teiloperationen ausführende Arbeiter sein 
Werkzeug an einen Mechanismus abgegeben hatte, der mit einer Menge von Werkzeu- 
gen auf einmal tätig wird, konnte sie als Triebkraft von immer gigantischer werden- 
den Systemen von Arbeitsmaschinen eingesetzt werden, Die Manufaktur hatte dem 
Maschinensystem im großen und ganzen die naturwüchsige Grundlage der Teilung 
und daher der Organisation des Produktionsprozesses geliefert; die ihr eigentümliche 
Verbindung von Arbeitsteilung und Kooperation wurde überführt in eine Kombina- 
tion von Teilarbeitsmaschinen, die bald einen solchen Umfang annahmen, daß sie 
nicht mehr durch die überkommenen natürlichen Antriebsmittel in Bewegung gehal- 
ten werden konnten. 

Die Revolutionierung der Werkzeugmaschine, welche die große Industrie des 
letzten Jahrhunderts hervorbringt, verändert nicht nur die technische Seite des Pro- 
duktionsprozesses, sie wirkt auch zurück auf den Arbeiter. Da das Kapital, indem es 
Menschenkraft durch Naturkräfte und erfahrungsmäßige Routine durch bewußte 
Anwendung der Naturwissenschaften ersetzt, die Arbeiter in ein nach unterschiedli- 
chen Funktionen gegliedertes Bedienungspersonal der Maschinen verwandelt und ih- 
nen damit das Führen von Handwerkszeug abnimmt, fördert es ihre weitere Dequa- 
lifizierung. Denn die Arbeiter gehen, unter Beibehaltung ihrer Fixierung auf Detail- 
tätigkeiten, nun auchnoch jener treibhausmäßigen Entfaltung spezieller Fertigkeiten 
verlustig, die ihrer Arbeit noch in den Manufakturbetrieben einen gewissen Wert 
verliehen und sie dort noch so schwer auswechselbar gemacht hatte. „Mit dem Ar- 
beitswerkzeug geht auch die Virtuosität seiner Führung vom Arbeiter auf die Ma- 
schine über. Die Leistungsfähigkeit des Werkzeugs ist emanzipiert von den persönli- 
chen Schranken menschlicher Arbeitskraft. Damit ist die technische Grundlage auf- 
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gehoben, worauf die Teilung der Arbeit in der Manufaktur beruht. An die Stelle der 
sie charakterisierenden Hierarchie der spezialisierten Arbeiter tritt daher in der 
automatischen Fabrik die Tendenz der Gleichmachung oder Nivellierung der Arbei- 
ten, welche die Gehilfen der Maschinerie zu verrichten haben, an die Stelle der 
künstlich erzeugten Unterschiede der Teilarbeiter treten vorwiegend die natürlichen 
Unterschiede des Alteıs und des Geschlechts‘“ (Marx 23; 424). 

Die rasche Veränderung der überkommenen Produktionsformen durch die 
große Industrie in allen Bereichen, für die entsprechende Technologien entwickelt 
werden konnten, war der Tatsache geschuldet, daß es mit der Maschinenarbeit ge- 
lang, die Produktionskosten erheblich zu verbilligen. Anders als in der handwerkli- 
chen und manufakturmäßigen Produktion befand sich die Tätigkeit an den Maschi- 
nen vorwiegend auf dem Niveau einfacher Arbeit, die eine besondere Ausbildung 
überflüssig machte. Die damit gegebene Entwertung der traditionellen Arbeitskraft 
konnte noch dadurch potenziert werden, daß mit den neuen Produktionsinstrumen- 
ten eine umfangreiche Einbeziehung von Frauen und über lange Zeit auch von Kin- 
dern in die Fabrikarbeit möglich wurde, weil die Anwendung von Maschinerie in 
vielen Fällen Muskelkraft entbehrlich werden ließ. Denn während vorher der Lohn 
des Mannes im wesentlichen die Einkünfte der Familie bestimmt hatte, konnte mit 
der Einreihung sämtlicher Familienmitglieder in das Arbeitskräftereservoir der gro- 
ßen Industrie die Bezahlung der Männer dadurch reduziert werden, daß die Erarbei- 
tung der Lebensmittel nun auf die ganze Familie verteilt wurde, 

Der dem einzelnen Kapitalisten durch die Mechanismen des Konkurrenzkamp 
fes aufgezwungene Einstieg in die Maschinenproduktion brachte jedoch nicht nur 
die Entwertung der Arbeitskraft im Großmaßstab zuwege, er bewirkte auch eine 
neue Phase der Scheidung der geistigen Potenzen des Produktionsprozesses von der 
Handarbeit. Die Tätigkeit des Maschinenarbeiters und seiner Handlanger wurde von 
individuellen Qualifikationen befreit, indem sich eine außerhalb des Kreises der Fa- 
brikarbeiter stehende, teils wissenschaftlich-technisch, teils handwerklich gebildete 
Gruppe einer numerisch kleinen Zahl von Lohnabhängigen herausbildete, die, selbst- 
verständlich bestimmt durch die kaufmännischen Erwägungen ihrer Unternehmens- 
leitung, erfahrungsmäßiges Produktionswissen in wachsendem Ausmaß ersetzte durch 
die Anwendung der Naturwissenschaften. Die Masse der Arbeiter verlor damit immer 
mehr von jenen Fähigkeiten, die sie in die Lage versetzen hätten können, kontrollie- 
rend und gestaltend in die Arbeitsprozesse, denen sie unterworfen waren, einzugrei- 
fen. Die Maschinerie, die ‚‚aus der lebenslangen Spezialität, ein Teilwerkzeug zu füh- 
ren, ... die lebenslange Spezialität, einer Teilmaschine zu dienen‘‘ machte, vollendet 
— vorläufig — „seine hilflose Abhängigkeit vom Fabrikganzen, also vom Kapitalisten“ 
(Marx 23; 445). Dem Verlust des Handarbeiters entspricht ein Macht- und Funk- 
tionszuwachs der Unternehmensleitung: Während das Handwerksgeschick noch 
Grundlage der Manufaktur war und der in ihr vorherrschende Funktionsmechanis- 
mus noch keine von den Handarbeitern unabhängige objektive Struktur besaß, und 
deshalb häufig innerbetriebliche Auseinandersetzungen die Durchsetzung des Unter- 
nehmerwillens erschwerten, brachte die Unterordnung der Arbeiter unter die maschi- 
nelle Technik eine kasernenmäßige Disziplin in die Fabrik. 
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Dennoch konnte Marx aus zwei Gründen in eben dieser Industrie, die auf Ma- 
schinensystemen aufbaut, die Chance für eine vielseitige Entfaltung aller Individuen, 
d.h. nicht nur der kapitalistischen Nutznießer, sondern auch der Arbeiter, sehen, Er- 
stens erkannte er, daß die in ihrem Fortschritt durch ständigen Konkurrenzkampf 
bedingte kapitalistische Industrie die ihr zugrunde liegende technische Basis fort- 
während. revolutionieren muß. Neben dem damit notwendig einhergehenden Zu- 
wachs an wissenschaftlichem Wissen, der als Zuwachs der Herrschaft des Menschen 
über die Natur schon an sich sehr begrüßenswert ist, schien ihm der dauernde indu- 
strielle Wandel ganz wesentlich auch als Garant für eine Beseitigung der negativen 
Auswirkungen der Maschinenarbeit, der Beschränkung des Arbeiters auf einseitige 
und entleerte Tätigkeiten. Denn, so argumentierte er, wenn mit der technischen 
Grundlage der Produktion beständig die Funktionen der Arbeiter und die Struktu- 
ren ganzer Produktionszweige umgewälzt werden, bedeutet dies nichts anderes als 
einen dauernden Wandlungsprozeß im System der Arbeitsteilung, also eine Aufhe- 
bung der dauemden Beschränkung auf einseitige, dequalifizierte Tätigkeiten. Trotz 
der prekären Folgen, die der rasante technische Fortschritt unter kapitalistischen 
Produktionsverhältnissen für die Arbeiterklasse hat, weil sie durch die Wucht der 
ökonomischen Krisen, mit denen er einhergeht, alle Ruhe und Sicherheit der Le- 
benslage eingebüßt hat, schaffe die Industrie damit die Voraussetzungen für die mög- 
lichst hohe Vielseitigkeit der Arbeiter. Gerade auch die wirtschaftlichen Katastro- 
phen, die immer wieder Kapitalmassen und daher auch Arbeitermassen von einem 
Produktionszweig in den anderen schleudern, machten es zu einer Frage auf Leben 
und Tod, den Wechsel der Arbeiten und den daraus resultierenden Entfaltungsmög- 
lichkeiten als Produktionsgesetz anzuerkennen, Unumgänglich sei also, „die Unge- 
heuerlichkeit einer elenden, für das wechselnde Exploitationsbedürfnis des Kapitals 
in Reserve gehaltenen, disponiblen Arbeiterbevölkerung zu ersetzen durch die abso- 
lute Disponibilität des Menschen für wechselnde Arbeitserfordernisse; das Teilindivi- 
duum, den bloßen Träger einer gesellschaftlichen Detailfunktion, durch das total 
entwickelte Individuum, für welches verschiedene gesellschaftliche Funktionen ein- 
ander ablösende Betätigungsweisen sind“ (Marx 23; 512). Zweitens konnte er aus 
dem Sachverhalt, daß viele der großen Erfinder der industriellen Revolution gelern- 
te Handwerker waren, den Schluß ziehen, eine Wiederaneignung des technisch-wis- 
senschaftlichen Fortschritts durch die Arbeiterklasse sei prinzipiell möglich und vor- 
wiegend eine Frage der. politischen Kräfteverhältnisse. So gelang z. B. dem Uhrma- 
cher James Watt, der eine Stelle als Mechaniker an der Universität Glasgow ange- 
nommen hatte und dort u. a. mit der Wartung eines Modells der Newcomenschen 
Dampfmaschine beauftragt war, als er begann, sich mit der Verbesserung dieses Ma- 
schinentyps zu befassen, durchaus ohne große Schwierigkeiten eine Aneignung von 
wissenschaftlichen Kenntnissen, soweit solche für seine Zwecke erforderlich waren. 
Er konnte sich an der Spitze des technischen Fortschritts bewegen, indem er sich 
das Wissen verschaffte, wie man korrekt experimentiert und Meßreihen durchführt, 
wie man mit dem von Fahrenheit entwickelten Quecksilberthermometer als einem 
physikalischen Meßinstrument umgeht und welche Begriffe aus der Wärmetheorie 
ihm bei seinen Problemen weiterhelfen können (vgl. Klemm 1969; 16 f.). Da es al- 
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so offensichtlich Handwerkern wie Watt gelingen konnte, sich die den Konstruk- 
tionsprinzipien von Maschinen zugrundeliegenden wissenschaftlichen Kenntnisse 
und Fertigkeiten anzueignen, konnte Marx außer in den politischen Verhältnissen 
kein nennenswertes Problem erkennen, das eine Wiederaneignung des Produktions- 
wissens durch die Arbeiter verunmöglichen würde. Er konstatierte: ‚, ‚Ne sutor ultra 
crepidam‘ (= ‚Schuster bleib bei deinem Leisten‘), die nec plus ultra (= dieser Gip- 
fel) handwerksmäßiger Weisheit, wurde zur furchtbaren Narrheit von dem Moment, 
wo der Uhrmacher Watt die Dampfmaschine, der Barbier Arkwright den Kette- 
stuhl, der Juwelierarbeiter Fulton das Dampfschiff erfunden hatte“. Unter diesen 
Umständen erwartete er für den Fall der Eroberung der Herrschaft der Arbeiterklas- 
se über die Produktionsmittel auch eine Aneignung des Produktionswissens durch 
die Arbeiter, welch letzteres erst die Beseitigung der Unterdrückung der Arbeiter 
durch die kapitalistische Leitung vervollständigt; für ihn „unterliegt es keinem Zwei- 
fel, daß die unvermeidliche Eroberung der politischen Macht durch die Arbeiterklas- 
se auch dem technologischen Unterricht, theoretisch und praktisch, seinen Platz in 
den Arbeiterschulen erobern wird‘ (Marx 23; 512 f.). 

Die Hoffnung von Marx, der kapitalistisch vorangetriebenen Entwicklung der 
Arbeitsproduktivität durch die soziale Revolution ihrer negativen Auswirkungen zu 
entledigen und auf ihrer Grundlage eine umfassende Wiederaneignung der Verfügung 
über die Produktion durch die Arbeiterklasse zu installieren, wurde durch einen 
Gang der Ereignisse, den er nicht vorhersehen konnte, zunichte gemacht. Mit dem 
Taylorismus, der um die Jahrhundertwende der Exponent verschiedener arbeitswis- 
senschaftlicher Ansätze wurde, die in mehreren hochindustnäalisierten Ländern auf- 
keimten, gelang die Schaffung eines weit effektiveren Systems der kapitalistischen 
Arbeitsteilung als es vorher jemals denkbar gewesen war. Es beruhte, wie die voran- 
gegangenen Stufen der Arbeitsteilung auch, darauf, die Arbeitskraft durch Verringe- 
rung der für den Produktionsprozeß erforderlichen Qualifikation zu verbilligen und 
durch Steigerungihrer Produktivität den Anteil der Lohnkosten an den Herstellungs- 
kosten zu senken; darüber hinaus glückte es hier zum ersten Mal, die Entscheidun- 
gen, die während des Arbeitsablaufs getroffen werden müssen, vollständig dem Zu- 
griff des Arbeiters zu entreißen, Da außerdem etwa zur gleichen Zeit die Entwick- 
lung der Produktionstechnik ein gegenüber der Mechanik und Wärmetheorie der 
Dampfmaschinen vergleichsweise hohes Abstraktionsniveau ihrer wissenschaftlichen 
Grundlagen erklommen hatte, wurden von Taylor und seinen Nachfolgern damit die 
Bedingungen für eine Eroberung des Produktionswissens durch die Arbeiter, die 
Marx noch im Industriesystem seiner Zeit vorgefunden hatte, für die Masse der Fa- 
brikarbeiter restlos beseitigt. Die Kluft zwischen dem, was dem Arbeiter im taylor- 
istisch durchgeplanten Produktionsprozeß an Tätigkeitsmerkmalen geblieben ist, 
und dem sich mit dem dynamoelektrischen Prinzip, der Telegraphie bis hin zur heu- 
tien Computerisierung und Atomenergie auf immer abstrakteren fachlichen Grund- 
lagen entfaltenden technischen Fortschritt hatte solche Dimensionen angenommen, 
daß sie kaum noch überbrückbar erscheint; je mehr die Masse der Fabrikarbeiter 
handwerkliche und traditionelle Fähigkeiten verloren hat, ohne genügend neue Fä- 
higkeiten zu erwerben, um den erlittenen Verlust zu kompensieren, desto mehr Wis- 
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senschaft, von der sie nichts versteht, ist in den Produktionsprozeß eingedrungen. 

Die zentrale Leistung Taylors bestand darin, die Kontrolle des Arbeitsprozes- 
ses durch das Management auf eine völlig neue Ebene zu heben, Keine Unterneh- 
mensleitung hatte sich je darauf beschränkt, die einzelnen Produktionsprozesse 
zweckmäßig zu organisieren, denn da diese nicht nur der Herstellung von Gütern, 
sondern immer auch dem Verwertungsprozeß des Kapitals dienen, kam es darauf 
an, die vollständige Verausgabung der eingekauften Arbeitskraft zu erzwingen, Die 
damit implizierte Kontrollfunktion der kapitalistischen Leitung hatte sich zunächst 
darin geäußert, durch Verbote von Ablenkungen wie Reden, Rauchen usw. diszipli- 
nierend zu wirken; sie wurde umso effektiver, je mehr es gelang, durch Fortschritte 
in der Arbeitsteilung, wie z. B. das Aufeinanderwirken verschiedener Arbeitsgrup- 
pen in der Manufaktur oder später durch das Aufzwingen des Maschinentakts in der 
großen Industrie, die Autonomie des Arbeiters bei seiner Tätigkeitsgestaltung zu 
schmälern. Mit dem Ansatz Taylors, Vorschriften für jede Art der Handarbeit zu er- 
stellen, um dem Arbeiter genau diktieren zu können, auf welche Art und Weise sie 
auszuführen sei, änderte sich jedoch grundlegend der Begriff der Kontrolle. In der 
Praxis der vorangegangenen Epochen industrieller Produktion war die Kontrolle 
des Managements gewöhnlich auf eine allgemeine Zuweisung der Aufgaben mit we- 
nig unmittelbarer Einmischung in die Art, wie sie der Arbeiter durchzuführen hatte, 
beschränkt. Der Taylorismus machte demgegenüber dadurch den Weg für eine tief- 
greifende Revolutionierung der Arbeitsteilung frei, indem er das Prinzip verfolgte, 
vermittels ‚wissenschaftlicher Betriebsführung‘ ein System zu erstellen, das das Ma- 
nagement in die Lage versetzte, die Kontrolle über die tatsächliche Durchführung je- 
der Arbeitstätigkeit auszuüben. 

Wie Braverman gezeigt hat, beruht das von Taylor entwickelte und von seinen 
Nachfolgern verfeinerte System auf drei Grundsätzen: Der erste ist die Loslösung 
des Arbeitsprozesses von den Fähigkeiten des Arbeiters. Durch exakte Analyse der 
manuellen Tätigkeiten wird die Betriebsführung in die Lage versetzt, mindestens 
ebenso viel Produktionswissen zu akkumulieren, wie es ein Arbeiter, der die betref- 
fende Arbeit regelmäßig ausübt, besitzt. Damit kann sie dann die effektivste Metho- 
de des Tätigkeitsvollzugs ermitteln und sie dem Arbeiter vorschreiben, der, solange 
er noch im alleinigen Besitz von — im weitesten Sinne — handwerklichen Fertigkei- 
ten war, Arbeitserleichterungen und -vorteile nach eigenem Gutdünken einsetzen 
konnte. Das zweite Prinzip der wissenschaftlichen Betriebsführung ist die Trennung 
von geistiger Konzeption und manueller Ausführung. Die Befreiung der Handarbeit 
von jeglicher geistigen Betätigung und ihre Verlegung in das Planungs- und Arbeits- 
büro brachte einerseits eine weitere Verbilligung der manuellen Tätigkeiten hervor, 
da der Arbeiter, auf eine strikte Befolgung von Anweisungen, deren produktions- 
technischen Sinn er nicht mehr zu begreifen braucht, beschränkt werden konnte; 
andererseits ermöglichte es diese Lokalisierung des Produktionswissens beim Mana- 
gement, dem Arbeiter, der als Lohnabhängiger bereits die Verfügungsgewalt über die 
Produktionsmittel, an denen er arbeitet, verloren hatte, auch noch die Verfügung 
über seine Arbeit zu entreißen. Der dritte Grundsatz des Taylorismus besteht folge- 
richtig darin, das in der systematischen Vorausplanung aller Elemente des Arbeits- 
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prozesses enthaltene Wissensmonopol dazu zu verwenden, die Ausführung eines je- 
den Schrittes des Arbeitsprozesses einer Kontrolle durch das Management zu unter- 
werfen, Damit kann die Betriebsleitung nicht nur daran gehen, die Dispositionsspiel- 
räume der Arbeiter nach ihren eigenen Nützlichkeitserwägungen zu eliminieren; sie 
entreißt ihnen auch die Möglichkeit, sich vom Arbeitsprozeß in seiner Gesamtheit 
eine eigene angemessene Vorstellung zu machen, die sie gegebenenfalls in die Lage 
versetzen könnte, dem kapitalistischen Produktionsprozeß eine Kritische Alternative 
entgegenzusetzen (vgl. Braverman 1977; 93 - 98). 

Die stufenweise Enteignung des Arbeiters vom Produktionswissen durch die 
Entwicklung der kapitalistischen Arbeitsteilung, die mit dem Taylorismus genau zu 
dem Zeitpunkt einen neuen Höhepunkt erreichen konnte, als die mit dem Entste- 
hen der ‚science based industries‘ einhergehende Verwissenschaftlichung der Pro- 
duktionsprozesse ihr schärfstes Tempo erreicht hatte, wurde auch in den vergange- 
nen Jahrzehnten nicht wieder rückgängig gemacht. Obwohl oft behauptet wurde, 
die Reduktion der Arbeitskraft auf das Niveau von allgemeinen, undifferenzierten 
und leicht an eine große Skala einfacher Arbeit anpaßbare Fabriktätigkeiten werde 
durch den Trend zur Automatisierung, der sich im jüngsten technischen Wandel 
abzeichne, tendenziell aufgehoben, haben industriesoziologische Untersuchungen 
gezeigt, daß derartige Erwartungen verfehlt sind. Daß sich der Dispositionsspielraum 
vergrößern und das Qualifikationsniveau des Arbeiters erhöhen kann, also charak- 
teristische Momente der tayloristischen Arbeitsteilung ihre dominierende Bedeu- 
tung einbüßen, ist keineswegs eine zwangsläufige Konsequenz der Anwendung der 
teilautomatisierten Aggregate, die die gegenwärtig erreichte Phase der Automatisie- 
rung bestimmen. Denn die realen Auswirkungen des industriellen Wandels zeigen, 
„eıstens daß die Einführung teilautomatisierter Einzelaggregate oft die Möglichkeit 
eröffnet, die Arbeit als Automatenkontrolltätigkeit zu organisieren bzw. handwerk- 
liche Arbeiten aufzulösen und durch repetitive Teilarbeiten zu ersetzen, daß also 
gerade bestimmte Formen der Automatisierung zur Neubegründung restriktiver Ar- 
beitssituationen beitragen; — zweitens daß die Automatisierung bisher nur einen 
Teil der industriellen Produktionsprozesse zu erfassen vermag, während andere Be- 
reiche auch heute und in der näheren Zukunft noch konventionelle Mechanisierungs- 
bewegungen aufweisen, die vielfach ganzheitlich die Arbeitsformen beseitigen und 
schon vorhandene repetitive Teilarbeiten verschärfen; — drittens daß auf höheren 
Mechanisierungsstufen neben qualifizierten Formen der Industriearbeit auch repeti- 
tive Teilarbeiten fortbestehen, ein Umstand, der die quantitative Bedeutung der un- 
qualifizierten Automationsarbeiten einschränkt und zu einer Polarisierung der Be- 
legschaften an automatisierten Anlagen führt“ (Kern et al. 1970; 1278 £.). Aber 
noch wichtiger als die Feststellung der äußerst begrenzten Bedeutung der Automati- 
sierung von Produktionsprozessen für eine Auflösung restriktiver Formen der Indu- 
striearbeit ist der Umstand, daß es sich selbst bei der Meßwartentätigkeit, die nur 
bei bestimmten Mechanisierungssprüngen entsteht und als einzige moderne Produk- 
tionsarbeit grundlegend neue Tätigkeitsmerkmale aufweist, ‚um nicht mehr als eine 
qualifizierte Angelerntentätigkeit handelt, deren Anforderungen nicht überbewertet 
werden sollten. Gerade an automatisierten Großanlagen bleiben die Grundplanung 
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des Prozeßablaufs und die Kalkulation von Einstellungsveränderungen weitgehend 
dem Management überlassen, so daß die Fahrweise der Anlagen den Arbeitern rela- 
tiv verbindlich vorgegeben ist; werden den Arbeitern durch die automatische Absi- 
cherung des Produktionsprozesses Interventionschancen entzogen und damit Funk- 
tionen abgenommen, bei denen an älteren Anlagen noch Umsicht und Können be- 
wiesen werden mußten; wird die Verantwortung auf die präventiven Arbeiten redu- 
ziert, die sicherstellen sollen, daß Störungen ausbleiben und die automatischen Ab- 
sicherungen erst gar nicht eingreifen müssen“ (Kern et al. 1970; 1 282). Trotz des 
immensen wissenschaftlich-technischen Fortschritts trifft also auf die Mehrzahl der 
von Industriearbeitern verrichteten Typen der Produktionstätigkeit, handle es sich 
um die weitere Verbreitung repetitiver Detailtätigkeit oder um jüngst entstandene 
Formen wie Meßwartentätigkeit an teilautomatisierten Aggregatsystemen, das Prin- 
zip zu, die angewandte Arbeitskraft durch Niedrighalten ihrer Qualifikation mög- 
lichst zu verbilligen und damit einhergehend — zum Zweck ihrer Kontrolle — das Pro- 
duktionswissenin der ausschließlichen Verfügungsgewalt des Managements zu halten. 

Die kapitalistische Arbeitsteilung, deren Prinzipien sich von dem Augenblick 
an entfalteten, als sich mit der Lohnarbeit der Kauf und Verkauf von Arbeitskraft 
geselischaftlich etabliert hatte, war — so läßt sich zusammenfassend feststellen — 
nicht nur ein Instrument zur fortwährenden Steigerung der Produktivität der Arbeit, 
d.h. eine Methode, um immer kleinere und billigere Mengen bezahlter Arbeitszeit in 
immer größere Mengen Produkt eingehen zu lassen. Je mehr Kompetenz die Arbei- 
ter von Stufe zu Stufe der Entwicklung immer entleerterer Detailtätigkeiten verlo- 
ren hatten, um so mehr konnte auf der Seite des Kapitals als fremdes Eigentum und 
sie beherrschende Macht verbucht und eingesetzt werden mit dem Zweck, die Kon- 
trolle über die Verausgabung von Arbeitskraft zu effektivieren und durch ihre Ent- 
selbständigung ihre Abhängigkeit zu steigern: ‚Die Kapitalistische Produktionsweise 
zerstört systematisch vielseitige Fertigkeiten, wo sie bestehen, und erzeugt Fertigkei- 
ten und Beschäftigungen, die ihren Erfordernissen entsprechen‘ (Braverman 1977; 
7». 

Da die Entwicklung der kapitalistischen Arbeitsteilung von der Manufaktur 
über die Anwendung von Maschinerie in der großen Industrie bis zur wissenschaftli- 
chen Betriebsführung unserer Tage einem Scheidungsprozeß entspricht, der von 
Phase zu Phase zunehmend das Produktionswissen von den Arbeitskräften trennt, 
kann sie auch als fortschreitende Enteignung des Arbeiters von den geistigen Poten- 
zen des materiellen Produktionsprozesses begriffen werden. Zwar wird der Verlust 
an Beherrschbarkeit des Arbeitsprozesses durch die Arbeiter wettgemacht durch die 
— selbstverständlich ebenfalls dem Management unterstellten — Techniker, Ingeni- 
eure und Naturwissenschaftler, deren Berufsrolle sich erst mit der wachsenden Ver- 
wissenschaftlichung des Produktionsprozesses herausdifferenzierte. Aber der Groß- 
teii der Industriearbeiterschaft hat nichts davon: Je größere Fortschritte in der Ent- 
wicklung von Arbeitsproduktivität durch die kapitalistische Anwendung von Natur- 
wissenschaft und Technik erzielt wurden, um so mehr wurden traditionell noch vor- 
handene handweiıkliche Fertigkeiten in Detailtätigkeiten aufgespalten. Dadurch 
sank ihr Qualifikationsniveau nicht nur absolut, insofern sie auf einen niedrigeren 
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Stand der Ausübung von Handarbeit verwiesen wurden, ohne selbst genügend neue 
Fähigkeiten zu erwerben, um den erlittenen Verlust auszugleichen; es sank auch re- 
lativ zum erreichten Niveau des Produktionswissens, weil zu ihrem Verlust an hand- 
werklichen und traditionellen Fähigkeiten eine immer weitere Anhebung des Pro- 
duktionswissens und die abstrakten und nur Spezialisten zugänglichen Höhen zu- 
nehmender Verwissenschaftlichung trat. Die massenhafte Senkung des Qualifikatons- 
niveaus beiden Arbeitern und der gleichzeitig vorangetriebene wissenschaftlich-tech- 
nische Fortschritt führen zu einer tiefen Kluft zwischen Wissenschaft und Arbeiter- 
bevölkerung. Noch zur Zeit der industriellen Revolution konnte eine Verbindung 
zwischen der Arbeiterklasse und den Naturwissenschaften durch Handwerker herge- 
stellt werden; seit es der wissenschaftlichen Betriebsführung jedoch gelungen ist, 
dem Management mit der Monopolstellung über das Produktionswissen auch jenes 
über das immer wichtiger werdende naturwissenschaftlich-technische Wissen zu si- 
chern, ist die damals noch denkbare Art der Beherrschung der Produktion durch die 
Arbeiter verunmöglicht worden. Je wichtiger die Wissenschaft für die Tätigkeit des 
Arbeiters wird, um so weniger versteht er von ihr, und um so leichter kann sich die 
rasche Veränderung von Produktion und Produkten über seinen Kopf hinweg, nach 
den ausschließlichen Kriterien der kapitalistischen Unternehmensleitung, entfalten. 
Doch nicht genug mit der Enteignung des Großteils der Bevölkerung der 
hochindustrialisierten Länder von Produktionswissen und damit ihrer Ausliefe- 
rung an die wissenschaftlich-technische Entwicklung. Durch die kapitalistische 
Arbeitsteilung verliert die Masse der Menschen auch noch viele der Möglichkeiten 
einer ästhetischen Aneignung ihrer Lebenswelt. So hatte zum Beispiel bereits die 
manufakturmäßige Arbeitsteilung in den Töpfereien und bei den Eisenwarenher- 
stellern in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts zu der bedeutsamen Trennung 
von Entwerfer und Ausführenden geführt. Die Waren solcher Gewerbezweige, früher 
von einem einzigen Handwerker angefertigt, gekennzeichnet durch die typischen 
Merkmale sogenannter Bauernkunst mit ihren kräftigen Mustern und ihrem unkom- 
plizierten Figurenschmuck, veränderten ihr Ansehen grundlegend durch den ‚indu- 
striellen Entwurf‘, der nun Künstlern übertragen wurde. Die Folge der Aufspaltung 
des Herstellungsprozesses auf voneinander getrennte, spezialisierte Teilarbeiter war 
ein tiefgreifender Wandel im Geschmack: ‚Als das Entwerfen zu einer besonderen 
Aufgabe des ‚Künstlers‘ geworden war, der nicht selber an der Töpferscheibe, an der 
Hobel- oder Drehbank arbeitete, wurde der spontane Geschmack des Handwerkers 
unvermeidbar untergraben“ (Klingender 1976; 47). Da die Fabrikanten von Ge- 
brauchsgütern durch Konkurrenzdruck und technischen Fortschritt in der Folgezeit 
gezwungen waren, in immer größerem Maßstab zu produzieren, mußten sie, um ihre 
Massengüter zu verkaufen, auf Billigkeit bedacht sein und nicht mehr primär auf 
gute Qualität. Auf der Jagd nach Absatzchancen kamen sie nicht umhin, ihre Kun- 
den gerade unter jenen früheren Handwerkern zu suchen, die nun Detailarbeiter ge- 
worden waren und deren traditionelles Formgefühl durch die Arbeitsteilung zerstört 
worden war. Da mit fortschreitender kapitalistischer Arbeitsteilung der ‚gute Ge- 
schmack‘ zu einem ausschließlichen Merkmal eines sich ständig verengenden Kreises 
von Fachleuten wurde, schwand das Verständnis für gute Form alsbald auch in den 
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mittleren und oberen Gesellschaftsschichten. Damit war die Grundlage für jene, in 
alle Poren des Alltagslebens in den Industriestaaten eindringende, gewaltige Kitsch- 
produktion geschaffen, die heute den Markt für Gebrauchsgüter, Nippsachen, Wand- 
schmuck u.a,m. überflutet. — Auch an sich so begrüßenswerte Bemühungen wie die 
des Bauhauses, das in den Jahren der Weimarer Republik mit dem Anspruch einer 
weitreichenden, vor allem das gesamte Gebiet der Industrieerzeugnisse umfassenden 
ästhetischen Niveauanhebung hervorgetreten war, mußte sich mit äußerst geringen 
Erfolgen zufriedengeben, weil sie die materielle Basis der Geschmacksentwicklung, 
den herrschenden Typ der arbeitsteiligen Industrieproduktion, nicht verändern 
konnten. Der Hauptinitiator und erste Direktor des Bauhauses, Gropius, strebte eine 
„Arbeitsgemeinschaft zwischen Künstler, Kaufmann und Techniker“ an, von denen 
jeder seine besonderen Fähigkeiten zur Produktion beisteuern sollte (Gropius 1916; 
29), aber er konnte unterden bestehenden Verhältnissen wohl nicht an den Arbeiter 
denken. Daher nimmt es nicht Wunder, daß gerade der Adressat der künstlerischen 
Bemühungen, die auf Massenproduktion und Massenkonsum angewiesene Industrie, 
kaum zur praktischen Umsetzung der angebotenen Gestaltungsvorschläge bereit war. 
Vielmehr ‚lagen die Dinge so, daß der wirkliche Nutznießer der Bauhausarbeit die 
Industrie sein könnte — die aber ihrerseits nur in bescheidenem Umfang von den Ar- 
beitsergebnissen dieses Instituts Gebrauch macht‘ (Dexel 1928; 146). 


Der epistemologische Bruch 


Die tiefe Kluft, die durch die kapitalistische Arbeitsteilung zwischen dem Großteil 
der Bevölkerung von Industriestaaten und dem technisch-wissenschaftlichen Fort- 
schritt aufgerissen wurde, ist das Produkt gesellschaftlicher Entwicklungen, Sie be- 
wirkt mit ihrem Ausschluß des Industriearbeiters vom Produktionswissen die Festi- 
gung seiner Abhängigkeit von der Unternehmensleitung. Neben dieser, ihrem Wesen 
nach klassenspezifischen Verteilung technischer Kompetenz, gibt es jedoch auch 
noch andere Bedingungen, die — ebenfalls im Vorfeld des Anspruchs auf Mitbestim- 
mungsrechte oder anderer Einschränkungen kapitalistischer Eigentumsrechte — in 
einer völlig klassenunspezifischen Weise für einen Ausschluß von Individuen aus der 
Beteiligung an der Beherrschung des industriellen Wandels sorgen, also gleicherma- 
ßen den Arbeiter wie den Träger bürgerlicher Kultur, sofern er nicht eine naturwis- 
senschaftliche oder technische Fachausbildung durchlaufen hat, betreffen. Denn die 
naturwissenschaftliche Erkenntnisgewinnung als die kognitive Grundlage technischen 
Fortschritts besitzt Eigenarten, die einer allgemeinen Zugänglichkeit und Verfügbar- 
keit wissenschaftlichen Produktionswissens entgegenstehen. 

Die neuzeitliche Naturwissenschaft, die in der Epoche Galileis entstand, läßt 
als Fundament ihrer Theoriebildung allein eine experimentelle, mit Hilfe von Instru- 
menten gewonnene Erfahrung gelten. Ihr Wissen von Gegenständen stammt nicht 
aus unmittelbarer Anschauung, sondern ist durch Rückschlüsse aus Meßergebnissen 
gegeben, die das Resultat von bewußten, vermittels technischer Geräte durchgeführ- 
ten Handlungen sind. Im allgemeinen bleibt die naturwissenschaftliche Erklärung 
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von Sachverhalten deshalb im wesentlichen unverbunden neben der umfangssprach- 
lich faßbaren, alltäglichen Lebenspraxis stehen; sie hat häufig eine unanschauliche 
Tendenz. Anders als der Bestand lebensweltlichen Wissens (1), den sich jedes mündi- 
ge Mitglied der menschlichen Gesellschaft durch Verarbeitung alltäglicher Erfahrung 
erworben haben muß, um angemessen auch mit seiner physischen Umwelt zurecht- 
zukommen, ist das System wissenschaftlichen Wissens im Prinzip nur jenem ausge- 
wählten Personenkreis verständlich und zugänglich, der über einen Zugang zu einer 
entsprechenden experimentellen Praxis verfügt. 

Da mit der fortschreitenden Verwissenschaftlichung der industriellen Produk- 
tion gewissermaßen die Unanschaulichkeit der Naturwissenschaften in den Lebens- 
zusammenhang von immer mehr Menschen hineintransportiert wird, nimmt die 
Faßbarkeit der Umwelt für die Laien, d.h. die nicht-fachwissenschaftlich Ausgebil- 
deten, in den ihnen bereitstehenden, gewohnheitsmäßig-anschaulichen Begriffen ab. 
Der unkontrollierbaren Abhängigkeiten, die daraus folgen, wenn eine Interessen- 
gruppe einen Typ von Fachkompetenz zu manipulieren vermochte, kann man sich 
tagtäglich bewußt werden, wenn ein technisches Gerät, das man benutzen möchte, 
seinen Dienst versagt. Wenn etwa ein Fernsehapparat kaputt ist, wird ihn der Laie 
in eine Werkstätte bringen und sich von einem Fachmann sagen lassen müssen, wel- 
che Reparaturen durchzuführen sind und wie hoch der dafür zu entrichtende Preis 
ist, oder ob gar der Defekt nicht mehr zu beheben ist und am besten gleich ein neu- 
es Gerät gekauft werden soll. Oder wenn Fachwissenschaftler behaupten, eine ge- 
plante Industrieansiedlung sei für die Umwelt und für die Gesundheit der in ihr be- 
schäftigten Lohnabhängigen ungefährlich, muß ein Laie dem glauben — sofern nicht 
andere Wissenschaftler auftreten, die anderes verkünden, Die Beseitigung von derar- 
tigen unkontrollierbaren Abhängigkeitsverhältnissen durch interessengebundenes 
Verfügen über Expertenwissen ist vor allem eine Frage der Möglichkeit der Weiter- 
verbreitung wissenschaftlichen Wissens über die Gruppe der Fachleute als Konstitu- 
enten einer exklusiven Gemeinschaft der Sachverständigen hinaus. Da der techni- 
sche Wandel jedoch durch eine praktische Anwendung naturwissenschaftlichen Wis- 
sens zustande kommt, also auf einem Typ von Wissen aufbaut, der wegen seiner spe- 
ziellen Erfahrungsbasis nur dem Verständnis von Wenigen zugänglich ist, Kann die 
experimentelle Methode nicht nur als das zentrale Moment sicherer Erkenntnisge- 
winnung, sondern auch als die Herstellung einer Schranke, die eine Beurteilung ihrer 
Ergebnisse im Kontext der lebensweltlichen Bedürfnisse des einzelnen Menschen 
sehr erschwert, aufgefaßt werden, 

Um zu verstehen, inwiefern die naturwissenschaftliche Wissensproduktion die 
Unverständlichkeit und die Unanschaulichkeit ihrer Resultate für den Laien mit ver- 
ursacht, sehen wir uns zunächst einmal jenen Typus von Naturerkenntnis an, gegen 
den sie sich historisch durchsetzen mußte: die aristotelische Naturphilosophie. 

Anders als der heute übliche wissenschaftstheoretische Terminus ‚Erfahrung‘, 
welcher vor allem in den Naturwissenschaften auf experimentelle Forschung abstellt, 
meinte der aristotelische Erfahrungsbegriff nichts anderes als lfebensweltliche Erfah- 
rung im umgangssprachlichen Sinne von Erfahrensein. Empirie wurzelt nach ihm in 
der Beherrschung von Handlungsschemata, bei welchen es auf Fähigkeiten des Men- 
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schen ankommt, die ein Vertrautsein mit gewissen alltäglich vorkommenden Hand- 
lungen und Dingen voraussetzen, also eine in mannigfachen konkreten Situationen 
gewonnene Übung oder Fallkenntnis erfordern (vgl. Kambartel 1974; 156). 

Als Beispiel für die Formulierung von theoretischen Sätzen, die auf dieser em- 
pirischen Basis gründen, kann das Fallgesetz des Aristoteles gelten, wie es im Buch IV 
seiner ‚Physikvorlesung‘ dargestellt ist. Er formuliert die Sätze zur Fallbewegung im 
Rahmen einer Kritik des Atomismus, die auf dem Nachweis fußt, daß ein Leeres 
nicht existieren könne. Der Begriff der ‚Bewegung‘ wird von ihm ganz allgemein als 
Veränderung, als Übergang von der Potenz zum Akt gefaßt, gleichgültig, ob es sich 
dabei um Veränderungen von Eigenschaften eines Gegenstandes, um quantitative 
Veränderungen, um Ortswechsel etc. handelt. Dabei liegt eine ‚natürliche‘ Bewegung 
vor, wenn sie ungestört bleibt, also wenn z. B. sich eine Pflanze aus einem Samen- 
korn entwickelt; als eine ‚erzwungene‘ Bewegung wird demgegenüber eine solche 
aufgefaßt, die, wie z. B. das Niedertreten einer Pflanze, nichts mit der gewöhnlichen 
Entwicklung gemein hat. Die Fallbewegung, eine Ortsveränderung, ist in diesem Sin- 
ne für Aristoteles eine natürliche Bewegung: Steine fallen, wenn man sie losläßt; 
Wasser fließt bergab, während es bergaufin Behältnissen getragen werden muß; und 
Flammen und Rauch führen einen ‚Fall nach oben‘ aus. Zur Erklärung der Fallbe- 
wegung reicht im Rahmen einer vortheoretischen Lebenspraxis die Angabe der Qua- 
litäten ‚schwer‘ und ‚leicht‘ aus, deren man gewahr wird, wenn man den Fall der 
Steine und das Fließen des Wassers nach unten und das Steigen des Rauches nach 
oben zu hindern sucht, Aristoteles sagt nun zur Fallbewegung: ‚‚Wie wir es jederzeit 
sehen können, gibt es zwei Gründe dafür, warum eine und dieselbe Gewichtsgröße 
und ein Körper eine höhere Bewegungsgeschwindigkeit erhalten kann: entweder 
weil das Medium der Bewegung ein anderes wird, ... oder aber, weil der bewegte Ge- 
genstand selbst (anderen gegenüber) einen Unterschied aufweist, nämlich — bei sonst 
gleichen Verhältnissen — eine größere Schwere oder auch eine größere Leichtigkeit“ 
(Phys. 215 a. Zit. nach Aristoteles 1967). Demnach hängt die Fallgeschwindigkeit 
also ab vom Medium, durch das sich der Körper bewegt, und, bei sonst gleichen Um- 
ständen (äußere Form etc.) vom Einfluß der Schwere bzw. der Leichtigkeit. Für die 
Bewegung durch ruhende Medien, d.h. durch Medien ohne Mit- oder Gegenströ- 
mung, gilt: „Je unkörperlicher, widerstandsärmer und leichter durchteilbar, desto 
schneller die Bewegung in ihm“ (Phys. 215 b). Mithilfe eines modernen Begriffs aus- 
gedrückt, heißt das: je geringer die Viskosität eines Mediums ist, durch das ein Kör- 
per fällt, umsoschneller bewegt er sich. Zum Einfluß der Schwere bzw. der Leichtig- 
keit eines Körpers führt Aristoteles aus: ‚‚Wir wissen aus der Beobachtung, daß die 
Körper mit größerer Fall- bzw. Steigkraft bei sonst gleichen Umständen (ihrer Ge- 
stalt) eine Strecke schneller zurücklegen (als solche mit geringerer Fall- bzw. Steig- 
kraft), und zwar proportional zu ihren Ausdehnungsgrößen“ (Phys. 216 a). Diese 
Aussagen entsprechen vollkommen der lebensweltlichen Erfahrung, Jeder, der Fall- 
vorgänge aufmerksam beobachtet hat, kann bestätigen, daß etwa ein Kieselstein- 
chen in Luft schneller fällt als in Wasser, also seine Geschwindigkeit (im umgangs- 
sprachlichen und nicht im neuzeitlich-physikalischen Sinne einer Momentange- 
schwindigkeit) in einem Medium geringerer Viskosität tatsächlich größer ist als in 
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einem mit höherer Viskosität. Und er wird auch der Formulierung zustimmen, daß 
der Fall von Gegenständen nach unten von ihrer Schwere abhängt, wenn er sich die 
in der. alltäglichen Umwelt machbare Erfahrung vergegenwältigt, daß beispielsweise 
ein faustgroßer Stein sehr viel rascher in einem Wasserbottich nach unten plumpst 
als ein daumennagelgroßes Steinchen, und daß ein Sandkom dort ganz langsam 
nach unten sinken wird. 

Das aristotelische Fallgesetz stellt also eine verallgemeinernde Formulierung 
lebensweltlicher Erfahrung in theoretischer Absicht dar. Wie dieses Beispiel zeigt, ist 
die Naturerkenntnis des Aristoteles nicht spekulativ, wie von den Protagonisten der 
neuzeitlich-wissenschaftlichen Naturerkenntnis in propagandistischer Überspitzung 
behauptet wurde, sondern sie ist empirisch, also durch Erfahrung begründet. Seine 
Theorie extrapoliert die in einer vortheoretischen, nämlich der alltäglichen Lebens- 
praxis erworbene Erfahrung, die sich in gemeinsamen Unterscheidungen und Orien- 
tierungen umgangssprachlich artikuliert, über diese Praxis hinaus; sie kann damit 
einer zusätzlichen Stabilisierung allgemeiner Erfahrungsbezüge dienen. Da bei Aristo- 
teles Erfahrungswissen und theoretisches Wissen in einem genetischen Zusammen- 
hang stehen, ist ein Widerspruch zwischen beiden Bereichen im Prinzip — d.h. so- 
fern bei der Formulierung theoretischer Sätze keine methodologischen Fehler un- 
terlaufen sind — ausgeschlossen. 

Wir leben selbstverständlich heute in einer anderen Welt als Aristoteles, und es 
werden sich daher auch solche Erfahrungen mit der uns umgebenden, nun nicht 
mehr überwiegend durch Abhängigkeiten von Naturmächten bestimmten, sondern 
zum großen Teil gesellschaftlich produzierten, physischen Lebenswelt machen las- 
sen, die für ihn als einen Griechen des vierten vorchristlichen Jahrhunderts noch un- 
vorstellbar waren. Aber jede moderne Formulierung einer theoretischen Naturer- 
kenntnis, die lebensweltliche Erfahrung zur empirischen Grundlage hat, wird Merk- 
male aufweisen, die der aristotelischen Theorie entsprechen. Insbesondere wird ihr 
ein genetischer Zusammenhang zwischen dem Wissen einer alltäglichen, gemeinsa- 
men Erfahrungspraxis und dem theoretischen Wissen zu eigen sein, der auch die Sät- 
ze der aristotelischen Physik — wie am Beispiel des Fallgesetzes gezeigt wurde — heu- 
te noch so einleuchtend macht. 

Ganz anders verhält es sich mit der neuzeitlichen Naturwissenschaft, deren 
methodisches Vorgehen in der Epoche Galileis begründet wurde. Ihre Sätze werden 
unabhängig von jedem Erfahrungswissen einer lebensweltlichen Praxis, häufig sogar 
im Widerspruch zu diesem formuliert. Da für sie jene andersartige Erfahrung maßge- 
bend wurde, die mit der Einführung des Experiments ausschließlich an die Bedingun- 
gen einer messenden Praxis gebunden ist, geht mit ihr das Interesse an einer vortheo- 
retischen Erfahrungsbasis empirischer Wissenschaft im aristotelischen Sinne verlo- 
ren. 

Schon der Bezugsrahmen, in welchem sich die Untersuchungen Galileis und 
seiner Vorläufer zur Fall- und Wurfbewegung abspielen, hat sich von Grund auf ge- 
wandelt. Seit der Mitte des 16. Jahrhunderts sind diese Theoretiker nicht mehr an 
einer zusätzlichen Orientierungssicherung interessiert, sondern an der Lösung eines 
technischen, von der raschen Kriegstechnologischen Entwicklung hervorgebrachten 
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Problems, nämlich der genauen Bestimmung der Flugbahn von Kanonenkugeln. 

Nach dem von Galilei formulierten Fallgesetz der klassischen Mechanik fällt je- 
der Körper — in Luft annähernd und im Vakuum genau — gleich schnell, unabhän- 
gig davon, wie groß sein Gewicht ist; es stellt fest, daß die Fallgeschwindigkeit Getzt: 
Momentangeschwindigkeit) proportional zur Fallzeit wächst, und daß der zurückge- 
legte Weg proportional zum Quadrat der Fallzeit ist. Damit steht es im Widerspruch 
zum aristotelischen Fallgesetz, das behauptet, die Fallgeschwindigkeit sei proportio- 
nal zur Schwere, also zum Gewicht des nach unten strebenden Körpers. Dieser Wi- 
derspruch stellt sich jedoch als Schein heraus, wenn die unterschiedlichen Erfahrungs- 
bereiche in Betracht gezogen werden, die die jeweilige empirische Basis darstellen. 
Zur empirischen Grundlage seines Fallgesetzes heißt es in den ‚Discorsi‘ Galileis von 
1648: 


„Auf einem Lineale oder sagen wir auf einem Holzbrette von 12 Ellen Länge, bei einer halben 
Elle Breite und 3 Zoll Dicke, war auf dieser letzten schmalen Seite eine Rinne von etwas mehr 
als 1 Zoll Breite eingegraben. Dieselbe war sehr gerade gezogen, und um die Fläche recht glatt 
zu haben, war inwendig ein sehr glattes und reines Pergament aufgeklebt; in dieser Rinne ließ 
man eine sehr harte, völlig runde und glattpolierte Messingkugel laufen, Nach Aufstellung des 
Brettes wurde dasselbe einerseits gehoben, bald eine, bald zwei Ellen hoch; dann ließ man die 
Kugel durch den Kanal fallen und verzeichnete in sogleich zu beschreibender Weise die Fallzeit 
für die ganze Strecke: Häufig wiederholten wir den einzelnen Versuch, zur genaueren Ermitt- 
lung der Zeit, und fanden gar keine Unterschiede, auch nicht einmal von einem Zehntel eines 
Pulsschlages. Darauf ließen wir die Kugel nur durch ein Viertel der Strecke laufen, und fanden 
stets genau die halbe Fallzeit gegen früher. Dann wählten wir andere Strecken, und verglichen 
die gemessene Fallzeit mit der zuletzt erhaltenen und mit denen von Zweidrittel oder Dreivier- 
tel oder irgend anderen Bruchteilen; bei wohl hundertfacher Wiederholung fanden wir stets, daß 
die Strecken sich verhjelten wie die Quadrate der Zeiten: und dieses zwar für jedwede Neigung 
der Ebene, d.h. des Kanales, in dem die Kugel lief. Hierbei fanden wir außerdem, daß auch die 
bei verschiedenen Neigungen beobachteten Fallzeiten sich genau so zueinander verhielten, wie 
weiter unten unser Autor dasselbe andeutet und beweist. Zur Ausmessung der Zeit stellten wir 
einen Eimer voll Wasser auf, in dessen Boden ein enger Kanal angebracht war, durch den ein fei- 
ner Wasserstrahl sich ergoß, der mit einem kleinen Becher aufgefangen wurde, wähend einer je- 
den beobachteten Fallzeit: das dieser Art aufgesammelte Wasser wurde auf einer sehr genauen 
Waage gewogen; aus den Differenzen der Wägungen erhielten wir die Verhältnisse der Gewichte 
und die Verhältnisse der Zeiten, und zwar mit solcher Genauigkeit, daß die zahlreichen Beob- 
achtungen niemals merklich voneinander abwichen‘“ (Galilei 1973; 162 £.). 


Weil die verwendete Messingkugel in Luft zu rasch fällt, um das Wachsen der Mo- 
mentangeschwindigkeit mit der Fallzeit, oder um das Verhältnis von zurückgelegter 
Wegstrecke und Fallzeit genau beobachten zu können, also weil der freie Fall der 
Kugel der lebensweltlichen Erfahrung überhaupt nicht zugänglich ist, mußte Galilei 
die genannten instrumentellen Vorkehrungen treffen. Die schiefe Ebene diente ihm 
zum künstlichen Verlangsamen der untersuchten beschleunigten Bewegung. Zur Me- 
thode der genauen Zeitmessung durch das Wägen des Wassers mußte er greifen, weil 
es zu seiner Zeit eben noch keine Stopuhren gab. 

Wie durch den Vergleich des aristotelischen und des galileiischen Fallgesetzes 
deutlich wird, kommt die Theorie, deren empirische Basis das lebensweltliche Er- 
fahrungswissen ist, zu Aussagen, denen die neuzeitlich-naturwissenschaftliche Theo- 
rie widerspricht. Der genetische Zusammenhang .von lebensweltlichem und wissen- 
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schaftlichem Wissen ist durch die ‚neue‘ Erfahrungsbasis der neuzeitlichen Naturwis- 
senschaft zerrissen; beide Wissensbereiche sind — wie Bachelard das bezeichnet hat 
— durch einen epistemologischen Bruch getrennt. Für die galileiische Wissenschaft 
ist die lebensweltliche Erfahrung zu einer vorwissenschaftlichen Erfahrung gewor- 
den, als Empirie güt jetzt das Experiment, die technisch kontrollierte Erfahrung. Ih- 
re Begriffe sind technisch orientiert, sie dient einer technischen Praxis. 

Jedoch nicht nur die Erfahrungs-Inhalte der neuzeitlichen Naturwissenschaft 
haben häufig nichts mehr mit der lebensweltlichen Erfahrung zu tun, auch die Prin- 
zipien, die zu ihrer Erklärung dienen, stehen häufig jeder Alltagserfahrung kontra- 
diktorisch entgegen. Als Beispiel kann der Trägheitssatz gelten, mit dessen Formu- 
lierung Newton seine Darstellung der Bewegungsgesetze in den ‚Principia‘ (Newton 
1872) einleitet. Er lautet: jeder Körper beharrt in seinem Zustande der Ruhe oder 
der gleichförmig geradlinigen Bewegung, wenn er nicht durch einwirkende Kräfte 
gezwungen wird, seinen Zustand zu ändern, Dieser Satz ist, vom Standpunkt lebens- 
weltlicher Erfahrung aus betrachtet, schlichtweg unsinnig. Denn erstens existiert un- 
ter realen Bedingungen nirgendwo ein kräftefreies Raumelement, da überall wenig- 
stens Gravitationskräfte wirken, so daß es wenig sinnvoll erscheint, einen Satz für 
Bedingungen zu formulieren, die nichts mit der konkreten Welt zu tun haben, und 
zweitens wird jede real ablaufende Bewegung durch Reibung gebremst, so daß es 
sehr absonderlich scheinen muß, bei irdischen Vorgängen von einer gleichförmig ge- 
radlinigen Bewegung zu sprechen. Wenn Newton im Anschluß an seine Formulie- 
rung des Trägheitssatzes als Beispiel für Trägheitsbewegung anführt, Geschosse ver- 
harrten in ihrer Bewegung, sofern sie nicht durch den Widerstand der Luft verzögert 
‚und durch die Kraft der Schwere von ihrer Richtung abgelenkt werden, so kann dies 
allenfalls für diejenigen zur Veranschaulichung dienen, die bereits von der Tatsache, 
daß Trägheitsbewegungen existieren, überzeugt sind; andere werden in der Flugbahn 
von Geschossen eine krummlinige, und keineswegs eine gleichförmig geradlinige Be- 
wegung erblicken. Für jemanden wie Aristoteles, der auf der empirischen Basis le- 
bensweltlicher Erfahrung steht, sind demnach erzwungene Bewegungen folgerichtig 
nach anderen Prinzipien zu erklären: damit ein Körper eine gleichförmige Bewegung 
vollbringt, muß eine konstante Kraft auf ihn einwirken, die um so größer sein muß, 
je größer die zu überwindenden Widerstände sind, und je schwerer der zu bewegen- 
de Gegenstand ist; die erreichte Geschwindigkeit ist dann proportional zur aufge- 
wandten Kraft. Denn, wie jeder weiß, bewegt sich beispielsweise ein Wagen um so 
schneller, je kräftiger man ihn zieht oder schiebt, und, bei gleicher Kraftaufwen- 
dung, desto langsamer, je schwerer er ist, und je größer die zu überwindenden Wider- 
stände (Reibung der Wagenräder und Unebenheiten der Straße) sind, die danach 
streben, ihn zum Halten zu bringen. Während also die Theorie, die lebensweltliche 
Erfahrung Zur. empirischen Basis hat, vom Paradigma eines durch Kraftaufwand ge- 
gen einen Konstanten Widerstand bewegten Körpers ausgeht, muß die neuzeitliche 
Physik ein kontradiktorisch zur alltäglich erlebten Umwelt stehendes, also abstrak- 
tes, unanschauliches Paradigma zugrundelegen, den ohne jeden Widerstand und 
kräftefrei bewegten Körper (vgl. Toulmin et al. 1970; 96). 

So beklagt auch John Donne, ein zeitgenössischer Betrachter der Zerstörung 
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der aristotelischen Weltvorstellung durch den Kopernikanismus mit seinen neuzeit- 
lich-wissenschaftlichen Prinzipien, den Verlust der lebensweltlichen Heimat in der 
neuen Kosmologie: 


„Ihe Sun is lost, and th‘earth, and no mans wit 

Can weil direct him where to looke for it. 

And freely men confesse that this world's spent, 
When in the Planets, and the firmament 

They seeke so many new; they see that this 

Is crumbled out againe to his Atomies. 

Tis all in peeces, all coherence gone; 

All just supply, and all Relation‘ (Donne 1633; 242). 


(Die Sonne ist verloren, die Erde, und niemandes Verstand 

kann zeigen, wo sie zu suchen ist. 

Und frei bekennen Menschen, daß diese Welt fort ist, 

wenn sie in den Planeten, am Firmament 

so viele neue suchen; sie sehen, daß dies 

zerfallen ist in seine kleinsten Teilchen. 

Das ganze ist zerbrochen, alle Ordnung ist verschwunden, 

wie alles rechte Sein und alle Beziehungen). 

Dennoch konnte es für lange Zeit gelingen, durch das Entfalten eines mechanisti- 
schen Weltbildes die naturwissenschaftlichen Erkenntnisse mit dem Anschein von 
Anschaulichkeit zu versehen. Nach ihm galt ein wissenschaftlicher Sachverhalt als 
verstanden, wenn ernach dem Modell eines Mechanismus interpretiert werden konn- 
te. Dies entsprach einer Rückführung naturwissenschaftlicher Modelle auf handfeste 
mechanische Modelle. So sollten z. B. Planetarien (Abb. 1) demonstrieren, wie sich 
die Monde um die Planeten, und die Planeten um die Sonne bewegen, Aber auch 
derartige Konstruktionen dürften wenig zum Verständnis naturwissenschaftlicher 
Theorie beigetragen haben; für die Betrachter eines Planetariums dürften die kosmo- 
logischen Ordnungsbegriffe ‚oben‘ und ‚unten‘ (Rauch steigt nach ‚oben‘, weil er 
leicht ist, und ein Körper fällt nach ‚unten‘, weil er schwer ist), die sie aufgrund le- 
bensweltlicher Erfahrung mitbringen, in der Regel unberührt neben der Kenntnis 
des wissenschaftlichen Modells weiterbestanden haben; und wenn man ihnen gesagt 
hätte, daß sich die Erde nach dem kopernikanischen Modell mit einer Translations- 
geschwindigkeit von 3 Millionen Kilometern pro Tag um die Sonne dreht, hätten sie 
wohl angesichts ihrer alltäglichen Erfahrung, daß die Erde doch ruht, genauso un- 
gläubig dreingesehen, wie ohne Kenntnisnahme eines Planetariums. Lebensweltli- 
ches Wissen und wissenschaftliches Wissen blieben also trotz des mechanistischen 
Weltbildes getrennte Bereiche, wenn der zwischen ihnen bestehende Bruch auch 
teilweise dadurch gemildert werden konnte, daß wissenschaftliche Modelle durch 
Analogien mit handfesten Mechanismen mit dem Anschein eines anschaulichen 
Konkreten versehen wurden. Der Nutzen des mechanistischen Weltbildes besteht, 
was auch der Unterrichtsalltagin den heutigen Schulen noch beweist, vor allem dar- 
in, daß es eine Lernhilfe darstellt, d.h. ein Mittel, um sich den Zugang zum natur- 
wissenschaftlichen Wissen zu erleichtern — was nicht unbedingt etwas mit einer Ver- 
ständnis-Hilfe zu tun haben muß, 
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Abb. 1: Tischplanetarium, 18. Jahrhundert. (Nach: Toulmin et al. 1970; 104). 


Mit der modernen Physik, d.h. der physikalischen Theorieentwicklung seit Be- 
ginn unseres Jahrhunderts, ist eine Phase in der wissenschaftlichen Naturerkenntnis 
erreicht worden, die keine Veranschaulichung der gewonnenen Resultate mehr zu- 
läßt. Denn sie hat erstens selbst das mechanistische Weltbild zerstört (vgl. Weizsäk- 
ker 1970; 11 - 32) und damit die letzte Brücke zwischen wissenschaftlichem Wissen 
und lebensweltlichem Wissen obsolet werden lassen, und sie hat sich zweitens der 
Untersuchung von Gegenständen zugewandt, die wie z.B. Atome oder elektromag- 
netische Wellen, keine Objekte derlebensweltlich erfahrenen Umwelt mehr sind und 
schon deshalb einen Verzicht auf die Veranschaulichung theoretischer Modelle be- 
fördert. 

Der immense Verlust an Anschaulichkeit, der den jüngeren Fortschritt physi- 
kalischer Theorieentwicklung gegenüber jener, die durch das Newtonsche Werk be- 
gründet und im Laufe von zwei Jahrhunderten ausgearbeitet wurde, kennzeichnet, 
kann in einer auch für den Nicht-Fachmann verständlichen Form anhand von popu- 
lärwissenschaftlichen Darstellungen technischer Geräte, die den unterschiedlichen 
Phasen wissenschaftlichen Fortschritts zuzuordnen sind, augenfällig gemacht wer- 
den. Als das erste Gerät wählen wir die ‚atmosphärische‘ Dampfmaschine Newco- 
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mens, also jene Maschine, durch deren Verbesserung sich Watt großes Verdienst er- 
warb; ihre Abbildung ist aus der ‚Encyclop&die‘ von Diderot und d‘Alembert ent- 
nommen, deren eıste Auflage in den Jahren nach 1751 erschien. Die zweite Darstel- 
lung ist dem Artikel ‚Rundfunktechnik‘ in der siebenten Auflage von Meyers Lexi- 
kon entnommen, die in den 20er Jahren erschien. Die Funktionsweise der ‚atmo- 
sphärischen‘ Dampfmaschine ist anhand ihrer bildlichen Darstellung (Abb. 2) für je- 
den, der über einige elementare physikalische Bildung verfügt, nicht schwer zu ver- 
stehen. Das Prinzip dieser Maschine, die nur zum Pumpen dient, beruht darauf, daß 
sie mit Dampf arbeitet, wobei der Druck der Luftsäule über dem Kolben ausgenützt 
wird, um ihn im Zylinder zu bewegen. Durch ein Dampfrohr (L) ist der Dampf- 
kessel, in dem — wie dargestellt — durch Erhitzen von Wasser Dampf erzeugt wird, 
mit dem darüberliegenden Zylinder verbunden. Ist der Kolben unten, wird durch 
einen Regulator die Dampfzufuhr geöffnet, und das schwere Pumpengestänge zieht 
über die Ketten (i) und (h) und den Schwingkolben (‚Balancier‘) (ab) den Kolben 
im Zylinder nach oben. In den Zylinder strömt Dampf ein. Dann wird durch Ein- 
spritzen kalten Wassers der Dampf im Zylinder kondensiert. Dadurch entsteht un- 
terhalb des Kolbens ein Unterdruck, und die auf dem Kolben lastende Luftsäule 
drückt diesen nach unten. Der Schwingbalken senkt sich zum Zylinder hin und 
zieht das Pumpengestänge nach oben. Nun beginnt der Arbeitsgang der Maschine 
wieder von vorne. (Auf die technischen Einzelheiten, z. B. das Wasserreservoir (V), 
das Sicherheitsventil (Mt), braucht hier nicht näher eingegangen zu werden). 
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Abbildung 2: ‚Atmosphärische‘ Dampfmaschine Nach: Diderotetal. 1780 ff.). 
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Abbildung 3: Rundfunk-Verlauf (Nach: Meyers Lexikon 1924 ff.; Bd. 10, nach Sp. 688). 


68 


Ganz anders wie bei dieser Dampfmaschine sieht es mit der Verständlichkeit vieler 
Technologien aus, die seit Beginn unseres Jahrhunderts entstanden sind. Exempla- 
risch greifen wir uns aus dieser modernen Entwicklung die Beschreibung der noch 
während des ersten Weltkrieges ausgereiften Rundfunktechnik heraus, wie sie in 
‚Meyers Lexikon‘ der 20er Jahre zu finden ist. In einer Abbildung zum Rundfunk- 
Verlauf (Abb. 3) werden die folgenden Stationen benannt, die nötig sind, um die 
Abwicklung des Rundfunks von der Aufnahme bis zum Hörer vor seinem Radio- 
apparat durchzuführen: die Akteure, die in einem speziellen Aufnahmeraum (a) 
oder in Parlamenten, Kirchen etc. (b) sein können, befinden sich vor einem Mikro- 
phon, d.h. einem Gerät zur Umsetzung des Schalls in elektrische Vorgänge. Die von 
den verschiedenen Aufnahmestellen kommenden Leitungen münden in einem Schalt- 
schrank (c), von dem aus die Verbindungen über einen Verstärker (d), ein Verstär- 
kerüberwachungsgerät (e) zum Sender (h) laufen. Von dort aus werden über eine 
Sendeantenne die Radiowellen — im Bild durch schraffierte Bögen angedeutet — 
ausgestrahlt, welche, über eine Hausantenne empfangen, im Radioapparat in Schall 
umgewandelt und von der auf ihrem Sofa versammelten Familie genossen werden 
können. Da eine Darstellung der Elemente des Rundfunkverlaufs und ihres Zusam- 
menhangs, wie sie in dieser Abbildung dargestellt werden, wegen der Undurchschau- 
barkeit der einzelnen Bestandteile, noch nicht viel zum Verständnis des Phänomens 
Rundfunk beitragen, werden im vorliegenden Lexikon-Artikel Sendeanlagen, Emp- 
fangsgeräte und andere radiotechnische Apparate näher beschrieben, So lautet z.B. 
die genauere Darstellung des Senders: Abbildung 4 ‚‚stellt die Schaltung des Deutsch- 
land-Senders Königswusterhausen-Zeesen (Abb. 3, h) dar. St ist der kleine selbster- 
regte Steuersender, der mit zwei Röhren von je 1 kW ausgerüstet ist und die Fre- 
quenz erzeugt, auf der der Sender arbeiten soll. Die Schwingungen seines Anoden- 
Kreises werden auf die weit leistungsfähigere Röhre M mit Wasserkühlung übertra- 
gen, auf die gleichzeitig über einen besonderen Verstärker die Sprechströme aus der 
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Abbildung 4: Schaltbild (Nach: Meyers Lexikon 1924; Bd. 10, nach Sp. 688). 
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Zuleitung von Berlin wirken. M dient also als Zwischenverstärker und Mischröhre. 
Sie wirkt mit ihrer modulierten Hochfrequenz auf die eigentlichen 6 großen, wasser- 
gekühlten Senderöhren mit je 20 kW Leistung. Diese bringen einen geschlossenen 
Schwingkreis (Zwischenkreis) zum Schwingen, dessen Schwingungen auf den An- 
tennenkreis übertragen werden. Durch Druck auf einen Knopf schalten sich alle Tei- 
le des Senders der Reihe nach selbständig ein‘‘ (Meyers Lexikon 1924 ff.; Band 10 
nach Sp. 688, III). Eine solche Beschreibung kann einem Laien, auch wenn er über 
eine gewisse Allgemeinbildung in den Naturwissenschaften verfügt, nicht mehr viel 
sagen. Anders als bei der Abbildung der ‚atmosphärischen‘ Dampfmaschine, wo der 
lebensweltliche Erfahrungsbestand im Feuer unter dem Dampfkessel, im Einspritz- 
wasser des Zylinders und anderen Bauteilen Anknüpfungspunkte hat, verweist die 
Tatsache, daß zur Erklärung rundfunktechnischer Zusammenhänge besondere wis- 
senschaftliche Begriffe und abstrakte Zeichnungen — wie Schaltbilder mit ihren 
Symbolen — , die nur dem Fachmann etwas sagen, herangezogen werden müssen, 
auf die Unanschaulichkeit moderner Technik. Da die Rundfunktechnik — und mit 
ihr viele technische Apparate neueren Typs — nicht mehr in gewohnheitsmäßig-an- 
schaulichen Begriffen erklärbar ist, werden alle, die nicht die Prinzipien der zu- 
grundeliegenden Fachwissenschaften beherrschen, von einem begreifenden Zugang 
ausgeschlossen. Während noch das mechanistische Weltbild eine Brücke zwischen 
lebensweltlichem Wissen und wissenschaftlichem Wissen schlagen und dadurch auch 
als Hilfsmittel für die Aneignung etwa der Dampfmaschinentechnik selbst für Laien 
dienen konnte, wird mit den fortgeschrittenen Technologien unseres Jahrhunderts 
eine rigide Trennung beider Wissensbereiche vollzogen. 

Unter dem Gesichtspunkt der Beziehung von lebensweltlichem und wissen- 
schaftlichem Wissen läßt sich, so kann also zusammenfassend festgestellt werden, die 
Entwicklung der theoretischen Naturerkenntnis als eine in Phasen fortschreitende 
Auseinanderentwicklung beider Wissensbereiche beschreiben. Im Unterschied zu der 
theoretischen Formulierung von Sätzen über Naturvorgänge, die — wie die des Ari- 
stoteles — die Praxis alltäglicher Erfahrung zur empirischen Grundlage hat, löste 
sich die neuzeitliche Naturerkenntnis seit Galilei dadurch aus dem lebensweltlich 
verbürgten Wissensbestand, daß für sie das Experiment, eine technisch kontrollierte 
Erfahrung zur empirischen Basis wurde. Der somit entstehende epistemologische 
Bruch, welcher sich in der Unanschaulichkeit wissenschaftlicher Erkenntnis äußert, 
konnte zunächst noch durch die Ausarbeitung des mechanistischen Weltbildes — zu- 
mindest teilweise — überdeckt werden; jedoch brachte um 1900 der naturwissen- 
schaftliche Fortschritt Theorien hervor, deren Abstraktheitsgrad so hoch ist, daß sie 
auf keine Weise mehr an die gewohnheitsmäßige Anschauung anzubinden sind. In 
den modernen Zweigen der Wissenschaftsentwicklung, wie z, B. in der Atomphysik, 
ist daher das Verständnis für wissenschaftliche Sätze auf jene beschränkt, die mit ih- 
rer fachlichen Qualifikation über einen Zugang zu jener empirischen Praxis gelangen 
konnten, die den theoretischen Aussagen zugrundeliegt. Die Folge ist, daß nun 
nicht nur die Masse der Arbeiter durch die Auswirkungen der kapitalistischen Ar- 
beitsteilung von der Aneignung des verwissenschaftlichten Produktionswissens aus- 
geschlossen sind, auch der ‚Gebildete‘ als naturwissenschaftlicher Laie kann mit den 
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Errungenschaften dieser Wissenschaften nicht mehr mithalten. Die fortgeschritten- 
sten Technologien, wie z. B. die Atomenergiegewinnung oder die Computerentwick- 
lung, sind damit in einem bisher nicht gekannten Maße zu einem Betätigungsfeld 
von Spezialisten geworden, deren Tätigkeit immer weniger einer demokratischen 
Kontrolle unterworfen werden kann, je weiter der naturwissenschaftlich-technische 
Fortschritt vorangetrieben wird. Weil die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung 
in den hochindustrialisierten Ländern die Resultate naturwissenschaftlicher For- 
schung überhaupt nicht mehr verstehen kann, ist sie auch von den Bedingungen der 
Beherrschung ihrer technischen Folgewirkungen ausgeschlossen, 


Chancen einer Wiederaneignung des Produktionswissens 


Fine Kritik der aktuellen Entwicklung von Technik und Wissenschaft wird vor allem 
daran ansetzen müssen, daß mit ihrer Hilfe eine Arbeits- und Freizeitumwelt geschaf- 
fen wird, die sich in bereits erheblichem Maße einem Zugriff demokratischer Willens- 
bildungsprozesse entzieht. Die Verwissenschaftlichung unter Kapitalistischen Bedin- 
gungen ist — gewiß neben anderem wie z. B. der Herausbildung von Bürokratien — 
einer der wichtigen Faktoren, die die Lebenswelt in den hochindustrialisierten Län- 
dern für den numerisch größten Teil der Bevölkerung zunehmend undurchschaubar 
und damit tendenziell auch unveränderbar gemacht haben, 

Nun könnte man fragen, ob nicht die Naturwissenschaftler und die Techniker, 
oder wenigstens die gegenüber der deızeitigen gesellschaftlichen Entwicklung Kriti- 
schen unter ihnen, als diejenigen, die über die entsprechenden Kenntnisse verfügen, 
zu einer Einbeziehung des verwissenschaftlichten Produktionswissens in demokrati- 
sche Willensbildungsprozesse beitragen könnten. Denn sie sind es ja gerade, die wis- 
senschaftliches Wissen exklusiv besitzen und damit prinzipiell auch über seine Wei- 
tergabe unter den Zielsetzungen einer politisch motivierten Aufklärung verfügen 
können sollten, Für sie existieren jedoch, falls sie derartiges anstreben, zwei Hinder- 
nisse, die mit den sowohl aus der kapitalistischen Arbeitsteilung als auch aus den 
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Auswirkungen des epistemologischen Bruches resultierenden Ursachen für die gesell- 
schaftliche Ungleichverteilung naturwissenschaftlich-technischer Kompetenz zusam- 
menhängen. Das erste Hindernis, das als Angestelltenproblem bezeichnet werden 
kann, ergibt sich aus ihrem sozialen Status, d.h. aus der Tatsache, daß die historisch 
sich mit dem Beginn der kapitalistischen Nutzung naturwissenschaftlicher Resultate 
herausbildende Schicht der wissenschaftlich-technischen Intelligenz einer Schicht 
von Lohnabhängigen angehört, die gegenüber Arbeitern merklich privilegiert ist. Das 
zweite, das sich als Wissensvermittlungsproblem fassen läßt, ergibt sich im Wesentli- 
chen daraus, daß in ihrer Ausbildung die Entfaltung der Fähigkeit zur Weitergabe 
ihrer Kenntnisse an Laien keine Rolle spielt. 

Das Angestelltenproblem läßt sich durch zwei Momente charakterisieren. 
Einerseits sind die Angehörigen der wissenschaftlich-technischen Intelligenz vorwie- 
gend nicht als Selbständige, sondern als Angestellte in größeren Industrieunterneh- 
men tätig, und damit wie andere Lohnabhängige auch unter jenen Bedingungen zum 
Verkauf ihrer Arbeitskraft gezwungen, die ihnen von ihrer Unternehmensleitung, 
unter der sie arbeiten, vorgeschrieben werden. Andererseits haben sie gegenüber den 
meisten anderen Lohnabhängigen, wie den Arbeitern und den kleinen kaufmänni- 
schen Angestellten, eine bevorzugte Stellung sowohl ihrer Entlohnung und ihrer 
sonstigen sozialen Privilegien als auch ihrer besonderen Ausbildung nach, welch letz- 
tere sie, wenn sie im Produktionsbereich tätig sind, für die Ausübung von Leitungs- 
funktionen geeignet macht, und sie, wenn sie in Forschungs- und Entwicklungsab- 
teilungen tätig sind, auch bei der Wahrnehmung untergeordneter Aufgaben innerbe- 
trieblich deutlich sondert von der Großzahl einfacher Lohnabhängiger. Der Ange- 
stelltenstatus bezeichnet also ein ökonomisch bedingtes Abhängigkeitsverhältnis, 
das Annahmen wie die folgende plausibel erscheinen läßt, die postuliert, daß Aus- 
sagen von Wissenschaftlern und Technikern aus beispielsweise kerntechnischen oder 
chemischen Industriezweigen zum gesellschaftlichen Nutzen, zur ökologischen Un- 
gefährlichkeit etc. der dort betriebenen technischen Anlagen nicht unbeeinflußt 
sind von starken wirtschaftlichen Abhängigkeiten. Darüber hinaus bezeichnet es die 
innerbetriebliche und gesellschaftliche Abspaltung dieser Berufsgruppe von der 
Kommunikation mit der Masse der Lohnabhängigen, aber auch anderer gesellschaft- 
licher Schichten, die keinen dem ihren vergleichbaren sozialen Status besitzen, Es 
hat den Anschein, daß eine Überwindung dieser, vor allem durch die Auswirkungen 
der kapitalistischen Arbeitsteilung geprägten Schranken, die sich zwischen verschie- 
denen beruflichen Tätigkeiten und zwischen geistiger und körperlicher Arbeit (d.h. 
geistiger Konzeption und manueller Ausführung) auftun, mit nennenswerter Wir- 
kung nur in historischen Situationen, in denen die traditionellen Herrschaftsstruktu- 
ren ins Wanken geraten, stattfinden können. So zeigen Berichte über das politische 
Engagement von Angestellten, unter denen sich auch technisch-wissenschaftlich 
Qualifizierte befanden, in der Rätebewegung von 1918 (vgl. Kadritzke 1975; 275 - 
280), oder über die Aktivitäten von Naturwissenschaftlern in der französischen Mai- 
Revolte von 1968 (vgl. Pesquet 0.J.), daß die sozialstrukturell bedingten Hemmnis- 
se, die einer kritischen Betätigung von Angehörigen der wissenschaftlich-technischen 
Intelligenz entgegenstehen, unter günstigen geschichtlichen Vorzeichen durchaus 
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überwindbar sind. Aber auch die in vielen ökologisch orientierten Bürgerinitiativen, 
wie z. B. in den vielen Aktivitäten der Bewegung gegen Atomanlagen, mehr oder 
weniger erfolgreich organisierte Zusammenarbeit von Naturwissenschaftlern, Tech- 
nikern, Medizinern, Bauern, Arbeitern und vielen anderen Berufsgruppen, verweisen 
— trotz vieler auftretender Schwierigkeiten — auf die Möglichkeiten und die Rele- 
vanz, vor allem jedoch auf die Notwendigkeit einer Integration von Fachwissen- 
schaftlern in politische Bewegungen (vgl. Hieber 1978). 

Das Problem der Vermittlung wissenschaftlichen Wissens in Zusammenhänge 
demokratischer Willensbildungsprozesse resultiert selbstverständlich in erster Linie 
daraus, daß sich politische Diskussionen stets auf der Grundlage lebensweltlicher 
Erfahrung entfalten, während naturwissenschaftlich-technisches Wissen eine davon 
abgehobene Daseinsform hat. Daher werden die Chancen für eine demokratische 
Umgestaltung der Umwelt davon abhängen, ob und in welchem Maße es gelingt, 
wissenschaftliches Wissen in aufklärerischer Absicht so darzubieten, daß es auch von 
Laien mit einer Formulierung ihrer Interessen in lebensweltlichen Bezügen zusam- 
mengebracht werden kann. Dafür stehen jedoch die Aussichten nicht nur deswegen 
sehr schlecht, weil der epistemologische Bruch dem entgegensteht, sondern auch 
wegen der fachspezifischen Sozialisation der Träger wissenschaftlich-technischen 
Wissens. Denn die Hochschulausbildung von Fachwissenschaftlern beschränkt sich 
auf den Erwerb jener Qualifikationen, die ein Studienabgänger braucht, um mit den 
in seiner späteren Berufspraxis auftretenden fachlichen Problemen fertig zu werden. 
Die Ausrichtung des Lehrangebots auf eine streng an den beruflichen Anforderun- 
gen orientierte Akkumulation von Fachwissen bedingt einen Verzicht auf die Dar- 
stellung des wechselseitigen Bedingungsgefüges von gesellschaftlicher Entwicklung 
und wissenschaftlich-technischem Fortschritt, sie behindert die Aneignung eines 
Begriffs- und Argumentationsinstrumentariums, welches zur Einübung der gesell- 
schaftlichen Dimension des eigenen Tätigkeitsbereichs dienlich sein Könnte. Selbst 
wenn nämlich ein fachwissenschaftlich Ausgebildeter durch Einsicht in die Notwen- 
digkeit politischen Engagements die ihm zur Verfügung stehenden Kenntnisse in po- 
litische Aktivitäten einbringen will, wird es ihm daher besonders schwerfallen, sie in 
einer Form darzubieten, die für eine Initiierung von Lernprozessen bei fachlich nicht . 
vorgebildeten Laien, die etwa in Bürgerinitiativen tätig sind, geeignet ist. Denn die 
von ihm nicht systematisch entwickelte, möglicherweise auch gar nicht mehr in zu- 
reichendem Maße entwickelbare Fähigkeit einer Reflexion der gesellschaftlichen 
Konsequenz in der Anwendung naturwissenschaftlicher und technischer Erkenntnis- 
se, die ja eine Fähigkeit zur Vermittlung dieses Wissensbestandes mit der alltägli- 
chen Umweiterfahrung voraussetzen würde, lassen seine Darstellungen fachlicher 
Sachverhalte wegen der ihnen eingewurzelten Abstraktheit und Unanschaulichkeit 
für den Nicht-Fachmann gleich einem Buch mit sieben Siegeln erscheinen. 

Sowohl die künftige Entwicklung der kapitalistischen Arbeitsteilung als auch 
die mit dem zu erwartenden wissenschaftlich-technischen Fortschritt sich vertiefen- 
de epistemologische Kluft werden also nur darauf hinauslaufen, immer weitere Be- 
völkerungsschichten von einer autonomen Verfügung über das Produktionswissen 
und über das Gebrauchswissen technischer Apparate fernzuhalten, ohne daß selbst 
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die Berufsgruppe der wissenschaftlich-technischen Intelligenz an sich ein wesentli- 
ches Korrektiv dieser fortwährenden Enteigfungstendenzen darstellen könnte. Wenn 
man sich in dieser Lage nicht zum Rückzug auf vergangene, in der Retrospektive 
vergleichsweise ideal scheinende Stufen gesellschaftlicher Entwicklung aufmachen 
will, weil man sich beispielsweise vergegenwärtigt hat, daß die eigene Praxis im Rah- 
men landwirtschaftlicher oder handwerklicher Produktion keine Veränderungen in 
der kapitalistisch bestimmten gesamtgesellschaftlichen Praxis hervorzurufen imstan- 
de ist, so stellt die aktuelle Situation — so bleibt abschließend anzumerken — politi- 
sche Aufgaben. Da die technische Umweltgestaltung unter kapitalistischen Zielset- 
zungen allein aufgrund der Enteignung des numerisch größten Teils der Menschen 
von naturwissenschaftlich-technischer Kompetenz unkontrollierbar bleibt, wird es 
zunächst darauf ankommen, Wege zu suchen, wie das Produktions- und Funktions- 
wissen unserer verwissenschaftlichten Lebenswelt allgemein zugänglich gemacht 
werden könnte. Das in hochindustrialisierten Ländern vorhandene hochentwickelte 
Potential an naturwissenschaftlichen, technischen, aber auch an wissenschaftstheo- 
retischen Forschungs- und Bildungseinrichtungen könnten einen Ausgangspunkt da- 
für bieten, weniger zur Weiterentwicklung ihrer Disziplinen in immer neue Gebiete 
hinein mit dem bisherigen stürmischen Tempo zu dienen, sondern eher den Anschluß 
der Technik an die lebensweltlich gewachsene Erfahrung zu suchen, Unter Zuhilfe- 
nahme von wissenschaftsdidaktischen Konzepten, die unter den Stichworten ‚Pro- 
jektunterricht‘ und ‚exemplarisches Prinzip‘ von kritischen Wissenschaftlern Ende 
der 60er und Anfang der 70er Jahre diskutiert wurden, ohne allerdings von den Kul- 
tusministerien eine Realisationschance zu erhalten, scheinen derartige Intentionen 
durchaus einlösbar. Darüber hinaus wird es selbstverständlich von den Erfahrungen 
geweikschaftlicher Arbeit auf betrieblicher Ebene und — wegen der entsprechenden 
Schwächen der parlamentarisch vertretenen Parteien — von den Aktivitäten der Bür- 
gerinitiativen auf öffentlich-politischer Ebene abhängen, .ob sich die unmittelbar er- 
kennbaren problematischen Folgen des wissenschaftlich-technischen Fortschritts 
vermeiden lassen, aber auch ob künftig einmal eine politisch tragfähige gesellschaft- 
liche Grundlage für eine Wiederaneignung der verwissenschaftlichten Umwelt ent- 
stehen wird, — Erst wenn es jedenfalls gelungen sein wird, den rasanten technisch- 
wissenschaftlichen Fortschritt, welchen der Kapitalismus hervorgebracht hat und 
laufend heworbringt, in den Verstehenshorizont der handelnden Individuen herein- 
zuholen, wird eine Grundlage für demokratische Entscheidungen bezüglich einer 
künftigen, nicht ausschließlich am ökonomischen Nutzen, sondern an — stets nur 
unzureichend durch ein noch so umfassendes Warenangebot zu befriedigenden — 
menschlichen Bedürfnissen und Interessen ausgerichteten Gestaltung der techni- 
schen Umwelt vorhanden sein. 
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Anmerkung 


1 Der Bestand an lebensweltlichem Wissen stellt keinen homogenen, ahistorischen Block 
dar, der in irgendeiner Weise mit den abgeschlossenen Theorien in den Naturwissenschaf- 
ten vergleichbar wäre, Er umfaßt, daer sich auf der Grundlage der vom Menschen erfah- 
renen und gedeuteten Wirklichkeit entfaltet, jenes Wissen, das der Einzelne sich im Zu- 
sammenhang der konkreten Bedingungen seiner Arbeit, seiner privaten Existenz, seines 
gesellschaftlichen Lebens und anderer Bezüge erwirbt. Da je nach Klassenlage und histori- 
schem Zeitpunkt für unterschiedliche GruppenundSchichten von Individuen unterschied- 
liche Lebenswelten existieren, werden sich die betreffenden Bestände an lebensweltlichem 
Wissen entsprechend unterscheiden (vgl. Böhme et al. 1979; 18 - 22). Sofern sich der fol- 
gende Gedankengang jedoch auf eine Gegenüberstellung von naturwissenschaftlichem 
Wissen und lebensweltlichem Wissen beschränkt, und nicht z. B. eine Gegenüberstellung 
des vorhandenen Spektrums der Wissenschaften mit dem Gesamt des in alltäglicher Er- 
fahrung erworbenen und fundierten Wissen intendiert, können wir uns auf eine Thema- 
tisierung jener Aspekte des lebensweltlichen Wissens beschränken, die auf dem Umgang 
mit der physischen Umwelt basieren, Daher wird im folgenden unser Begriff von lebens- 
weltlichem Wissen in der eingeschränkten Bedeutung des auf das Verhalten von Naturge- 
genständen bezogene lebensweltliche Wissen verwendet werden können, 


Literatur 


Aristoteles, 1967: Physikvorlesung. Übersetzt von Wagner, Hans. Darmstadt: Wissenschaftliche 
Buchgesellschaft 

Böhme, Gernot; Engelhardt, Michael von, 1979: Zur Kritik des Lebensweltbegriffs. In: Böhme, 
Gernot; Engelhardt, Michael von (Hrsg.): Entfremdete Wissenschaft, S. 7 - 24. Frankfurt 
a. M.: Suhrkamp 

Braverman, Harry, 1977: Die Arbeit im modernen Produktionsprozeß, Frankfurt a. M. — New 
York: Campus ; 

Dexel, Walter, 1928: Warum geht Gropius? In: Wingler, Hans M. (Hrısg.): Das Bauhaus, S. 145 - 
146. Köln — Bramsche 1975: Rasch — DuMont Schauberg 

Diderot et al., 1780 ff.: Encyclop£die ou dictionnaire raisonn des sciences, des arts et des m&- 
tiers. Publie par Diderot & ... d‘Alembert. 2° &d. (Recueil des Planches, Tome premier), 
Lausanne - Berne: Les Societes Typographiques 

Donne, John, 1633: Poems. London: Marriot 

Galilei, Galileo, 1973: Unterredungen und mathematische Demonstrationen über zwei neue Wis- 
senszweige, die Mechanik und die Fallgesetze betreffend (Discorsi e dimonstrationi ma- 
thematiche ..., dt.). Hersg. und übers. von Öttingen, Arthur von, Darmstadt: Wissen- 
schaftliche Buchgesellschaft 

Gropius, Walter, 1916: Vorschläge zur Gründung einer Lehranstalt als künstlerische Beratungs- 
stelle für Industrie, Gewerbe und Handwerk, In: Wingler, Hans M. (Hısg.): Das Bauhaus, 
S. 29 - 30. Köln — Bramsche 1975: Rasch — DuMont Schauberg 

Hieber, Lutz, 1978: Vermittlung wissenschaftlichen Wissens in Bürgerinitiativen. Blätter für 
deutsche und internationale Politik 23 (1978),$. 353 - 360 

Hieber, Lutz, 1980: Die Auswirkungen von Großforschungseinrichtungen und Sonderforschungs- 
bereichen auf die naturwissenschaftlich-technische Forschung in den Universitäten. Zeit- 
schrift für Soziologie 9 (1980), Heft 2 

Kadritzke, Ulf, 1975: Angestellte — die geduldigen Arbeiter. Frankfurt a. M. — Köln: Europäi- 
sche Verlagsanstalt 


7 


Kambartel, Friedrich, 1974: Wie abhängig ist die Physik von Erfahrung und Geschichte? In: 
Hübner, K.; Menne, A, (Hrsg.): Natur und Geschichte (X. Deutscher Kongreß für Philoso- 
phie, Kiel, 8. - 12. Oktober 1972), S. 154 - 169. Hamburg: Meiner 

Kern, Horst; Schumann, Michael, 1970: Industriearbeit und Arbeiterbewußtsein, 2 Bde. Frank- 
furt a. M.: Europäische Verlagsanstalt 

Klemm, Friedrich, 1954: Technik. Freiburg — München: Alber 

Klemm, Friedrich, 1969: Der Weg von Guericke zu Watt. Abhandlungen und Berichte des Deut- 
schen Museums 37 (1969), S. 5 - 23 

Klingender, Francis D., 1976: Kunst und industrielle Revolution, Frankfurt a. M.: Syndikat 

Marx, Karl; Engels, Friedrich, 4: Manifest der Kommunistischen Partei. Marx-Engels-Werke Bd. 
4,8.459-493. Berlin (DDR): Dietz 

Marx, Karl, 23: Das Kapital, Bd. 1. Marx-Engels-Werke Bd. 23. Berlin (DDR): Dietz 

Meyers Lexikon, 12 Bde, 1924 - 1930: Leipzig: Bibliographisches Institut 

Newton, Isaac, 1872: Mathematische Prinzipien der Naturlehre (Philosophia naturalis Principia 
mathematica, dt.). Hrsg. und übers. von Wolfers, Jacob Philipp. Berlin: Oppenheim 

Pesquet, Jacques, o. J.: Räte in Saclay. In: Pesquet, J.; Gramsci, A.: Räte in Saclay — Räte in 
Turin, S. 5 - 65. München: Trikont 

Toulmin, Stephen; Goodfield, June, 1970: Modelle des Kosmos. München: Goldmann 

Weizsäcker, Carl Friedrich von, 1970: Zum Weltbild der Physik (11. Aufl.). Stuttgart: Hirzel 

Weizsäcker, Carl Friedrich von, 1976: Die Tragweite der Wissenschaft, Bd, 1 (5. Aufl.). Stutt- 
gart: Hirzel 


er a 


+ Zum Problem von Naturwissenschaften und Gesellschaftsform erschienen in der } 
+ PROKLA: 


Bodo von Greiff / Hanne Herkommer, Die Abbildtheorie und „Das Argument“, 
in: PROKLA Nr. 16 (1974) 


Frank Unger / Arnhelm Neusüß, Das neueste Problem des Klassenkampfs — Der 
Kampf gegen die Abbildtheorie, in: PROKLA Nr. 19 / 20/ 21 (1975) 


Bodo von Greiff, Wo der Gegensatz zwischen Materialismus und Idealismus in 
der Erkenntnistheorie nicht sitzt, in: PROKLA Nr. 22 (1976) 


Peter Dudek, Engels und das Problem der Naturdialektik, in: PROKLA Nr. 24 
(1976) 


Lutz Hieber, Sohn-Rethels Bedeutung für die Selbstreflektion naturwissenschaft- 
licher Arbeit, in: PROKLA Nr. 29 (1977) 


Peter Dudek, Naturwissenschaftliche Denkformen und ökonomische Struktur — 
Zur Fortsetzung der Sohn-Rethel Debatte, in: PROKLA Nr. 24 (1979) 


a a a en 


HH HH HH HH HH 


ne un 


Da AI a a a a a ae en a a a nn On nn 


76 


Christel Neusüß 
Der „freie Bürger‘ gegen den Sozialstaat? 
Sozialstaatskritik von rechts und von Seiten der Alternativbewegung 


I. Fragestellung 


Von Geweikschaftsseite wird der Alternativbewegung heute vorgeworfen, sie sei 
sich in mindestens einem Punkt verbal einig mit der politischen Rechten: In der Ab- 
lehnung des Sozialstaats als Fürsorgestaat, der Bürokratie, der Sozialstaatsbürokratie. 
In der Alternativbewegung wird die „lebenslange Behandlung durch Institutionen“ 
(1) abgelehnt, in der politischen Rechten die „sozialbürokratische Dienstleistungs- 
agentur“ (2). In der Alternativbewegung spricht man von der ‚institutionellen Mega- 
Maschine“, welche „soziale Lebensgemeinschaften zerstöre“. (3), in der politischen 
Rechten von der „Totalisierung von Staat und Gesellschaft“ (4). Die Gleichheit der 
Schlagworte, in denen sich Kritik formuliert, läßt auf der Basis historisch falsch 
oder gar nicht verarbeiteter Traumata Erinnerungen an die Dynamik solcher Über- 

einstimmungen wach werden. 


Im folgenden also ein Versuch zu differenzieren: 

Wäs sind die Inhalte der Sozialstaats- und Bürokratiekritik von rechts und von 
Seiten der Alternativbewegung? 

Wie ist diese Kritik in den Gesamtzusammenhang von Gesellschaftsanalyse und 
politischer Zielrichtung einzuordnen? 

Wo liegen die Schwächen der Alternativbewegung in ihrer Kritik am Sozialstaat, 
wo ihre berechtigten Momente? 

Wo liegen die Bornierungen von Positionen, die jede Kritik am Sozialstaat auf die 
andere Seite der Barrikade schieben? 


II. Zur gegenwärtigen politischen Ideologie der Rechten 


Zunächst ein Aufriß: Sammelt man die begrifflichen Varianten der Bürokratie- und 
Sozialstaatskritik der Rechten, so fällt schnell auf, daß hier nicht nur die „Sozial- 
staatsbürokratie‘“ denunziert wird, sondern gleichzeitig der Staatsbürger. Vom kon- 
servativen Sammelbändchen „Der überforderte schwache Staat‘ (5), über Verlaut- 
barungen rechter FDP-Fraktionierungen, über Fredersdorf bis hin zu Strauß wie- 
derholt sich die Klage über die „Begehrlichkeit des Bürgers‘, seine „Anspruchshal- 
tung‘, die „Versorgungsmentalität‘, über die „faulen Drückeberger und Wehleidi- 
gen, die belohnt‘, während die „Ehrgeizigen‘ bestraft würden, die Klage über das 
„Schmarotzertum‘“ (6). Der Schmarotzer ist in dieser Reihenfolge nur das margina- 
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lisierte Endprodukt begehrlicher Durchschnittsgesinnung, und der Begriff der 
„Begehrlichkeit“ verweist auf die übrigen Ausgestaltungen rechter Ideologie: Wer 
mehr hat, dem wird’s geneidet; die natürliche Ungleichheit zwischen den Menschen 
werde nicht akzeptiert; die Leistungsunterschiede würden nicht belohnt; überhaupt, 
der Kernpunkt bürgerlicher Moral, die individuelle Leistungsbereitschaft werde 
grundlegend durch den sozialen Versorgungsstaat in Frage gestellt. Der „Schmarotzer“ 
ist der, der nichts leistet und damit gesellschaftlich unverantwortlich handelt. Sozial- 
staat und Sozialismus seien gar nicht so unterschiedlich, daden Fleißigen genommen 
und den Faulen gegeben werde. Der Jugendliche, der Arbeitslosengeld erhält und 
nicht jede Arbeit annimmt, der Student, der sich gegen das blinde karrierebewußte 
Einpauken jeglichen ihm vorgesetzten Stoffes wehrt, werden zu negativen Figuren 
verzerrt: Derartiges sei das Resultat, zu welcher die allseits verbreitete „Anspruchs- 
haltung‘ der Bürger an den Staat führen könne und an deren Ende dann die „roten 
Pöbelhorden“ stehen, welche hinwiederum „die Feinde der Arbeiter verkörpern, die 
Feinde der Arbeiterfreiheit (! Ch. N.), die Feinde des kleinen Mannes‘ (7). In die 
gleiche Richtung geht der konservative Cheftheoretiker Schelsky, wenn er sein Buch 
gegen die linke Intelligenz mit dem Titel ‚Die Arbeit tun die anderen“ versieht und 
damit, bewußt an einen von ihm theoretisch angenommenen Neidkomplex appellie- 
rend, die linke Intelligenz insgesamt des Schmarotzertums bezichtigt. Oder ganz 
platt im ‚Arbeitgeber‘: „Immer weniger arbeiten für immer mehr, und immer mehr 
leben von der Arbeit anderer“. (18.9. 1975) Und damit ist sicherlich nicht gemeint, 
der materielle Reichtum sei inzwischen so, daß für alle Lebenserleichterungen mög- 
lich seien, Hier werden auch die Scharniere sichtbar, in denen sich dies alles in Rich- 
tung „Freiheit oder Sozialismus‘ dreht. Der Sozialstaat schränkt die Freiheit des 
Bürgers ein. Er erzeugt eine Anspruchshaltung. Die Anspruchshaltung zersetzt das 
Leistungsprinzip — bei Arbeitern genannt ‚Fleiß, Sparsamkeit, Disziplin, Zuverläs- 
sigkeit‘ (8). Die Zersetzung des Leistungsprinzips führe zu seiner völligen Negation 
in der jungen Generation. Der Angriff auf das Leistungsprinzip werde noch durch 
die „sozialistischen Glücksbringer‘“ und „emanzipatorischen Reformeuphoriker“ 
fortgeführt, welche „Gerechtigkeitsmoralismus“, „Sehnsucht nach der blauen Blume 
der Utopie“, „Wahn der totalen Gleichheit und Gleichmacherei‘ predigten (9). Re- 
sultat des ganzen: Der Sozialstaat beseitigt den sparsamen, fleißigen, disziplinierten 
leistungsbewußten sprich selbstverantwortlichen, sich selbst helfenden Bürger und 
gibt damit den Hintergrund ab für jenes Bündnis zwischen „Radikalen und Faulen“ 
(10), welches nach 20-jähriger kultureller Wertestabilität schon bei der Studenten- 
bewegung entdeckt werden konnte. Und so oft auch die SPD ehrlich versichern 
mag, sie habe mit dem bezeichneten Feind nichts zu tun, die innere Logik des reak- 
tionären ‚Paradigmas‘ wird sie, sofern sie den Sozialstaat und nicht nur den Rechts- 
staat anstrebt, immer erneut schuldig sprechen. 
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IL. 1. Der ‚freie Bürger‘ oder: „Ich habe keinen Zweifel, daß Chile ein demokrati- 
sches und freies Land ist.“ (Strauß) 


Der Begriff von Freiheit und Selbstbestimmung, welcher gegen den ‚„sozialbürokra- 
tischen Versorgungsstaat‘ mobilisiert wird, meint das egoistische bürgerliche Indivi- 
duum im Bereich des Wirtschaftslebens, aus dessen Streben nach maximaler Verwer- 
tung ‚seines Kapitals‘ — das Streben des zum ‚Bürger‘ gewordenen einzelnen Arbei- 
ters, seine Arbeitskraft möglichst teuer zu verkaufen, eingeschlossen — unter Bedin- 
gungen der Marktfreiheit die optimale Nutzung der vorhandenen Ressourcen sich 
- dann schon von selbst ergäbe. Oder wie der Altneoliberale Hayek formuliert: Gesell- 
schaftliches Handeln der Individuen beschränkt sich in der ‚Marktwirtschaft‘ auf 
die Beachtung des Preises — als Regelmechanismus. Als einziges inhaltliches Interesse 
der Individuen gelte dasjenige, „für sich selbst und seine Familie Erfolg zu haben.“ 
(1) Wenn Strauß die Erhaltung der FdGO als Staatszweck zitiert, so appelliert er an 
das seine eigenen Interessen verfolgende Privatindividuum, von dem er annimmt, 
daß es ein in der Gesellschaft vorhandener wirklicher Bezugspunkt für eine klassen- 
und schichtenübergreifende Volkspartei und einen starken Staat sei. In ihm sucht 
die reaktionäre Ideologie eine homogene gesellschaftliche Grundlage, eine alle ver- 
bindende einheitliche Interessenrichtung, die sich gegen die ‚Feinde der Freiheit‘ 
ausrichten und mobilisieren läßt. Was für den Faschismus der ‚rassereine Arier‘, ist 
für das reaktionäre Denken heutiger Provenienz der ‚freie Bürger‘, dem ein starker 
Staat die individuelle Aneignung der Resultate seiner individuellen Leistungsan- 
strengungen zu sichern verspricht. Der Gegner dieses Bürgers soll — neben den Radi- 
kalen — die Bürokratie, insbesondere natürlich die Sozialbürokratie sein, die ihm, 
vermittelt über ein verwirrendes Gesetzesinstrumentarium, das Produkt seiner indi- 
viduellen Arbeit sprich Leistung abnimmt (oder man kann auch sagen enteignet 
und man kann auch sagen sozialisiert), um es dann an die ‚Faulen‘ zu verteilen. Die 
„Gesetzesflut‘“ (12) soll eingeschränkt, „wirtschaftsfeindliche Steuerbelastungen ab- 
gebaut“ (13), das „Labyrinth unverständlicher staatlicher Reglementierungen“ sprich 
Gesetze durch „mehr Spielraum“ für die „ausführenden Behörden“ (sprich Exekuti- 
ve) gekontert (14), eine „unbürokratische Freiheit der Wirtschaft‘ „wieder herge- 
stellt‘ (15) undzum „Zwecke der Hebung der Leistungsbereitschaft‘“ Steuersenkun- 
gen für alle durchgeführt werden.‘ (16) Auf „diesem Wege der ständigen Ausdeh- 
nung der Steuern darf nicht fortgefahren werden. Das ist es, wenn wir davon reden, 
daß die Entscheidung auch auf wirtschaftspolitischem Gebiet zwischen der freiheit- 
lichen Gesellschaft und einer gegängelten, bevormundeten, von Beamtenapparat- 
schiks und Funktionären von der Wiege bis zur Bahre total ... entmündigten Gesell- 
schaft fällt.“ (17). 

Mit Bürokratie ist hier zum einen also der steuererhebende Staat gemeint, der 
eigentliche ‚Ausbeuter‘ (wobei ein solcher Begriff wohlweislich nicht fällt), der dem 
‚freien Bürger‘ sein wohlerworbenes Eigentum abnimmt. Zum anderen ist der Gesetz- 
gebungsstaat vor allem in seiner die Freiheit der Ausbeutung einengenden Tätigkeit 
gemeint: „Ja wer soll denn da noch einen Lehrling einstellen, der steht ja immer 
schon mit einem Fuß im Gefängnis, wenn der Gewerbeinspektor dann daher- 
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kommt.“ (19) Unter diesem Motto wird die gesellschaftliche Verantwortungslosig- 
keit des Staates propagiert und seine Verpflichtung allein auf die Forderungen der 
Akkumulationsbedingungen des Kapitals. Was die Sozialdemokratie und die Gewerk- 
schaftsbewegung zur Integration in die bürgerliche Gesellschaft bewegte, nämlich 
daß die Arbeiter 1918 auch Staatsbürger wurden, daß vermittelt über das Parlament 
als Gesetzgebungsinstrument einer Arbeiterpartei die Möglichkeit gegeben war, so- 
ziale Verantwortung für den Schutz der L,ohnarbeiter, später hieß es dann ‚der Schwä- 
cheren‘ als Staatsaufgabe zu definieren und rechtlich zu sanktionieren: diese histo- 
risch entwickelte Qualität des bürgerlichen Staates soll wieder zurückgestaucht wer- 
den. 

Insofern der ‚freie Bürger‘ die homogene klassen- und schichtenübergreifende 
Basis eines starken Staates darstellen soil, haben weder Strauß, noch Fredersdorf et- 
was mit dem Faschismus gemein. Was die politische Rechte ideologisch von Positio- 
nen etwa des Reichsverbands der Deutschen Industrie 1929 unterscheidet, ist ihre 
Vorstellung, auch die Arbeiterschaft in eine Front der ‚freien Bürger‘ gegen den 
Steuerstaat integrieren zu können (20). Vom Faschismus unterscheidet sie — und 
beide Unterschiede hängen zusammen — das Fehlen einer ‚der Wirtschaft‘ überge- 
ordneten gemeinsamen Zielsetzung, wie sie etwa von Hitler gegenüber Kirdorf for- 
muliert wird: „Die Bewegung geht ... von der Erkenntnis aus, daß die Zukunft eines 
Volkes nicht garantiert wird durch die Wirtschaft an sich. Sie sieht in ihr nur eine 
notwendige Dienerin im Leben eines Volkskörpers oder V olkstums.““ (21) Oder Goeb- 
bels, kollektives Bewußtsein ansprechend in seinen vor allem an die Berliner Arbeiter- 
schaft gerichteten Auslassungen: „Die kapitalistische Weltanschauung, die auf dem 
Liberalismus beruht und darauf hinausläuft, dem Einzelindividuum auf Kosten der 
Volksgesamtheit Freizügigkeit zu gewähren ist geistig tot ... Die deutsche Zukunft 
wird sich nicht mit einem Zustand abfinden dürfen, in dem es möglich ist, daß die 
Inhaber der Produktionsmittel ohne Rücksicht auf die Gesundheit und das Wohler- 
gehen des ganzen Volkstums ihre Wirtschaftspolitik fortsetzen können.“ Der „ge- 
meine Nutzen‘ muß „dem Eigennutz voranstehen‘“ (22). Die Faschisten suchten 
sich durchaus die Negation des bürgerlichen Individualismus und Egoismus in der 
damaligen Arbeiterbewegung anzueignen. 

Im Unterschied zum Faschismus kommt selbst demagogisch Kapitalismuskriti- 
sches bei Strauß nicht vor. Im Gegenteil, daß solches bei der faschistischen Propa- 
ganda eine Rolle spielte, will Strauß in einer ausgeweiteten Totalitarismusvariante 
im Wahlkampf dazu benutzen, seine von ihm aufgestellte Gleichung Faschismus 
gleich Sozialismus an den Mann zu bringen. Sie ist übrigens nicht neu in der Strauß- 
schen Ideologie. Die Gleichsetzung von Bürokratie, Diktatur, Freiheitsbeschränkung, 
die von dieser Seite besonders gerne argumentatorisch auch gegen die Einheitsge- 
werkschaften gerichtet wird (23), geht in die gleiche Richtung: Das allgemeine Be- 
wußtsein, daß der Faschismus von Übel gewesen sei, wird zum Kampfmittel der po- 
litischen Rechten pervertiert. 

Der Begriff des Bürgers ist politisch gereinigt. Differenzierte die liberale Theo- 
rie zwischen Staatsbürger und Privatindividuum, zwischen citoyen und bourgeois, 
wobei die Kategorie des Staatsbürgers die politischen Freiheitsrechte einschließt 
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und die bewußte Vergesellschaftungsleistung gegenüber der blinden des Marktes im 
politischen Gemeinwesen, im Staat, in der Kommune hervorhebt, so wird genau die- 
se Seite des ‚freien Bürgers‘ in der Ideologie der politischen Rechten negiert (24). 
Den Staat als „politisches Gemeinwesen‘‘ im Unterschied zur privaten Wirtschaft 
mit der inhaltlichen Bestimmung sozialer Verantwortung gegenüber den Schwäche- 
ren aufgefüllt zu haben, macht ja gerade die Zutat der Sozialdemokratie zum bürger- 
lichen Staat aus. Damit wurde der Staat eben mehr als nur eine gemeinsame Veran- 
staltung der Bürger zur Sicherung ihres Privateigentums. Der neue Liberalismus sucht 
gewissermaßen den status quo ante wieder herzustellen. Der ‚starke liberale Staat“ 
— von der politischen Rechten heute immer wieder als Ziel propagiert — meint einen, 
der die ‚Freiheit‘ des Marktes und des Profits garantiert, die politische Freiheit un- 
ter dem Stichwort wehrhafte Demokratie demgegenüber zurückzunehmen gedenkt 
und der wieder liberal im Unterschied zu sozial ist. Der Begriff sagt schon viel. Der 
Staat ist stark — auf der Basis moderner Technologie ist er ausgestattet mit den Mit- 
teln und Möglichkeiten der totalen Überwachung jedes einzelnen — eine faschisti- 
sche Massenbewegung als Basis der Machtausübung ist heute gar nicht mehr so nötig. 
Er ist liberal und dieser Begriff meint den Staat eben nicht in seiner Qualität als 
Staat, sondern in seiner inhaltlichen Zielsetzung: Sicherung der kapitalistischen Ord- 
nung eingeschlossen jegliche unmittelbare Staatssubventionierung der Kapitalprofi- 
te (25). Daß man einen ‚starken‘, notfalls brutal zuschlagenden, wenn auch nicht 
gerade einen faschistischen Staat — aber das sind dann überflüssige Spekulationen — 
brauchen wird, will man hinter 1918 zurück, darin kalkuliert die politische Rechte 
durchaus korrekt. 

Strauß meint dazu: Für ihn seien Kapitalismus und Faschismus unvereinbar. 
Auch das chilenische Militärregime sei autoritär und keinesfalls faschistisch. Autori- 
tär, dies hieße „den Bürger von der politischen Willensbildung ausschließen ... totali- 
tär““ bedeute „darüber hinaus noch seine sämtlichen Willensbereiche im öffentlichen 
Leben wie im privaten Bereich total durchdringen“ zu wollen. Derart „kollektivisti- 
sche Systeme“ seien der Faschismus, Marxismus, Leninismus, Kommunismus. Dem 
stünde das „liberale, bürgerlich demokratische parlamentarische System‘ mit der 
Betonung auf der Person, dem Individuum, mit seiner Betonung des Menschen ge- 
genüber, in dem allenfalls, wie eben in Chile, mal die Bürger zeitweise von der poli- 
tichen Willensbildung ausgeschlossen werden könnten (27). 

Die Klassenkämpfe der Weimarer Republik wurden in der Formel von der bio- 
logischen Einheit der arischen Rasse und der Rede von der Volksgemeinschaft aller 
Schaffenden als Grundlage politischer „klassenübergreifender“ Einheit gewalttätig 
liquidiert. Ein derartiger Volksbegriff ist heute historisch nicht mehr möglich. Der 
autoritäre Staat soll nicht auf den „Volksgenossen“, sondern auf den atomisierten, 
blind ihre unmittelbaren Interessen verfolgenden Individuen aufbauen. Und inso- 
fern sind die hanebüchenen Geschichtsfälschungen der CSU mit ihrer Gleichsetzung 
von Nazis und Sozis auch kein Zufall. Sie passen in diese Ideologie: „Die Nazis seien 
Leute gewesen, die im großen und ganzen kollektivistische Lösungen angestrebt und 
durchgeführt haben.“ (28) Und: „Nicht die Sozialisierung der Produktionsmittel, 
sondern die Sozialisierung der Menschen“ sei das Ziel der Nazis gewesen (29). 
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Der rechte Chefideologe Schelsky klagt: „Die leidenschaftliche Hingabe, die 
Verteidigungsbereitschaft, der ideale Anspruch, daß diese politischen Glaubensin- 
halte über allen individuellen Zielsetzungen und Interessen rangieren und daher auch 
große individuelle Opfer erfordern, diese aktive politische Gläubigkeit“, die — was 
Schelsky nicht erwähnt — noch der Faschismus für sich zu mobilisieren suchte, 
„fehlt ... Für die soziale Marktwirtschaft oder für die Verfahren des Rechtsstaates 
zu sterben, dies zu erwarten wäre absurd ... Gegenüber dem sozialistischen oder na- 
tionalistischen Glauben ist der Glaube an ‚eine Gesellschaft der Selbständigen‘ da- 
durch gekennzeichnet, daß er nicht die Interessen des Kollektivs grundsätzlich den 
Ansprüchen der Person überordnet und auf eine ferne politische Zukunft ver- 
weist.‘‘ (29) Bemerkenswerterweise auch hier die Gleichsetzung von Faschismus 
und Sozialismus, also keine neue Idee von Strauß, sondern im Strom rechter Ideolo- 
gie heute schwimmend. 

An das blind seine Interessen verfolgende Privatindividuum sucht man also an- 
zuknüpfen. Denken und politisches Handeln im Sinne gesellschaftlicher Verantwort- 
lichkeit wird als potentiell faschistisch denunziert. Das Strauß’sche Plädoyer für un- 
kontrolliertes Wachstum überhaupt und hemmungslose Entwicklung der Kernener- 
gie nimmt diese Figur des interessierten Privatindividuums als Ansatz. 

Was schon für den Faschismus galt, gilt heute umsomehr: Eine Ideologie, die 
die vorhandene Krise zu lösen verspricht ohne das kapitalistische System in Frage 
zu stellen, kann nicht mehr das Klasseninteresse der Besitzenden zur einzigen Grund- 
lage haben, sie kann am ‚Volk‘ nicht vorbei. Sie operiert mit dem Versuch der Fest- 
schreibung dessen, was als Kitt die bundesrepublikanische Gesellschaft über existie- 
rende Interessengegensätze zwischen Kapital und Arbeit hinaus zusammengehalten 
hat, das „gemeinsame Produktionsinteresse‘“ von Kapital und Arbeit zur Sicherung 
des wirtschaftlichen Wachstums. Zu fragen ist, inwieweit sich in der antikollektivi- 
stischen Ideologie der heutigen Rechten selbst wieder auch gegenwärtige Bewußt- 
sensformen der Lohnabhängigen reflektieren, so wie sich im demagogischen Begriff 
des Nationalsozialismus das kollektive Bewußtsein der Arbeiterschaft der Weimarer 
Republik widerspiegelte? Und zu fragen ist natürlich auch, welche neuen histori- 
schen Wahrheiten denn hinter dieser antikollektivistischen Ideologie stecken. 


II. 2. „Ich bin gegen den Wahn der totalen Gleichheit und Gleichmacherei“ (Strauß) 


„Nicht nur solange die Einkommen, sondern solange die Arbeit selbst ungleich ver- 
teilt ist, kann von sozialer Gerechtigkeit letztlich nicht die Rede sein.“ (31) 

Keine rechte Ideologie könnte heute ihr Hauptthema von der naturgegebenen 
Ungleichheit der Menschen und ihren Haß auf die „utopistischen Gleichmacher“ 
noch mit dem Hinweis auf Besitz und Nichtbesitz rechtfertigen. Im Gegenteil, daß 
die Arbeiter auch etwas besitzen, wenn auch nicht so viel, gerade dies wird immer 
wieder betont. Zurückgegriffen wird vielmehr auf die in der stofflichen Gestalt der 
menschlichen und der maschinellen Produktivkräfte verankerte Arbeitsteilung und 
Herrschaft, auf das entwickelte System ungleicher Verteilung der Arbeitsarten und 
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damit verbundener Entscheidungsgewalt auf die inzwischen auf 90 % der Bevölke- 
rung zu wachsende ‚Masse der Lohnabhängigen‘. Daß jeder hier zu recht gemäß Na- 
turbegabung und individueller Leistungsanstrengung auf dem besseren oder schlech- 
teren Platz sitze, aus dieser Auffassung naturgegebener sozialer Ungleichheit speist 
sich die Ideologie, Strauß sitze dort, wo er sitze, weil er ja so außerordentlich intelli- 
gent sei, wie schon seine Abitursnoten gezeigt hätten. Selbst von Straußgegnern hört 
man da immer wieder Bewunderung, die allerdings angesichts des Wahlkampfs des 
Bundeskanzlerkandidaten nicht unbedingt verständlich ist. Der Intelligenzquotient 
als Maß aller Dinge. Und weil die Gesamtschule angeblich die Entwicklung solcher 
bewundernswerten Intelligenzen verhindert, deshalb soll sie fort. Je unterschiedli- 
cher die Schule die Individuen entwickelt, desto besser. 

Nicht zufällig machen sich die Schimpftiraden auf die „Gleichmacherei‘ gera- 
de an der sozial-liberalen Schulpolitik fest. War sie doch, wenigstens in den großen 
Zeiten der Bildungsreform, von einer Infragestellung des Mythos von der Überein- 
stimmung zwischen gesellschaftlicher und natürlicher Ungleichheit getragen: Die so- 
zialen Lebensbedingungen, nicht die natürlichen Begabungen, seien daran schuld, 
daß Arbeiterkinder und Kinder aus unteren Angestelltenschichten so selten in den 
Hochschulen zu finden seien. Gleiche Chancen für alle seien herzustellen, den sozial 
ungleichen Voraussetzungen sei durch eine entsprechende Bildungspolitik zu begeg- 
nen. Der von der technologischen Entwicklung erhoffte erhöhte Bedarf an qualifi- 
zierter Arbeit werde dazu führen, daß die breiter entwickelten Qualifikationen auch 
Verwendung im gesellschaftlichen Arbeitssystem finden würden. (Das System der 
im Produktionsprozeß verankerten Ungleichheit wurde allerdings von der sozial-libe- 
ralen Koalition keineswegs in Frage gestellt). In dem Maße, wie die Hoffnungen auf 
den technischen Fortschritt als automatischem Produzenten eines höhen Anforde- 
rungsniveaus zerschmilzt und mittelständische Eltern um die Karriere ihrer Kinder 
aufgrund erhöhter Konkurrenz bangen, gewinnt der Biologismus wieder Raum. 

Die politische Rechte weigert sich heutzutage auch schon nicht mehr, neue eli- 
tär-biologistische gesellschaftliche Erklärungsmuster zu liefern. In einem Sammel- 
band mit dem Titel ‘““Die neue Elite‘“ findet sich ein Artikel über „Erbgut und Um-. 
welt‘ von Hans Moor. Ausgehend vom heute gängigen Intelligenzbegriff — wie er 
sich etwa im IQ manifestiert — stellt der Verfasser genetisch bedingte Ungleichheit 
derselben fest. Das Ökologieproblem kurz streifend folgert er dann: „Intellektuelle 
Begabung ist die wertvollste Ressource in unserer gefährdeten Welt ... Die Regreßer- 
scheinungen unserer wissenschaftlich-technischen Hochkultur können nur durch 
wissenschaftlich-technischen Fortschritt, durch die äußerste Konzentration von 
Sachverstand und Schöpferkraft überkompensiert werden.‘ (32) Ins Reine gespro- 
chen: Eine Schulpolitik der breiten Förderung hat zurückzutreten gegenüber einer 
Politik der systematischen und strengen Elitebildung und Auslese, wobei allerdings 
durchaus die Ressourcen aus der Arbeiterklasse auszuschöpfen seien. Dies sei gesell- 
schaftliche Lebens- und Überlebensbedingung. „Kein Mensch kann über seinen ge- 
netischen Schatten springen. Er sollte es darum auch nicht versuchen. Frustration 
und Neid sind ärmliche Weggenossen.‘“ (33) Diejenigen, die herausfallen, unten blei- 
ben, im System der gesellschaftlichen Arbeitsteilung die niedrigeren Arbeitssorten 
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verrichten, sollen dieses ihr Schicksal auf ihre mangelnde Intelligenz zurückführen. 
An anderer Stelle lobt der Verfasser mit Emphase die natürliche Ungleichheit: 
3»... Sie ist aber auch Grundlage gewesen für die konsequente Arbeitsteilung, die 
funktionale Hierarchie und damit für die erstaunliche Leistungsfähigkeit und Flexi- 
bilität der menschlichen Population.‘ (34) Man beachte den Sprachgebrauch. Züch- 
tung einer intellektuellen Elite und Aufgabe jedes Wunsches auf Verbesserung bei 
denjenigen, die unten geblieben sind, weil Einsicht in genetisch bedingte Ungleich- 
heit: Dies wird als biologistische Lösung der kapitalistisch produzierten Krise erneut 
angeboten. 

Der ‚rassisch gleiche Volksgenosse‘, in welchem noch die Überwindung von 
Klassengegensätzen pervertiert gerade von bürgerlichen Jugendlichen geträumt wur- 
de, steht heute nicht mehr auf der Tagesordnung. Innerhalb des eigenen Gesell- 
schaftskörpers soll der Ausleseprozeß erfolgen, um das System des Kapitalismus un- 
ter anderem als ein System der Degradierung der Individuen in ihrer Arbeit zu legiti- 
mieren. Wie sich hier zeigt, ist der Schritt von einer Theorie der für die Entwicklung 
des Fortschritts notwendigen funktionalen Arbeitsteilung der Gesellschaft zu ihrer 
Legitimation als Naturprodukt bis hin zu ihrer biologistischen Mystifizierung mit al- 
len einschließenden Folgen der Menschenverachtung nicht allzu weit. Von den ar- 
beitswissenschaftlichen Lehrstühlen der deutschen Universitäten wird sie so und so 
nicht erst seit neuestem gepredigt. Treffen sich bornierte Arbeitsarten mit biologisch 
als unterschiedlich eingrenzbaren Gruppen — Ausländer, Frauen — so ist dies ein 
gerne aufgegriffener Ansatzpunkt für die Reaktualisierung biologistischer Vorurteile. 

Der Spott der Rechten — ich denke nur an die beifallheischende Geste des 
Bundeskanzlerkandidaten, wenn er die Phase sozialliberaler Reformen mit ihrem 
Versuch zur Herstellung wenigstens von Chancengleichheit und ihrem Versuch zur 
Förderung der Arbeiterkinder und ihrer Forderung nach gesellschaftlicher Demokra- 
tisierung als „‚visionäre Phase“ lächerlich zu machen sucht — über das Ansinnen zur 
Herstellung menschlicher Gleichheit als Entfaltung von Fähigkeiten macht noch ein- 
mal deutlich: Barbarischer Springpunkt der reifen kapitalistischen Verhältnisse ist 
in der Tat das entwickelte System der Arbeitsaufteilung und Herrschaft mit der Her- 
stellung enorm ungleicher Individuen bezogen auf die Arbeitsarten. Antiutopie heißt 
heute nicht mehr einfach: Ihr sollt die Hoffnung aufgeben, satt zu werden, sondern: 
ihr sollt die Hoffnung aufgeben, diese verankerte Ungleichheit aufzuheben. Denn: 
ihre Aufrechterhaltung ist die Bedingung eures Sattwerdens, ja — drohend mit der 
duch mangelnde Elitebildung nicht mehr aufhaltbaren ökologischen Katastrophe — 
mit eurem Überleben. Gleichzeitig seien alle Versuche gesellschaftlicher Demokrati- 
sierung, die ja von der Fähigkeit der Individuen zum begründeten Urteil in den An- 
gelegenheiten der Arbeit und des Lernens ausgehen, gefährdend für die Effektivität 
gesellschaftlicher Organisation. Der Sachverstand der Elite sei allein in der Lage, die 
komplexen Begriffe zu begreifen. Der Versuch einer gesellschaftlichen Demokrati- 
sierung führe zum Chaos (35). Das vorhandene politische System wird als einzig de- 
mokratisches behauptet. „Die Definition der Interessen des Arbeiters, des Arztes, 
des Bauern, des Ingenieurs oder anderer gesellschaftlicher Gruppen ist also nur als 
Integration unterschiedlicher Interessenlagen denkbar.“ (36) Womit nichts anderes 
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gesagt wird, als daß das politische System des Pluralismus eine unmittelbare Refle- 
xion der gesellschaftlichen Arbeitsteilung sei. Von hier aus fügt sich der konsequent 
antidemokratische Zusammenhang: „Aus der Anerkennung der individuellen Frei- 
hei als letzter Norm des Pluralismus, die notfalls auch mit physischer Gewalt ge- 
schützt werden muß, folgt wegen der weitgehend genetisch bedingten Verschieden- 
heit der Talente und der mit der Arbeitsteilung verbundenen Vielfalt der Interessen 
und Werte, daß die Norm der Gleichheit nur im Sinne der Chancengleichheit ... Gül- 
tigkeit haben kann.“ (37) Mit Chancengleichheit ist hier allenfalls das gemeint, was 
Hans Moor unter Eliteauslese versteht. Oder anders gesagt, die Reduktion von De- 
mokratie auf politische Demokratie ankere in der natürlichen Ungleichheit der Men- 
schen, und jeder Versuch zur Demokratisierung auch der Gesellschaft sei freiheitsge- 
fährdend, weil Entscheidungsfreiheiten der natürlichen Elite einschränkend, deshalb 
mit allen Mitteln der wehrhaften Demokratie zu bekämpfen. Oder anders gesagt, 
der „starke liberale Staat‘ hat im wesentlichen nur die Funktion, das System gesell- 
schaftlicher Ungleichheit und Herrschaft zu stabilisieren. 


II. 3. „Ich bin kein Träumer und Utopiker‘ (Strauß) 


Die Kritik der bürgerlichen Leistungsideologie, die seit der Studentenbewegung ge- 
rade von Seiten der Jugendlichen in vielfältigsten und auch wiederholt neuen — sei 
es aktiv politischen, sei es passiven Formen vorgetragen wird, richtet sich zum einen 
gegen das vorhandene System gesellschaftlicher Arbeitsteilung und Hierarchie, zum 
anderen gegen die Reduktion des Arbeitszwecks auf die Maximierung von Einkom- 
men und Karriere. Der Theoretiker Bahro hatte nicht zuletzt deshalb in der Bundes- 
republik einen solchen Erfolg, weil er zentral diese beiden Momente angreift. Nach 
der von der politischen Rechten vermittelten Ideologie ist ein wertvolles Gesell- 
schaftsmitglied nur der, der sich anstrengt. Je mehr er sich anstrengt, je mehr er lei- 
stet, je mehr er seinen Protest gegen nicht erträgliche Arbeitsbedingungen verdrängt, 
je mehr er bringt, desto besser sind die Chancen, den Arbeitsplatz zu erhalten, desto 
besser läuft die Gesamtwirtschaft, desto besser wird er bezahlt, desto besser sind sei- 
ne Aufstiegsaussichten, desto besser kann er durch Statussymbole des Konsums sei- 
ne Achtung in der Gesellschaft erkaufen. Und darin liegt dann das einzige Glücks- 
versprechen: Die „Bedürfnisse sind unendlich“. Diese Grundannahme der bürgerli- 
chen Ökonomie, die den unbegrenzten Verwettungs- und Vermehrungstrieb des Ka- 
pitals in der menschlichen Bedürfnisstruktur als Naturgesetz verankert wissen möch- 
te, entpuppt sich zunehmend als Grundlage gegenwärtiger Antiutopie. Glück soll 
nur im Besitz und Mehrbesitz von Konsumgütern möglich sein. Mit dieser Vorstel- 
lung soll die kapitalistische Gesellschaft für ewig erklärt werden. So kommentiert 
Rolf Zundel in der ZEIT (20.7.1979): „Die Grenzerfahrungen der wissenschaftlich- 
technischen Gesellschaft‘ rücken „bei der heutigen politischen Rechten“ kaum ins 
Blickfeld, es sei denn „als machtbezogene Rohstoffpolitik wie bei Strauß‘. Und die 
FAZ kommentiert eine Aufsatzsammlung, herausgegeben von dem Konservativen 
Kaltenbrunner (30. 4. 1974): „Die Idee, daß konservative Politik nicht unbedingt 
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Festhalten am ‚Status quo‘ sein muß, der identifiziert werden kann mit rechneri- 
schem Fortschritt — also mit etwas Unkonservativem — taucht nicht auf. An was 
soll denn festgehalten werden? Was soll denn bewahrt werden? Die Konstanz der 
Dynamik?“ 

Das rückhaltlose Plädoyer für den weiteren Ausbau der Atomindustrie setzt 
ebenfalls hier an. Das individuelle Konsumtionsniveau, vor allem aber die Arbeits- 
plätze seien auf diese Weise allein zu erhalten: Natürlich mit dazwischen geschalte- 
ten „Opfern“. Phasen hoher Arbeitslosigkeit und Senkung des Konsumtionsniveaus 
seien womöglich notwendig, um eine den neuesten technischen Erfordernissen ange- 
messe Umstrukturierung der Industrie auf der Basis des Profits zu ermöglichen. 
Aber dann würde die Wirtschaft schon wieder funktionieren. 

Für ewigsoll die Arbeit nur ein Mittel sein, um Bedürfnisse außer ihr zu befrie- 
digen. Und weil die Arbeit Negation von Glück und menschlicher Tätigkeit darstellt, 
Unterdrückung impliziert, soll im Haß auf die Faulen, diejenigen, die keine Leistungs- 
moral haben, das aufgestaute Potential von Destruktion politisch zur Festschreibung 
des Bestehenden manipuliert werden: gegen jede Forderung nach Arbeitszeitverkür- 
zung und Arbeitserleichterung. Aggressionen gegen angebliche Nichtstuer schürend 
soll dem „kleinen Mann“ (Strauß) sein eigenes Bedürfnis nach sozialer Sicherheit, 
nach Freiheit von Angst und nach Entfaltung seiner Fähigkeiten entfremdet wer- 
den. Die Identität seiner Interessen mit denen der Profitmacherei wird im angeblich 
für alle geltenden Leistungsprinzip gesucht. Die Schuldigen für die ökonomische 
Krise sind dann immer diejenigen, die nicht genug arbeiten und diejenigen (natürlich 
die Gewerkschaften), die ohne entsprechende Vergrößerung der Arbeitsleistungen 
mehr wollen und der Sozialstaat, insofern er den Druck zur Leistung durch Sozial- 
leistungen abmildert. Neid und Konkurrenz zwischen verschiedenen Gruppen und 
Schichten der Lohnabhängigen sollen geschürt und zum Vehikel der Wirksamkeit 
rechter Politik gemacht werden. Auf entpolitisiertes, ungesellschaftliches, unsolida- 
risches Bewußtsein wird heute gesetzt. Man kann das auch feiner ausdrücken: Eine 
„demokratisch geprägte Industriegesellschaft‘“ zeichnet sich u.a. durch ‚Konkur- 
renz zwischen den sozialen Schichten und das Freisein von Klassen- und Rassenhaß“ 
aus (38). Solidarität aus dem Bewußtsein der Gleichheit, weil gleichen Betroffenheit 
von den Wirkungen der kapitalistischen Produktionsweise, wird als Klassenhaß de- 
nunziert und soll es demgemäß nicht mehr geben. Allenfalls als persönliches Mitleid, 
worin die Würde des anderen verletzt wird. Der Bettler ist eben nicht mehr gottge- 
wollt und gottgegeben und hat als solcher ein menschliches Gesicht, sondern er ist 
Versager, und der, der ihm hilft, hilft von oben unter Einschluß menschlicher Ver- 
achtung. 

Die Hoffnungen auf Veränderung werden selbst noch einmal als faschismusver- 
dächtig eingestuft. Die „Gefährdungen der parlamentarischen Demokratie im Zu- 
stand einer industriegesellschaftlichen Strukturierung liegen vornehmlich in der so- 
zialen Desintegration, in der unrealistischen Verheißung emanzipatorischer Befrei- 
ung, in dem Verlust industriegesellschaftlicher Rationalität, in der Unfähigkeit, in 
modernen, technischen oder volkswirtschaftlichen — kausalen Zusammenhängen 
denken zu können.‘ (39) Und um den Wunsch nach Veränderung zu denunzieren, 
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wird auch zu dem tradierten Mittel, gegen bestimmte Gruppen zu mobilisieren, ge- 
griffen. Die politische Rechte kann sich nicht allein auf die ideologische Figur des 
„freien Bürgers“, des interessierten Privatindividuums beschränken. Zwar werden 
keine die egoistischen Interessen überschreitenden Wertinhalte mehr gepredigt, wie 
dies in der Demagogie des Faschismus üblich war (Volk, Nation, Volksgemeinschaft). 
Es werden von vielen geteilte Werte propagiert, Fleiß ... etc., aber die Wertinhalte 
bleiben auf die Propagierung des leistungsbewußten egoistischen Menschen redu- 
ziert. Jedoch braucht man nach wie vor gemeinsame Feinde: Die Ausländer, die den 
Deutschen die Arbeitsplätze wegnehmen und die ja auch andere fremde kulturelle 
Normen haben; die Intellektuellen, die machtsüchtig seien, gefährliche Utopien ver- 
breiteten und gleichzeitig schmarotzten. Gerade bei diesem Feindbild des linken In- 
tellektuellen ergeben sich durchaus Parallelen zum faschistischen Feindbild: der Ju- 
de war intellektueller Verführer des Proletariats, indem er die marxistische Theorie 
erfand und damit den Arbeiter dem naiionalen Volksbewußtsein entfremdete. Und 
er war zugleich Schmarotzer. Schließlich sollte die Anprangerung der Juden als Re- 
präsentanten des Geldkapitals als „arbeitslosen Einkommens“, gleichzeitig alle Hoff- 
nungen der Arbeiterbewegung auf besseres Leben und weniger Arbeitszeit denunzie- 
ren. Die Frauen werden angegriffen, die sich emanzipieren wollen, statt ihren Kin- 
dern in einer angeblich intakten Familie Leistungsbewußtsein zu vermitteln. Je nach 
der Situation gerät die eine oder andere Gruppe ins Hauptschußfeld. Gegenwärtig 
sind es die Frauen. Es ist kein Zufall, daß sich in der katholischen Kirche kräftig 
Stimmen zu Wort melden, die die Hoffnung der Frauen auf Emanzipation, deren 
einer Teil die Paragraph 218-Kampagne war und ist, mit dem Vorwurf des Massen- 
mords belegen. Wie bei den linken Intellektuellen, die insgesamt zu RAF-Sympathi- 
santen erklärt wurden, wird hier der Wunsch auf Befreiung des Mords als Konse- 
quenz verdächtigt. Bei der Konstruktion der Feindbilder wird zum Teil durchaus 
entlang der gesellschaftlichen Arbeitsteilung (Frauen, Ausländer) in alter Manier an 
biologistische Vorurteile angeknüpft. 

Aggressiv antiutopisch wird heute der Mythos der Leistungsgesellschaft gegen 
jede Hoffnung auf Emanzipation, auf Befreiung von Herrschaft und selbstzerstören- 
der Arbeit, auf menschliches Glück jenseits des Besitzes von Könsumgütern gesetzt. 
Jeder Zweifel daran, daß dies das ganze Leben sei, das Wünschen über die Gegen- 
wart hinaus, soll wegdenunziert werden. 


II. Sozialstaatskritik von seiten der Alternativbewegung 

II. 1. Alternativbewegung und tradierte Arbeiterbewegung 

Um an den Ausgangspunkt zurückzukehren: Sozialstaat und selbst auch Gewerk- 
schaften sind oberflächlich gesehen in gleicher Weise Gegenstand der Kritik von Sei- 
ten der Alternativbewegung und der politischen Rechten. Wo liegen die Unterschie- 


de, wenn Selbsthilfe gegen Sozialstaatsbürokratie gesetzt wird, wenn der Fürsorge- 
staat kritisiert, seine Institutionen insgesamt abgelehnt werden? Wo liegen die 
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Schwächen der Alternativbewegung in ihrer Kritik am Sozialstaat, wo ihre berech- 
tigten Momente? Dazu eine Ausgangsthese: Während die politische Rechte den Ein- 
fluß, den die Arbeiterbewegung auf die Ausgestaltung der bürgerlichen Gesellschaft 
genommen hat, zurückschrauben möchte, kritisiert die Alternativbewegung die vor- 
handene Vergesellschaftungsform und zwar in einer historischen Situation, wo diese 
Kritik von der tradierten Arbeiterbewegung in der Bundesrepublik zum Teil nicht 
mehr geleistet wird. Und davon ist die Alternativbewegung geprägt. 

Es ist kein Zufall, daß in Ländern mit antikapitalistischen Massenparteien 
(Frankreich, vor allem Italien) und mit umfassenden sozialen Kämpfen der Arbei- 
terschaft die Altemativbewegung geringeres Gewicht hat oder sich wesentlich auf 
Ökologiefragen beschränkt. Die französische Linke führte den vergangenen Wahl- 
kampf unter dem Slogan: Selbstverwaltung. Die italienische Arbeiterbewegung hat 
in den Delegiertenräten der Fabriken und ansatzweise in kommunalen Räten, in Rä- 
ten von Arbeitslosen, Organisationsformen hervorgebracht, welche die kapitalisti- 
sche Form der Vergesellschaftung unter Integration der Lohnabhängigen, nämlich 
Konkurrenz und Sozialstaat als kompensatorische Institution für-die angerichteten 
Schäden, praktisch kritisieren. Um nur ein Beispiel zu nennen: Die breite Diskus- 
sion einer alternativen Gesundheitspolitik, in welcher die Arbeitenden die schädigen- 
den Wirkungen der Arbeits- und Produktionsbedingungen auf Fabrikebene durch 
Selbstorganisation und öffentliche Diskussion angehen, in welcher Arbeitsmedizin 
als abgelöste Wissenschaft, an der die Betroffenen keinen Anteil haben, kritisiert 
wird, fehlt als irgend relevanter Bestandteil der Gewerkschaftsbewegung in der Bun- 
desrepublik. Eine breite Diskussion darüber, wie man Gesundheitsschädigungen un- 
mittelbar im Produktionsprozeß durch Organisierung der Betroffenen angehen kön- 
ne, hat es bei uns nicht gegeben. Insofern ist es auch kein Zufall, daß die Linke in 
der Bundesrepublik immer wieder nach Italien hinsah, nicht, weil da der Kapitalis- 
mus reifer, sondern in der Tat deshalb, weil die Arbeiterbewegung dort der Reife 
des Kapitalismus entsprechende neue Ziele und Organisationsformen gefunden hat- 
te, wenigstens für einen historischen Augenblick. 

Daß die Entwicklung der Individuen, die Entwicklung ihrer Fähigkeit solida- 
risch zu handeln, sich gegen hierarchisch arbeitsteilige, bürokratisch organisierte 
und durch Wissenschaft verfestigte Strukturen ihre eigene und gleichzeitig gemein- 
sam solidarische Handlungskompetenz wieder anzueignen, die Entwicklung tätiger 
Menschlichkeit etwas mit Sozialismus zu tun habe, dies gerät leider bei uns häufig 
aus dem Blickfeld. Und wo das Problem offensichtlich wird, z. B. als Krise der ge- 
werkschaftlichen Jugendarbeit, wird es als spezielles Jugendproblem eingegrenzt 
und damit verdrängt. Ein Begriff von Sozialismus und Solidarität, welcher die auf 
Grund historischer Bedingungen in der Bundesrepublik zunächst primär bei den Ju- 
gendlichen entwickelten Hoffnungen auf bessere Möglichkeiten zu leben und zu ar- 
beiten nicht ernsthaft aufnimmt, bestätigt der Alternativbewegung nur darin, daß 
sie eben zwar eine Alternative sei, aber bei Gott nichts mit der Frage Kapitalismus 
oder Sozialismus zu tun habe. 

Und darin liegen m. E. wiederum die Bornierungen der Alternativbewegung 
— den Begriff mit allen denkbaren Fragezeichen versehen, insofern sich unter ihm 
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ja sehr Unterschiedliches zusammenfaßt — begründet. Die Kritik am Bestehenden, 
welche die politische Rechte als Negation staatlicher Verantwortlichkeit u. a. für 
die sozialen Folgen der Arbeitslosigkeit reflektiert, als Kritik des steuererhebenden 
und umverteilenden Staates, reflektiert die Alternativbewegung im Autonomiepo- 
stulat. Die Ablehnung vorhandener Vergesellschaftungsformen wird praktisch in der 
Ablehnung gesellschaftlicher Normen und Vergesellschaftungsformen, die über über- 
sichtliche, durch personale Beziehungen geprägte Gruppen hinausgehen. Die Zerset- 
zung bewußter, die Individuen einschließender Formen sozialen Zusammenhangs, 
wie sie sich noch in der Arbeiterbewegung der Weimarer Republik finden, wird 
noch einmal bestätigt, indem solche die kleine Gruppe übergreifenden sozialen Zu- 
sammenhänge überhaupt als fragwürdig und bürokratieverdächtig erscheinen und de- 
nunziert werden. Anders gesagt, politische Rechte und Alternativbewegung verhal- 
ten sich gewisserweise spiegelbildlich. Der Anti,kollektivismus‘ nimmt in beiden un- 
terschiedliche Züge an, ohne daß die Alternativbewegung als praktische eine positive 
Aufhebung in Aussicht stellt. 

Wie sieht nun die Kritik von Bürokratisierung und Wohlfahrtsstaat, wo sie sich 
theoretisch auf den Begriff zu bringen sucht, aus? 


III. 2. Autonomie gegen den Sozialstaat 


„Die Institutionen der Mega-Maschine zerstören und ersetzen die sozialen Lebensge- 
meinschaften. Das Funktionale tritt an die Stelle des Personalen ... Menschliche Be- 
ziehungen verwandeln sich in nur noch instrumentelle Produktionsverhältnisse ... 
Vom Geborenwerden bis zum Begrabenwerden wird buchstäblich jede Lebensbetä- 
tigung von irgendeiner Institution professionell vermarktet. Das big business setzt 
an die Stelle von wirtschaftlicher Selbständigkeit und teilweiser Selbstversorgung 
eine immer totalere Versorgungsabhängigkeit von Gütern und Dienstleistungen der 
großen Institutionen. An die Stelle von Selbstentscheidung und Eigenverantwortlich- 
keit tritt eine erneute Hilflosigkeit mechanisch austauschbarer Figuren. Der Wohl- 
fahrtsstaat setzt anstelle sozialer Selbsthilfe eine lebenslängliche ‚Behandlung‘ durch 
die Institutionen des Nachrichten-Erziehungs-Gesundheits-Sozial-Verwaltungs-Poli- 
zei- und Regierungswesens. Big brother wird immer allgegenwärtiger ... Aber die Ge- 
genwart hat auch ihre oppositionellen Tendenzen: die Träume der Arbeiterbewe- 
gung, des Anarchismus und des Sozialismus, die antiautoritäre Bewegung, die anti- 
paternalistische Frauenbewegung und die Ökologiebewegung. Ob der Sozial-Polizei- 
staat Zukunft hat, hängt ab von ihrem Schicksal und dem Schicksal der sie leiten- 
den Utopien.“ (40) 

Nun soll nicht behauptet werden, daß dies der einzig mögliche Begriff ist, auf 
den sich die Bewegung zu bringen vermag. Immerhin, einiges ist aussagekräftig. 
Kennzeichnend ist der unanalytische, soziale Phänomene allein der Form nach be- 
zeichnende Begriff „Institutionen der Mega-Maschine“, unter welchen im folgenden 
sowohl die profitorientierte Vermarktung und Deformierung aber auch jeglichen 
menschlichen Bedürfnisses ebenso subsumiert wird wie die Einrichtungen des Sozial- 
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staats. Der Gegensatz wird als solcher zwischen Institutionen überhaupt und Selbst- 
tätigkeit konstruiert. Der Begriff vom Sozial-Polizeistaat differenziert selbst nicht 
mehr zwischen den eh und je vorhandenen Funktionen des Staatsapparats als Ge- 
waltapparat zur Befestigung kapitalistischer Herrschaft und den Funktionen, welche 
dem Staat im Zusammenhang der Arbeiterkämpfe zugewachsen sind, um die Anar- 
chie der Konkurrenz als blindem und die Lohnabhängigen ohnmächtig der Kapital- 
bewegung ausliefernden Mechanismus einzudämmen, die „Ökonomie“ der Arbeiten- 
‘den gegen die des Kapitals zu setzen. Die Institution der Arbeitslosenversicherung 
oder des Jugendschutzgesetzes kann so in gleicher Reihe mit der Jugenderziehungs- 
anstalt oder der Ausländerpolizei assoziiert werden. Der pauschale Rundschlag ist 
trotzdem nicht einfach theoretisch falsches Konstrukt bzw. erschöpft sich nicht 
darin, sondern reflektiert Erfahrungen derjenigen, die einen Teil der Alternativbewe- 
gung ausmachen. 

Zum Beispiel Frauenhäuser: Von der Frauenbewegung eingerichtet, den Frau- 
en eine Zufluchtsmöglichkeit vor der Gewalttätigkeit ihrer Männer zu ermöglichen. 
Zunächst werden sie angesichts des Bewußtwerdens des gesellschaftlichen Skandals 
ohne. Auflagen von sozialdemokratischen Kommunen unterstützt. Dann versucht 
man die Unterstützung zu binden an die Regeln des Bundessozialhilfegesetzes, die 
Bedingungen enthalten, welche den Zielsetzungen der Einrichtung entgegenstehen: 
Beschränkung der Aufenthaltsdauer und der Belegzahl, Einstellung von Fachkräf- 
ten, Aufteilung von Zuständigkeiten, berufstätige Frauen werden über die BR 
sätze zu Sozialhilfeempfängerinnen gemacht (41). 

Dagegen sollte den Frauen in den Frauenhäusern „unbürokratische Hilfe“ 
währt werden, „Schutz in akuten Notsituationen“, auch wenn das Haus eisenlich 
schon voll ist. Überfüllung sei hinzunehmen, solange nicht genügend Plätze in Frau- 
enhäusern zur Verfügung ständen. Die Frauen sollen, nachdem sie „oft jahrelang 
Mißhandlungen und Bedrohungen ausgeliefert waren und die Gesellschaft diese Tat- 
sache totgeschwiegen“ hat, nun selbst entscheiden, „wann sie die Folgen halbwegs 
aufgearbeitet haben und ein neues Leben anfangen wollen.“ „Andernfalls werden 
sie erneut für unmündig erklärt.“ „Zur Frage der Fachkräfte können wir sagen, daß 
wir als Frauen aktiv werden und daß diese Arbeit auch von Frauen geleistet werden 
kann, die selber einmal im Frauenhaus waren und von daher über eigene Erfahrun- 
gen auf diesem Gebiet verfügen: Wir lehnen Spezialistentum ab und wollen für alle 
die gleiche Bezahlung. Außerdem wollen wir darüber entscheiden, wer bei uns arbei- 
tet und wollen uns keine Fachfrauen ins Haus setzen lassen.‘ Die genannten Aufla- 
gen des Bundessozialhilfegesetzes werden in dem Begriff „staatlich-bürokratische In- 
teressen“ zusammengefaßt. 

Nun könnte man fragen: Ist es nicht staatliche Fürsorgepflicht, von der ‚Allge- 
meinheit‘ unterstützte Heime zu kontrollieren, ob die dort gegebenen Lebensbedin- 
gungen auch erträglich sind (Belegzahl), nicht unnötig Steuergelder in Anspruch ge- 
nommen werden (Belegdauer), fachlich qualifizierte Sozialarbeiter tätig werden 
statt, wie ja häufig schon geschehen, menschlich rohe und deformierte Personen, die 
ihre Hersschaftsposition zur Unterdrückung und Schikane der ihnen Ausgelieferten 
ausnutzen. Die pauschale Ablehnung jeder öffentlichen Kontrolle mit dem Begriff 
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der „bürokratischen Interessen‘ vergißt, was in der Bundesrepublik in der freien 
Wohlfahrtspflege immerhin alles möglich ist. So berichtet „Die Neue“ vom 16. 10. 
1979: „Mitten in Köln wird ein privates ‚Altenpflegeheim‘ wie ein KZ geführt ... 
Aufmüpfiges Personal wird schnellstens entlassen ... Neun tote Patienten allein in 
den letzten 5 Monaten ...“ Im folgenden wird über die grausamen Methoden der 
Pflege gegenüber den Patienten berichtet. Zum Abschluß heißt es dann allerdings, 
„das Beschwerdezentrum für LHK-Patienten des SSK hat den Fall bereits vor länge- 
rer Zeit beim Landschaftsverband und beim Kölner Sozialamt angezeigt: Nichts!“ 

Hat die steuerzahlende „Allgemeinheit“ nicht ein Recht und den Betroffenen 
gegenüber nicht auch die Pflicht zur Kontrolle? Was soll dann die Rede von den 
„staatlich-bürokratischen Interessen‘? Einem solchen Anspruch steht im Bewußt- 
sein derjenigen, die alternative Formen von Sozialarbeit versuchen, zunächst entge- 
gen, daß sich kaum jemand über Verhältnisse aufregt, wo Frauen und Kinder ge- 
schlagen werden, Menschen unfähig zur Menschenwürde gemacht, in psychiatrische 
Anstalten, Erziehungsheime, Fürsorgeanstalten abgeschoben werden, die als Institu- 
tionen mit den ihnen innewohnenden Mechanismen noch einmal die gesellschaftlich 
produzierte Ohnmacht der einzelnen, ihre Unfähigkeit zu menschenwürdigem Le- 
ben, befestigen und der Gesellschaft insgesamt durch Ghettoisierung der Geschädig- 
ten ein gutes Gewissen über ihre eigenen Verhältnisse verschaffen, 


II. 3. Alternative Sozialpolitik mit dem Sozialstaat 


Im Buch „Das Rote Bologna“ von Jaeggi/Müller/Schmidt wird über Experi- 
mente einer nicht autonomistischen, aber trotzdem ‚alternativen‘ Sozialpolitik am 
Beispiel des Kinderheims Casaglia demonstriert, was gesellschaftliche Verantwort- 
lichkeit ohne Bestätigung der Ohnmacht der Betroffenen heißen kann. Zunächst 
wurde der Versuch gemacht, die Institution eines Erziehungsheimes zu liberalisieren. 
„Die Heimkinder sollten z. B. ihre Freizeitbeschäftigung frei wählen können. Aber 
die Logik der Institution erwies sich als stärker. Wenn etwa eine Kindergruppe mit 
ihrem Erzieher beschloß, ins Kino zu gehen, dann setzte das Heim als Organisations- 
struktur diesem Beschluß eine ganze Reihe von pädagogisch nicht auswertbaren 
Hindernissen in den Weg; d. h. Schwierigkeiten, die nicht die Kinder, sondern nur 
die Erwachsenen lösen konnten, soweit sie dazu gewillt waren: Bei der Gemeindever- 
waltung ein Auto oder einen Fahrer organisieren, das Geld für die Eintrittskarten zu 
besorgen. Und — was in einem Institut, in dem die Angestellten das Recht auf gere- 
gelte Arbeitszeit haben, am schwierigsten ist: Das Nachtessen um eine Stunde oder 
zwei zu verschieben ... Die Logik der Institution blockierte die Änderungsbemühun- 
gen der Angestellten.‘ Aufgrund dieser Erfahrungen wird das Heim aufgelöst, die 
Betreuer ziehen mit den Kindern in Wohngruppen in die Viertel, woher die Kinder 
stammen, es wird versucht, durch Hilfe für die Familien und Entwicklung des Selbst- 
bewußtseins der Kinder diese wieder in die Familien zu integrieren. Die Stadtverwal- 
tung veranlaßt die Schulen, die Kinder in normale Klassen zu integrieren (42). Und 
was die Kosten einer solchen Sozialpolitik angeht: ‚Experten sind überzeugt, daß 
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eine Rechnung, die alle sozialen Kosten fehlender Prävention einschließen würde 
(etwa durch Kriminalität), wohl kaum zuungunsten einer gut ausgebauten sozialen 
Vorbeugestruktur sprechen würde.“ 

Diesem Beispiel liegt eine Konzeption von Sozialpolitik von seiten der Bolog- 
neser Stadtverwaltung zugrunde, die eine gesellschaftlich verantwortliche Antwort 
auf die mit dem Autonomiepostulat der Alternativbewegung zunächst konkret kriti- 
sierte, aber damit noch nicht gelöste Problematik traditioneller Sozialfürsorgemaß- 
nahmen versucht. „Mit dem Sammelbegriff (.... ) ‚handicappiti‘ umschreiben die So- 
zialpolitiker Bolognas alle Schwachen und Ausgeschlossenen, die über den Prozeß 
der Ent-Institutionalisierung in die Gesellschaft integriert werden sollen ... Die Ge- 
sellschaft, so finden die Bologneser Sozialarbeiter, soll sich mit dem auseinanderset- 
zen, was sie hervorbringt. Isolierung der Benachteiligten ist unmenschlich, für Be- 
troffene und Betreuer ... Nur die Integration der Randfiguren kann zu einer gesamt- 
gesellschaftlichen Bewußtwerdung sozialer Probleme führen und damit den Weg für 
präventive Maßnahmen ebnen... Bolognas Sozialpolitiker wollen das Ghetto bürger- 
licher Wohlfahrt abschaffen.“ (43) 

Der Sozialfürsorgestaat mit seinen ghettoisierenden Institutionen reagiert 
demgegenüber in der Tat rein kompensatorisch-systemstabilisierend auf die von der 
Gesellschaft erzeugten Widersprüche und ihre Opfer. Eine sozialistische Alternative 
zu dieser Politik kann weder auf die Hoffnung bauen, Verelendung zwinge gewisser- 
maßen Veränderungswillen hervor — solche Vorstellungen widersprechen histori- 
schen Erfahrungen ebenso wie jeder Gegenwartsanalyse über die Folgen etwa von 
Arbeitslosigkeit; sie kann auch nicht die Politik des „‚Selbermachens“, der Autono- 
mie um jeden Preis, als Lösungsstrategie anbieten. Gegenüber solchen Vorstellungen 
bildet die an einem Beispiel dargestellte Politik der Bologneser Kommune eine kon- 
Krete Alternative: Sozialpolitik, welche die menschliche Würde jedes einzelnen zum 
Ziel hat und welche sich gleichzeitig als Element gesamtgesellschaftlicher Bewußt- 
werdungsprozesse begreift und insofern bewegendes Element sozialer Veränderung 
ist. Dies kann auch noch einmal in Konfrontation zu dem Vorschlag, welcher von 
konservativer Seite in Großbritannien vorgelegt wurde, deutlich werden: danach sol- 
len für ‚auffällig‘ gewordene jugendliche Arbeitslose Erziehungslager in der Nähe 
von Arbeiterwohnvierteln errichtet werden, in denen Zucht und Ordnung in der 
Weise praktiziert werden sollen, daß keiner, der je da war, dorthin wieder zurück 
möchte: Ein Vorschlag, der in der Konsequenz der Sozialstaatskritik von rechts 
auch in der BRD liegt: Die Elenden sollen für ihr Elend bestraft werden, da sie ja 
selbst dran schuld seien und das Ganze soll noch möglichst billig sein. Die ‚Gesell- 
schaft‘ lehnt jede Verantwortung ab. 

Die verdeutlichende konkrete Realität ließe sich vielfältig verlängern. Doch 
die Einzelfälle zeigen die Struktur dessen, was mit der Kritik des Sozialfürsorgestaates 
von Rechts und von Links gemeint ist. Und das Beispiel Bologna zeigt auch, in wel- 
che Richtung Sozialpolitik sich entwickeln kann, die gesellschaftliche Verantwort- 
lichkeit als Solidarität praktiziert und nicht als Verdrängung, Ausgrenzung, Kompen- 
sation der durch die kapitalistische Gesellschaft erzeugten Widersprüche und ihrer 
Opfer. Gefängnisse, psychiatrische Anstalten, Erziehungsheime. aber auch die Zu- 
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nahme der Sonderschulklassen — all diese Institutionen des „Sozialfürsorgestaates‘“ 
stehen ihrer inneren Struktur und ihrer Beziehung zur Gesamtgesellschaft nach in 
der Tat für eine Sozialpolitik, die durch gewisse Geldleistungen denjenigen, die es 
geschafft haben, die Opfer der herrschenden gesellschaftlichen Entwicklungsprinzi- 
pien vom Hals hält bzw. zu halten versucht: Genau der Prinzipien, die von der poli- 
tischen Rechten als „Freiheit des Bürgers“ noch einmal auf den Sockel gehoben 
werden sollen: der asozialen Rücksichtslosigkeit der Konkurrenz, des Prinzips der 
individuellen Leistung, der „freien“ Beweglichkeit der Individuen innerhalb der 
Konkurrenz. Und je mehr Opfer diese gesellschaftlichen Entwicklungsprinzipien 
fordern, man denke nur an die Zunahme des Alkoholismus und der Resignation bei 
den Jugendlichen und an das zunehmend vorzeitige Ausscheiden alter Menschen aus 
dem Produktionsprozeß, ohne daß gleichzeitig das Prinzip der Lösung dieser Proble- 
me in Form kompensatorischer, die Opfer ghettoisierender Sozialpolitik in Frage 
gestellt wird, je stärker wird die Möglichkeit der Rechten, die zunehmenden Kosten 
als demagogisches Spielmaterial gegen den Sozialstaat wenden zu können und auf 
gewalttätig-polizeiliche Lösungen der Probleme zum Zwecke der Entlastung der ‚All- 
gemeinheit‘ von entsprechenden Steuerabgaben zu drängen. Denn die existierenden 
institutionellen Formen von Sozialfürsorge halten die Vorstellung aufrecht, es han- 
dele sich um das Versagen von Individuen und nicht um das der Gesellschaft. Sie 
demonstrieren nicht die Notwendigkeit der progressiven Veränderung der gesell- 
schaftlichen Entwicklungsprinzipien. 

Oder um esnoch einmal anders zu sagen: Wenn zum Beispiel in der Frauenbe- 
wegung Autonomie, Selbstverwaltung eingefordert, staatliche Kontrolle abgelehnt, 
trotzdem gesellschaftliche Verantwortung angemahnt wird, indem von den Kommu- 
nen die materielle Unterstützung der autonom geführten Frauenhäuser verlangt 
wird, so ist dies auf keinen Fall vergleichbar mit der Kritik des Sozialstaats von 
Rechts. Schließlich handelt es sich nicht um eine „Reprivatisierung‘“ der Risiken. 
Sondern um eine Vorstellung von menschlicher Würde und Verantwortlichkeit der 
einzelnen von Solidarität und Gleichheit und von gesellschaftlicher Verantwortung. 
Alle sollen alle anfallenden Tätigkeiten tun können und die gleiche Bezahlung be- 
kommen. Die Frauen sollen selber über ihr Schicksal entscheiden können. Demge- 
genüber beruht gerade die Ideologie der politischen Rechten auf dem fanatischen 
Festhalten an menschlicher Ungleichheit als einer Naturkonstante und steht damit 
immer potentiell in der Nähe biologistisch bis rassistischer Geschichtserklärungsmu- 
ster. Das Manko der Konzeption liegt darin, daß im Autonomiepostulat gesellschaft- 
liche Verantwortung allein als materielle Unterstützung, als Geldleistung eines an- 
sonsten gleichgültigen Gemeinwesens eingefordert wird. Damit sind aber wiederum 
Dimensionen gesamtgesellschaftlicher Veränderung gekappt. 


II. 4, Die Dimension des Wünschens als Kritik 


Es sollte zu denken geben, daß die Normen menschlicher Beziehungen, die spiegel- 
bildlich im Gegensatz zu denen der politischen Rechten stehen, gegenwärtig weni- 
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ger von Gewerkschaften und SPD als — wenn auch zum Teil die eigene Ohnmacht 
spiegelnd — von der Alternativbewegung formuliert werden. Die Menschen sollen 
gleiche Möglichkeiten nicht nur der Entwicklung ihrer Fähigkeiten in der Schule, 
sondern auch deren Anwendungund Weiterentwicklung in der Arbeit haben. Man ver- 
sucht dies durch Schaffung eigener Arbeitszusammenhänge und Realisierung der 
Gleichheit durch Rotation von Tätigkeiten innerhalb derselben herzustellen. Den 
Opfern der Leistungsgesellschaft gebührt nicht nur eine materielle Existenzsiche- 
rung, sondern gleichermaßen praktizierte Solidarität. Sie sind nicht Versager, son- 
dern in ihnen reflektiert sich das Elend der Gesellschaft. Sie sollen zur Selbsthilfe 
befähigt und nicht noch einmal als Objekte verwaltet werden. Die Negation der Ar- 
beit als menschliche Tätigkeit, die Reduktion menschlicher Freiheit auf die Sphäre: 
der Konsumtion gilt es zu beseitigen: Man versucht in den Nischen der kapitalisti- 
schen Produktion sich arbeitend selbstverwaltend anzusiedeln und dabei eine ande- 
re Vorstellung von Arbeit zu entwickeln und zu praktizieren. 

Die freie Zeit ist der Möglichkeit nach ‚Reich der Freiheit‘, der Entfaltung 
und Selbstverwirklichung der Individuen, nicht gegen oder gleichgültig gegen ande- 
re, sondern gerade mit anderen. In ihr sollen die Individuen nicht wieder bloßes Ob- 
jekt einer profitorientierten Vermarktung von Bedürfnissen sein: Man entwickelt 
eine Gegenkultur, fragt sich nach Möglichkeiten eines alternativen Tourismus, sucht 
dieses Feld, zunächst wenigstens für sich selbst, dem Kapital zu entziehen. Kapital- 
wachstum um des Kapitalwachstums willen bedeutet nicht einfach Fortschritt: Da 
man sich den vorhandenen Reichtum nicht gesellschaftlich aneignen kann, sondern 
aus der Situation heraus eine normative Kritik, die kaum gesellschaftliche Machtin- 
strumente entwickelt hat, praktiziert, formuliert man die Kritik im demonstrativ 
ärmlichen Leben und nimmt Über-Arbeit in Kauf, um zu zeigen, daß es auch ohne 
geht. Die Formen, in denen die Kritik praktiziert wird, reflektieren selbst noch, daß 
es eben nicht die herrschende Kritik der herrschenden Verhältnisse ist. 

Die Unglaubwürdigkeit alternativer Versuche „zu leben und zu arbeiten“ für 
diejenigen, die an der traditionellen Arbeiterbewegung orientiert sind, hat allerdings 
ihre materielle Grundlage. Solche alternativen Lebensformen siedeln sich in Nischen 
des Systems an, in Winkeln der Marktwirtschaft, an Punkten, wo das staatliche So- 
zialfürsorgesystem offensichtlich versagt und wo das schlechte Gewissen der Kom- 
munen über dieses Versagen materielle Unterstützung für neue Versuche gewährt. 
ABM-Gelder, Subventionen für kleine Betriebe, das Gesamt-Gestrüpp staatlicher 
Subventionspolitik wird durchforstet, um Lebensmöglichkeiten zu finden. Ein Teil 
derjenigen, die an einem Projekt arbeiten, beziehen Arbeitslosenunterstützung oder 
werden aus ABM-Geldern bezahlt, man nimmt in der Rechtsform „freier Wohlfahrts- 
verbände“, die von der Katholischen Kirche im wesentlichen durchgesetzt wurde, 
das Subsidiaritätsprinzip in Anspruch und im äußersten Notfall hilft das ‚Netzwerk‘. 
Sicherlich gibt es auch „sich selbst tragende Projekte“ im Bereich handwerklicher 
Produktion, aber im wesentlichen tragen sich die Projekte eben doch nicht selbst 
und können es auch nicht. Zudem findet sich häufig auch unmittelbare materielle 
Existenznot bei minimalem Einkommen und natürlich auch Überarbeit. 

Es handelt sich also im wesentlichen um moralische, ideelle Negationen der 
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vorhandenen Vergesellschaftungsform, so praktisch die Projekte auch sein mögen. 
Oder.noch deutlicher gesagt: Ohne daß in: die Arbeitslosenversicherung gezahlt wür- 
de von denen, die in der „Industriellen Mega-Maschine“ arbeiten, könnten auch kei- 
ne ABM-bezahlten Projekte organisiert werden. Es kann sich eben nicht jeder den 
entstellenden Zügen der Konkurtenz einfach als einzelner oder als kleine Gruppe 
entziehen. 

Natürlich ist allen bewußt: Die linken Schreinereien, Alternativläden, Tages- 
stätten etc. würden sich schnell zu Tode konkurrieren, wenn sie von viel mehr Leu- 
ten als Ausweg zur Veränderung ihrer Lebenspraxis versucht würden. Was solche 
Versuche, alternativ zu leben und zu arbeiten, gesellschaftlich relevant macht, ist, 
daß sie die Dimension-des Leidens unter gegebenen Verhältnissen offenlegen, daß 
sie die Dimension des Wünschens anderer Verhältnisse unter den Menschen offen- 
halten, das „Prinzip Hoffnung“. Ist es doch der eingefahrene Mechanismus der 
Machtauseinandersetzung, der heute in den Gewerkschaften gerade diese Dimension 
des Wünschens als produktive Kraft verschüttet: Weil die Kollegen das Vertrauen in 
die Organisation verlören, die Organisation gegenüber dem Gegner geschwächt wür- 
de, sei es gewerkschaftsschädigend, Forderungen zu stellen, die nicht durchgesetzt 
werden könnten: dies eine gängige Argumentation innerhalb der gewerkschaftlichen 
‚Großorganisationen‘. 

Es ist nicht schwer, der Alternativbewegung mangelnde theoretische Differen- 
zierung bis hin zur Theoriefeindlichkeit, Beschränkung auf die kleine Gruppe, Träu- 
me von menschlicher Geborgenheit in der kleinen Gruppe ohne Rücksicht auf das, 
was rundherum geschieht, vorzuwerfen. Andererseits ist aber auch zu fragen, wie 
weit diese Momente nicht umgekehrt den Zustand der Sozialdemokratie und der 
Gewerkschaften reflektieren. 


IV. Sozialdemokratie, Fortschritt und Sozialstaat (43a) 


IV. 1. Technischer Fortschritt als automatischer Produzent von gesellschaftlichem 
Fortschritt 


In der Weimarer Republik wähnten sich Gewerkschaften und Sozialdemokratie an 
der Spitze des Fortschritts, wenn sie die Rationalisierung der Unternehmen als Be- 
dingung der Verbesserung der Lebensbedingungen aller einforderten. Der faschistisch 
revoltierende Mittelstand mit seinen Träumen von der Auflösung der Warenhäuser, 
von einer klein dimensionierten Produktion Konnte nur als Ausdruck reaktionären 
Bewußtseins einer Klasse gewertet werden, deren Untergang durch den historisch 
notwendigen Gang der Entwicklung der Produktivkräfte ebenso naturgesetzlich vor- 
herbestimmt schien wie der Aufstieg der Arbeiterklasse. Diese begriff sich als Produ- 
zent und Repräsentant der entwickelten Produktivkräfte und ihre Organisationen 
begründeten darauf den Anspruch, Vertreter der fortschrittlichsten Klasse zu sein. 
„Das ist das ökonomisch historische Fundament des Nationalsozialismus. Bür- 
ger, Bauern, Angestellte, seine Träger, sie sind nicht antikapitalistisch schlechthin, 
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sie sind nur gegen den Hochkapitalismus, gegen Bank- und Industriekapitalismus; sie 
wollen das Rad der spätkapitalistischen Entwicklung aufhalten ... sie sind ökonomisch 
reaktionär und daher sowohl gegen den Hochkapitalismus wie gegen den Marxis- 
mus.‘ Man spürt „die prinzipielle Verwandtschaft der ökonomischen Organisation 
des Hochkapitalismus und des Sozialismus mehr oder weniger.‘ (44) 

Das naturgesetzliche Entwicklungsdenken, der „Ökonomismus“ und „Deter- 
minismus‘‘ der alten Sozialdemokratie hatte in der Ausrichtung der Fortschrittshoff- 
nung auf die Entwicklung der Produktivkräfte als Anwendung der Wissenschaft auf 
den Produktionsprozeß und als Resultat der eigenen Arbeit eine entscheidende Wur- 
zel. Schließlich ist ein solcher Prozeß nicht einfach durch subjektiven Willen, durch 
Veränderung der Individuen, durch Kulturrevolution, durch soziale Bewußtseinsver- 
änderungen oder irgendetwas dergleichen zu beschleunigen, allenfalls durch eine ra- 
tionellere Gesamtorganisation mit dem Zweck rationellerer Verteilung zu Gunsten 
der Arbeiterschaft. Gewissermaßen konnte man abwarten, bis der Kapitalismus den 
Sozialismus bringen würde. „Fortschritt in der Entfaltung der Produktivkräfte ist 
dem Kapitalismus durch seine eigene Dynamik aufgezwungen.‘‘ (Marcuse) 

Leistete der Kapitalismus die Entwicklung der Produktivität und garantierte 
er dabei noch einigermaßen die Lebensbedingungen der Arbeitenden durch sozial- 
demokratische und gewerkschaftliche Einwirkung, so schien jede politische Anstren- 
gung zu seiner Aufhebung eher subjektivistisches Abenteurertum. Kapitalkonzentra- 
tion und Zentralisation und die ihr entsprechende technische Gestalt der Produk- 
tionsmittel wurde als sich herausbildende materielle Basis sozialistischer Planung 
betrachtet, alles andere erschien als ökonomisch reaktionär. Die diesen Formen ent- 
sprechenden Vergesellschaftungsformen hierarchischer Unternehmensorganisation 
und Arbeitsteilung blieben ebenfalls unkritisiert. Der technische Fortschritt und die 
ihn tragende Arbeit der Arbeiter sollte nicht nur Produzent des Reichtums, sondern 
‚auch des Sozialismus sein. Das Gleiche gilt für die DDR-Theorie nach 1945. In der 
Weimarer Republik findet diese Vorstellung etwa ihren Höhepunkt in der Stellung 
der Gewerkschaften zur Rationalisierung: „Ford gilt als derjenige, der schon inner- 
halb der privatkapitalistischen Wirtschaftsordnung die Wege weist, die gegangen 
werden müssen und auf denen eine gemeinwirtschaftlich organisierte erst aufbauen 
kann. Das technisch-wirtschaftliche Prinzip, was seinem Handeln zugrunde liegt, 
geht über die Wirtschaftsform hinaus, in der es entsteht.‘ (45) Die ‚„‚Entseelung‘ der 
Arbeit selbst wurde als Naturnotwendigkeit betrachtet. „Die Verkürzung der Ar- 
beitszeit ist das einzige Mittel, das schöpferischen Ersatz gibt für die wesenlos ge- 
wordene Arbeit.‘ (46) 

Indem die alte Hoffnung von der „Befreiung der Arbeit‘ aufgegeben und das 
Reich der Freiheit in die Freizeit verlegt wurde, überließ man der Möglichkeit nach 
dem Kapitalismus zu definieren, was Freiheit und Bedürfnis sei: Bedürfnisse nach 
Gütern und Dienstleistungen, und die seien grundsätzlich unendlich, was gleichzei- 
tig die Ewigkeit der kapitalistischen Produktion beweise und die Ewigkeit des Fluchs 
der Arbeit bestätige. Es ist wohl nicht ganz abwegig, den nahezu völligen Verlust 
sozialistischer Traditionen in den Arbeiterorganisationen der Bundesrepublik auch 
als genuines Produkt des alten Ökonomismus zu begreifen. Dabei verstehe ich hier 
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unter Ökonomismus weniger die Krisentheorie als den Glauben an den’naturgesetz- 
lich fortschrittlichen Gang der Technologie und der mit ihr verbundenen gesellschaft- 
lichen Formen der Organisation der industriellen Produktion, einmal abgesehen von 
der Konkurrenz. Die negativen Resultate technologischen Fortschritts galt es durch 
die Entwicklung des Sozialstaats abzufangen: Arbeitslosenversicherung für die Ar- 
beitslosen, Invalidenrente für die von der Arbeit endgültig Krankgemachten, Kran- 
kenversicherung für die vorübergehend Krankgemachten. In der Stabilisierung dieses 
Systems der Vergesellschaftung unter Berücksichtigung der Interessen der Arbeiten- 
den als Träger individueller Rechtsansprüche trat auch der ursprüngliche Begriff von 
Solidarität als Fähigkeit der Individuen zur gemeinsamen Selbsthilfe zunehmend zu- 
rück. Die Arbeiterbewegung als „Lager“, als Gesellschaft innerhalb und zum Teil 
auch außerhalb der Gesellschaft, die Individuen durch persönlich praktiziertes Zu- 
sammengehörigkeitsgefühl und gegenseitige Hilfeleistung verbindend, die gegensei- 
tige Hilfe auch durch gemeinsame Kassen organisierend, eine eigene Kultur entwik- 
kelnd und gegen das Bürgertum sich abgrenzend: Solidarität als Kultumorm gegen 
die des bürgerlich-egoistischen Individuums setzend. Diese Arbeiterklasse hat sich in 
der Bundesrepublik in der Tat aufgelöst. 


IV. 2. Die Solidarität ist in den Himmel der Institutionen gewandert 


Gemeinschaftliche Tätigkeiten und Verantwortlichkeiten wurden und werden ent- 
weder mit oder ohne Druck der Gewerkschaften vom Gesetzgeber zu staatlichen Auf- 
gaben erklärt. Dort werden sie als gesellschaftliche Sondertätigkeit bürokratisch 
arbeitsteilig verwaltet. Die Individuen haben dann nichts mehr damit zu tun. Wo in 
den Gewerkschaften Solidarität als individuelle Fähigkeit und als Solidarität der 
Gleichen erinnert wird, gilt sie vor allem als solche der Leistungsfähigen, der Be- 
schäftigten, derer, die es geschafft haben. Die anderen werden mehr oder weniger 
guten Gewissens der Sozialfürsorge als Objekte der Staatstätigkeit überlassen. Soli- 
darität wird von der Sozialdemokratie eher im Sinne der alten Katheder-Sozialisten 
umdefiniert: nämlich daß der Staat sich um die sozialSchwachen zu kümmern habe. 
Der einzelne selbstentlastet sichvon „Solidarität“. Er verfolgt als Einzelperson seine 
Interessen und stattet seinen gesellschaftlichen Zusammenhang und den Anspruch 
gegenseitiger Hilfe in Geldbeträgen an die Gewerkschaft und natürlich in Sozialver- 
sicherungsbeiträgen ab. Damit gehen aber die Momente kollektiven Bewußtseins, die 
in den ersten solidarischen Organisationsformen der Arbeiterschaft vorhanden wa- 
ren, und in denen die Organisationen selbst den Sozialismus gewisserweise vorzufor- 
men gedachten, verloren. Die moralische Identität der Lohnabhängigen, die solida- 
risches Bewußtsein als Kulturleistung dem bürgerlichen Egoismus und Individualis- 
mus entgegenhielten, diese Identität verschwindet. Marcuse versucht das als Pro- 
blem unter den weiterentwickelten Verhältnissen zu fassen: „Es geht um jeden ein- 
zelnen und um die Solidarität von Einzelnen, nicht nur von Klassen und Massen.“ (47) 
Er meint die Notwendigkeit der Wiedergewinnung von Solidarität als gesellschaftli- 
cher Fähigkeit der Individuen. 
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Die Beschränkung der Ziele der Arbeiterbewegung auf die Entwicklung der 
materiellen Produktivkräfte hat ihr ihren Charakter als Träger menschlicher Hoff- 
nungen auf ein glücklicheres Leben in dem Maße genommen, wie diese Entwicklung 
zufriedenstellend vom Kapital geleistet wurde: Lohnerhöhung plus Arbeitszeitver- 
kürzung plus Versprechen für jeden, durch Verbesserung des Bildungssystems mit 
gleichen Chancen an der Konkurrenz und am Aufstieg teilnehmen zu dürfen: Dar- 
aus läßt sich heute kein Gegenbild zu den Leiden, die in den existierenden Verhält- 
nissen produziert werden, mehr stricken. Diesen Mangel an Utopie, an Hoffnungen 
auf Menschlichkeit jenseits der existierenden Verhältnisse, kennzeichnet heute eben- 
so die sich sozialistisch nennenden Länder. Was besagt der trotzig-motzige Begriff 
vom ‚realen Sozialismus‘ anderes als: ‚So ist es halt mal‘ und ‚Laßt alle weiteren 
Hoffnungen fahren‘. Was in der Kritik des ‚Sozialfürsorgestaates‘ und des ‚Bürokra- 
tismus‘ der Großorganisationen von seiten der Alternativbewegung gemeint ist, ist 
u.a. der in der Tat sstattgefundene Verlust der Fähigkeit, sich menschlich-gesellschaft- 
lich zu verhalten, der Verlust solidarischer Fähigkeiten und Normen der Individuen. 
Die alte solidarische Tradition der Arbeiterbewegung hat sich gewissermaßen von 
den Individuen als Trägern abgelöst und ist in den Himmel der Institutionen gewan- 
dert, wo sie dann oft nicht mehr erkennbar ist. Anders gesagt, sie hat sich den Indi- 
viduen entfremdet. Sie ist in den Institutionen vergegenständlicht. 


IV. 3. Hinter den freien Bürger kann nicht zurückgefallen werden 


Doch sollte man auch bedenken: Die Solidaritäts- und Selbsthilfeformen der alten 
Arbeiterbewegung waren eindeutig durch den Zwang der ökonomischen und gesell- 
schaftlichen Verhältnisse produziert. Sie waren Produkte der materiellen Not, wuch- 
sen auf dem gleichen Boden, auf dem auch die manchmal sehnsüchtig erinnerte Ge- 
meinschaftlichkeit von Menschen nach dem Ende des Krieges gewachsen ist. Demge- 
genüber ist die Entwicklung zum ‚Sozialstaat‘ auch mit der Produktion von Bedin- 
gungen einhergegangen, die den Spielraum dafür eröffnet haben, daß aus dem ‚Klas- 
sensubjekt‘ die einzelnen als solche, um die es ginge, hervorgetreten sind, Wurden 
etwa in der Weimarer Republik Forderungen nach Arbeitsschutz noch häufig damit 
begründet, daß ein ausbeuterischer Umgang mit der ‚Arbeitskraft‘ unökonomisch, 
volkswirtschaftlich schädlich und nur einzelwirtschaftlich rationell sei, so wird in 
der Humanisierungsdebatte heute schon mit dem Recht des einzelnen, mit seiner 
Existenz als Subjekt argumentiert, das Zweck für sich sei und nicht nur Mittel zur 
Entwicklung der Produktivkräfte. Dieses Heraustreten des Subjekts, das entwickelte 
Bewußtsein der ‚Lohnabhängigen‘ — wobei man diesen Begriff vielleicht auch mal 
kritisch durchleuchten sollte — unterm Schutzschild der Sozialpolitik aus eigener 
Kraft etwas bewirken zu können, also auch als Individuum Geltung zu haben, ge- 
nau dieses Bewußtsein versucht die politische Rechte heute zum Ansatzpunkt reak- 
tionärer Vorhaben zu machen. Das sollte auch traditionell linke Vorstellungen, die 
so leichthin den Begriff des Kollektivs gegen den des Individuums ausspielen, stutzig 
machen. Man sollte bedenken, daß die bürgerliche Klasse, wenn sie vor der Novem- 
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berrevolution vom Proletariat sprach, täglich mit Begriffen wie ‚der Pöbel“ und 
„die Straße“ hantierte. Wenn heute vom „freien Bürger“ gesprochen wird, so ist 
dies zunächst einmal als Fortschritt zu vermerken. Hinter entwickelte Formen Kann 
auch nicht einfach zurückgefallen werden. Auch der Faschismus konnte nach der 
Novemberrevolution das Proletariat nicht mehr als „Pöbel“ haben, er versuchte es 
mit dem ‚Arbeiter der Faust‘ im Unterschied zum ‚‚Arbeiter des Kopfes“ und knüpf- 
te dabei durchaus an proletarisches Selbstbewußtsein an. Die politische Rechte 
kann heute am ‚freien Bürger‘ nicht mehr vorbei, also versucht sie diese historische 
Figur aller weitertreibend-emanzipatorischen Hoffnungen zu entkleiden, sie auf die 
Kategorie des ‚Leistungsmenschen‘, der „‚selbsttätigen Menschenware“ (Marx) zu re- 
duzieren, die politisch-gesellschaftliche Dimension des ‚‚freien Bürgers“ abzukappen: 
die Dimension der Hoffnung auf Freiheit von Angst und von Herrschaft, die Hoff- 
nung auf die Entwicklungsmöglichkeiten menschlicher Fähigkeiten in umfassendem 
Sinn, nämlich nicht nur als Arbeits-, sondern auch als Entscheidungsfähigkeiten und 
als Fähigkeit zwischenmenschlicher Beziehungen und und ... Das existierende Sy- 
stem von Herrschaft auf der Basis von Kapital und Wissen wird wiederum zur biolo- 
gischen Naturgestalt mystifiziert. Es geht der politischen Rechten im Effekt eben 
nicht um den ‚freien Bürger“. Sie will sich diesen Fortschritt aneignen, um dann den 
Rückschritt zu organisieren. Die Rücknahme sozialstaatlicher Sicherungen würde 
unter gegebenen Bedingungen zumindest Teile der ‚Lohnabhängigen‘ wieder zum 
‚Pöbel‘ degradieren, zum bloßen Objekt von Entwicklungen, die von ihnen in keiner 
Gestalt beeinflußt werden können. 

Zurückgefallen würde da nicht einfach auf das kollektive Klassensubjekt, son- 
“ dern in die ‚Marginalisierung‘, die neue Form, wie die kapitalistische Gesellschaft 
Gruppen außer sich stellt, nachdem sie das ‚Proletariat‘ als Klasse integriert hat, 
bzw. dieses sich selbst, also selbst tätig geworden, integriert hat (48). Die Menschen 
machen ihre Geschichte selbst, und dies gilt spätestens seit der Novemberrevolution 
auch für die Lohnarbeiter. Sie machen sie unter gegebenen Bedingungen und Um- 
ständen, aber sie machen sie. Die Kommunistische Kritik an dieser Integration als 
Werk sozialdemokratischer Arbeiterverräter will dies nicht wahrhaben. Die ‚Massen‘ 
werden — und der Begriff sagt es schon — in dieser Vorstellung nicht nur als Objekt 
des Kapitals, sondern auch noch einmal als bloße Objekte ihrer Führer denunziert. 
Jedes eigene Wollen als Subjektivität wird den Einzelnen dabei abgesprochen. Man 
muß da durchaus selbstkritisch sein. Wie leichthin unterläuft einem selbst der Be- 
griff vom ‚kollektiven Handeln‘ als rein emphatisch unkritischer. Gerade linke Intel- 
lektuelle, die sich doch zumindest zu reflektierenden Subjekten — wenn dies auch 
nicht alles ist — entwickelt haben, schwärmen vom Handeln der Massen. Ist der Ge- 
stus nicht verräterisch? Da der Kopf allein nicht handeln kann, braucht man ausfüh- 
rende Instrumente für seine Ideen. Warum gelingt es der marxistisch geschulten lin- 
ken Intelligenz so schwer, sich gesellschaftliche Veränderung vom Ausgangspunkt 
gewordener Subjektivität aus zu denken. Warum interpretiert sie das ‚Individuum- 
Sein‘ der Lohnabhängigen allein nach der Seite der Integration in die bürgerliche 
Gesellschaft, nach der Seite des konkurrierenden Leistungsindividuums. Warum 
können Marxinterpreten im entwickelten Anspruch der Individuen auf ‚Selbsttätig- 
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keit‘ nur Fetischgestalten, Verhüllungen der eigentlich kapitalistischen Kerngestalt 
erblicken, die darin bestünde, daß die Lohnabhängigen nichts als Objekte des Kapi- 
tals seien. Darauf will sie auch die politische Rechte trimmen. Da sollte man schon 
aufmerksam zuhören. 

Die Alternativbewegung präsentiert in ihren Vorstellungen und in ihrer Praxis 
sich entwickelnde menschliche Wünsche, Gesellschaftlichkeit weder als blinden Kon- 
kurrenzzusammenhang, noch auch als nur über den Individuen stehende Institutio- 
nen, sondern eben auch als individuelle Fähigkeiten zu entwickeln, hinausgehend 
über den alten Begriff der Solidarität der Arbeiterbewegung, wo man aus ‚Not‘ zu- 
sammenzustehen gezwungen war: Nämlich demgegenüber den: Wunsch, sich Reich- 
tum als solchen von menschlichen Beziehungen anzueignen, Brüderlichkeit nicht 
nur im disziplinierten Kampf mit dem gemeinsamen Gegner, sondern Brüderlichkeit 
und Schwesterlichkeit als Bedingung der eigenen Entwicklung selbst. Und auch den 
Wunsch, das Verhältnis zwischen Mensch und Natur zu ändern. Die Alternativbewe- 
gung geht diese Wünsche praktisch an. Daß sie das als Negation nach allen Seiten hin 
tut, in beschränkter und mit Momenten historischen Zurückgehens versehener Form, 
z.T. auch wiederum aus der Not des nicht mehr unter gegebenen Verhältnissen Kön- 
nens, liegt nicht nur an ihr, sondern reflektiert diese Verhältnisse kritisch. Was da 
gewünscht wird, geht über das, was in der historischen Figur des Lohnarbeiters ge- 
wünscht wird, hinaus und in der Isolierung fällt es auch z. T. dahinter zurück. Eine 
Auflösung der einen in die andere Bewegung ist auch nicht denkbar, denkbar ist 
aber gegenseitige Wahrnehmung statt Abschottung mit dem Zweck, dem Versuch 
der politischen Rechten, den Rückgang vor die Novemberrevolution als Lösungsweg- 
existierender gesellschaftlicher Entwicklungsprobleme zu propagieren, sich entgegen- 
zustellen, 
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„Die Arbeiter sind nicht bereit, sich einem wahnwitzigen Arbeitstempo 
zu unterwerfen, um Autos zu produzieren, die von vornherein reif für 
den Müll sind!“ 


ROUND TABLE derPROKLA-Redaktion mit Gewerkschaftern und Gewerkschafts- 
Wissenschaftlern zu Problemen der Arbeitsbedingungen, der Technologieentwicklung 
und der Gewerkschaftspolitik in der ökonomischen Krise 

mit Teilnehmer aus: Großbritannien, Italien, Norwegen, Polen den USA und 
der Bundesrepublik. 


Auf den folgenden Seiten veröffentlicht die PROKLA den Mitschnitt eines Roundtable-Ge- 
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„Barbera d‘Asti“ aus Italien) ca. vier Stunden. 
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PROKLA: Wir möchten zu Beginn einige der Thesen, die Euch zur Strukturierung der Diskus- 
sion zugegangen sind, wiederholen. Im Anschluß daran sollte aus länderspezifischer Sicht dazu 
Stellung genommen werden. Dann können wir in die Diskussion der einzelnen Probleme einstei- 
gen. 

1. Es spricht einiges dafür, daß sich die Position der Arbeiterbewegungen in den letzten 
Jahren verschlechtert hat, 

Mit dem Einsetzen der langfristigen Stagnation auf dem Weltmarkt, Branchenstrukturkri- 
sen, neuen Leistungs- und Personalpolitiken haben sich die Grundlagen gewerkschaftlicher Poli- 
tik entscheidend verändert. Teile der Arbeitsbevölkerung werden marginalisiert, die Konkurrenz 
zwischen den sozialen Gruppen nimmt zu (z. B. zwischen Angelernten und Facharbeitern, zwi- 
schen Arbeitern und Angestellten), Belegschaften und ihre Vertretungen folgen der Konkurrenz 
der Einzeluntemehmenuntereinander. Die Arbeit der Gewerkschaften wird zunehmend politisch 
{durch konservative Parteien, durch Konkurrenzorganisationen, durch korporativistische Staats- 
Strategien) in Frage gestellt. Die Gefahr der Verselbständigung überbetrieblicher Gewerkschafis- 
politik gegenüber den konkreten betrieblichen Zuständen und Konflikten verstärkt sich, Wel- 
ches sind die aktuellen Hauptprobleme von Gewerkschaftspolitik und wie werden sie angegan- 
gen? 

2. Eine der wesentlichen Erfahrungen der Krise besteht darin, daß zwischen der Zahl der 
zur Verfügung stehenden Arbeitsplätze und ihrer Humanität (Belastungen, Qualifikation, Be- 
schäftigungssicherheit, Lohn) ein negativer Zusammenhang besteht. In der BRD z. B., bei einem 
hohen Qualifikationsniveau der Arbeitsbevölkerung, hohen Ansprüchen an Beschäftigungs- und 
Einkommenssicherheit, einer starken Tendenz zu ‚white collar‘“Tätigkeiten stellte sich für viele 
individuell die Entscheidung zwischen Arbeitslosigkeit und sozialem Abstieg. 

Die Bedrohung durch Arbeitslosigkeit, Versetzungen und Einkommensverminderung füh- 
ren zu Anpassungsverhalten in den Betrieben und verschärfter Konkurrenz unter den Kollegen, 
zwischen den Betrieben. Welche neuen Perspektiven in der Betriebs- und Gewerkschaftspolitik 
haben sich aufgrund der Krise über die Verteidigung errungener Positionen hinaus entwickelt? 

3. Im Zentrum der Überlegungen zur Humanisierung der Arbeit standen Anfang der sieb- 
ziger Jahre neue Modelle der Arbeitsorganisation, der Arbeitsstrukturierung. Es hat sich gezeigt, 
daß die Unternehmen die Herrschaft über die Gestaltung des Produktionsprozesses massiv ver- 
teidigen, daß Arbeitsstrukturierung wesentlich Rationalisierung unter veränderten Marktbedin- 
gungen mit neuen technischen Möglichkeiten bedeutet. Sind Modelle der Arbeitsgestaltung ent- 
standen, die wenigstens im Ansatz die Möglichkeit der Schaffung neuer, qualifizierter, kreativer 
Arbeitsplätze in der industriellen Produktion eröffnen? Wo sonst könnten solche Arbeitsplätze 
entstehen? 

4. Einige Grundprinzipien kapitalistischer Produktionsorganisation, die traditionell aus 
dem Rahmen betrieblicher und gewerkschaftlicher Interessenvertretung ausgeklammert sind, 
sind in letzter Zeit in Frage gestellt worden. 

a) Atomenergie, Waffenproduktion, fragwürdige Pharmaerzeugnisse etc. zeigen die Ko- 
sten der Trennung von Produzent und Produkt. Inwieweit ist es sinnvoll und möglich, dem un- 
mittelbaren Produzenten Einfluß auf und Verantwortung für sein Produkt zu geben? Inwieweit 
kann darin eine Lösung der Ökologischen Krise, aber auch der Krise der Arbeitsidentität gesehen 
werden? 

b) Die Produktionsstruktur und das Herrschaftsgefüge der kapitalistischen Produktions- 
weise beruht unter anderem auf dem Prinzip der detaillierten Arbeitsanalyse, der Arbeitszerle- 
gung und der Arbeitsteilung. Dies gilt.sowohl horizontal (Zerlegung in spezialisierte Teilarbeiten) 
wie vertikal (zunehmende Trennung von dispositiven und ausführenden Tätigkeiten). Welche 
Chancen bietet gegenüber dieser scheinbar zwangsläufigen Entwicklungsdynamik eine Strategie 
der Zusammenlegung von Teilarbeiten, der historischen Überwindung dieser Prinzipien? 

c) Die Diskussion um verschiedene Modelle der Arbeitszeitverkürzung hat deutlich ge- 
macht, daß sehr unterschiedliche Vorstellungen über das Verhältnis von Arbeit und Freizeit exi- 
stieren, Der traditionellen Vorstellung einer anstrengend-entfremdeten Lohnarbeit, die durch 
wachsende Freizeitblöcke zur Erholung und Selbstverwirklichung unterbrochen wird, stehen zu- 
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nehmend Vorstellungen eines gleichgewichtigen, integrierten Verhältnisses von Arbeit und Frei- 
zeit gegenüber mit schöpferischen Gestaltungsmöglichkeiten in beiden Bereichen. 

5. Mit der zunehmenden ökonomischen und politischen Verflechtung der Nationen ge- 
winnt der internationale Einfluß auf nationale Entwicklungen zunehmend an Bedeutung. So ist 
insbesondere zu fragen, welche Chancen alternative Arbeitsmodelle/Produktionsstrukturen, wie 
sie sich an einzelnen Orten herausgebildet haben, angesichts internationaler Anpassungszwänge 
haben. 

Weiter ist zu fragen, ob nicht nationale Politiken der Modernisierung der Volkswirtschaft 
einschließlich ihrer Humanisierungsaspekte zu noch umfassenderen Arbeitsplatzverlusten, zu 
noch größerer Kulturzerstörung und Abhängigkeit in den Drittweltländern führen, 


x x 


Andy: Ich möchte einmal die Lage in den USA und in der Bundesrepublik im Ver- 
gleich beschreiben: 

In beiden Ländern sind die Gewerkschaften in der Defensive — d. h,, es gibt 

kaum Überlegungen oder gar praktische Ansätze zu einer grundlegenden Verände- 
rung der vorhandenen Gesellschaftsstrukturen, Die Offersive des Kapitals wird dem- 
gegenüber durch die Krise — aufgrund der spezifischen ‚Institutionalisierung der Ar- 
beiterklasse‘ in beiden Ländern — noch weiter verstärkt werden; denn es wird eher 
eine Situation des betriebsegoistischen ‚Rette-sich-wer-kann‘ eintreten, als daß es zu 
‚systemtranszendierenden Reformen‘ im Sinne von Andıe Gorz kommt. 
Allerdings unterscheiden sich diese De- 
fensivsituationen in den USA und der 
Bundesrepublik sehr weitgehend von- 
einander: in den USA herrscht etwas 
vor, was ich als ‚negative Defensive‘ 
kennzeichnen möchte — eine bereits 
sehr geschwächte Arbeiterbewegung un- 
terliegt einem fastvollständigenroll-back,. 
So verlieren die Gewerkschaften eine be- 
triebliche Wahl nach der anderen; Huma- 
nisierungsmaßnahmen liegen ausschließ- 
lich in der Hand des Managements. Das 
liegt einmal an der Größe des Landes: 
Um dem Einfluß der Gewerkschaften 
auszuweichen, investiert das Kapital vor 
allem im Südwesten (oder in industriel- 
len ‚Schwellenländern‘ — selbstverständ- 
lich Militärdiktaturen — wie Taiwan 
oder Brasilien). 

Außerdem ist die Spaltung der Ar- 
beiterklasse von großer Bedeutung, die 
in den USA schon bis zu einer vollständi- 
gen ‚Zersetzung‘ geht — mit den Schwar- 
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zen und den Chicanos* auf der einen und der traditionellen Industriearbeiterschaft 
auf der anderen Seite, die beide dadurch verlieren, besonders in der großen Indu- 
strie. 

Ein Beispiel für die amerikanische Gewerkschaftsbewegung gibt etwa die Auto- 
mobilarbeitergewerkschaft (UAW) ab: Als nicht korrupte ‚liberale‘ Gewerkschaft 
hat sie gerade — in Zusammenarbeit mit der Regierung — der Firma Chrysler wieder 
auf die Beine geholfen — indem sie auf die Pensionskassen der Belegschaft zurück- 
griff! Die amerikanischen Gewerkschaften haben solche Sachen, wie sie die bundes- 
deutschen Geweikschaften unter den Titeln von Investitionslenkung, Struktuipoli- 
tik (wie vage auch immer) gefordert haben, nicht einmal angesprochen. Nur die UAW 
hat so etwas wie Mitbestimmung gefordert. 

Im Vergleich damit befindet sich die Gewerkschaftsbewegung in der Bundes- 
republik in einer ‚positiven Defensive‘ — in dem Sinne, daß in den letzten vier oder 
fünf Jahren durchaus auch positive Aspekte festzustellen sind — etwa die von der 
Gewerkschaft Druck und Papier tarifvertraglich durchgesetzte Besitzstandswahrung, 
und generell die Versuche einer stärkeren ‚Basisorientierung‘ bzw. einer stärkeren 
Betonung der ‚eigenen Kraft‘ der Gewerkschaftsbewegung, der Durchsetzung von 
Forderungen in tarifpolitischen Auseinandersetzungen, Auch im Bereich der Huma- 
nisierungsforderungen besteht eine solche Situation der ‚positiven Defensive‘ — die 
Gewerkschaften reagieren mit Gegenstrategien auf die ‚neuen Technologien‘, aber 
auch auf die ‚alten Arbeitsbelastungen‘ 
wie Staub, Lärm, Stress usw. 

Tamar: Wenn ich hier von der Situation 
in Skandinavien rede, dann in erster Li- 
nie von Dänemark und Norwegen. Die 
Entwicklung der dänischen Gewerkschaf- 
ten wurde ja schon in der letzten Prokla 
(Nr. 37/1979) ausführlich analysiert. In 
Norwegen ist gegenüber Dänemark des- 
halb eine andere Situation gegeben, weil 
die Gewinne aus den Ölquellen die Re- 
gierung in die Lage versetzen, die Ar- 
beitsplätze politisch weitgehend abzusi- 
chern — zumindest wird dies versucht. 
Die Arbeitslosigkeit ist deshalb auch sehr 
niedrig — ganz im Gegensatz zu Däne- 
mark und auch Schweden! Zugleich ver- 
sucht die Wirtschaftspolitik auch durch 
Lohn- und Preisstops (die gerade ausge- 
laufen sind) einen massiven Einfluß auf 
die Tarifverhandlungen auszuüben und 
dies wird von einem Großteil der Bevöl- 
kerung, auch von den großen Gewerk- 


* Chicanos = Lateinamerikanische Einwanderer in den USA, zumeist illegal, die neben den 
Schwarzen zu den niedrigst bezahlten Lohnarbeitern gehören. 
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schaften des Landes akzeptiert. Diese Formen der Zusammenarbeit zwischen Re- 
gierung und Tarifverbänden führten zu einer stärkeren Zentralisierung der Willens- 
bildungsprozesse in den Gewerkschaften. Der politische Hintergrund dieser Entwick- 
lung ist der, daß sich viele Gewerkschaftspolitiker als Stütze der sozialdemokrati- 
schen Partei empfinden, Allerdings gibt es gegen diese Tendenzen auch Widerstand 
in den Gewerkschaften, besonders in solchen, die hauptsächlich niedrig qualifizierte 
Arbeiter (im Baugewerbe, in Reinigungsbranchen, in der Fischindustrie) vertreten, 
aber auch in Gewerkschaften, die eher Akademiker und öffentliche Angestellte re- 
präsentieren. Allein, dieser Widerstand gegen eine weitere Zentralisierung wird von 
den stärkeren Industriegewerkschaften und dem ‚Staatskartell‘“ (einer übergreifen- 
den Organisation von Gewerkschaften im öffentlichen Sektor) übergangen. 

Über eine eher defensiv zu nennende Politik hinaus versuchen die starken In- 
dustriegewerkschaften (z. B. die Metallgewerkschaft) auch Einfluß auf die Techno- 
logiepolitik zu gewinnen, und zwar sowohl am Arbeitsplatz als auch in Bereichen 
wie z.B. der Entwicklung von bestimmten Produkten, von Planungs- und Steuerungs- 
systemen der Produktion usw. 

Prokla: Zusammenfassend kann man also — verglichen mit der von Andy ge- 
schilderten Situation der US-Gewerkschaften — sagen, daß in den USA die Krise in 
erster Linie über die ökonomische Situation auf die Arbeits- und Kampfbedingun- 
ge wirkt, während sich in Norwegen, wo die ökonomische Situation aufgrund der 
Ölquellen nicht schlecht ist, die politischen Verhältnisse restriktiv auf die gewerk- 
schaftlichen Alternativen auswirken ... 

Tamar: Ja, genau! 

Prokla: Vielleicht sollten wir jetzt — daran anknüpfend — den Vertreter eines Lan- 
des zu Wort kommen lassen, dessen nationale Ökonomie in einer tiefen Krise steckt, 
das aber zugleich für eine weit entwickelte Politik der Arbeiterbewegung steht, näm- 
lich Italien ... 

Matteo: Der erste Aspekt der italienischen Krise ist ihre besondere Härte aufgrund 
der hohen Exportabhängigkeit der italienischen Wirtschaft. Ein zweiter Aspekt hat 
damit zu tun, daß Italien vorwiegend Konsumgüter exportiert, die einen niedrigen 
bis mittleren technologischen Standard haben und die heute besonders von der Kri- 
se betroffen sind, da sie unmittelbar vom Endverbraucher abhängig sind und sinken- 
de Einkommen ihren Absatz verringern. Drittens ist die Produktion nur dann inter- 
national wettbewerbsfähig, wenn ein relativ niedriges und stabiles Lohnniveau und 
eine relativ hohe Produktivität aufrechterhalten bleibt. Italien ist daher durch diese 
Ausnahmestellung besonders von der Krise betroffen: Es ist ein Land auf der 
Schwelle zwischen niedriger und mittlerer technologischer Entwicklung und in Kon- 
kurrenz zu höher industrialisierten Ländern, so daß die Möglichkeit der Überwin- 
dung der Krise davon abhängt, ob ein Umstellungsprozeß in Richtung auf eine ge- 
ringere Exportabhängigkeit, ein allgemein höheres technologisches Niveau und eine 
Produktendiversifikation gelingt. 

Es gibt zwei Möglichkeiten einer Überwindung der Krise in Italien: Die eine 
wird von den herrschenden Klassen vorgeschlagen. Sie möchten im Grunde eine 
Rückkehr zu den alten Verhältnissen, d.h. mittels Lohnkostensenkung eine Wieder- 
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herstellung der alten Ausbeutungsverhält- 
nisse, die das ‚„Wirtschaftswunder“ in Ita- 
lien ermöglicht haben. Der zweite Vor- 
schlag wird von den Linkskräften und 
den Gewerkschaften gemacht: Durch ei- 
nen qualitativen Sprung in der Produk- 
tionsstruktur soll ein neues technologi- 
sches Niveau erreicht und damit ein 
neues Entwicklungsmodell entwickelt 
werden, 

Natürlich stecken in beiden Vor- 
schlägen politische Implikationen. In 
dem ersten ist praktisch impliziert, daß 
der italienische Süden als Arbeitskräfte- 
reservoir aufrechterhalten bleibt, die 
Mobilität des Arbeitsmarkts durch ein 
wie auch immer unterentwickeltes sozia- 
les Netz garantiert wird. Der Vorschlag 
der Linkskräfte und der Gewerkschaften 
hingegen beansprucht, die Krise auf eine 
andere Weise lösen zu können, darauf 
kommen wir noch zurück. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt bei 
der Diskussion um die Lösung der Krise sind auch die internationalen Pressionen. 
Ein aktuelles Beispiel dafür sind die Diskussionen innerhalb der EG-Kommission 
über die Umstellungsprozesse in der europäischen Stahlindustrie, die ja von der EG 
gefördert und subventioniert werden: Die französische und die deutsche Stahlindu- 
strie wollen verhindern, daß sich die italienische Stahlindustrie auf einen Typ von 
Stahlprodukten umstellen kann, der überhaupt eine Chance im internationalen Wett- 
bewerb auf dem Stahlmarkt haben könnte. 

Die italienische Situation ist vielleicht deswegen besonders zugespitzt, weil die 
Wege zur Überwindung der Krise hier ziemlich offen liegen; sie sind allgemein be- 
kannt und werden allgemein diskutiert. Jedem ist die Alternative klar und die Ge- 
weschaften müssen positive Lösungsmöglichkeiten zur Überwindung der Krise ange- 
ben können, wenn andere soziale Kräfte in diesem Bereich völlig versagen. 

Es ist ziemlich ungewöhnlich, daß sich Gewerkschaften dem Problem von Pro- 
duktivität und Effizienz einer Volkswirtschaft stellen und dies hat natürlich auch 
Folgen für die gewerkschaftlichen Vorstellungen der vergangenen Jahre, Darüberhin- 
aus gibt es aber noch ein offenes Problem, nämlich das des Verhältnisses zwischen 
entwickelten und unterentwickelten Ländern. Italien, das eventuell die Möglichkeit 
hat, durch einen qualitativen Sprung in die Reihe der höherentwickelten Länder zu 
kommen, stellt auch eine Herausforderung für die Dritte Welt dar. Denn dieses Land 
liegt genau auf der Grenze zwischen Unterentwicklung und Entwicklung. 

Prokla: Du hast die Problematik des technologischen Rückstands im Zusam- 
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menhang einer bestimmten weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung aufgeworfen. Nun 
gibt es ja in Italien Diskussionen über Forderungen nach arbeitsintensiven Investitio- 
nen. Dies hat sicherlich sehr viel mit dem engeren Themenkreis der ‚Humanisierung 
der Arbeit‘, mit dem Verhältnis von Menschen zu Arbeitsplatz und Produktion und 
Produkt zu tun. Aber die Weltmarktkonkurrenz verhindert eine solche Orientierung, 
die beschäftigungswirksam sein könnte, und erfordert statt dessen eher kapitalinten- 
sive Investitionen. Das Problem für die Gewerkschaften innerhalb dieses Widerspruchs 
besteht nun darin, auf der einen Seite beschäftigungswirksame und qualitativ hoch- 
stehende Arbeitsplätze fordern zu müssen und auf der anderen Seite der Weltmarkt- 
konkurrenz unterworfen zu sein, die im Gegensatz dazu sehr kapitalintensive und 
daher in der Regel auch arbeitssparende Investitionen erfordert ... 

Matteo: Wir sehen drei Wege, um mehr Beschäftigung zu schaffen: Erstens 
gibt es in der Industrie noch größere Beschäftigungsmöglichkeiten durch Umstellun- 
gen der Produktion auf hochqualifizierte Strukturen — vorwiegend für den internen 
Konsum (etwa im Rahmen eines „neuen Konsummodells“), aber auch für den Ex- 
port. Zweitens besteht entgegen den vorherrschenden Ansichten in Italien noch ein 
großes, unausgenütztes Arbeitsplätzereservoir im tertiären Sektor. Wenn man z. B, 
an besondere Dienstleistungsbereiche denkt wie etwa der Forschung oder jener Be- 
reiche, die der industriellen Produktion vorgelagert sind — die auch erst einen quali- 
fizierten Sprung in der Produktionsstruktur ermöglichen — dann sind gerade hier 
noch viele unausgenutzte Möglichkeiten vorhanden: unsere Patentbilanz z. B. ist 
selbst gegenüber Malta defizitär ... 

Prokla: ... wobei diese Lizenzbilanz auch etwas mit der Forschungs- und Li- 
zenzpolitik der Multinationalen Konzerne zu tun hat .... 

Matteo: Sicher. Eine dritte Möglichkeit liegt in der Tendenz zur Reduzierung 
der gesellschaftlich notwendigen Arbeitszeit. Hier haben wir in Italien eine besonde- 
re Situation z. B. gegenüber der in der Bundesrepublik. Gerade die CGIL* steht 
dieser Thematik z. Zt.ein wenig lau gegenüber, obwohl doch Italien im Durchschnitt 
sehr viel längere Arbeitszeiten zu verzeichnen hat. Was aber den Prozeß der Verkür- 
zung der Arbeitszeit angeht, liegt Italien an der Spitze in Westeuropa. Deshalb wird 
diese Möglichkeit nicht in dem Maße in Betracht gezogen und hat deshalb nicht den 
Stellenwert in der gewerkschaftlichen Politik wie etwa die Gleichverteilung der Ein- 
kommen. 

Prokla: Die Entwicklung der italienischen Arbeiterbewegung hat ja für die Lin- 
ke in der Bundesrepublik so etwas wie einen exemplarischen Charakter gehabt: als 
basisnahe, die Kontrolle des Arbeitsablaufs, der Arbeitsgeschwindigkeit, der Pro- 
dukigestaltung usw. vorantreibende Bewegung. Mußten diese erreichten Positionen, 
die ja die Autonomie der Unternehmen sehr weitgehend einschränkten, in der Krise 
zurückgenommen werden? Oder fand eher eine Umorientierung statt z. B. von einer 


% "CGIL = Confederazione Generale Italiano del Lavoro, Italienischer Gewerkschaftsdach- 
verband, derin der Nachkriegszeit vor der (Ab-)Spaltung alle Arbeiter (ähnlich DGB) ver- 
treten hat, heute weitgehend nur kommunistisch bzw. sozialistisch ist. Vgl. dazu CGIL/ 
CISL, Zur Geschichte und Theorie der italienischen Gewerkschaftsbewegung, Berlin 
1973: meıve 
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arbeitsplatznahen Kontrolle der Produktion hin zu einer Orientierung auf eine nafio- 
nale volkswirttschaftliche Rahmenstrategie (wie dies in Deinem Beitrag ja auch schon 
anklang), in die eingebettet erst die Politik der betrieblichen Kontrolle der Produk- 
tion realistisch ist? Damit würde sich natürlich auch das Bild der italienischen Arbei- 
terklasse in der deutschen Diskussion an entscheidenden Punkten ändern ... 

Matteo: Die basisdemokratischen Strategien der italienischen Gewerkschaften 
in den vergangenen zehn Jahren sind sicherlich ein starker Anstoß in Richtung Trans- 
formation. Denn diese Form der Kontrolle durch die Basis hat eine beliebige Inten- 
sivierung der Arbeit einfach nicht mehr zugelassen. Es ist klar, daß dann, wenn die 
Arbeitskraft in diesem Sinne nicht mehr uneingeschränkt verfügbar ist, die Unter- 
nehmer nun nach anderen Auswegen zur Erhöhung der Produktivität suchen, Dies 
ist ein ganz entscheidender Punkt: die Unternehmer können nicht mehr einfach 
Entscheidungen durchsetzen, sondern müssen u. U, wochenlange Diskussionen ein- 
kalkulieren, ehe eine Entscheidung durchgesetzt wird — die dann in der Regel nicht 
so aussieht, wie sie ohne Basiskontrolle ausgesehen hätte! 

Aus dieser innerbetrieblichen Entscheidungsstruktur ergeben sich Anstöße für 
technologische Veränderungen. Aber auch die Arbeiter verlangen ihrerseits eine 
Veränderung der Qualität der Produktionsstruktur, nämlich Investitionen in men- 
scengerechtere Produktionsmittel etc. Damit ist natürlich langfristig ein Beschäfti- 
gungsproblem verbunden, aber zur Zeithat sich das Problem technologischer Arbeits- 
losigkeit als Resultat der gewerkschaftlichen Politik der letzten Jahre noch nicht ge- 
stellt, In dieser Hinsicht liegt Italien noch weit hinter den anderen Ländern zurück. 
Dann versuchen die Gewerkschaften auch die Kontrolle des Arbeitsmarktes zu über- 
nehmen, was enorme Probleme aufwirft. Doch sind sie hier heute vielleicht flexibler 
als vor einigen Jahren: Es geht nicht mehr darum, alles das abzublocken, was Flexi- 
bilität des Arbeitsmarktes angeht. Aber man muß, wenn man nicht nur defensiv rea- 
gieren will, diesen Prozeß aktiv und initiativ zu kontrollieren versuchen, 

Natürlich existieren heute andere Probleme als vor zehn Jahren unmittelbar 
nach 1969. Heute stehen die italienischen Gewerkschaften dem globalen Problem 
gegenüber, wie überhaupt der notwendige gesellschaftliche Transformationsprozeß 
aussehen könnte. Auf diesem Hintergrund — und das ist wahrscheinlich schr schwer 
verständlich — kann die Gewerkschaft eben auch eine Diskussion über Flexibilität 
der Arbeitskraft, über Mobilität und Produktivität akzeptieren, wenn sie dies auf 
dem Hintergrund ihrer allgemeinen gesellschaftspolitischen Vorstellungen tut. Dies 
ist wahrscheinlich ein sehr interessanter Diskussionspunkt gerade im Verhältnis zur 
britischen Gewerkschaftsbewegung. Die italienische Gewerkschaftsbewegung glaubt, 
daß sie sich gerade in der Krise um die allgemeinen Bedingungen der gesellschaftli- 
chen Verhältnisse kümmern muß. Dies kann durch noch so militante Defensivfor- 
men in den Kämpfen nicht ersetzt werden. 

Prokla: Vielleicht kannst Du, Mike, gleich daran anknüpfen ... ? 

Mike: Großbritannien steckt in einer doppelten Krise: Zum einen in der Krise 
des britischen Imperialismus, der sich im galoppierenden Niedergang befindet, wäh- 
rend die beiden Supermächte an die Stelle der britischen Weltmacht treten; zum an- 
deren in der allgemeinen Krise der sogenannten technologisch entwickelten kapitali- 
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stischen Länder. Auf politischer Ebene ist festzustellen, daß die Sozialdemokratie 
vollständig darin versagt hat, sich den wichtigsten Problemen zu stellen, vor denen 
die britische Arbeiterklasse steht. Es war ja sogar die Labour-Regierung, die eine Si- 
tuation herbeigeführt hat, in der die britische Gewerkschaftsbewegung zum ersten 
Male in ihrer Geschichte einen Stand der Arbeitslosigkeit von 1,5 Millionen hinge- 
nommen hat — und ich glaube, wenn die Konservativen etwas derartiges versucht 
hätten, wären sie auf massiven Widerstand gestoßen, während die Labour-Regierung 
dazu in der Lage war, indem sie sich auf das nationale Interesse berief! Schließlich 
kämpft man ja nicht gegen ‚seine eigene Regierung‘ . 

Damit hat die Labour-Regierung die Grundlagen für die Machtübernahme 
durch Mrs. Thatcher geschaffen. Dabei ist es Mrs. Thatcher gelungen, wirkliche Sor- 
gen der britischen Arbeiterklasse für sich auszunutzen — vor allem den sehr starken 
Widerstand gegen Bürokratisierung und 
Zentralisierung, nachdem Sozialdemo- 
kratie für mehr und mehr Arbeiter eben 
das bedeutete. Mrs Thatcher nutzte den 
darin liegenden Widerspruch, indem sie 
für einen Abbau der Bürokratien eintrat 
usw. Daherbetrachte ich ihre Machtüber- 
nahme als eine Reaktion auf Fehler der 
Sozialdemokratie und nicht als einen 
Ausdruck des konkreten Wunsches von 
Teilen der britischen Arbeiterklasse nach 
einer Rechtsregierung. 

In den letzten Jahren fanden — 
ebenfalls unter sozialdemokratischen 
Regierungen — dramatische Verschlech- 
terungen der Lebenslage der britischen 
Arbeiterklasse statt. Nach manchen 
Schätzungen ist der Lebensstandard seit 
1974/75 um etwa 30% gesunken. Daraus 
ergibt sich eine hochgradig widersprüch- 
liche Situation: Einerseits haben wir die 
traditionelle Kampfbereitschaft der bri- 
tischen Arbeiterklasse, dem aber anderer- 
seits ein erschreckendes politisches Vakuum gegenübersteht. Zum Teil wird gegen- 
wärtig dieses politische Vakuum durchaus schon aufgefüllt — von einem anderen 
negativen Element in der Tradition der britischen Arbeiterklasse, ihrem ‚‚Rassebe- 
wußtsein“. Obwohl die britische Arbeiterklasse eine enorme Kampfkraft aufbringt, 
hat sie sich eben doch in einer imperialistischen Metropole entwickelt und daher 
einige Züge einer imperialistischen Nationaltradition angenommen; die Spannungen 
zwischen den Rassen, die sich daraus ergeben, werden jetzt etwa gegen die indischen 
Arbeiter gelenkt — und in vielen britischen Städten werden dadurch Teile der Arbei- 
terklasse vom Kampf gegen ihren eigentlichen Feind abgelenkt. Ähnlich funktioniert 
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auch das zunehmend militantere Auftreten des Staatsapparates, das mit der wach- 
senden Spannung in Nordirland zusammenhängt. Nordirland wird heute als eine Ba- 
sis dafür genutzt, die Kontrolle auszubauen, die Polizei, Armee und insgesamt das 
‚Establishment‘ gegenüber jeder Art von ‚Unordnung‘ ausüben. Die in Nordirland 
entwickelten Techniken der ‚städtischen Repression‘ — spezielle Ausrüstungen eben- 
so wie Organisationsformen — werden jetzt auch schon im britischen Mutterland ein- 
gesetzt, vor allem gegen die Arbeiterklasse, etwa bei Streiks. Militärexperten erwar- 
ten ganz offen, daß die wichtigsten militärischen Auseinandersetzungen sich in 
Großbritannien mit der eigenen Arbeiterklasse vollziehen werden und daß die Ar- 
mee sich die nötige Kapazität zulegen muß, um Kraftwerke, Flughäfen und Nahver- 
kehrssysteme betreiben zu können, 

Einerseits erhöht ja die technologische Entwicklung die Streikfähigkeit der 
Arbeiterklasse — je stärker ein Arbeitsprozeß synchronisiert und koordiniert ist, um 
so wirksamer kann er bestreikt werden. Kaum hatte die herrschende Klasse das ver- 
standen, bemühte sie sich schon um den Aufbau einer Infrastruktur, um dieser Ten- 
denz entgegenwirken zu können — allmählich. werden entsprechende Gesetze durch- 
gesetzt oder es erfolgt ein beispielloser Einsatz der Presse und der Massenmedien ge- 
gen die britische Arbeiterklasse. 

Andererseits gibt es aber auch einen sehr starken Widerstand gegen neue tech- 
nologische Veränderungen in der Arbeiterklasse, die darin — oft sehr unausdrücklich 
und geradezu in unpolitischer Weise — einen Verlust an Kontrollmöglichkeiten über 
den eigenen Arbeitsprozeß sieht, bzw. eine Erweiterung der Kontrollmöglichkeiten 
der Unternehmer über ihre Arbeitsmittel. Das gilt etwa für British Leyland. 

Es stimmt, wenn die herrschende Klasse behauptet, daß die britischen Arbeiter 
nicht bereit sind, sich einem wahnwitzigen Arbeitstempo zu unterwerfen, um etwa 
Autos zu produzieren, die von vomherein reif für den Müll sind. In diesen Sinn sind 
wir gegenüber den Deutschen oder den Japanern nicht wettbewerbsfähig — und wol- 
len es auch nicht sein. Am wichtigsten ist, daß die britischen Arbeiter sich nicht so 
stark mit ihrem Unternehmen identifizieren, daß sie es sonderlich kümmert, ob das 
nun kaputt geht oder nicht. 

Die Propaganda der Unternehmerseite beginnt sich aber auch schon auszuwir- 
ken, so daß Teile der britischen Arbeiterklasse sich doch schon Sorgen machen, daß 
ihre Industriezweige zusammenbrechen könnten: Als etwa bei British Leyland die 
führenden Shop Stewards entlassen worden waren, haben die Arbeiter sofort spon- 
tan gestreikt. Die Gewerkschaftsführung hat dann aber diesen Streik um sechs bis 
acht Wochen verzögert — und damit der herrschenden Klasse Zeit für eine Presse- 
kampagne gegeben, daß ein Streik das Ende von British Leyland wäre. Diese Propa- 
ganda hat dann auch gewirkt. 

Es gibt also eine zwieschlächtige Entwicklung: Zum einen ist die Bürokratie 
innerhalb der Gewerkschaften mehr und mehr in den Staatsapparat integriert wor- 
den — vor allem unter der Regierung der Sozialdemokratie — ‚zum anderen ist aber 
auch der Druck der Basis gewachsen, daß die Gewerkschaftsorganisation sich wirk- 
lich für ihre Streiks und Kämpfe einsetzen, sie wirklich unterstützen soll, wie sie et- 
wa in der Stahlindustrie stattfinden. So entwickelt sich ein richtiggehender Wider- 
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spruch zwischen Basis und Überbau innerhalb der Gewerkschaftsbewegung. 

Was dabei allerdings den technologischen Wandel angeht, vertritt die Gewerk- 
schaftsbürokratie imme.r noch die Auffassung, eine Lösung der gegenwärtigen Struk- 
turprobleme Könne nur dadurch erreicht werden, daß man noch mehr neue Techno- 
logie einsetzt — und nicht etwa weniger. Dementsprechend beteiligen sich Gewerk- 
schaftsführer dann an einer sogenannten ‚indikativen Planung‘, in Zusammenarbeit 
mit dem Industrie- oder mit dem Beschäftigungsministerium, und wenn dann diese 
Planungen in die Praxis umgesetzt werden, werden sie von den Gewerkschaftsmit- 
gliedern bekämpft! 

Die Krise bietet nach meiner Auffassung viele Möglichkeiten, um grundlegen- 
de, radikale Veränderungen einzuleiten, Aber es gibt eben leider gegenwärtig ein po- 
litisches Vakuum in Großbritannien: Auf der einen Seite findet man die Angestell- 
ten, die Ingenieure und die Wissenschaftler einem schnellen Proletarisierungsprozeß 
unterworfen — zum großen Teil aufgrund des technologischen Wandels — , so daß 
etwa der bedeutendste Zuwachs an Gewerkschaftsmitgliedern in den letzten Jahren 
in diesen Bereichen liegt. Andererseits versagt die Linke in Großbritannien vollstän- 
dig darin, irgend eine Art von Alternative angesichts dieser eıschreckenden Krise 
aufzuzeigen. So gibt es etwa keinen wirklich linken Beitrag zur gesamten Ökologie- 
bewegung, die dadurch gewissermaßen Frühromantikern überlassen bleibt, die sich 
Gedanken machen über eine Rückkehr zum Landleben und ähnliche Sachen, die für 
die Mehrheit der Arbeiterklasse nichts bedeuten. Es gibt auch keine linke Kampagne, 
die sich auf die Anti-Atom-Bewegung bezieht, auch hier besteht ein erschreckendes 
Vakuum. Insgesamt ist sich die Linke vollständig im Unklaren über den Stellenwert 
von Wissenschaft und Technologie — die von ihr immer noch als neutrale Produktiv- 
kräfte betrachtet werden, ohne zu sehen, daß selbst noch die Methodologie der Wis- 
senschaften ein Reflex der ökonomischen Basis ist, auf deren Grundlage sie sich ent- 
wickelt hat. Daher stellen sich dann etwa Leute von der Britischen Kommunistischen 
Partei — in einer Situation, in der die Arbeiter sich Sorgen über eine Dequalifikation 
und verschärfte Kontrolle aufgrund technologischer Entwicklungen machen — hin 
und versuchen den Arbeitern klar zu machen, alles ginge in Ordnung, wenn sie bloß 
den Kapitalismus zerschlagen würden. Bloß darüber, wie sie von dem Punkt, an dem 
sie stecken, dahin kommen sollen, den Kapitalismus zu zerschlagen, habe ich aus ih- 
ren Ausführungen nichts entnehmen können — vor allem da sie nicht Massenbewe- 
gungen mobilisieren, die allein die Arbeiter dahin bringen könnten. 

Dazu kommt noch der Widerstand gegenüber der EG: Große Teile der Arbei- 
terklasse möchten so schnell wie möglich wieder ‚raus aus der Gemeinschaft“, die 
‚sie bloß als Wachstumsgebiet der Multinationalen Gesellschaften betrachten — was 
ja auch weitgehend zutrifft. Bloß wird diese Forderung so sehr mit chauvinistischen 
Illusionen über den Rückzug ins Kleine, feine Englarid verbunden, daß sie dadurch 
fast wieder falsch wird. Auch in der Frage der Arbeitslosigkeit herrscht eine ganz 
beträchtliche Verwirrung: viele meinen, es sei doch gut, wenn man nicht zu arbeiten 
bräuchte. Dabei übersehen sie, daß wir in Richtung auf ein duales Wirtschaftssystem 
schliddern, indem ein großer Teil der Bevölkerung von jeder Beschäftigung außer 
hobbyförmigen sozialen Diensten, Reparatur- und Recycling-Arbeiten — an dem 
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Müll, den die Multis produziert haben — ausgeschlossen sein wird, während die pro- 
duktive Entwicklung in einem multinationalen Sektor in der Hand einer kleinen 
technischen Elite liegen wird, die mit den Multis gegen die Mehrheit der Bevölke- 
rung im Bunde steht. 

Es gibt eben keine wirklich politische Bewegung, die diese Ansätze zusammen- 
fassen würde und ihnen eine theoretische Begründung und eine sirategische Orientie- 
rung geben könnte. Das starke Ressentiment gegen jede Art von Partei, das in der 
britischen Arbeiterbewegung herrscht, leitet sich einerseits aus einer durchaus posi- 
tiven Reaktion gegen jede Art von Bürokratie her — andererseits bedeutet es aber 
auch, daß keine wirkliche Koordination der stattfindenden Kämpfe erfolgen kann. 

Allerdings ist auch die Art von Führung, die britische linke Gruppen anzubie- 
ten versuchen, für einen erwachsenen Industriearbeiter, der sein Leben lang gegen 
die herrschende Klasse gekämpft hat, um jetzt mit Vorlesungen der Linken an den 
Fabriktoren konfrontiert zu werden, wie und wann man was tun soll, durchaus un- 
annehmbar. Sie haben eben im Grunde dieselbe Vorstellung von Führung wie die 
Unternehmensleitungen; die Arbeiter kommen auch bei ihnen nur in der Rolle von 
passiv Ausführenden vor. Auch die Linken begeben sich nicht mit den Arbeitern in 
einen gemeinsamen Prozeß der Auseinandersetzung, in dem sie Erfahrungen austau- 
schen und gemeinsame Kampfperspektiven erarbeiten könnten, 

Insgesamt führt damit die Krise in Großbritannien zu einer sehr gefährlichen 
Situation: Angesichts des Vakuums an politischer Führung auf der Seite der Linken 

_ existiert eine sehr reale Gefahr eines Rechtsrucks. Ich glaube, auch im europäischen 
Maßstab heißt es wachsam zu sein: wenn wir uns klar machen, was für Möglichkei- 
ten in Frankreich bestehen, was hier in der Bundesrepublik auf uns zukommen 
kann — mit Strauß und dem, wofür er steht — heißt das doch, daß wir in ganz Euro- 
pa vor einer auch für uns sehr ernsten Krise stehen. 

Was ich hier vor allem hervorheben wollte, ist, daß in Großbritannien jeden- 
falls noch keine wirklich annehmbare politische Alternative dazu in Sicht ist. 

Prokla: Direkt im Anschluß noch einmal zu den USA zurück! 

Andy: Eine Sache erscheint mir fraglich: Sollte man nicht den Vorwurf man- 
gelnder Führung mehr gegenüber den Gewerkschaftsführungen erheben, die in dieser 
Sache vollständig versagt haben, als gegenüber der Linken, die im gegenwärtigen Sta- 
dium der Entwicklung von ganz zweitrangiger Bedeutung ist? Die Gewerkschafts- 
führungen sind es doch gewesen, die nicht in der Lage waren, wirklich für eine alter- 
native Entwicklung der Wirtschaft und der Technologie zu mobilisieren! Während 
man doch wohl kaum der Linken — die über keine ernsthafte Kommunistische Par- 
teitradition mehr verfügt — den Vorwurf machen kann, sie habe es versäumt, zu den 
Fabriktoren zu kommen, um die Arbeiter zu mobilisieren! 

Eigentlich ist es ja gar keine Frage der Mobilisierung. Die Gewerkschaften ha- 
ben ja mobilisiert — aber eben in einer Weise, die nur Verwirrung gestiftet hat — 
und damit zu einer Demobilisierung geführt hat. Wie Mike klar gemacht hat, besteht 
der gegenwärtige Mangel an Führung vor allem in einem politischen Vakuum bei 
den Gewerkschaftsführungen, die einfach kein strategisches Konzept haben, was die 
Probleme der Wirtschaftspolitik oder gar der Technologiepolitik angeht. 
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Mir scheint, daß unter den Ländern, die wir diskutieren, eins in dieser Bezie- 
hung an der Spitze steht: Es gibt in ihm überhaupt keine Antworten der Arbeiter- 
bewegung auf die gegenwärtigen Probleme außer eben einer solchen defensiven Mili- 
tanz, wie Mike sie beschrieben hat. Dieses Land ist Großbritannien, 

Das politische Vakuum, das Du beschworen hast,Mikeist also in erster Linie ein 
Vakuum bei den Gewerkschaften — womit ich keineswegs die linken Intellektuellen 
für ihr vollständiges Versagen im Angesicht der britischen Krise entschuldigen will! 

Prokla: Nur eine kurze Randbemerkung: Du hast die These vertreten, daß es 
in gewissem Gradeine Substitution politischer Parteien bzw. ihrer Funktionen durch 
die Gewerkschaften gibt. Das heißt dann aber doch, daß das Vakuum, über das ihr 
redet, nicht bloß ein Vakuum in der Gewerkschaftsbewegung ist, sondern ein Va- 
kuum der gesamten politischen Linken; dabei haben es die Gewerkschaften noch 
eher als die traditionellen linken Gruppierungen und Parteien überhaupt verstanden, 
was vor sich geht in Europa und in den übrigen industrialisierten Ländern — aber 
auch sie sind nicht dazu in der Lage, alle die Probleme in den Griff zu bekommen, 
die mit diesen Entwicklungen verbunden sind. 

Kommen wir zunächst zum Abschluß der Berichte aus den kapitalistischen 
Ländern zur Gewerkschaftsentwicklung und -politik in der Bundesrepublik. 

Rainer: Vergleicht man die gewerkschaftliche Entwicklung in der Bundesre- 
publik mit der in den anderen Ländern, dann kann ınan doch hier in den letzten 
zwanzig Jahren drei Phasen gewerkschaftlicher Politik unterscheiden: Zunächst jene 
Phase, die bis zur ökonomischen Krise 1974/75 reichte; sie war dadurch geprägt, 
daß die Gewerkschaften insgesamt ein doch sehr positives Verhältnis zur kapitalisti- 
schen Entwicklung hatten, was sich z.B. 
darin ausdrückte, daß die ganze Rationa- 
lisierungspolitik der Gewerkschaften dar- 
auf ausgerichtet war, die Folgen kapita- 
listischer Entwicklung über monetäre 
Kompensationen zu bewältigen. Dann 
gab es — und das war für die Linke in 
der Bundesrepublik ein wichtiger Hoff- 
nungsschimmer — eine Umorientierung 
in Richtung einer kritischen Politik ge- 
genüber der technologischen und über- 
haupt der kapitalistischen Entwicklung; 
dies war eine Phase, die durch den Ra- 
stertarifvertrag in der Druckindustrie, 
durch den Absicherungsvertrag in der 
Metallindustrie, z. T. auch durch die 
Diskussion um die 35 Stunden-Woche 
gekennzeichnet war und die von der 
Mitte der 70er Jahre bis 1979 reichte — 
eine relativ kurze Phase also, Seit der ver- 
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lorenen Auseinandersetzung um die 35 Stunden-Woche in der Stahlindustrie scheint 
sich aber ein „roll back“ einzustellen, was sich z. B. in der IG Metall, der IG Che- 
mie und teilweise auch in der IG Druck darin äußert, daß diejenigen Gruppen, die 
sehr stark für Alternativen in der Technologie- und Rationalisierungspolitik einge- 
treten sind, in die Ecke gedrängt werden, wohingegen für die Gewerkschaftspoli- 
tik so etwas wie — in einem soziologischen Terminus — ein korporativistischer Ver- 
bund charakteristisch ist; eine Form von korporativistischen Strukturen zwischen 
Staat, Kapital-und Gewerkschaften, die eine ganz zentrale Konsequenz für unser 
Thema hier hat: sie schließt nämlich gebrauchswertorientierte Diskussionen auf Be- 
triebsebene weitgehend aus zugunsten von zentralisierter Politik im Korporativisti- 
schen Verbund! 

Prokla: Und in diesem Zusammenhang scheinen sich einige deutsche Gewerk- 
schaften wieder stärker an die Chancen des westdeutschen Kapitals auf dem Welt- 
markt zu binden — eine Weltmarktorientierung, die für die Gewerkschaften in den 
Konkurrenzländern gar nicht mehr vorhanden sein kann, eben wegen der Hegemo- 
nie des westdeutschen Kapitals zumindest in Westeuropa. Denn eine Weltmarktof- 
fensive des deutschen Kapitals — und dies ist ja schließlich die Substanz des Kon- 
zepts der „Modemisierung der Volkswirtschaft‘‘ zum Beispiel bei Scharpf/Hauff* 
— kann in einer Phase allgemeiner ökonomischer Stagnation nur auf Kosten der Be- 
schäftigung in anderen Ländern gehen, Es ist auch — dies nur am Rande — wohl 
nicht zufällig, daß in westdeutschen wirtschaftspolitischen Alternativvorstellungen 
der internationale Zusammenhang unterbelichtet ist, in britischen oder dänischen 
Konzeptionen dagegen z. B. an erster Stelle steht ... 

Die bisherigen Statements bezogen sich alle auf Erfahrungen in kapitalisti- 
schen Ländern. Melanie, Du hast Dich intensiv mit der Diskussion und der Politik 
zur „Humanisierung der Arbeit‘ in den sozialistischen Ländern Osteuropas beschäf- 
tigt. Die Steigerung der Arbeitsproduktivität, die ‚Modernisierung der Volkswirt- 
schaft‘‘ — um mal diesen Terminus zu gebrauchen — ‚ist ja schon seit langem ein 
zentrales Ziel der sozialistischen Wirtschaftsplanung in Osteuropa, Welche neuen 
Formen der Arbeitsorganisation und welche sozialen Probleme sind damit verbun- 
den? 

Melanie: Die Modernisierung der Volkswirtschaft und als deren Teil eine Stra- 
tegie organisatorischer Modernisierung und Rationalisierung im Bereich der unmit- 
telbaren Produktion ist in Osteuropa -— ich beziehe mich auf die UdSSR, die CSSR 
und Polen — ein seit der Mitte der sechziger Jahre propagiertes Ziel. Angesichts der 
Grenzen der verfügbaren Arbeitskräfte- und der materiellen Ressourcen soll eine 
Verlagerung von extensiven auf eher intensive Faktoren des wirtschaftlichen Wachs- 
tums erreicht werden. Da die weiterhin hohen Akkumulationsraten bei einer immer 
noch geringen gesellschaftlichen Produktivität der Arbeit ein niedriges Lebensniveau 
der Masse der Bevölkerung erzwingen, besteht über das Modernisierungsziel als sol- 
ches ein breiter gesellschaftlicher Konsens. 

a 5 
* Vgl. Volker Hauff/Fritz W. Scharpf, Modernisierung der Volkswirtschaft, Ffm-Köln 1975; 
vgl. dazu auch die Diskussion in Prokla Nr. 38, insbesondere den Beitrag von D. Moraal/ 

K. Hübner. 
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Das Problem scheint mir in Form und Inhalt der Modernisierungspolitik und 
der in ihrem Rahmen verfolgten Reorganisationsstrategien zu liegen. 

Ansätze zur Reorganisation der Fabrikarbeit finden sich unter dem Titel der 
„Wissenschaftlichen Arbeitsorganisation‘ (Sowjetunion) bzw. „komplexen Rationa- 
lisierung‘‘ (CSSR) als „neue“ oder „progressive‘‘ Formen der Arbeitsorganisation 
und im Rahmen der „betrieblichen Sozialplanung‘‘, Dieser Terminus istin der UdSSR, 
CSSR und in Polen geläufig. Er bezeichnet die ökonomisch-technische Betriebsp oli- 
tik flankierenden Maßnahmen nicht nur im Bereich der betrieblichen Sozialpolitik, 
sondern auch der Arbeitsbedingungen, der Qualifizierung und der Arbeitsorganisa- 
tion, In Polen wird außerdem von der „Humanisierung der Arbeit‘ gesprochen, 
worunter in den sechziger Jahren die Rezeption der Human Relations- und Neo- 
Human Relations-Schule und seit den siebziger Jahren auch Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Arbeitsgestaltung subsumiert werden. 

Meine folgenden Ausführungen zur Form der staatlichen Politik organisatori- 
scher Modernisierung beziehen sich auf die Sowjetunion und die CSSR, Polen hat in 
disem Punkt eine gewisse Außenseiterrolle. 

Wichtigstes Merkmal der Reorganisationsansätze ist die zentralistische Bestim- 
mung der innerbetrieblichen Reorganisationsmaßnahmen, und zwar nicht nur indi- 
rekt (über Produktivitätskennziffern, Beschäftigtenzahlen usw.), sondern direkt 
über methodische Empfehlungen zur Arbeitsplatz- und Fabrikorganisation, die Ent- 
wicklung von standardisierten Arbeitsplätzen, Arbeitsabschnitten, ganzen Werken 
mit standardisierter Arbeitsorganisation und -normierung und von Modellen der 
Mehrmaschinenbedienung, der Mehrberuflichkeit und der Einführung von Gruppen- 
formen der Arbeitsorganisation, die mit Hilfe quantitativer Kennziffern über den 
Fünf-Jahr-Plan, die Jahrespläne und den betrieblichen Produktionsplan in die Pro- 
duktion eingeführt werden sollen. Darüberhinaus über methodische Empfehlungen 
zur betriebichen Sozialplanung. Bislang gibt es zu diesem Punkt nur Auflagen hin- 
sichtlich der Art und der Zahl der Kennziffern, nicht hinsichtlich der quantitativen 
inhaltlichen Bestimmung. Solche inhaltliche Ausfüllung der Methodiken der Eiıstel- 
lung von Sozialplänen auf gesamtgesellschaftlicher, Industriezweig- und Produktions- 
vereinigungsebene ist gegenwärtig in der Diskussion. 

Prokla: Was bedeutet das für die Entwicklung der Arbeit? 

Melanie: Was die Inhalte der organisaorischen Modernisierung betrifft, so sind 
zunächst drei Aspekte festzuhalten, die durch die Form der Politikformulierung be- 
reits bestimmt sind: Charakteristisch für die osteuropäischen Ansätze ist die poten- 
tiell große Reichweite der Reorganisationsmaßnahmen, Dez zentralistische Zugriff 
erlaubt sowohl Branchen- und Regionalpläne als auch die integrative Gestaltung ver- 
schiedener Politikbereiche (Technikpolitik, Ausbildungs- und Arbeitspolitik u.m.). 
Real allerdings gibt es bislang nicht mehr als Ansätze dazu, den Horizont der Ar- 
beits- und Arbeitskräfteplanung zu überschreiten, 

Die angesprochene große Reichweite der Planung wird zugleich reduziert 
durch die technokratische Legitimation der angestrebten Maßnahmen. Die Teilnah- 
me der Organisierten wird bestenfalls als „Heranziehung‘‘ der Betroffenen auf be- 
trieblicher Ebene angestrebt und zwar mit dem Ziel, Widerstände gegen .technisch- 
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organisatorische Veränderungen aufzufangen. 

Expliziter Bezugspunkt der Rationalisierungs- und Sozialplanung ist die Stei- 
gerung der Arbeitsproduktivität. Dabei soll die Orientierung auf gesamtgesellschaft- 
liche und nicht nur einzelbetriebliche Produktivität durch den zentralistischen Zu- 
griff gesichert werden, Die institutionelle Anbindung der Planung allein an Betriebs- 
leitung und die Ausführungsorgane der Wirtschaftsverwaltung und der Verzicht ei- 
ner unmittelbaren Anbindung an die Reproduktionsinteressen der Arbeiter — sogar 
im Falle der betrieblichen Sozialplanung — läßt die Berücksichtigung (zumindest 
die mehr als nur reaktive Berücksichtigung) der längerfristigen sozialen Kosten aller- 
dings als unwahrscheinlich erscheinen. 

Im Rahmen derRationalisierungs- und Sozialplanung werden Maßnahmenbün- 
del formuliert, die durchaus als Pendant zur westdeutschen „Humanisierung der Ar- 
beit‘ betrachtet werden können, 

Mit dem Ziel der Reduktion von Arbeitsbelastung sollen Monotonie/Ermü- 
dungsprobleme über die Verlängerung von Taktzeiten und die Individualisierung des 
Arbeitsıhythmus aufgefangen und physisch schwer belastende Arbeiten reduziert 
und die materiellen Arbeitsbedingungen verbessert werden, 

Mit dem Ziel der Einsparung von Arbeitskraft sollen Mehrmaschinenbedienung 
(Intensivierung), Mehrberuflichkeit (Disponibilität) und die Integration von Opera- 
tionen und Spezialberufen (Aufgabenerweiterung und -bereicherung), zum Teil in 
Form der Gruppenaibeit eingeführt werden, Mit dem Ziel der Motivierung und Inte- 
gration der Arbeitenden sollen Arbeitsgruppen eingerichtet werden mit flexibler in- 
nerer Arbeitsteilung (‚komplexe Brigaden‘“) oder solche, die auch begrenzt arbeits- 
vorbereitende, organisierende und kontrollierende Funktionen übernehmen ( „auto- 
nome Arbeitsgruppen‘) — bei Anwendung von Gruppenleistungslohn; es soll der 
Leitungsstil demokratisiert werden und es sollen durchlässige Karrieremuster ge- 
schaffen werden, 

Diese Ansätze sind eingebettet in eine Politik der Rationalisierung, die nach 
wie vor Arbeitsteilung (vertikale und horizontale) und Spezialisierung für das A und 
O effektiver Arbeitsgestaltung zu halten scheint. Gewicht und Stoßrichtung der 
„neuen Formen der Arbeitsorganisation‘“ in der Gesamtpolitik der Rationalisierung 
weisen durchaus markante länderspezifische Unterschiede auf: 

Das sowjetische Modell steht — mit großen Anteilen von Mammut- und Groß- 
betrieben mit standardisierter Massenproduktion, mit einer gering qualifizierten Ar- 
beiterschaft und extremer innerbetrieblicher Arbeitsteilung — dem tschechischen 
Modell gegenüber mit einer Dominanz von Mittel- und Kleinbetrieben und einer 
qualifizierten Arbeiterschaft (Facharbeiter). 

Die strukturellen Schwächen des zentralen administrativen Planungssystems 
sind das Interesse der Betriebe an einfachen Plänen und Orientierung auf bloß for- 
male Planerfüllung, die Innovationsfeindlichkeit der Betriebe und die Fehlinforma- 
tionen von unten nach oben. Sie lähmen nach wie vor die Steuerungsfähigkeit des 
starren Systems der Wirtschaftsplanung und -verwaltung, führen zu immer neuen 
Engpässen in der Versorgung der Betriebe mit den nötigen Produktionsmitteln und 
führen zu immer neuen punktuellen administrativen Eingriffen in das betriebliche 
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Handeln, Das unter den Bedingungen des herrschenden Planungssystems dysfunktio- 
nale Autonomiestreben der Betriebe wird dadurch immer wieder bestätigt und ver- 
schärft. Und im Interesse dieses Autonomiestrebens liegt es, Arbeitskraftreserven — 
ungeachtet aller Rationalisierungspläne — doch zu halten, 

. Prokla: In den bisher vorgestellten £ 
Statements gab es ja verschiedene Dis- 
kussionspunkte. Für die Diskussion schla- 
gen wir vor, daß ein Schwerpunkt auf 
die folgende Frage gelegt wird: Welche 
betrieblichen Konfliktstrukturen, welche 
neuen Interessenartikulationen und wel- 
che neuen Politikformen und -iele ha- 
ben sich in der Krise auf dem Hinter- 
grund von Rationalisierung, veränderter 
Arbeitsbedingungen und Arbeitslosig- 
keit entwickelt? Wir denken z. B. an je- 
ne — für die Bundesrepublik völlig neue 
— Produktorientierung bei Lucas Aero- 
space, auf die vielleicht Mike noch nä- 
her eingehen kann, an eine veränderte 
Haltung gegenüber Arbeit und Freizeit, 
neue Modelle innerbetrieblicher Arbeits- 
teilung usw., die natürlich mit volkswirt- 
schaftlichen Zwängen sich konfrontiert 
sehen ... 

Peter: ... eben, wie sieht z. B. je- 
ner qualitative Sprung i in der Technolo- 
gie aus, die von der Linken als Alternative gefordert ist, Rack Modelle gibt es für 
einen solchen „Sprung“. 

Mike: Eine Gegenwehr gegen Arbeitslosigkeit und die anderen Auswirkungen 
technologischer Veränderungen findet offensichtlich bisher auf zwei Ebenen statt: 
Einerseits gibt es eine Auseinandersetzung zwischen unseren Gewerkschaften und 
den Unternehmen im Bereich des Maschinenbaus über die Einführung der 35 Stun- 
den-Woche; andererseits bin ich aber auch zu dem Schluß gekommen, daß viele bri- 
tische Arbeiter einfach von sich aus beschlossen haben, nur noch 35 Stunden in der 
Woche zu arbeiten, ohne erst groß noch dafür zu kämpfen: Sie haben sich einfach 
gesagt, daß sie für den Laden nur noch wöchentlich ungefähr 35 Stunden arbeiten 
wollen und viele tun es auch einfach. Wenn also Mrs. Thatcher und andere behaup- 
ten, die britischen Arbeiter würden nicht hart genug arbeiten wollen ... 

Prokla: Aber sie werden weiter für 40 Stunden bezahlt? 

Mike: Ja, durchaus! 

Prokla: So was muß man doch wissen! 

Mike: Ja, es gibt eben noch große Bereiche in der Industrie, in denen keine ge- 
naue Stückzahl durch die Arbeitsorganisation oder die Entlohnungsform durchge- 


123 


setzt werden kann — andererseits gibt es aber auch Bereiche der Industrie, wo so 
was einfach nicht geht, wo das Tempo, in dem der einzelne Arbeiter arbeitet, mehr 
und mehr durch die Maschinerie und die Organisation des Arbeitsprozesses kontrol- 
liert wird. Solch eine ‚Arbeitszeitverkürzung‘ kann aber nicht in der gesamten Gesell- 
schaft als gleichförmige Entwicklung durchgesetzt werden, 

Es gibt auch eine ganze Menge Arbeiter, die es schon so sehr ankotzt, wie sich 
die ‚Industriegesellschaft‘ entwickelt, daß sie durchaus bereit sind, ihre Arbeitsplät- 

‚ze sausen zu lassen, wenn die Unternehmer eine ordentliche Summe ais Ablösung 
anbieten. Ich finde das bedauerlich, aber es stimmt: Viele sind einfach davon über- 
zeugt, wenn sie vier- oder fünftausend Pfund kriegen können, würden sie genau so 
gut ohne Job zurechtkommen können wie mit dem Arbeitsplatz, vielleicht für eine 
kleine Firma arbeiten oder sich selbständig machen, Ich halte das wirklich für eine 
Illusion und eine Schwäche der Arbeiterbewegung — aber es ist doch ziemlich weit 
verbreitet. 

Die wichtigste neuere Entwicklung ist die Entstehung und Verbreitung der 
Verbindungsausschüsse von Shop Stewards, die sich jetzt schon weit über die gesam- 
te britische Industrie ausgedehnt haben, Die traditionellen Organisationsstrukturen 
der britischen Gewerkschaftsbewegung haben sich ja als unfähig erwiesen, mit Kon- 
zernen klar zu kommen, in deren zahlreichen Betrieben viele Gewerkschaften arbei- 
ten, Bei Lucas Aerospace gibt esz. B. 13 verschiedene Gewerkschaften, in denen die 
Beschäftigten organisiert sind — da ist es den Unternehmern immer gelungen, sie 
gegeneinander auszuspielen! Deswegen bilden sich jetzt in immer mehr Unterneh- 
men Verbindungsausschüsse der Shop Stewards. 

Solche Verbindungsausschüsse der Shop Stewards können in technologisch 
starken Bereichen eine sehr wichtige Dialektik in Gang setzen: In ihnen kann zum 
einen das analytische Wissen der beteiligten Wissenschaftler genutzt werden, in Ver- 
bindung mit — zum anderen — einem Klassenverständnis der ökonomischen Fragen 
auf der Seite der beteiligten Industriearbeiter — was auf beiden Seiten eine neue, 
radikalere Politisierung sowohl der technischen wie der betriebs- und volkswirt- 
schaftlichen Fragen in Gang setzen kann. Z. B. haben wir vor vier Wochen eine Ta- 
gung veranstaltet. Wir haben uns mit Verbindungsausschüssen aus anderen Unter- 
nehmen zusammengesetzt, um mit ihnen über alternative Strategien für ihre Indu- 
strien zu diskutieren, für deren Durchsetzung sie sinnvoll kämpfen könnten und 
würden. 

Als zentraler Punkt hat sich dabei einmal wieder herausgestellt, daß es darauf 
ankommt, die Produkte unter dem Gesichtspunkt ihres Gebrauchswertes zu betrach- 
ten und nicht von ihrem Tauschwert auszugehen. So wie man in Großbritannien 
den Nationalen Gesundheitsdienst aus der Marktwirtschaft herausgenommen hat, 
gibt es jetzt die Möglichkeit, auch weite Teile der industriellen Fertigung aus der 
Marktwirtschaft herauszunehmen. Diese Idee breitet sich unter den Beschäftigten 
selber recht schnell und nachhaltig aus — während die Führungsspitzen der Geweik- 
schaften ihr gegenüber zumindest indifferent bleiben, sofem sie sich nicht sogar 
ganz offen und eindeutig dagegen stellen, Damit ist aber bereits eine Entwicklung 
von einiger Bedeutung in Gang gekommen — inzwischen auch über die nationalen 
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Grenzen hinweg, wie ich verblüfft feststellen konnte, als wir zu einer. Diskussion 
nach Detroit eingeladen waren, um mit den Arbeitern von Ford über eine alternati- 
ve Unternehmensplanung für den Fordkonzern zu diskutieren. Auch in Australien 
sehe ich da eine ganz starke Entwicklung im Gange. 

Insgesamt betrachte ich gerade diese zuletzt genannte Entwicklung als unge- 
heuer bedeutungsvoll in ihrer politischen Perspektive — wenn wir richtig damit wer- 
den umgehen können! Damit meine ich, daß die Arbeiter in einem Industriezweig 
sich selbst anschauen, was sie an Ressourcen besitzen, vor allem an Können und 
Ausrüstung, und.sich überlegen, wie sie damit zur Befriedigung vorhandener gesell- 
schaftlicher Bedürfnisse beitragen können. Damit fangen sie zum ersten Male an, 
sich ihrer zweifachen Funktion in der Gesellschaft bewußt zu werden — als unmit- 
telbare Produzenten und als Endverbraucher. Bisher war das ja so organisiert — auch 
in der Art darüber nachzudenken —, daß man hätte meinen können, es gäbe ein 
Volk, das in Fabriken arbeitet und in Büros — und noch ein ganz anderes Volk, das 
in Häusern und in Gemeinden lebt und konsumiert. Die Arbeiter selbst werden sich 
jetzt allmählich darüber klar, daß es für sie selber wichtig ist, daß ihre tägliche Ar- 
beit für die Zeiträume, in denen sie leben und verbrauchen, wirklich nützliche Pro- 
dukte hervorbringt. 

Es geht um die Entwicklung von Plänen für Produkte, die einerseits erkennba- 
re gesellschaftliche Bedürfnisse befriedigen — also unter dem Gesichtspunkt ihres 
Gebrauchswertes produziert werden — , Energie und Material sparen helfen, die an- 
dererseitsin einem Arbeitsprozeß hervorgebracht werden können, der nicht entfrem- 
dend wirkt, der relativ arbeitsintensiv ist, und so angelegt sind, daß sie von den Ver- 
brauchern selbst repariert oder angestrichen werden können. Das hat eine wirklich 
kaum zu überschätzende Bedeutung: etwa die Protestbewegung gegen die Atom- 
kraft könnte so — statt auf einer engen, kleinbürgerlich-moralischen Grundlage zu 
bleiben — auf eine wirkliche ökonomische und politische Basis gestellt werden, um 
anhand konkreter, materieller Alternativen sich gegen die Art von Gesellschaft zu 
wehren, die sich mit der Atomkraft entwickeln wird. 

Ich halte das wirklich für eine zentrale Frage, die damit angegangen wird, die 
Frage der technologischen Entwicklung, die jetzt nicht nur von den britischen Ar- 
beitern gestellt wird, damit eine Weiterentwicklung menschlicher Fähigkeiten mög- 
lich wird, statt sich ihrer weiteren Verstümmelung zu unterwerfen. Dabei geht es 
notwendig immer um beides: um alternative Produkte und um alternative Arbeits- 
prozesse. 

Zwar ist das alles noch in einem sehr frühen Stadium — und ich will keine IHu- 
sionen schüren, daß sich etwa solche Initiativen wie ein Lauffeuer durch Großbritan- 
nien verbreiten würden —, aber das Echo, das wir gerade von der Gewerkschaftsbasis 
auch in vielen anderen Ländern bekommen — auch hier in der Bundesrepublik —, ist 
doch sehr ermutigend. 

Andy: Ich wüßte aber doch gerne, über was für eine Größenordnung Du re- 
dest, über welche Industriezweige und Gewerkschaften. Für die USA fällt mir näm- 
lich nur eine einzige vergleichbare Sache ein, nämlich die Konzeption der Deckung 
eines wachsenden Teils des Energiebedarfs durch Sonnenenergie und andere Formen 
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emeuerbarer Energie. Diese Konzeption kommt aber bezeichnenderweise nicht aus 
der Arbeiterklasse, sondern von gewissermaßen freischwebenden Intellektuellen. 
Diese Konzeption soll auch genau das leisten, was Du angesprochen hast, nämlich 
nicht nur die Gestalt der Produkte verändern, sondern den Produktionsprozeß selbst 
umgestalten: vor allem soll dadurch eine völlige Dezentralisierung der Produktion 
möglich gemacht werden, die dann die Trennung von Produzenten und Konsumen- 
ten aufzuheben ermöglichen soll. Vor allem in einer Gegend wie Kalifornien trifft 
das wirklich ein dringendes Bedürfnis: die Trennung von Arbeit und Freizeit, von 
Produktion und Konsumtion, von Arbeitsplatz und Zuhause ist hier allein schon 
durch die Weite des Landes auf die Spitze getrieben — wenn jemand täglich 350 km 
mit dem Auto fährt, ist das in Kalifomien nichts Besonderes. 

Aber zu Dir, Mike, kannst Du nicht wenigstens ungefähr angeben, wie Du die 
Größenordnung dieser Bewegung einschätzt — die in den USA sicherlich sehr klein 
ist und ich meine doch, daß das in Großbritannien nicht grundlegend anders sein 
kann! Meine zweite Frage zielt darauf, von wo eigentlich die Initiative für so etwas 
ausgeht. 

Fred: Ich bin da eigenltich optimistischer als Andy — ich glaube, die Wirt- 
schaftskrise wird in den USA die Humanisierung der Arbeit fördern (Zwischenrufe). 
Aber was die Idee der Arbeiter von Lucas Aerospace angeht, ihre Fabrik in eigene 
Regie zu übernehmen und etwas gesellschaftlich Nützliches zu produzieren, habe ich 
doch eine Frage, auf die ich bisher noch keine Antwort gehört habe: hieße das 
eigentlich, sich vom Markt zurückzuziehen, vor allem, sich vom Weltmarkt abzu- 
schließen? Steckt da nicht eine ganz problematische Vorstellung von ‚unabhängiger 
Entwicklung‘ auf einer ‚glücklichen Insel‘ — oder auf mehreren, wie bei unseren bri- 
tischen Freunden — dahinter, die letztlich bloß eine romantische Fluchtvorstellung 
ist? 

Andy: Was mir wirklich Sorgen macht, ist die Tatsache, daß die US-amerika- 
nische Arbeiterbewegung überhaupt keine Gesamtstrategie hat und deswegen not- 
wendig auf zwei Sorten von Auswegen verfallen wird: Zum einen sich auf bestimm- 
te protektionistische Maßnahmen hin zu orientieren, also korporatistisch zu reagie- 
ren, um — in einerFrontmitStaat und Kapital — die US-amerikanische Wettbewerbs- 
fähigkeit zu verteidigen; zum anderen wird es — in Gestalt einiger Einsprengsel — 
Initiativen wie Lucas Aerospace geben, deren Bedeutung aber marginal bleiben wird 
— jedenfalis bezogen auf den ganzen Kontinent, den die USA praktisch darstellen. 
Natürlich läßt mich so eine Perspektive pessimistisch werden — denn ohne eine zu- 
samme nfassende Kraft, ohne einen Brückschlag über die vielfältigen — vor allem ras- 
sischen und ethnischen — Spaltungen der US-amerikanischen Arbeiterklasse, kann 
esin den USA keinen gesellschaftlichen Fortschritt geben! 

Matteo: .Was ist eigentlich der technologische Sprung, den wir in Italien ma- 
chen müssen? Ich sehe fünf Ebenen, auf denen eine Antwort möglich und notwen- 
dig ist: 

Erstens geht es dabei um Importsubstitutuion und zweitens um die Entwick- 
lung gesellschaftlicher Konsumgüter. Das kann im Zusammenhang erörtert werden, 
denn auf beiden Ebenen geht es letztlich darum, wie ein technologisch hochent- 
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wickelter Produktionsprozeß weiterentwickelt werden soll — d.h. beide Problema- 
tiken beinhalten eine Herausforderung an die Wissenschaften, an die Forschung und 
die Entwicklung der Produktivkräfte, damit die neuen Produkte auf dem Markt 
konkurrenzfähig sind. 

Drittens geht es darum, sich klarzumachen, daß Wirtschaftszweige, die wir als 
rückständig zu betrachten gewohnt sind, durchaus wieder zu fortgeschrittenen Sek- 
toren gemacht werden können, indem man sie automatisiert, neueste Technologien 
in ihnen zum Einsatz bringt usf. 

Viertens geht es um etwas Komplizierteres, nämlich um die Organisation der 
Produktion im weitesten Sinne: Italienische Werkzeugmaschinen sind vor allem da- 
durch auch gegenüber ganz hervorragenden US-amerikanischen Produkten konkur- 
renzfähig, daß wir in der Lage sind, Arbeitsorganisation in Verbindung mit den Ma- 
schinen anzubieten —- und die einzelnen Maschinen den Bedürfnissen der Kundschaft 
anzupassen, Vielleicht wird es so auch möglich, unsere Strategien der Veränderung 
der Arbeitsorganisation erfolgreich auf dem Markt anzubieten? 

Fünftens und letztens geht es erst um das komplexe Problem einer alternati- 
ven Produktionsstruktur, auf das sich Mike bezogen hat. In diesem Punkt müssen 
wir sicherlich ziemlich vorsichtig sein, denn es ist zwar durchaus möglich, unsere In- 
dustriebetriebe in Forschungs- und Produktionsbetriebe eine solchen alternativen 
gesellschaftlichen Produktionsstruktur umzuwandeln — etwa mit dem Ziel der Ent- 
wicklung einer energiesparenden maschinellen Ausrüstung oder alternativer Energie- 
quellen —, aber wir dürfen nicht übersehen, daß die multinationalen Konzerne in 
dieser Art von alternativer Technologie uns schon voraus sind, so daß wir keine 
Chance mehr haben, sie in diesen Bereichen einzuholen! 

Es kann also auch auf dieser Ebene eine alternative Entwicklung geben, aber 
jedenfalls im Moment sieht es nicht so aus, als Könnten wir gerade darauf bauen ... 

Peter: Ist es nicht sehr bemerkenswert, daß in verschiedenen Beiträgen auf die 
Notwendigkeit einer Autarkiepolitik von links hingewiesen wird, während die Rech- 
te (z.B. in Frankreich) und die Sozialdemokratie in der Bundesrepublik voll auf Ex- 
portoffensive setzt. Bekanntlich sind die historischen Erfahrungen ja andere: Autar- 
kiebewegungen kamen immer von rechts, während die Linke jetzt zum ersten Mal 
die Notwendigkeit einer Autarkiepolitik diskutiert ... 

Hajo: Mich irritiert, was Matteo zu der Umorientierung der italienischen Ge- 
werkschaften in Richtung Technologiepolitik gesagt hat, denn schließlich resultie- 
ren die neuen Rationalisierungsstrategien in einem anwachsenden Problemdruck ge- 
rade auf betrieblicher Ebene: werden da nicht wesentliche Gegenmachtpositionen 
der italienischen Arbeiter durch eine solche Umorientierung der Gewerkschaften 
zeıstört? 

Prokla: Sophie, kannst Du noch einmal auf die u.a. von Hajo aufgeworfenen 
Probleme eines „technologischen Sprungs‘“‘ für die Politik der Arbeiterbewegung 
eingehen? 

Sophie: Es stecken in diesem „technologischen Sprung“ große Probleme. Es 
gab z. B. in der italienischen Gewerkschaftszeitschrift ‚Rassegna Sindacale‘“ eine 
von Trentin ausgelöste Diskussion zu diesem Problem. Trentin hatte zuvor die Not- 
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wendigkeit des „technologischen Sprungs“ verteidigt, um Italien aus jener merkwür- 
digen Situation zu bringen, entweder das erste Land des peripheren Kapitalismus 
oder das letzte Land des hochentwickelten Kapitalismus zu sein, und gefordert, 
sich von bestimmten Produktionszweigen wie Textil-, Bekleidungs-, Schuhindustrie 
etc. überhaupt zu trennen, Aber ist es allein das Produkt, von dem man sich trennen 
muß, um diesen technologischen Sprung zu machen? Wenn man sich dagegen die 
italienische Handelsbilanz betrachtet, dann geht daraus hervor, daß gerade diese 
Branchen noch auf dem Weltmarkt wettbewerbsfähig sind! Da liegt aber das Pro- 
blem, wenn Trentin sich von jenen Branchen, in denen die Dritte Welt genauso wett- 
bwerbstähig ist, loslösen will. 

Prokla: Aber kann die Exportfähigkeit nicht auch daran liegen, daß die Art 
und Weise, wie diese Produkte in Italien produziert werden, also unter Bedingungen 
des doppelten Arbeitsmarktes ... 

Sophie: ...daraufkomme ich gleich, 
Es sind dies ja Produkte, die sich auf 
dem Weltmarkt halten können, nicht 
nur, weil sie auch modern produzie- 
ren, sondern auch, weil sie eben aus 
„Italien“ kommen; dahinter steht also 
auch eine bestimmte Kultur, Modetradi- 
tion etc., die so ohne weiteres nicht von 
der Dritten Welt übernommen werden 
kann — eine bestimmte hochentwickel- 
te Technologie hat da nicht den Stellen- 
wert. Gleichzeitig sind dies auch Produk- 
te von Industrien, die sich der gewerk- 
schaftlichen Kontrolle weitgehend ent- 
ziehen, wo also Arbeitsbedingungen exi- 
stieren, die einfach kriminell sind. Aber 
gerade dies sind die Produkte, mit denen 
wir auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig 
sind (Texti-, Bekleidungs-, Leder- und 
Schuhindustrie beschäftigen ca. 1.5 Mio 
Arbeitskräfte und verbuchen einen Ak- 
tivsaldo von umgerechnet 11 Mıd. DM 
in der Handelsbilanz!), während jene 
Sektoren, in denen die gewerkschaftliche Kontrolle stark ist, sich in der Krise be- 
finden! Da liegt das Problem: der gewerkschaftlich kontrollierte Bereich wird immer 
stärker in die Defensive gedrängt. Die Frage des ‚‚was produzieren?“ ist hier auch 
völlig untergegangen! Wenn wir früher uns noch gefragt haben, ob z.B. die Automo- 
bäproduktion, auf demja die italienische Entwicklung der Nachkriegszeit ganz zwei- 
fellos basiert, angesichts der Sackgasse, in die dieses „Konsummodell“ gerät, weiter 
forciert werden sollte, dann ist heute angesichts der Krise davon keine Rede mehr. 
Zwar können die FIAT-Arbeiter aufgrund ihrer Kontrollrechte wochenlang Entschei- 
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dungen hinauszögern, zugleich sehen aber die Gewerkschaften, daß ohne Produkti- 
vitätssteigerungen FIAT sich nicht mehr auf dem Weltmarkt halten kann. 

Prokla: Zeigt dies nicht in aller Deutlichkeit, daß die Probleme der Technolo- 
giekontrolle (und nicht nur diese) auf nationaler Ehene allein überhaupt nicht mehr 
zu lösen sind? 

Sophie: Erstens das und zweitens glaube ich, daß wir es hier nicht nur allein 
mit der Position der italienischen Arbeiterklasse zu tun haben, es gibt da ja große 
Parallelen zu sozialdemokratischen Positionen: Hier treffen sich Zweite und Dritte 
Internationale! Es geht hier nämlich um das grundsätzliche Verhältnis zur Technik, 
zur Technologieentwicklung, die traditionell mit Fortschritt schlechthin gleichge- 
setzt wird. Ganz explosiv wird dies bei der Frage der Atomtechnologie, die auch in 
Italien immer aktueller wird. In ihren fortgeschrittenen Teilen ist die italienische 
Arbeiterklasse in der Tradition der Dritten Internationale entstanden und ihr verhaf- 
tet, einer Tradition, die technologischen Fortschritt mit Fortschritt schlechthin ver- 
wechselt. Diesen Vorwurf kann ich Trentin, der die fortgeschrittensten Teile der ita- 
lienischen Geweikschaftsbewegung repräsentiert, nicht ersparen. Wenn wir uns z.B. 
mal anschauen, was an Rationalisierungen in der Textilindustrie schon gelaufen ist: 
dort ist alles mit Informatik vollgestopft! Da werden nicht in irgendeiner Hinterstu- 
be Kleider genäht ... 

Prokla: Also nicht in den „malerischen Gassen‘ Neapels ... 

Sophie: Eben, daliegt eine Verwechslung zwischen Textil- und Bekleidungsin- 
dustrie vor. 

Das Faszinierende an der italienischen Arbeiterbewegung ist m. E., daß sie 
sich einem Problem gestellt hat, das keine andere nationale Arbeiterbewegung gelöst 
hat, nämlich dem der demokratischen Kontrolle über Arbeitsbedingungen im Betrieb 
— als Kontrolle undnicht in irgendeiner Form von Humanisierung! Man kann ja sehr 
leicht mal irgendwo einen kleinen alternativen Versuch starten und der kann auch 
sehr schön und überzeugend ausgehen, aber solange man sich nicht das Problem der 
Verallgemeinerungsmöglichkeit stellt, bleibt der Versuch isoliert! Und darüberhinaus 
stellte sich in Italien — und stellt sich immer noch — das Problem der politischen 
Macht der Arbeiterklasse. Die Fragestellungen der italienischen Arbeiterklasse seit 
1969 sind nur auf diesem Hintergrund zu verstehen und je mehr die politische 
Machtfrage in den Hintergrund gerät, desto obsoleter werden auch die Antworten 
der italienischen Arbeiter auf konkrete Probleme der Art, wie wir sie hier diskutie- 
ren. 

Ich glaube und befürchte, daß wir in der Frage der Atomtechnologie noch ein- 
mal einen ganz entscheidenden Prüfstein der gesamten geweikschaftlichen Strategie 
haben werden und möglicherweise über dieses Problem große Konflikte innerhalb 
der Gewerkschaften anstehen — Matteo sieht das nicht so und hat da keine so gro- 
ßen Probleme mit der Atomeneigie. Ich hoffe aber, daß sich an dieser Frage auch 
eine Reihe anderer Fragen mitentzünden werden: die Frage nach dem ‚‚was produ- 
zieren?“ und „wie produzieren?“, nach der ökologischen Belastbarkeit eines Lan- 
des, das sowieso schon ökologisch überbelastet ist ... 

Prokla: Nun wird ja in der Bundesrepublik die Frage der Atomenergie gerade 
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unter den Aspekten der Weltmarktoffensive des deutschen Kapitals diskutiert ... 

Sophie: In Italien wird da gar keine Alternative gesehen angesichts der we- 
sentlich größeren Energieabhängigkeit verglichen mit der Bundesrepublik, da wird 
alles andere zweitrangig. Und da liegen auch die Schwierigkeiten jener, die eigent- 
lich gegen das Atomprogramm sind. 

Prokla: Nicht nur das Atomprogramm, sondern überhaupt die Modernisierungs- 
strategien sind ja eng an die staatliche Politik gebunden. Nun spielte der Staat bisher 
in den Beiträgen eher eine untergeordnete Rolle, zumindest wurde seine Rolle nicht 
explizit benannt. Vielleicht kann Tamar noch einmal am Beispiel der norwegischen 
Modernisierungspolitik die Rolle des Staats aufgreifen... ? 

Tamar: Norwegen ist ja nicht nur wegen seiner Ölquellen in einer anderen La- 
ge als die hier dargestellten Lönder. Die Entwicklung der Ölindustrie ist gewisserma- 
ßen die Fortsetzung wesentlicher Entwicklungen in der norwegischen Industriestruk- 
tur überhaupt. Wir haben ja ansonsten so gut wie keine Rohstoffe, wir hatten bis- 
lang eine relativ gute Position der Fischindustrie auf dem Weltmarkt, aber da es eine 
sich ausschließende Alternative zwischen Ölförderung und Fischfang gibt, wird sich, 
so fürchte ich, diese Branche nicht halten können (Zwischenruf: Ölsardinen!). Nor- 
wegen ist sehr exportabhängig — z. B. durch die starke Position der Schiffahrt auf 
dem Weltmarkt, deren Transportkapazität an vierter Stelle in der Welt stand. Da 
Norwegen aber aufgrund der Wasserkraft (jetzt kommt noch das Öl dazu) über billi- 
ge Energien verfügt, hat man sich auf energieintensive Fertigungen (z. B. der Schmelz- 
industrien, Aluminiumproduktion etc.) konzentriert und in den Bereichen der hoch- 
technisierten Elektronikindustrien mit hochqualifizierten Facharbeitern versucht 
man — ähnlich wie in Dänemark und Schweden — Marktnischen auszunutzen. 

Prokla: Und wie sehen in diesem Zusammenhang die staatlichen Programme 
zur Humanisierung der Arbeit aus? 

Tamar: Bei uns spricht man nicht von „Humanisierung der Arbeit‘ — der Be- 
griff ist durch die ‚„‚human relations“‘-Ansätze der 50er und 60er Jahre diskreditiert. 
Einmal sind Mindestnormen für die Arbeitsbedingungen relativ breit in Gesetzen 
festgelegt worden und darüberhinaus stützt die Regierung die Politik der starken Ge- 
werkschaften in ihrer Forderung nach mehr Kontrolle über den Arbeitsprozeß. An- 
dererseits ist aber abzusehen, daß es gerade in der Chemie- und Metallindustrie in 
den nächsten Jahren zu einer gewerkschaftlichen Krise kommen wird, weil alte 
Facharbeiterqualifikationen durch Computer- und Steuerungsspezialisten ersetzt 
werden: hier versuchen die Gewerkschaften z.B. den Einsatz von neuen NC-Maschi- 
nen zu fördern, weil sie meinen, daß mit dem Import der gängigen NC-Maschinen 
aus den USA auch immer die US-Arbeitsorganisation eingekauft worden ist ... 

Prokla: In der Bundesrepublik werden die Gewerkschaften ja in Modernisie- 

‚rungskonzeptionen, die als Entwürfe für eine Strukturpolitik des Staates vorgeschla- 
gen wurden, eingebaut, sie sollen mitbestimmen -- allerdings als Branchengewerk- 
schaften und im Rahmen einer Modernisierungsstrategie, die auf den Weltmarkt be- 
zogen ist. Liegt in diesem ‚Einbau‘‘ der Gewerkschaften nicht auch eine große Ge- 
fahr für die zukünftige gewerkschaftliche Politik — nicht nur, weil sie ja dann auch 
die negativen Auswirkungen einer Modernisierungspolitik auf die Belegschaften mit- 
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tragen, mitverantworten müssen, sondern auch darin, daß sie als Branchengewerk- 
schaften mitbestimmen sollen und daher auch die Konkurrenz zwischen den Bran- 
chen (strukturschwache und strukturstarke, weltmarktorientierte Branchen) mit aus- 
tragen müssen, z. B. in der Auseinandersetzung um staatliche Erhaltungs- oder Mo- 
dernisierungssubventionen. Wie steht es dann mit der Gewerkschaftseinheit, wenn 
z. B. spezifische Interessen einer Weltmarkt-orientierten Wachstumsbranche von Ka- 
pital- und Gewerkschaftsvertretern im Rahmen der staatlichen Strukturpolitik ge- 
gen strukturschwache Branchen durchgesetzt werden, in denen dann die Gewerk- 
schaft den Belegschaften auch noch die „strukturelle Notwendigkeit‘““ der Vernich- 
tung der Arbeitsplätze vermitteln darf? Wobei hier auch nicht einfach diese Proble- 
me auf die „Gewerkschaftsbürokratie‘‘ und ihre Kooperationspolitik reduzierbar 
sind, sondern hier stehen z. B. die Interessen der Kollegen in den Wachstumsbran- 
chen gegen jene der strukturschwachen Branchen. Zeigt dies nicht die Notwendig- 
keit einer gesamtwirtschaftlichen Alternative für die Gewerkschaften — und, wenn 
man bedenkt, daß diese Strategie wesentlich eine Weltmarktstrategie ist, die Not- 
wedigkeit der Internationalisierung der Gewerkschaftsdiskussion zu diesen Proble- 
men? 

Knut: Was sind denn eigentlich die Probleme auf dem Weltmarkt, vor denen 
solche alternativen Entwicklungen, wie wir sie hier diskutieren, heute stehen? 

Bei unserer Untersuchung über Humanisierung der Arbeit in Großbritannien 
haben wir einmal in Coventry eine ganz eigenartige Erfahrung gemacht: Da gab es 
zwei ganz verschiedene Werkzeugmaschinenfabriken — die eine hatte eine sehr star- 
ke Stellung auf dem Weltmarkt und die andere schaffte es eben gerade, sich über 
Wasser zu halten, Für uns wichtig war dann, daß das Unternehmen mit der guten 
wirtschaftlichen Lage auch eine starke betriebliche Interessenvertretung hatte, wäh- 
rend in der wirtschaftlich schwachen Firma eine betriebliche Interessenvertretung 
der Arbeitnehmer kaum noch existierte. Es gibt also ein ganz handfestes Interesse 
der Shop Stewards daran, daß ihr Unternehmen auf dem Weltmarkt konkurrenzfä- 
hig bleibt — nämlich wenn nicht, riskieren sie, ihre eigene Machtposition zu unter- 
minieren. Solche Fragen wurden in Coventry auch ganz offen gestellt: Als es etwa 
darum ging, ob man in Großbritannien den Import bestimmter japanischer Maschi- 
nen stoppen sollte, war den Shop Stewards der starken Firma ganz klar, daß ein 
Ausschluß wichtiger technologischer Fortschritte dazu führen würde, daß das Unter- 
nehmen den Anschluß an die Weltmarktentwicklung verpassen und seine Konkur- 
renzfähigkeit mittelfristig verlieren würde — und sie waren deswegen gegen einen 
solchen Boykott. 

Was heißt dann aber noch Arbeitermacht im Unternehmen, wenn auch starke 
Machtpositionen im Betrieb nichts anderes möglich machen, als sich den Gesetzen 
der Konkurrenz auf dem Weltmarkt zu unterwerfen? Gibt es nicht dementspre- 
chend eine Konkurrenz zwischen unterschiedlichen Systemen industrieller Bezie- 
hungen auf dem Weltmarkt, nicht nur zwischen Kapitalen und Produkten? 

Sollte man nicht einmal dem Vorschlag der Cambridge-Gruppe nähertreten, 
Großbritannien etwa wirklich vom Weltmarkt abzuschotten, damit es Spielraum für 
derartige soziale Experimente erhält? Daß an dieser Idee etwas dran ist, zeigt, glau- 
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be ich, auch das Beispiel der Druckindustrie: die war ja — rein aus linguistischen 
Gründen — lange Zeit gegen den Weltmarkt abgeschirmt. Und haben jetzt noch die 
entwickeltsten Formen einer Kontrolle des Arbeitsprozesses durch die Arbeiter. 

Mike: Auf der ersten Seite des Plans der Arbeiter von Lucas Aerospace steht 
geschrieben, daß es keine Insel der sozialen Verantwortlichkeit in einer See der Ver- 
kommenheit geben kann — das ist den Arbeitern also wirklich zutiefst klar und 
braucht man ihnen nicht erst zu erzählen! Ganz klar gibt es eine reale Gefahr, daß 
sich der Kapitalismus diese Konzeptionen ‚alternativer Technologie‘ und ‚alternati- 
ver Energiequellen‘ selbst zu eigen machen wird. Es ist durchaus vorstellbar, daß 
sich das kapitalistische System daraus eine neue Schokoladenkruste bäckt! 

Wenn also solche Vorstellungen nicht in Konfrontation mit Staat und Unter- 
nehmen erkämpft werden, unter der Kontrolle der Arbeiter, dann kann es durchaus 
sein, daß diese Vorstellungen dazu führen, daß die schöpferischen Kräfte der Arbei- 
ter durch solche Konzeptionen — die dann nach Art des betrieblichen Vorschlags- 
wesens funktionieren — noch gründlicher enteignet würden, Insofern unterscheidet 
sich diese Bewegung natürlich keineswegs von den anderen gesellschaftlichen Prozes- 
sen, an denen wir teilnehmen! 

Wir haben inzwischen vielfältige internationale Kontakte. Vor allem möchte 
ich hier auf das eindrucksvolle Beispiel der australischen Gewerkschaften verweisen, 
die immerhin ein Technologiemoratorium von fünf Jahren beschlossen haben! In 
der Bundesrepublik haben wir aneinem Film mitgearbeitet, der vom WDR mit VFW 
in Speyer — anläßlich der 1973 dort geführten Kämpfe gedreht wurde. Er wird im 
Juni 1980 gezeigt, hoffentlich mit einiger Wirkung! 

Sonst gibt es hier noch die ‚Investitionsberatungsstelle‘ der IG Metall, die ich 
aber für ziemlich gefährlich halte, weil durch sie eben doch die Enteignung der 
schöpferischen Kräfte der Arbeiter mehr gefördert wird als sonst irgend etwas. 

Auf zwei Punkte möchte ich aber zum Schluß noch hinweisen: Die Frage der 
Atomkraft muß unbedingt mit dem Problem einer alternativen Produktions- und 
Produk tstruktur verbunden werden — dann erst wird ihre gesamte gesellschaftliche 
Tragweite deutlich. In Frankreich haben wir mit Arbeitern diskutiert, daß es durch- 
aus möglich wäre, Autos zu bauen, die 20 Jahre hielten — in Verbindung mit einer 
Wartungsstruktur, durch die wertvolles technisches Können erhalten und weiterent- 
wickelt werden könnte. Dadurch könnte man nicht nur mehr — und bessere — Ar- 
beitsplätze schaffen als für die gegenwärtige Produktion von Wegwerfautos — es gä- 
be auch eineenorme Energieersparnis — bei besserer Befriedigung spezifischer gesell- 
schaftlicher Bedürfnisse! 

Die Rolle des Staates in dem ganzen Prozeß müssen wir sehr gründlich beden- 
ken! Da herrscht noch ziemliche Verwirrung unter den Beteiligten, auch und vor dl- 
lem in Großbritannien. James Connally, der irische Gewerkschaftsführer, hat einmal 
gesagt: Wenn Verstaatlichung dasselbe wäre wie Vergesellschaftung, dann wäre der 
Henker ein radikaler Sozialist! — aber es ist eben nicht dasselbe! 
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Thomas Hahn 

„Heraus aus dem Elend mit allen Mitteln‘‘ oder „heute schon das Brot 
von morgen essen‘? 

Konstitutionselemente wirtschaftspolitischer Alternativen des ADGB in der Krise 
1928/33 


1. Einleitung 


Dieser Artikel setzt im weiten Sinne die Schwerpunkte der „Gewerkschaftsdiskussion‘ und der 
„Krisenanalysen“ in der PROKLA insofern fort, als er an dem historischen Material der Wirt- 
schaftskrise bis zur deutschen faschistischen „Lösung“ die sozialökonomischen Handlungste- 
dingungen und ihre theoretischen Argumentationsfiguren auf das Verhältnis von Ökonomie und 
Politik in der organisierten Arbeiterbewegung bezieht (ADGB und SPD). 

Anhand der leitenden Fragestellung nach den wirtschaftspolitischen Alternativmöglich- 
keiten gewerkschaftlicher Politik in der schweren Krise der 30er Jahre wird explizit die These 
entfaltet, daß in die Zielformulierungen und praxisbezogenen Theorien als lebensgeschichtlich 
handlungsorientierende Erfahrungselemente der Arbeiterbewegung die widersprüchliche Ent- 
wicklung der Vergesellschaftung der Arbeit, die ungleichzeitige Produktivkraftentfaltung und 
die sozialen Emanzipationsmöglichkeiten gleichzeitig innerhalb der kapitalistischen Gesellschafts- 
entwicklung eingehen: Sie scheinen in überlagerten Verhältnissen je spezifisch bei den sozialen 
Handlungsträgern gewerkschaftlicher Politik auf und werden von der Organisation als bearbeite- 
te Erfahrung tradiert; damit ist auch gemeint: die Analyse des konkreten Verhältnisses von Öko- 
nomischer Entwicklung und politischem Handeln gibt wichtige Hinweise auf die Bedingungen 
eines umfassenden sozialistischen Transformationsprozesses, dieinnerhalb der ‚‚Gesetze der Öko- 
nomie‘“ im Kapitalismus wesentlich von der Arbeiterbewegung insgesamt — und nicht nur von 
den analytisch/politisch bevorzugten produktiven Lohnarbeitern als „Motor und Kern“ einer 
sozialistischen Gesellschaft — ausgedrückt werden. 

Gleichzeitig werden mit dieser Analyse auch die kapitalistischen Destruktionswirkungen 
auf das Bündnis von technischer und praktischer Vernunft aufgegriffen, das besonders in der 
deutschen Arbeiterbewegung eine starke geschichtsphilosophische Tradition hat und bis heute 
handlungsorientierend wirkt; ein Bündnis, demzufolge die Produktivkraftentwicklung politisch 
aus ihren destruktiven Tendenzen im Kapitalismus herauslösbar sei unter dem Aspekt prakti- 
scher Vernunft, für den die Arbeiterklasse als Verkörperung tendenziell gesamtgesellschaftlicher 
Rationalität immer bürge. 

Wir verstehen die Untersuchung weiterhin auch als einen Beitrag zur Erläuterung histori- 
scher Lermnvorgänge und politischer Orientierungsmuster innerhalb kapitalistischer Gesellschafts- 
formationen, und nicht als einen erneuten Nachweis reformistischer Politik sozialdemokrati- 
scher Tradition (01). Gerade nach der Auflösung der tradierten Arbeits- und Sozialstruktur 
durch die Industrialisierung verweist besonders die instabile Sozialintegration großer Teile der 
Arbeiterklasse in die Strukturen der ersten deutschen Republik (die auch im intellektuellen Mi- 
lieu kaum Legitimation fand) darauf, in ‚welchen Erkenntnissen und Handlungsmustern sich ein 
immer wieder entstehendes „falsches Bewußtsein‘‘ ausdrücken kann, Historisch war es zumin- 
dest bei den sozialen Handlungsträgern, betrachtet man die verbreitete „protestantische Werk- 
moral‘‘ und die Technikhoffnungen innerhalb der Arbeiterbewegung, ebensowenig linear wach- 
send antikapitalistisch, wie kapitalistisch integrativ (01A). 

Allerdings hat die traditionell eng am Lohnkampf als Verteilungskampf gesellschaftlichen 
Reichtums orientierte Politik der FG und des ADGB, die allen Versuchen der sozialpolitischen/ 
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technologischen Erweiterungen durch gewerkschaftliche Gruppen widerstand, auch ihren „An- 
teil“ an der Schwäche sozialer Bewegungen und der theoretischen „Entwaffnung‘“ der Arbeiter- 
klasse im gesellschaftspolitischen Kräfteverhältnis damals wie auch heute. 

Eine weitergehende Analyse zum konkreten Verhältnis von Handlungsstrukturen und ge- 
samtgesellschaftlichem Regelsystem, die auch die klassenspezifisch antikapitalistischen Latenz- 
formen mit aufzunehmen hätte, muß noch geleistet werden; wir hoffen, in dem Artikel dazu 
Anstöße gegeben zu haben. 

Wenn wir im folgenden dennoch relativ eng am historischen Material argumentieren, so 
liegt dieser methodischen Präferenz die Überlegung zugrunde, die Handlungsstrukturbedingun- 
gen mit ihren Folgen für eine Krisendeutung und politische Lösungsformen aufzuzeigen, die 
nicht nur traditionell Ansatzpunkte einer gewerkschaftlichen Antikrisenpolitik gewesen sind, 
sondern auch heute die BRD-Diskussion v.a. in den „Memoranden zur alternativen Wirtschafts- 
politik‘ bestimmen. Stichworte dazu sind: 

_ Maßnahmen zur Vollbeschäftigung (‚Recht auf Arbeit‘); 
_ Konsum- und Lohmverzicht zugunsten eines wirtschaftlichen Wiederaufschwungs (Wachs- 

tumspolitik); ° 
_ Lohnerhöhungen als Kaufkraftsteigerung; Unterkonsumtionstheorie; 

_ Planmöglichkeit und Kontrolle einer arbeitsorientierten Produktionspolitik; 

_ Sicherung der Leistung des „Sozialen Netzes“; 

_ Sozialisierung der Schlüsselindustrien; 

_ Konsolidierung der gewerkschaftlichen Gegenmacht und Stärkung der Basisbewegungen 

im Betriebsbereich; 

_ Handlungsfähigkeit sozialdemokratischer Gewerkschaften innerhalb einer sozialdemokra- 
tischen Regierungsverantwortung; 
_ Investitionskontrolle, volkswirtschaftliche Rahmenplanung und Veränderung staatlicher 

Finanzziele etc. 


2.  Wirtschafts- und Gewerkschaftspolitik des ADGB in der Krise 


Wir setzen hier die sozialökonomische Entwicklung als wesentliche Erfahrungszu- 
sammenhänge für die deutsche Arbeiterbewegung voraus (1) und wollen jetzt stich- 
wortartig einige Merkmale gewerkschaftlicher Entwicklung in der Weimarer Repu- 
blik aufzeigen, die die Haltung zur Wirtschaftspolitik und den Arbeitbeschaffungs- 
programmen innerhalb der Gewerkschaften wesentlich mitbestimmt haben. 

Der Preis, den die Gewerkschaften für die Anerkennung ihrer Organisation als 
legitimierter Vertreter der Arbeiterinteressen 1918/19 bewußt in der von ihnen 
auch gegen die radikaleren Bestrebungen von ‚links‘ in der Arbeiterbewegung’mit- 
initiierten ZAG (2) zahlten, war der Verzicht auf den Versuch, weitgehende, das po- 
litische System transformierende Veränderungen der ökonomischen Grundstruktu- 
ren von oben vorzunehmen; weiterhin der Verzicht auf Eingriffe in die ökonomi- 
sche/technische Entscheidungssphäre der Unternehmungen, auf eine arbeitsorgani- 
satorische Umgestaltung, und sie akzeptierten die geforderte Beschränkung der Be- 
triebsratstätigkeiten auf den sozialpolitisch subsidiären Bereich. Mit diesen Unter- 
lassungen spalteten sie den radikaleren Teil unter ihren Mitgliedern ab, was sich vor- 
übergehend zunächst in der Stärkung syndikalistischer und unionistischer Gruppen 
‘organisatorisch niederschlug, die besonders auf der unmittelbaren Betriebsebene 
größeren Einfluß erlangten. Nach der erfolgreichen Verkürzung gewerkschaftlicher 
Politik auf den Lohn/Leistungsrahmen (heute: Tarifpolitik), der nur begrenzte reak- 
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tive Steuerungspotentiale besitzt, nahmen die sozialdemokratischen ‚Mehrheitsge- 
werkschaften‘ bei den Auseinandersetzungen um die Lohn-, Sozialisierungs- und 
Arbeitszeitfragen eine eher vorsichtig abwiegelnde, an Verteilungsgesichtspunkten 
orientierte Position ein, die nicht ohne Voraussetzung war. Als Vulgarisierung der 
Marx‘schen Arbeitswertlehre findet sich dieses sozialdemokratische Politik- bzw, 
Technikverständnis schon im Gothaer Programm. Mit dem Begriff der „Werksmoral‘“ 
wurde Fabrikarbeit schlechthin mit proletarischer Leistung identifiziert, die enor- 
men Technologieveränderungen der Zeit als wachsende Naturbeherrschung einseitig 
gefeiert und auf die Formbestimmung der Arbeit, begriffen als A'rbeit sans phrase, 
frühzeitig verzichtet, Nicht als potentielles- Subjekt gesellschaftlicher Evolution, son- 
dem in einer Entkoppelung von bilden und gebildet werden (Hegel) schwimmt die 
Arbeiterbewegung in ihrer Selbsteinschätzung auf der ‚‚Woge des Fortschritts‘. Da- 
her bestehen auch in den politischen Debatten der Zeit nicht mehr die empirisch be- 
zogenen Bildungs-, bzw. Bewußtseins- und Arbeitsbegriffe zur Disposition, sondern 
in Abwehr der gegebenen Erfahrungen der Klassenbewußtseinsbegriff (Lukacs). 

Es ist unseres Erachtens auch von daher berechtigt zu sagen, daß die Freie Ge- 
werkschaftsbewegung (FG) politisch erheblich geschwächt aus dem Kriege hervor- 
ging und die dort erlebte katastrophische Technikerfahrung keineswegs als Korrek- . 
tur ihres Fortschrittsverständnisses verarbeitete. Ihre positive Einstellung zur Ent- 
wicklung der Produktivkräfte schloß im Betriebsbereich weiterhin die Anerkennung 
der tayloristischen Arbeitsgestaltung und die Kapital- und Managementstrategien in 
der Technikentwicklung ein; die vermuteten sozialen Folgen gedachte man weitge- 
hend sozialpolitisch über eine SPD-Regierung gesetzlich abfedern zu können. 

Mit sehr defensiv gehaltenen Strategien verzichtete sie sogar weitgehend auf 
eine Klärung der Beziehungen von Arbeiterinteressen und Gesellschaftssystem, wie 
sie vondenradikalen Teilen der Arbeiterbewegung, die von der tiefgreifenden sozial- 
strukturellen Veränderung der rapiden Industrialisierung am stärksten betroffen wa- 
ren, in offenen Kampfstrategien immer wieder angemeldet wurden, 

Die ökonomische Entwicklung nach Kriegsende zeigt dann auch in den unter- 
schiedlichen Etappen, daß und wie sich in dem Antagonismus von Lohnarbeit und 
Kapital die Kapitalseite nach der Überwindung der revolutionären Situation 1919 
weitgehend durchsetzte und in der Phase der Inflation und intensiven Rationalisie- 
rung die notwendig damit verbundene Schwäche der Gewerkschaften für sich nut- 
zen konnte (4). Eine Schwäche, die aus der ökonomisch induzierten, auch struktur- 
ellen Zersplitterung des Gesamtarbeiters resultierte und sich in fehlender Verein- 
heitlichung politisch ausdrückte; sie wurde noch vom ADGB durch seine Politik der 
„Beschäftigten“, und darunter besonders der Facharbeiter, verstärkt (5). 

Es stellte sich schnell beispielsweise anhand der Entwicklung staatlicher Schlich- 
tung heraus, daß die über die ZAG „errungene“ Anerkennung als Tarifvertragspart- 
ner nicht gleichzeitig Tarifautonomie bedeutete, und die Gewerkschaften büßten 
auch hier ihre „Handlungsfreiheit“ über zwei Seiten einer Medaille ein (6): Die staat- 
liche Zwangsschlich tung mit der Verbindlichkeitsklausel band sie einerseits an so et- 
was wie gesamtwirtschaftlich vernünftige „Lohnleitlinien‘‘, andererseits orientierte 
die Schlichtung den Weg der Eintlußnahme stärker auf staatliche Instanzen — wie 
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z.B. das Reichsarbeitsministerium — und weg von einer aktiven Arbeitskampfstrate- 
gie, deren Risiko von den Funktionären schon bald als zu hoch eingeschätzt wurde 
(7). Die unbezweifelbaren Erfolge der Gewerkschaften in dem reformistisch verkürz- 
ten Tarifrahmen der Lohn- und Sozialpolitik beruhten daher ebenso wie die Mißer- 
folge in der Arbeitszeitfrage stärker auf dem Maß an Konzessionsbereitschaft der 
Kapitalseite, besonders in den ökonomischen Aufschwungphasen der Republik, als 
auf einem harten Gewerkschaftskampf, der sich auf eine ökonomisch/politisch fun- 
dierte Strategie und Taktik hätte stützen müssen. Beide lagen aber nicht vor. 

Die vorherrschende Analyseform der Gewerkschaften zeichnete sich dadurch 
aus, daß die sozialpolitischen Entwicklungen in der Weimarer Republik nicht in Be- 
ziehung gesetzt wurden zur historischen Stufe kapitalistischer Entwicklung der Pro- 
duktivkräfte und des Stands der Klassenkämpfe, sondern als kontinuierliche Verbes- 
serungen ausgegeben wurden. Zudem sind ein Großteil der „Errungenschaften‘“ als 
echte Verbesserungen der Lage der Arbeiterklasse direkt über den parlamentaii- 
schen Weg zustande gekommen, und die Zwangsschlichtung erwies sich angesichts 
der Schwäche der Gewerkschaften manchmal sogar als willkommene Schranke ge- 
gen die Angriffe der Unternehmer auf die ‚‚Sozialkosten“. 

Die Erfahrungsbasis gewerkschaftlicher Interessenvertretung erfuhr damit ins- 
gesamt eine entscheidende handlungsorientierende Akzentuierung, die direkt an 
ihre im Ersten Weltkrieg hochzentralisierte und bürokratisierte Entscheidungsstruk- 
tur (8) anknüpfen konnte: Die Durchsetzung der Arbeiterinteressen gegen die Kapi- 
talinteressen erscheint für die Freien Gewerkschaften aktuell wie auch langfristig 
über das politische System, d. h. den Staat oder die jeweilige Regierung, am erfolg- 
reichsten. Die Ebene der gesellschaftspolitischen Verhältnisse, markiert von der 
Macht und Interessenlage privatwirtschaftlicher Unternehmenspolitik, die im Be- 
trieb die Arbeits- und Lebensverhältnisse der abhängig Beschäftigten weitgehend be- 
stimmt und gewerkschaftliche Politik umfassend modifiziert, diese Ebene wird ver- 
nachlässigt zugunsten einer überzogenen staatlichen Arbeits- bzw. Sozialgesetzge- 
bung, Arbeitsschutzmaßnahmen und Aufsichtskontrollen, So schreibt beispielsweise 
der einflußreiche Gewerkschafter Tarnow: 


35... die Situation, in der wir uns befinden, (ist) die, daß auf dem politischen Vormarsch der Ar- 
beiterbewegung grundsätzlich der Sieg erfochten ist. Die Grundlagen des Staates sind heute so, 
daß die Arbeiterklasse berechtigt ist, die politische Macht auszuüben, daß es nur von ihrem Wi- 
len abhängt, ob sie von diesem Rechte Gebrauch macht. Es ist eine Frage der politischen Auf- 
klärung, nicht mehr der Staatsverfassung.“ (9) 

Die Frage nach den materiellen Zwängen, resultierend aus Veränderungen der Pro- 
duktionsbedingungen des Profits im Fortgang des Zyklus, die jeweils die politische 
Interessenlage ausprägt, brauchte nicht mehr gestellt zu werden, daja die Ökonomie 
grundsätzlich als vom Staat regulierbar betrachtet wurde; daß die Tätigkeitsgrenze 
des Staates gegenüber der Lohnarbeit auf dem Hintergrund überdeterminierter kapi- 
talistischer Ökonomie gesehen werden muß, die die Alternativen staatlichen Han- 
delns besonders in einer Krise auf klassenspezifische Lösungen zugunsten des Kapi- 
tals odereiner hegemonialen Kapitalfraktion einengt, war nun außerhalb des gewerk- 
schaftlichen Blickfeldes geraten, und zwar bis zur faschistischen Machtübernahme. 
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Das ist mit ein Grund dafür, daß der ADGB sich nicht um eine systematische 
Analyse der NS-Partei bemühte und es nicht für möglich hielt, daß die ökonomisch 
auftretende Krise eine politische Lösung erfährt, die verschiedene Gruppen zur Mas- 
senbasis des Faschismus binden könnte. 

Eine Überprüfung dieses im Kern reformistischen — weil besonders das Verhält- 
nis von Ökonomie und Politik einseitig auflösenden — Lehrsatzes, wonach die Stär- 
ke der Arbeiterbewegung resp. die Macht der Gewerkschaften auf der Stärke ihres 
Einflusses auf Parlament, Gesetzgebung und Regierung beruhe, fand innerhalb der 
maßgebenden Aktions- und Funktionsträger der Freien Gewerkschaften nicht mehr 
statt; sie waren zudem sehr in der Hilferdingschen, schon 1924 ausformulierten und 
immer wieder wiederholten Grundannahme der Gesellschaftstheorie des „‚Organisier- 
ten Kapitalismus“ befangen (10), nach der den hierarchisierten Klassenverhältnissen 
durch den Ausbau der sozialdemokratischen und gewerkschaftlichen Positionen in 
den politischen und wirtschaftlichen Institutionen der Republik begegnet werden 
könne; d.h. sie waren befangen in dem Primat politischer Taktik innerhalb gesamt- 
politischer Gesellschaftsorientierung und favorisierten den subsidiären (sozialpoliti- 
schen) Ausbau, Damit lieferten sie sich schon im Ansatz den bürgerlichen Bereini- 
gungstherapien in einer Krise aus oder mußten auf orthodoxe Muster zurückfallen 
(10a). 

Die beiden angenommenen Voraussetzungen der zusammenhängenden Kon- 
zeptionen von „Organisiertem Kapitalismus‘ und „Wirtschaftsdemokratie‘“ waren, 
wie Blanke es treffend zusammenfaßt: „1. ein Kapitalismus, der sich aufgrund inne- 
rer Organisierungsprozesse künftig krisenfrei reproduzieren würde; 2. die mögliche 
Verfügung der Sozialdemokratie über den parlamentarischen Staat durch Auswei- 
tung der Organisation und der Wählerbasis oder über Koalitionen oder Einflüsse auf 
die Staatsbürokratie‘‘, der daraus folgende Vorrang einer gesamtpolitisch orientier- 
ten Politikform, die das Primat der politischen Taktik notwendig einschließt, ist we- 
der zu einer antagonistischen sozialökonomischen Strukturform ausgearbeitet noch 
handlungsorientierend zu der sozialpolitischen Demontage in Beziehung gebracht 
worden: auch darin liegt die Handlungsunfähigkeit der Sozialdemokratie nicht nur 
in der Krise, dort aber zugespitzt, begründet. 

Die öffentlich rechtliche Funktionsstärkung der Gewerkschaften tauchte als 
Zielprojektion innerhalb des prinzipiell als „biegbar“‘ angesehenen Kapitalismus in 
dem 1928 offensiv vertretenen geschlossenen Konzept der Wirtschaftsdemokratie 
klar auf und ersetzte dort inhaltliche Aussagen über die Verbindung der aktuellen 
ökonomisch-politischen Lage zur immer noch verbal aufrecht erhaltenen Zielbe- 
stimmung einer sozialistischen Gesellschaftsordnung. Damit wurde der emanzipative 
Prozeß einer sozialen Revolution schon programmatisch ausgeblendet. Das jeweils 
besondere, in seiner Grundstruktur im Kapitalismus jedoch stabile Verhältnis von 
Ökonomie und Politik mit der Privilegierung.der Kapitalakkumulation wurde in die- 
ser Konzeption seit den ersten Diskussionen 1925 in Heidelberg (SPD) und Breslau 
(ADGB) aus seiner dialektischen Spannung herausgelöst und vereinseitigt zu einem 
politischen Beteiligungsmodell mit bestenfalls ökonomischen Nachwirkungen, Von 
daher kann trotz einiger Differenzen die Hilflosigkeit von SPD und ADGB angesichts 
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einer auch für sie kaum vorhersehbaren schweren ökonomischen Krise ab 1927/28 
nicht erstaunen; noch verwundert ihre Einschätzung des eigenen Einflusses, die De- 
pression politisch überwinden zu Können mit einer strukturell aktiven Wirtschafts- 
politik als Anpassung der „Politik“ an die ökonomischen Erfordernisse, zumal ihnen 
nur dürftige Krisen- und Konjunkturtheoriefragmente zur Verfügung standen; damit 
war jedoch nicht eine grundlegend antikapitalistische Strukturveränderung gemeint, 
sondern eine antizyklische Korrektur im bestehenden Reproduktionsmechanismus. 
Die Theorie des „Organisierten Kapitalismus‘ impliziert, die inneren Mechanismen 
und Regeln des kapitalistischen Wachstumsprozesses zu akzeptieren; das bedeutet 
gerade in der Krise, sie beispielsweise als „Reinigungskrise‘“ von Disproportionen 
in Produktion und Konsumtion voll zuzulassen zugunsten eines neuen Aufschwungs; 
an diesen Überlegungen machte sich auch die Ablehnung der aktiven staatlichen 
Wirtschaftspolitik in der Krise durch die SPD hauptsächlich fest. Die Antinomie 
zwischen der Erhaltung demokratischer Grundwerte und Politikformen und der Un- 
terstützung des kapitalistischen Akkumulationsprozesses wurde mit dieser dezisioni- 
stischen Haltung zugunsten eines ‚Nacheinanders‘“ folgenreich aufgelöst. 

Die konkreten Lasten der Depression in ihren tiefsten Phasen schälten aber 
doch noch Differenzen zwischen der SPD und dem ADGB in ihren wirtschaftspoliti- 
schen Vorschlägen heraus, die sich aus den unterscheidbaren Interessensphären erge- 
ben: Die Gewerkschaften müssen vordringlich Verkaufs- und Reproduktionsbedin- 
gungen für die in großem Umfang brachliegende Ware Arbeitskraft schaffen und da- 
mit auch die Schwäche der Organisation gegenüber dem Kapital aufheben. Für sie 
lag es von daher nahe, zu wirtschaftspolitischen Maßnahmen zu greifen, die verspra- 
chen, die Arbeitslosigkeit beseitigen zu können: wie die Förderung der effektiven 
Nachfrage und damit der Auslastung der bis zu 50 % unausgelasteten Kapazitäten, 
indem sie den Nachfrageausfall im privaten Sektor (stagnierender Konsum) durch 
Ausweitung der öffentlichen Nachfrage und der Förderung des Massenkonsums 
kompensieren wollten. Dieses Vorschlagsmuster zielt zwar auf die Wiederherstellung 
und Erhaltung der materiellen Stellung der Lohnabhängigen, aber in seiner Orientie- 
rung am Krisensymptom Arbeitslosigkeit greift es zu kurz und erschwert eine Küi- 
senlösung im privat-kapitalistischen Sektor, indem es dort notwendige Entwertungs- 
prozesse mit möglichen inflationären Folgen aufschiebt. Darüberhinaus könnte sich 
durch die dazu notwendige staatliche Kreditaufnahme der private Kredit verteuern 
und, was gravierender ist, strukturelle Disproportionalitäten würden über Vorschlä- 
ge auf der Ebene der Kaufkrafttheorie unwissentlich, aber nicht auf Dauer, festge- 
schrieben. 

Diese und andere Vorbehalte lagen wohl der passiven Einstellung der SPD zur 
Wirtschaftsentwicklung insgesamt und der Wirtschaftspolitik in der Krise zugrunde, 
ohne sie jedoch analytisch in einer Untersuchung dieser Krise Konkret herausgear- 
beitet zu haben (11). Die SPD hatte weder die Bedingungen und Bewegungsformen 
der ökonomischen Krise bis dahin richtig einschätzen noch der Arbeiterklasse als 
ganzer eine politische Strategie vorschlagen können, die dem Zusammenhang von 
ökonomischer Krise und Kapitalismus’gerecht werden konnte. Besonders die pro- 
grammatische Theorie der „Wirtschaftsdemokratie‘“ bei den Gewerkschaften trug 
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mit ihrer fatalen Implikation krisenfreier Wirtschaftsentwicklung dazu bei, daß 
Tragweite und Bedeutung der beginnenden Krise kaum erkannt und verharmlost 
wurden. Nach den offensichtlichen Mißerfolgen des ADGB mit einer auf die Ge- 
samtkonjunktur zielenden ‚„Hochlohnpolitik“ bei den konkurrierenden Einzelunter- 
nehmern richtete sich die ‚politische und geweikschaftliche Strategie zunehmend 
darauf ein, den Forderungen der Kapitalseite durch den Verzicht auf die Errungen- 
schaften der Prosperität direkt und indirekt entgegenzukommen: Der Reformismus 
macht jetzt wieder deutlich seine Politik für die Interessen der Arbeiter von der ka- 
pitalistischen Konjunkturentwicklung bzw. von der Krisenlösungsform abhängig. 
Die politische Krise der Republik wurde nicht auf die ökonomische Krise zurückbe- 
zogen, sondern die politische Strategie wurde über die bekannte Annahme neutraler 
Staatsgewalt als eines allen Klassen gleichermaßen zur Verfügung stehenden Instnu- 
ments politischer Zielverwirklichung auf die Erhaltung der politischen Form der 
palamentarischen Republik über die ökonomische Krise hinweg orientiert. Auf die 
Einschätzung des politischen Krisenverlaufs schien im Lager des Reformismus der 
objektiv vorliegende Zusammenhang von Politik und Ökonomie in der Systemkrise 
der Weimarer Republik jedenfalls kaum Einfluß gehabt zu haben. 

Einschränkend muß hier erwähnt werden, daß die von uns angedeutete Selbst- 
auflösung sozialdemokratischer Politik insoweit der Antinomie politisch folgte, wie 
es für sie unmöglich war, umfassende ‚Volkspartei‘ zu werden und gleichzeitig der 
Krise mit grundlegenden Strukturveränderungen des deutschen Kapitalismus — be- 
sonders gegen die aggressiven Teile der kartellierten Schwerindustrie (12) — entge- 
genzutreten, 

In der Einschätzung des ökonomischen Krisenverlaufs durch die SPD tauchte 
der Zusammenhang nur insofern auf, als man frühzeitig dem ungehemmten ökono- 
mischen „Reinigungsverlauf‘‘ disproportionaler Entwicklungen ohne Eingriffe statt- 
geben wollte. Erst herausgefordert von den aggressiven Arbeitsbeschaffungsplänen 
des ADGB, die im Grunde das Arbeitslosigkeitsproblem teilweise von den privatwirt- 
schaftlichen Erfordernissen mit Hilfe staatlicher Stützung abzukoppeln versuchten, 
forderten die SPD-Wirtschaftsfachleute Hilferding, Naphtali und Paul Hertz die Zu- 
rückhaltung des Staates, da eıst die Krise die Grundlage für die erneute Wiederher- 
stellung des Verwertungsgrades des Kapitals und den zyklischen Aufschwung sorgen 
könne. Außerdem führe eine solchermaßen über Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
eingeleitete künstliche Auslastung der Kapazitäten zu überzyklischer Inflation bei 
gleichzeitiger Verdeckung der strukturellen Defizite im Reproduktionsprozeß des 
Kapitals; so die Kernpunkte der sozialdemokratischen Argumentationsfiguren gegen 
die Vorschläge des ADGB (13). 

Die unsicheren, „auf dem Sumpfpfad der Tolerierung‘“ (14) meist politisch- 
moralisch akzentuierten Stellungnahmen zu den Krisenlösungsversuchen, die in.den 
Notverordnungen immernochein „Stückchen Sozialismus“ finden, von der Brüning- 
schen Deflationspolitik bis zu Schleichers schon antizyklischer Orientierung, schei- 
nen die reale wirtschaftspolitische Alternativlosigkeit des Teüs der organisierten Ar- 
beiterbewegung zu bestätigen (15), der in der Krise seine reformistische Ideologie 
Zug um, Zug materiell infrage gestellt sieht und zudem die relative Übereinstimmung 
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seiner mit denen der bürgerlich-konservativen Krisenlösungsmuster feststellen muß. 
Gleichzeitig wurde es für die Freien Gewerkschaften bei Dauer der Depression im- 
mer unmöglicher, auch nur ein Minimum alltäglicher Arbeiterforderungen zu reali- 
sieren, da das Kapital in wesentlichen Teilen selbst an der Grenze seiner Reproduk- 
tionsfähigkeit stand. Außerdem hätten diese Forderungen ganz andere Kampfschrit- 
te notwendig gemacht. So blieb es größtenteils bei wortradikalen Proklamationen 
und realitätsferner orthodoxer Kapitalismuskritik. 

Die ideologische Absicherung wirtschaftspolitischer Zurückhaltung sozialde- 
mokratischer Politik in der Krise geht auch auf die Theorie des „Organisierten Kapi- 
talismus“ als Basis des Übergangs zum Sozialismus zurück. Sie rechtfertigt anschei- 
nend auch die gewerkschaftliche Auffassung des Krisenausgangs, indem man aus der 
Not einfach eine Tugend macht: „Wenn die Nebel dieser ökonomischen Krise sich 
verzogen haben werden, dann wird man deutlich sehen, daß auch in dieser Zeit die 
sozialistischen Fundamente stärker, die kapitalistischen schwächer geworden sind.‘“ 
(16) Das bedeutete eine klare Absage an eine eigene strukturpolitische Konzeption 
und eine — erfahrungsgeleitete — Fehleinschätzung der politisch möglichen Form 
der Krisenlösung mit einer Konstellation aus verschiedenen gesellschaftlich integrier- 
ten Gruppen zur faschistischen Massenbasis; diese Gruppierungen waren auch vor- 
dergründig integrierbar durch ein breites, inkonsistentes NS-Gesellschaftsprogramm, 
in dem man leicht sein ‚„‚Unbehagen am System“ gespiegelt fand; zum Beispiel im 
NS-Wirtschaftsprogramm mit seinem neuen Arbeitsethosversprechen (17). 

Dieser „Zukunftsglaube‘ anstelle gewerkschaftlicher Eigenaktivitäten ließ 
sich in und von den Gewerkschaften immer weniger verteidigen angesichts der voll 
auf die Arbeiterklasse abgewälzten Krisenlasten, so daß unter diesem Druck im 
ADGB als einziger deutscher Gewerkschaft begonnen wurde, eigenständige, zumin- 
dest konjunkturtheoretisch unorthodoxe Vorschläge zur Überwindung der Wirt- 
schaftskrise auszuarbeiten und zu propagieren. Als Arbeitsbeschaffungsprogramme 
traten sie ab 1930 mit aggressiven Antidepressionsvorschlägen auf einer Defizitfinan- 
zierungsgrundlage zur effektiven Erhöhung der Nachfrage in die öffentliche wirt- 
schaftspolitische Diskussion ein und fanden sogleich starkes sozialpolitisches Echo. 
Diese Pläne schienen von den bisherigen Versuchen hauptsächlich dahingehend ab- 
zuweichen, daß sie an den ökonomischen Bewegungen ansetzten und den politisch- 
staatlichen Bereich über umfassende staatliche Investitionsprogramme hinzunahmen, 
d.h. sie versuchten sich zumindest wieder auf beide Seiten des Verhältnisses gesell- 
schaftlicher Entwicklung zu beziehen. Wir können hierbei durchaus von einem anti- 
zyklischen Politik-Typ gewerkschaftlicher Forderungen sprechen. Er wurde aber 
durch die von der SPD politisch verfolgte Tolerierungshaltung prozyklisch/krisen- 
verschärfend scharf behindert (18). 

Der ADGB versuchte mit diesen Vorschlägen über die tagespolitischen sozialen 
Inhalte bisheriger Forderungskataloge zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit, wie: für 
Vollbeschäftigung, 40 Stunden-Woche bei 3 Stunden-Tag, Arbeitsstreckung und 
Krümpersystem, Arbeitszeitverkürzungbei vollem Lohnausgleich und für Einführung 
des 9. Pflichtschuljahres etc. hinauszugehen und die Arbeitslosigkeit über den mone- 
tären Konjunkturbelebungshebel und eine Kapitalgüterproduktion einschränken zu 
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wollen. 

Ob den Arbeitsbeschaffungsprogrammen und dem im Anschluß gemeinsam 
mit dem AfA-Bund vorgelegten Plan zum ‚Umbau der Wirtschaft‘‘ (19) eine auf- 
grund der veränderten materiellen Lage und det Erfolglosigkeit von Einzelmaßnah- 
men erheblich veränderte Wirtschaftstheorie als politisches Orientierungsmoment 
für gewerkschaftliche Strategie und Taktik zugrundeliegen oder ob die Programme 
auf unverändert reformistischer Grundlage Arbeitslosigkeit als Krisensymptom ge- 
sellschaftlich losgelöst über eine folgenreiche Belebung der Gesamtwirtschaft sozial- 
politisch nur „einzudämmen‘“ versuchen, wollen wir anhand dieser Pläne herausar- 
beiten. 


2.1. Arbeitsbeschaffung als ‚Kampf gegen die Wirtschaftskrise“ 


Den inhaltlich fortgeschrittensten und geschlossensten Stand, der innerhalb und 
außerhalb der Gewerkschaften weite Verbreitung bis zur parlamentarischen Verwen- 
dung gefunden hat, repräsentiert der WTB-Plan zur Arbeitsbeschaffung vom 26. 1. 
1932. Er wurde nach abgeschlossenem Meinungsbildungsprozeß ohne weitere Erör- 
terung durch die wenigen Redner auf dem Krisenkongreß am 13. 4. 1932 in die 
einmütige Entschließung aufgenommen. Seinen inhaltlichen Ausgangspunkt nahm 
dieser Plan nachweislich wohl in den Ausarbeitungen des Leiters des Statistischen 
Büros des ADGB, Wladimir Woytinsky, der zunächst von nationalen Grenzen in der 
Folgewirkung der Wirtschaftspolitik absah und sich auf einen Zusammenhang von 
Strukturwandel der Wirtschaft und ihren Folgen für die Arbeiterklasse bezog. Domi- 
nant für seine Vorschläge zur Krisenbekämpfung war die Ursachenbestimmung der 
mangelnden Kaufkraft und damit Warenüberproduktion (Unterkonsumtionstheorie), 
die er durch einen internationalen Preisabbau reguliert sehen wollte. Diese Überle- 
gungen fanden Eingang in das auf Februar 1931 datierte „Aktionsprogramm für 
die Belebung der Wirtschaft“. Seine starke gewerkschaftsinterne Beachtung rührte 
sicherlich auch daher, daß das Aktionsprogramm in seiner volkswirtschaftlichen 
Orientierung die Arbeitslosigkeit quasi im Nebeneffekt über eine staatlich induzierte 
Wirtschaftsbelebungsaktion zu mildern versprach. Diese stärker volkswirtschaftliche 
Konjunkturbetrachtung war für die Gewerkschaftsbewegung auch in den Führungs- 
kreisen noch ungewohnt. Aber im konkreten Fall bisheriger Erfolglosigkeit nach 
dem ersten Weltkrieg und in der Rationalisierungsphase kam sie ihnen durch ihren 
starken Gegenwartsbezug wohl entgegen. 
Handlungsanleitende Stichpunkte des Programms waren: 
— Beeinflussung der Preisentwicklung ‚durch einen staatlich induzierten Produk- 
tionsaufschwung 
— sinnvolle Arbeitsbeschaffung nur duıch Kapitalschöpfung und nicht über eine 
Umverteilung knapper Mittel in der Krise 
— beides steht im Zusammenhang mit der Goldpreiswährung, wobei es sich auf die 
monetären Überlegungen bei Keynes beruft. 
Mit der Behauptung: „Krisen im Kapitalismus sind vermeidbar“ und der ab- 
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fälligen Bemerkung zur sozialistischen Zukunftsmusik bricht Woytinsky eine nie be- 

endete polemisch geführte Kontroverse um das „Nur-Gewerkschaftstum“ innerhalb 

von SPD und Gewerkschaften wieder auf. 

Das erweiterte Programm wurde — neben dem von Hörsing aus Reichsbanner- 
kreisen schon veröffentlichten Plan gegen die Arbeitslosigkeit — auf der Vorstands- 
sitzung des ADGB am 9. 3, 31 als zu publizierende Druckschrift andiskutiert und 
ohne nachweisbare Korrekturen zum Druck freigegeben. Damit bekam der Plan in 
allen seinen Implikationen gewerkschaftsöffentlichen programmatischen Charakter. 
Das antizyklische Moment fand seine Erwägung in dem scheinbar neuen — weil na- 
tional bezogenen, aber auch international gedachten — Vorschlag, nach dem der 
Staat in der Prosperität Reserven für ein deficit-spendingProgramm in der Depres- 
sion bilden sollte. 

Die nächste Konkretions- und direkte Vorlaufstufe zum WTB-Plan innerhalb 
der Krisendiskussion erfuhr der Plan mit der Zuspitzung zur Arbeitsbeschaffungsfor- 
derung in den „Thesen zum Kampf gegen die Wirtschaftskrise‘‘ vom 23, 12. 1931 (20). 
Als veröffentlichte Fassung wurde dieser — stärker national akzentujerte — Arbeits- 
beschaffungsplan als WTB-Plan vom 26. 1. 1932 bezeichnet und in einigen Punkten, 
so in der Finanzierung über eine Reichskredit A.G. präzisiert unter Einschluß von 
Notenschöpfung. 

Die Hauptgedanken dieser WTB-Fassung, die bis zum Krisenkongreß 1932 of- 
fensichtlich erfolgreich als Elemente gewerkschaftlicher Strategie in der Arbeitsbe- 
schaffung verankert worden sind, können wie folgt umrissen werden: 

— Zur Belebung der Wirtschaft muß ein Anstoß von außen erfolgen, da die bisher 
wirksamen Krisenüberwindungskräfte außer Funktion sind. 

— Dieser Anstoß ist vorgesehen über die Restituierung von 1 Mio Arbeitslosen in 
Arbeitsplätze durch öffentliche Körperschaften, die die Kreditsumme von ca. 2 
Mrd. RM als Schuldverpflichtung langfristig übernehmen; eventuelle Baransprü- 
che können über zusätzliche Notenschöfpung laufen. 

— Laufzeit dieser Arbeitsbeschaffung zunächst ein Jahr. 

— Inflationsbefürchtungen sind grundlos, da die Massenkaufkraft oder die Noten- 
vermehrung über ein Jahr relativ gering gehalten sind, z. T. wieder in die Reichs- 
bank zurückfließen und dort abgebaut werden können. 

— Der kreditierte Wirtschaftsaufschwung bringt Ersparnisbildung wieder in Gang, 
die dann in der Deckung vorgezogener Mittel wieder Verwendung finden. 

— Warenverknappung durch zusätzlichen Notenumlauf ist in dieser Krise deswegen 
nicht zu erwarten, weil die technischen Voraussetzungen zur schnell erweiterba- 
ren Güterproduktion schon vor der Krise vorhanden waren und derzeit nur brach 
liegen. 

— Erwartet werden muß über die Kaufkraftsteigerung von 2 Mrd. RM eine etwa um 
150 Mill. RM mehr belastete Außenhandelsbilanz; diese Größenordnung ist aber 
von der deutschen Handels- und Zahlungsbilanz durchaus verkraftbar. 

Abschließend wird in dem Arbeitsbeschaffungsprogramm noch einmal betont, 
daß diese vorgeschlagene aktive Konjunktunpolitik mit keinen anderen Mitteln arbei- 
te, als sie in dem normalen Krisenverlauf von selbst zur Anwendung gekommen wä- 
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ren, wenn die Privatinitiativen an großen Industrieprojekten wie bisher funktioniert 
hätten und auch weiterhin Anlagemöglichkeiten in den Kolonien zur Verfügung 
ständen. 

Deutlich wird hier wiederum, daß dieser gewerkschaftliche Krisenplan struk- 
turkonservativ ist. Er enthält keine Korrekturen der Formbestimmtheit der Arbeit, 
der konkreten Arbeitsorganisation, der Technikpolitik und des sozialstrukturellen 
Entwicklungsprozesses, wie er sich als Voraussetzung und Ergebnis der kapitalisti- 
schen Vergesellschaftung der Arbeit herausgebildet hat. 


2.1.1. Der Krisenkongreß des ADGB (13.4. 1932) und die Gewerkschaftskrise 


Die politische Bedeutung dieses kurzfristig einberufenen außerordentlichen Kongres- 
ses innerhalb der Arbeiterbewegung, sieben Monate nach einem ordentlichen Ge- 
werkschaftskongreß, der noch ganz im Zeichen der Wirtschaftsdemokratie gestan- 
den hatte, wird durch den einzigen Tagesordnungspunkt „Die Notwendigkeit der 
Arbeitsbeschaffung‘‘ schon angezeigt. Unmißverständlich verweist diese Formulie- 
rung auf die nunmehr kaum noch kompromißbereite Vertretung des gewerkschaftli- 
chen Standpunktes gegenüber der SPD, wonach gerade in der Krise die Gewerk- 
schaften aktiv die Interessen der Lohnarbeiter insgesamt zu verteidigen haben, denn: 
„Kollegen, sagt es draußen, wo immer sich die Gelegenheit bietet, ohne Arbeit geht 
nicht die Kapitalistenklasse, sondern die Arbeiterklasse zuerst zugrunde.“ (21) Da- 
mit wurde hin zur SPD, die sich nur sehr zögernd wegen der Finanzierung zur Ar- 
beitsbeschaffungsprogrammatik, aber vor allem wegen der verzerrenden Wirkungen 
von Eingriffen in der Krise insgesamt bekannte, innerhalb der Gewerkschaften und 
für die Öffentlichkeit ein Bekenntnis zum sozialen Kampf abgelegt. Gleichzeitig 
wurde damit versucht, auf die laufenden innerministeriellen Beratungen Einfluß 
auszuüben. Der Erfolg blieb aber hauptsächlich deswegen aus, weil die Reichsbank 
sich gegen jegliche Kreditausweitung sperrte. 

Über die vorgeschlagene aktive, konjunkturell bezogene konkrete Wirtschafts- 
politik auf der Grundlage des WTB-Arbeitsbeschaffungsprogramms stellte man sich, 
wie Eggert es sinngemäß ausführte, einen ökonomisch und politisch gangbaren Weg 
durch die Krise vor, der sich zwischen den Extremen der tatenlosen „Zusammen- 
bruchstheoretiker‘‘ und den Unternehmerforderungen nach Freiheit des kapitalisti- 
schen Wirtschaftssystems „durchkämpft bis zu einer planmäßigen Bedarfsdeckungs- 
wirtschaft‘‘, Daß diesem Weg des WTB-Plans die Reichsregierung vor allem wegen 
des Primats des ausgeglichenen Haushalts und der drohenden Inflationsgefahr durch 
Kreditgewährung nicht folgen könne — bei prinzipieller Anerkennung von Arbeits- 
beschaffungsprogrammen — , verdeutlichte Reichsarbeitsminister Stegerwald auf 
dem Kongreß. Er wandte sich besonders in der Bestimmung der Faktoren zur Kri- 
senverschärfung direkt gegen die von Leipart zuvor auf dem Hintergrund der Kauf- 
krafttheorie ins Feld geführten „Wahnsinn der Lohnkürzungen“ und setzte die Not- 
wendigkeit der Währungsstabilität auch unter Reparationsgesichtspunkten dagegen. 
Damit favorisierte er Arbeitsbeschaffungsprojekte im Agrarbereich, die geringe fi- 
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nanzielle Aufwendungen erforderten und die städtischen Wohlfahrtsaufwendungen 
ebenso wie den freiwilligen Arbeitsdienst über eine ländliche Autarkiebewegung ent- 
lasten könnten, 

Der von Eggert auf diesem Kongreß vorgeschlagene nationale Arbeitsbeschaf- 
fungsplan bewegte sich völlig auf der innergewerkschaftlichen Kompromißlinie der 
WTB-V orstellungen; die durchaus auf diesem Kongreß vertretene, gerade in der Kri- 
senpolitik abweichende SPD-Position verzichtete auf eine Darstellung. 

Im einzelnen geht der Plan von 2 Mrd. RM für 1 Mio. neue Arbeitsverträge im 
Jahr aus, die für den Bereich Straßenbau, Hochwasserschutz, Kleinwohnungsbau, 
Hausreparatur, Siedlungen, Meliorationen und Streckenbau und -rneuerung bei der 
Reichsbahn wie Grunderneuerungen im Postbereich vorgesehen waren, Die Finanzie- 
rung soll aus den eingesparten Beträgen der ALO-V und KRU, den neu hinzukom- 
menden Steuerabgaben der Wiederbeschäftigten und über eine „volkstümliche Ar- 
beitsbeschaffungsanleihe‘ erfolgen, die mit günstigen Zinssätzen gehortete Geldbe- 
träge in den Kreislauf bringen sollte. Wenn dies nicht ausreiche, so könne diese An- 
leihe von den Banken als rediskontierte Zwischenfinanzierung im Sinne einer defizi- 
tären Konjunkturmaßnahme gehandhabt werden, Forderungen zur Preisbildungs- 
überwachung und nach gesetzlicher Einrichtung der 40 Stunden-Woche unter Tarif- 
bedingungen als Stärkung der Massenkaufkraft durch Arbeitsstreckung ergänzten 
die Unmittelbarkeit des Gewerkschaftsprogramms, das Tarnow in seinem Beitrag als 
aktive Konjunkturpolitik zur Krisenmilderung kennzeichnete und dann eine Brücke 
zur mittelbaren Veränderung der Wirtschaft damit schlug. Er sagte: ‚‚Wir sehen in 
einer planmäßigen Organisation der Arbeitsbeschaffung durch die öffentliche Hand 
einen der Wege, die uns aus der Willkür, aus der Unzulänglichkeit unseres gegenwär- 
tigen Wirtschaftssystems hinausführen müssen.“ (22) Er nahm damit die Ausführun- 
ge Eggerts auf, der das Ziel der planmäßigen Bedarfsdeckungswirtschaft als höhere 
Ordnung für"erreichbar hielt mit einem „Umbau der privatkapitalistischen Wirt- 
schaft“. Er konnte sich auch einig wähnen mit der langfristigen SPD-Strategie auf 
der Grundlage der Theorie des ‚„‚Organisierten Kapitalismus“. In der Entschließung 
des Kongresses wurde der Bundesvorstand deshalb aufgefordert, diesen notwendi- 
gen Umbau der Wirtschaft als Gewerkschaftsforderung an die Regierung zu präzisie- 
ren. 

Es Kündigt sich hier die Wiederholung der Etappenstrategie an, die politisch 
nur noch den Verteilungskampf zuläßt. Argumentativ und real wirksam war sie 
nach dem Ersten Weltkrieg schon gegen die Sozialisierungsvorstellungen innerhalb 
der Gewerkschaft und Teilen der SPD gewendet worden unter dem Schlagwort: 
„Bozialismus heißt Arbeit, Sozialisierung in der Krise heißt Sozialisierung der Ver- 
luste, daher erst Aufbau und dann Sozialisierung‘‘ (22a). 


2.2. Gewerkschaftspolitische Merkmale der Krisenpläne 


Als organisierte Verfechter der Interessen des Verkäufers der Ware Arbeitskraft wa- 
ren die Gewerkschaften immer bemüht, die allgemeinen Konditionen und insbeson- 
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dere den Lohn bei dem Verkauf der Arbeitskraft direkt mit dem Käufer möglichst 
günstig auszuhandeln, sie später auch tariflich zu verstetigen und dabei den Verkauf 
selbst kontingentiert als Druckmittel einzusetzen. Die hierbei erfahrenen Grenzen 
ergaben sich aus dem Akkumulationsprozeß des Kapitals selbst — also einer „ge- 
samtwirtschaftlichen Größe‘, die so nicht erscheint — , der zugleich in seinem Be- 
dingungscharakter von gesellschaftlicher Produktion und kapitalistischer Aneignung 
sich den Gewerkschaften immer wieder als widersprüchlich und beeinflußbar offen- 
barte; oder anders ausgedrückt: Das Kapital ist ihnen nicht als fixe Größe mit fixem 
Wirkungsgrad begegnet, sondern als „elastischer und mit der Teilung des Mehrwerts 
in Revenue und Zusatzkapital beständig fluktuierender Teil des gesellschaftlichen 
Reichtums“ (23). 

Aus ihrem Kampf um die stetige Verbesserung der Reproduktionsbedingun- 
gen der Ware Arbeitskraft, also vor allem um den stofflich in einer Masse von Le- 
bensmitteln ausdrückbaren variablen Kapitalteil, erwuchs die Vorstellung, daß sein 
Ansteigen primär in einer Funktion zum Verhältnis von Konsumtions- und Akku- 
mulationsfonds stehe. Es gelte daher in dieses Teilungsverhältnis gewerkschaftlich 
einzugreifen, und nicht in die allgemeinen Produktionsbedingungen und in die Ar- 
beitsorganisation. Dabei hielt man sich noch die gesamtwirtschaftliche Überlegung 
zugute, nach der steigende Löhne als Kaufkraftfaktor wiederum die Produktion 
profitabel stimulieren, sie also auch im gemeinsamen Interesse von Arbeit und Kapi- 
tal anzusteigen hätten. 

Die Auseinandersetzung um die jeweilige Größenordnung der Zuwächse habe 
somit von beiden Seiten aus gesamtwirtschaftlicher Verantwortung und unter kon- 
junkturellem Bezug zu erfolgen; so ein wichtiger Fixpunkt gewerkschaftlicher Theo- 
riebildung der Zeit. 

Die realen Erfahrungen der Lohnarbeiter und Gewerkschaften auf der Einzel- 
kapitalebene lehrten die Assoziationen aber zugleich, daß dieses Gemeininteresse 
sich Kaum bei den konkurrierenden Kapitalen herstellte, sondern sich in Klassenaus- 
einandersetzungen als jeweilige Kompromißlinie von Lohnarbeit und Kapital ergab 
und institutionell mit besonderen Handlungsspielräumen dort absicherbar zu sein 
schien, wo die allgemeinen Verkehrsformen garantiert wurden: im Staat. 

Diese hier äußerst knapp skizzierte Erfahrungsquelle, die sich entlang der ge- 
sellschaftlichen Oberfläche in den konkreten Auseinandersetzungen gebildet hatte 
und die Mystifikationen des Kapitalverhältnisses weitgehend unaufgebrochen wie- 
dergibt, prägte besonders grundlegend die wirtschaftspolitischen Überlegungen der 
Gewerkschaften in der ökonomischen Prosperität, aber auch in den Abschwüngen. 
Die Herausbildung der in den Gewerkschaftsdiskussionen sich schon früh über die 
Lohnform konstituierenden vorherrschenden Kaufkrafttheorie, die unter der Annah- 
me des Verteilungskampfes den Kapitalbildungsprimat mit vertrat und sich dabei 
noch auf ein Gesamtinteresse berufen konnte, dessen Einhaltung sie wiederum dem 
als zumindest klassenneutral erachteten Staat übertrug, steht als gewerkschaftliche 
Handlungsorientierung mit dieser Erfahrungsfolie in engem Zusammenhang. 

Im folgenden wird diesen Merkmalen anhand der „Krisenpläne“ der Gewerk- 
schaften nachgegangen und damit auch geprüft, ob es zur Anwendung neuer hand- 
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lungsorientierter Theorien in der Krisenpolitik gekommen ist oder ob eine akzen- 
tuierte Weiterverwendung bisheriger Strategien vorliegt (24). 


2.2.1. Lohntheorie, Kaufkrafttheorie, Konsumtionstheorie 


Die „Politik der hohen und steigenden Löhne‘‘ ohne Angabe von Maßstäben oder 
jeweils wirtschaftsp olitischen Argumentationen war die beherrschende Lohnstrate- 
gie der Gewerkschaften verschiedenster Richtungen parallel zur Etablierung der pri- 
vat-Kapitalistischen Wirtschaftsordnung in Deutschland. Sie begründete sich auch 
explizit aus dem Interessengegensatz von Kapital und Arbeit, der in der Brentano- 
schen Machttheorie des Lohns einen frühen, besonders von den Freien Gewerkschaf- 
ten adaptierten theoretischen Ausdruck fand (25). Diese Theorie fand ihre fortlau- 
fende, allerdings inımer nur kurzfiistige Bestätigung besonders in den erfolgreichen 
Kämpfen der Lohnarbeiter um einen erhöhten Lohnanteil innerhalb der von ihnen 
überschaubaren Gestehungskosten in den Perioden der qualitativ und quantitativen 
Produktionssteigerungen und bereitete die revisionistische Theorie von Lohn = Preis 
der Arbeit, bzw, über Lohnsteigerungen sei das Profitsystem zu überwinden, mit vor. 
So konnte Fritz Tamow in voller gewerkschaftlicher Übereinstimmung 1924 zum 
Ziel geweikschaftlicher Lohnpolitik sagen, daß „, ... den Arbeitem der volle Ertrag 
ihrer Arbeit nach Abzug nur dessen, was zur Erhaltung, Verbesserung und Vermeh- 
rung der Produktionsmittel volkswirtschaftlich notwendig ist“, im Kapitalismus zu 
verschaffen sei (26), um „den Kapitalanteil und die Profitrate der Unternehmer so 
tief wie möglich zu drücken“ (27). Gleichzeitig erkannte man.aber auch, daß es vor- 
teilhaft sein könnte, die Lohnforderungen in modifizierter Abkehr von dem generel- 
len Kaufkraftargument aus der politisch gewendeten Unterkonsumtionslehre (28) 
konzeptionell einzubinden in eine flexible Lohnstrategie, die den volkswirtschaftli- 
chen Verlauf optimal zu nutzen verstünde, Dieser Anstoß ergab sich auch aus der 
Untermehmerkritik an der starren Arbeitsfondstheorie der Gewerkschaften, die der 
„Kaufkrafttheorie‘“ zeitlich vorausging und den wichtigen Gesichtspunkt der unter- 
nehmerischen Profiterwartung nicht berücksichtigte. 

Die Arbeitsfondstheorie der Freien Gewerkschaften bzw. des ADGB geht da- 
von aus, daß die gesamten vorhandenen bzw. für das Volkseinkommen zu leistenden 
Arbeitsstunden über den Staat auf mehr Hände resp. auf mehr Lohnempfänger ver- 
teilbar seien. Dabei wird vorausgesetzt, daß das Kapital einen fixen Wirkungsgrad 
bzw. die variablen Teile des Kapitals eine fixe Größe haben. Weiterhin ist impliziert, 
daß die Teilung gesellschaftlichen Reichtums in konstantes und variables Kapital 
(stofflich: Produktionsmittel und Löhne als Masse der repräsentierten Lebensmittel 
im weitesten Sinne) unbeschadet des Verwertungsprinzips und der Konkurrenz 
staatlich beeinflußbar sei, sei es auch nur auf Kosten der Revenue, ohne das System 
gefährden zu wollen, was die ADGB-Vorschläge zur Überwindung der Krise mit 
einer immanenten Zielprojektion ja auch nicht beabsichtigten (28a). Es entwickelte 
sich darüber in der betroffenen Öffentlichkeit nach der Inflationshase und beginnen- 
der Stabilisierung in der Weimarer Republik ab 1924 bis zum ökonomischen Ab- 
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schwung 1923 eine publizistisch stark verbreitete Diskussion um die Zusammenhän- 
ge-von Lohn, Kaufkraft, Produktivität und Wirtschaftswachstum, die-besonders an- 
gesichts der vollen Warenlager auf seiten der Freien Gewerkschaften der modifizier- 
ten Kaufkraftargume.nte in der Lohntheorie wieder zum Durchbruch verhalfen, Auf 
ihrer Grundlage wurde auch eine Krisentheorie bzw. Lohnpolitik in der Krise ent- 
wickelt. Damit hatte sich die Lohntheorie aktiver Lohnpolitik — so wie sie von Tar- 
now begründet wurde — in der ökonomischen Krise legitimiert als für die gesamtge- 
sellschaftliche Reproduktion notwendige, somit gemeinnützig kapitalistische und 
nicht lohnspezifische interessengebundene Forderung der Freien Gewerkschaften. 
Als wichtiges Propagandainstrument refomistischer Gewerkschaftsführung wird sie 
bis in die Begründung der Arbeitsbeschaffungspläne hineinragen, 

Daneben gab es noch weniger erfolgreiche Überlegungen zur Lohnpolitik, die 
den Anteil des Lohns am Warenpreis wenigstens volkswirtschaftlich angemessen hal- 
te wollten, was prinzipiell auch durch eine Preissenkung möglich gewesen wäre, die 
die Gewerkschaften aber nicht durchsetzen können. Überlegungen zur Ursache von 
Produktivitätssteigerungen und Rationalisierungsmaßnahmen durch höhere Löhne, 
und umgekehrt die Berechtigung von Lohnerhöhungen zur Anpassung an bereits 
durchgeführte Produktivitätserhöhungen wurden durchaus nebeneinander in ein- 
schlägigen Gewerkschaftspublikationen vertreten, Allerdings war eine generelle Ent- 
scheidung zur Lohntheorie, nach der die primäre Triebkraft zur Entwicklung der 
Wirtschaft im Konsum zu suchen sei und daher die Kaufkrafthebung der breiten 
Masse über Lohnsteigerungen vorangetrieben werden müsse, im ADGB schon gefal- 
len. Damit war auch die Sichtweise der kapitalistischen Produktion als eine unmittel- 
bar für den Verbrauch — Bedarfsdeckungsprinzip statt Mehrwertproduktion als 
Zwecksetzung — in der Theorie verankert, die jetzt nur noch die Distribution in den 
gewerkschaftspolitischen Mittelpunkt stellen konnte. 

Man kann den in der „Kaufkrafttheorie. steigender Löhne‘‘ enthaltenen Kern als 
geronnenen Erfahrungsgehalt der plebeischen Kultur des 19. Jahrhunderts identifi- 
zieren, aus dem heraus sich soziale Handlungsträger zwar dysfunktional verhielten 
(beständiger Lohndruck als ‚Kostendruck‘), aber nicht antikapitalistisch agierten 
(Lohnerhöhung zur Subsistenzerhaltung und Konsumsteigerung). Demgemäß ver- 
läßt auch diese Gewerkschaftsstrategie Kaum den normativen moralischen Begrün- 
dungsrahmen, etwa zugunsten einer rationalen Handlungslogik, die zu einem prak- 
tischen kollektiven Handeln in Aktionsformen notwendig ist; dazu hätte es dann 
auch gehört, als kollektive soziale Akteure, die ihre normativen Lebenserfahrungen 
rational zu begründen vermögen, in ihrem politischen Kampf zum Beispiel gegen 
den Staat als dominantes Handlungssystem dort anzutreten, wo er sie an der eman- 
zipativ ausgerichteten Kontrolle des gesellschaftlichen Entwicklungsprozesses bis- 
her dauerhaft wirksam behindert hat; gleiches gilt für Organisation der Arbeit. Diese 
umfassende kognitive Strukturveränderung als ein wesentliches Element der Trans- 
formationspotenz (Erfahrungsveränderung als reflexiv Kognitive Begründungsfor- 
men zur Aktion kollektiver Subjekte) war zwar unter dieser „Schwelle“ als klassen- 
spezifische soziale Protestform/-revolte historisch belegbar vorhanden mit dem Ef- 
fekt einer allmählichen Reinigung der Handiungsperspektiven von ausschließlich 
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moralischen Begründungen, aber sie waren als gebündeltes Handlungsmuster auf 
einer antikapitalistischen Begründungsstruktur noch nicht strukturell organisiert, 
bzw. zu einer Theorie ausgearbeitet, die strategisch/taktisch handlungsanleitend sein 
konnte. Die dazu wichtigen soziokulturellen Applikationselemente waren offensicht- 
lich noch nicht herangereift, wie es uns die traditionellen Argumentationsmuster, 
ihre Handlungslogik und Wirkungsmächtigkeit in der gesellschaftlichen Deutung in- 
nerhalb der Gewerkschaftspolitik am Beispiel der Lohntheorie klar zeigen (vgl. An- 
merkung 01 A). 

Die nunmehr dominierende Variante der Kaufkıafttheorie der hohen Löhne, 
die sich auf fünf Lohnargumente stützt: das Arbeitsleistungsargument, das Rationa- 
lisierungsinstrument, der Kapitalbildungsprimat, das strukturelle und das konjunk- 
turelle Kaufkraftargument, erhebt den Anspruch, aus interessenbezogener Sicht 
eine volkswirtschaftliche Geltung zu besitzen. Sie hat auch ihre Genese einem ge- 
samtwirtschaftlichen Anstoß mit zu verdanken, nämlich der Rezession 1926. Woy- 
tinsky (29) stellte damals in seinem Aufsatz dazu fest, daß sowohl Preisstürze mit 
beginnender Krise, als auch der Preisverfall in der Depression verhindert und ge- 
bremst werden können durch eine erhebliche Steigerung der Kaufkraft der Mehrheit 
der Bevölkerung, wobei er an eine sogenannte Kaufkraftverschiebung auf Kosten 
der individuellen Konsumtion der besitzenden Klassen denkt. Er legt sich durch die- 
se Therapie auf die Krisenursache von „Absatzstockung wegen Kaufkraftmangel“ 
(30) fest und findet in dem Lohntheoretiker Jakob Marschak unmittelbare Unter- 
stützung, der 1927 schrieb: 


„Der technische Fortschritt, die bessere Ausrüstung der aus den immer wachsenden Ersparnis- 
sen finanzierten Produktionsmittel äußert sich in der Zunahme der Gütermenge. Das müßte je- 
des Mal zu einem Preissturz führen, und der Preissturz würde stets ein Verlust für die Industrie- 
unternehmen bedeuten, da sie die Rohstoffe in einer früheren Periode ... gekauft hätten, Diese 
Verluste müßten zu einer Einschränkung der Produktion, zur Krise führen, Der Preissturz, die 
Krise, müßte ebenso sprunghaft eintreten, wie auch die technischen Verbesserungen sprunghaf- 
ter Natur sind. Der Preissturz tritt aber nicht ein, wenn der gestiegenen Froduktionsmenge ge- 
stiegene Nachfrage gegenüber steht. Eine solche Nachfragesteigerung wird aber gerade durch 
eine Lohnsteigerung geboten.‘ (31) 

Diese ausschließlich binnenwirtschaftlich bezogene Argumentation der Stärkung der 
Massenkaufkraft über höhere Löhne wurde in Gewerkschafiskreisen sehr schnell 
populär, da sie zumindest die permanente Lohnangleichung der Reallöhne an die ge- 
stiegene Produktivität vorsah, die Produktionsausweitung in Abteilung I und U vor- 
antrieb durch generelle Absatzsteigerungen und letztlich einen hohen Beschäfti- 
gungsgrad anstrebte. Die entsprechenden Erscheinungen in Prosperitätsperioden, 
vor allem vor dem Kriege, verliehen dieser Theorie zudem eine relative Glaubwürdig- 
keit, wenn sie auch fatalerweise unbemerkt gerade die theoretische Entwaffung der 
Lohnarbeiter und ihrer Organisation über die Prosperitäts- und Krisenverhinderungs- 
illusion vorantreiben half (32). 

Neben dem strukturellen Bestandteil der Kaufkrafttheorie, wonach längerfri- 
stig von steigendem Massenkonsum eine Strukturveränderung der Nachfrage und da- 
mit der Produktion unter dem Gesetz degressiver Kosten einhergehe, d.h. Lohnerhö- 
hungen führen nicht zu Preissteigerungen, sondern beide sinken, neben dieser Argu- 
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mentation war es besonders die Konjunkturelle Funktion der Hochlohnpolitik, die 
die Gewerkschaften unablässig und auch konjunkturunabhängig betonten, Gerade 
im Widerstand gegen den Lohn- und Sozialleistungsabbau, der von Regierung und 
Unternehmerseite mit Notverordnungen im Krisenverlauf zunehmend gemeinsam 
unter der Flagge der als notwendig erachteten Deflationspolitik betrieben wurde, 
und dem Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit, die auch einen enormen Kauf- 
Kraftverlust bedeutete, warnten die Gewerkschaften vor den Folgen der proportio- 
nal ablaufenden Lohn- und Preisabbaupolitik, da die zurückgenommene Kaufkraft 
sich lähmend auf die Produktion in beiden Abteilungen auswirken müsse, Ohne al- 
lerdings den Krisenverlauf genauer analysiert zu haben, schlugen sie in allen ihren 
Verlautbarungen zur Krisenbekämpfung auch in der Krise vor, die Gesamtwirtschaft 
von der Nachfrageseite her konjunkturell anzukurbeln, indem das Preisniveau ge- 
senkt und das Lohnniveau stabilisiert bzw. verbreitert werde. 

Die gewerkschaftlichen Maßnahmen zur Krisenbekämpfung über antizyklische 
Programme verweisen alle auf die darin gemachte Annahme, daß diese Krise ihre Ur- 
sache vornehmlich in einer konjunkturell bedingten Überakkumulation von noch 
nicht realisierten Warenwerten habe, denen eine generelle Unterkonsumtion blockie- 
rend entgegenstehe. Eben diese Stockung in der Zirkulation gelte es mit einer Nach- 
frageerhöhung, die auch über Anleihen, Schuldverschreibungen und kontrollierte 
Geldschöpfungen finanzierbar sei, zu überwinden. Auf diese Weise würde auch das 
reichlich vorhandene produktive Kapital wieder in profitable Anwendung gebracht 
werden können. 

Die Nachfrageerhöhung erschien der gewerkschaftlichen Argumentation auch 
deswegen nicht so ‚‚künstlich oder inflationär“‘ wirkend wie ihren Gegner, allen vor- 
an die Reichsbank, weil ihrer Erfahrung nach gerade der Lohnarbeiter für getane Ar- 
beit, für hergestellte Produkte bezahlt wird und das Geld als Zahlungsmittel nach- 
träglich Wert oder Preis des Artikels realisiert bzw. Wert und Preis der Arbeit. Da 
nun in der Krise Warenüberschüsse auf Realisierung warten, bedeutet die Nachfrage- 
hesstellung für sie, das Brot von gestern und nicht von morgen zu essen, wie es 
Reichsarbeitsminister Stegerwald auf dem Krisenkongreß behauptete, 

Probieme ergeben sich aus der „Kaufkrafttheorie‘“ aus ökonomischer Betrach- 
tung auch deswegen, weil sie Löhne nichtauch als Kostenfaktor für das Kapital an- 
nimmt‘, der sich auf die Profitabilitätserwartung ıealisierter Waren (möglichst zu 
gleichgebliebenen Wertausdrücken) und auf die Investitionsneigung auswirkt; ange- 
sichts der sozialen Lage würde von der steigenden Massenkaufkraft zunächst die 
Konsumgüterabteilung angeregt werden und sehr verzögert und modifiziert die Ge- 
samtnachfrage. Doch hier greift eine nur ökonomische Kritik an den Gewerkschafts- 
plänen zu kurz, denn diese müssen nicht immer die immanent bessere ökonomische 
Konzeption zur Krisenüberwindung vorweisen, sondern Vorstellungen entwickein 
zur systemtranszendierenden Ausnutzung der Krise und die politische Durchset- 
zungsmacht dafür im Gesamtinteresse. Dieser kurze Hinweis von uns wird deutlicher, 
wenn man an die zweite Funktion der Krise für das Kapital denkt: Branchenverän- 
derungen, Sicherung von Konkurrenzvorteilen, Rationalisierungen in der Produk- 
tion, Konzentrationsbewegungen, Veränderungen im nationalen und internationa- 
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len System der Arbeitsteilung etc. Auf diesen Prozeßablauf müssen die Gewerkschaf- 
ten politisch eingehen, weniger mit einer „besseren“ ökonomischen Gesamttheorie 
als mit einem politischen Druckmittel dort, wo sie „stark“ sind: z. B. erzwingen, 
daß die Warenlager unter ihrem Wert abgegeben werden, oder mit einer produzen- 
tenorientierten Maßnahme die Rationalisierungsvorhaben in den Betrieben mitgestal-. 
ten oder auf die Entwicklung neuer Produktionstechniken darüber Einfluß nehmen, 
daß man Arbeitsauflagen durchsetzt und die Investitionssumme über den Kosten- 
faktor Lohn entsprechend beschränkt. Wir meinen mit diesen Beispielen nicht, daß 
die Gewerkschaft auf eine alternative Konzeption der Wirtschaftspolitik normativ 
verzichten sollte, aber sie muß den Entwicklungsprozeß auch punktuell dort und 
dann politisch einleiten, wo sie ihre besten Durchsetzungschancen über ihre Mitglie- 
der hat. 

Gemeint ist damit die leider oft vernachlässigte Binsenweisheit, daß man die 
Wirklichkeit nur verändern kann, wenn man auch analytisch von ihr ausgeht, d.h, 
hier: es müssen Maßnahmen vorgeschlagen werden, die als neue ökonomische Poli- 
tik erkennbar gerade auf die Ernsthaftigkeit dieser Krise Bezug nehmen; überspitzt 
formuliert hat der ADGB gegen die „Emsthaftigkeit‘“ der ökonomischen Krise nur 
punktuelle Gegenmaßnahmen vorgeschlagen (und nicht gegen den Krisenprozeß), 
und die SPD hat die Krise bzw. den notwendigen politisch/ökonomischen Eingriff 
in spezifisicher Weise negiert (32a). Sie „‚setzte‘‘ im evolutionären Gesellschaftskon- 
zept auf eine durch die Krise eingeleitete ökonomische Modernisierungsrevolution 
in Richtung Sozialismus, wobei sie von der kapitalistischen Formbestimmtheit die- 
ses Prozesses weiterhin abstrahierte. Es ist diese reformistische Traditionslinie, die 
Partei und Gewerkschaft dann im „Umbauplan‘“ wieder zusammenführt. Allerdings 
wurden auch den dazu ökonomisch wichtigen Fragen zu den Grenzen gleichgewich- 
tigen Wachstums z. B., nach der Lokalisierung der Überproduktion in Abteilung I 
oder IE und deren Akkumulationsausgleich und nach der Nachfrage der Kapitali- 
stenklasse selbst innerhalb der Gesamtnachfrage bei der Propagierung der instru- 
mentellen Hochlohnpolitik zur Krisenüberwindung auch seitens der Gewerkschaf- 
ten ebensowenig nachgegangen wie bei der generellen Nachfrage nicht differenziert 
wurde nach Produktions- oder Konsumtionsmittelnachfrage. Auch Einschätzungen 
zum Binnenstrukturverlauf der Krise, d.h. ob beispielsweise ausreichend Entwer- 
tung und Vemichtung von Kapital über Konkurse, Fusionen etc. schon stattgefun- 
den haben, die die allgemeine Profitabilität erhöhen und Basis für Kapitalneuanlage 
abgeben, auf der ein deficit-spending-Programm staatlicher Nachfrage überhaupt 
erst wirksam werden kann, solche Überlegungen wurden von den Gewerkschaften 
nicht, wohl eher aber von der SPD in ihrer Krisentheorie zugrunde gelegt und mar- 
kierten damit wieder die Differenz zum Arbeitsbeschaffungsprogramm in der Krise. 

Als Kempunkt der wichtigsten Konzeptionen zur Arbeitsbeschaffung bis hin 
zum WTB-Plan, die alle nur über eine sehr mittelbare Konjunkturanalyse verfügten, 
ist die Kaufkrafttheorie hoher Löhne u. E. jedenfalls überall nachweisbar gewesen, 
In der Tradition gewerkschaftlicher Lohntheorie ist sie geradezu „,... Voraussetzung 
für die Übernahme des WTB-Plans als gewerkschaftliches Programm, legte sie doch 
bereits den Gedanken einer ‚Machbarkeit‘ der konjunkturellen Entwicklung nahe“ 
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(33). Ausgearbeitet als monetäre Konjunkturtheorie trug sie dazu bei, den Charak- 
ter der Wirtschaftskrisen in monetäre Disproportionalitäten zu verfabeln und im- 
plizierte auch den Glauben an eine Verstärkung staatlicher Konjunkturlenkung zur 
zukünftigen Krisenvermeidung (34). 


2.2.2. „Das revolutionäre Automobil wird der Sache der revolutionären Arbeiter- 
klasse dienen“ (35): Produktivitätspolitik und Kapitalbildungsprimat als Ziel- 
orientierung gewerkschaftlicher Krisenpolitik 


Bisher konnte von uns dargelegt werden, daß die Kaufkrafttkeorie hoher, besser: 
steigender Löhne tradierter Kern gewerkschaftlicher Lohnpolitik gewesen ist. Diese 
Politik wurde von den Gewerkschaften immer verstanden als Kampf gegen die Ten- 
denz der Senkung des Preises der Arbeitskraft unter ihren Wert, wie sie nach ihrer 
Erfahrung im Kapitalismus durch die ständige Steigerung der Produktivkraft der Ar- 
beit inszeniert wurde. 

Diese Lohntheorie erfuhr entlang der Entwicklung der Produktivkräfte und 
der Vergesellschaftung der Arbeit — und nicht umgekehrt — eine Reihe von Ausdif- 
ferenzierungen, die als lohnpolitische Argumentationsfiguren Bezug nahmen zu 
konkreten Veränderungen im Interessenbereich gewerkschaftlicher Vertretung. 

Als ein gutes Beispiel dafür in der Weimarer Republik läßt sich hier die haupt- 
sächlich lohnpolitisch gerechtfertigte, aber gesamtwirtschaftlich bezogene Haltung 
der Gewerkschaften zur Rationalisierungsbewegung der 20er Jahre angeben (35a). 
Mit dem Hinweis auf die steigenden Zuwächse gesellschaftlichen Reichtums über die 
Fortschritte in der Produktivität gesellschaftlicher Arbeit unterstützten die Gewerk- 
schaften in dem Glauben an damit auch steigenden Lebensstandard unbesehen alle 
betrieblichen und überbetrieblichen Maßnahmen, die unter dem Rationalisierungs- 
etikett durchgeführt wurden, einschließlich der neuen Technikeinführungen und der 
weitergehenden Taylorisierung. 

Dieses Kritiklose emphatische Verhältnis zur Veränderung der Form des Pro- 
duktionsprozesses (der „‚Fordismus“ als Beispiel für die Berechtigung hoher Löhne) 
basiert selbst noch einmal auf der spezifisch erfahrungsverarbeitenden Annahme, 
daß die Befriedigung der Grundbedürfnisse notleidendeı Bevölkerung nur durch 
eine möglichst rasche Entwicklung des Produk tionsapparates möglich wäre. Die da- 
bei zu erbringenden Opferleistungen im rationalisierten Produktionsprozeß an Fä- 
higkeitsverlust und abnehmender Selbstverwirklichung in der Arbeit seien eben not- 
wendig (und kompensierbar), um die Bedingungen des Lebens abzusichern, bis daß 
der Sozialismus uns ‚erlöse‘“ (36); d. h.: im gewerkschaftlich vertretenen Arbeits- 
und im gesellschaftlichen Fortschrittsbegriff, ebenso wie in der Reichtumskategorie 
ist die Entwicklung menschlicher Fähigkeiten nur noch marginal enthalten. Sie wur- 
de positiv dem ‚Selbstlauf‘ überantwortet. 

Dieser durchaus von bürgerlichen Wissenschaftlern der Zeit geteilte naturwis- 
senschaftlich/idealistische Fortschrittsglaube (36a) drängte objektiv das Emanzipa- 
tionsziel des gesamten Lebensbereichs zurück und klammerte einen direkt arbeits- 
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und bedürfnisbezogenen Ansatz der abhängig Beschäftigten aus. Diese zweckratio- 
nale Haltung mußte eine Entwicklung von Lebensutopien in Spannung zur Realität 
dauerhaft und folgenreich für die Arbeiterbewegung ausblenden; als verbreitet ver- 
ankerte Einstellung war diese um die Utopie verkürzte Zweckrationalität mit eine 
Voraussetzung für die anfängliche Attraktivität der nationalsozialistischen Arbeits- 
ideologie bei den abhängig Beschäftigten und gewerkschaftlich organisierten Arbei- 
tern. An dieser Fortschrittseinstellung mußte und konnte sich substantiell auch 
während der Massenarbeitslosigkeit nichts ändern, da die Gewerkschaften wie bei 
der Bestimmung des Arbeitslohns auch hier vom Gegensatz zwischen Lohnarbeit 
und Kapital im unmittelbaren Produktionsbereich absahen und erst an der Vertei- 
lungssphäre des Wertzuwachses machtpolitisch ansetzten. Deshalb konnten sie auch 
die Rationalisierungsbewegung als nicht kapitalistisch formbestimmt verstehen und 
unterstützen. Selbst als die dort zugrunde liegende arbeitswissenschaftliche Form in 
der Weltwirtschaftskrise ihre Legitimation zu verlieren begann und der bis dahin 
auch betrieblich anschauliche Zusammenhang von Entwicklung der Arbeitsproduk- 
tivität und Güterreichtum brüchig wurde, stellte sich nach unserer Kenntnis für das 
Klassenbewußtsein keine Evidenz in dem Sinne her, daß die zugrunde gelegte Wis- 
senschaft nicht dem gemeinsamen Interesse verpflichtet sein konnte, sie selbst also 
in ihren Prämissen zur Disposition stehen müßte, 

Die Unterstützung durch den ADGB basierte u. a. auf einer differenzierteren 
lohntheoretischen Begründung, nach der sogar nur durch den Druck der höheren 
Löhne Rationalisierung und Produktivitätserhöhung zu erreichen seien, da bei nie- 
drigerem Lohnanteil am Kostpreis die Unternehmer keinen Vorteil von dem Zwang 
zur Einführung arbeitssparender Kapitalanlagen hätten und menschliche Arbeits- 
kraft nicht durch kostspielige Maschinen zu ersetzen bräuchten. Sogenannte ‚‚spe- 
kulative Lohnerhöhungen‘“ müßten Rationalisierungen initiieren, die wiederum er- 
wünschte Produktivitätssteigerungen nach sich zögen. Der dazu zunächst künstlich 
machtpolitisch angehobene Lohn würde sich dann wieder der durchschnittlichen 
Produktivität der Arbeit annähern, bzw. zur stark angestiegenen Produktion in bei- 
den Abteilungen die notwendige Reallohnbasis als Kaufkraft zur Warenrealisation 
bilden. f 

Auf diese Weise war die Orientierung der lohnpolitischen Gewerkschaftsmaß- 
nahmen auf Produktivitätssteigerung festgelegt. Eine Kritik an den vielfältigen ar- 
beitsorganisatorischen Entwicklungen auf Basis des Taylorismus wurde weitgehend 
ausgeschlossen; d. h. innerhalb der zusammenhängenden wichtigsten Bestimmungs- 
größen und Einflußfaktoren für die konkrete Ausgestaltung der Arbeitsorganisation: 
Die Fertigungsstruktur des Betriebes, das Arbeitskräfteangebot und die Lohnstruk- 
tur, zielte der ADGB nur auf den Faktor Lohn ab. 

" Der lohntheoretisch zugrunde liegende Gedankengang der Zeit dazu war etwa 
wie folgt: Die Steigerung der Produktivität der Arbeit setzt den Wert der Lebens- 
mittel herab, da sie in kürzerer Zeit hergestellt werden können. Gleichzeitig steigt da- 
durch der gleichbleibende Nominallohn als Reallohn, weil er sich in mehr Lebens- 
mittel umsetzen läßt, d.h. es sinkt zwar der Wert der Arbeitskraft bei Erhöhung der 
Arbeitsproduktivität, aber der Reallohn steigt, und es wird nicht einmal der Mehr- 
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wert angetastet. Von der Seite des Lohns aus gesehen sei eine Produktivitätsorientie- 
rung in der gewerkschaftlichen Politik daher anzustreben und findet seine absolute 
Grenze nur in der Produktivität der Arbeit. 

So ist esnicht verwunderlich, wenn ADGB und AfA-Bund nach der Stabilisie- 
rungskrise in der Denkschrift vom Februar 1926 offen formulieren, daß sie ‚,... die 
Rationalisierung ... für eine der wichtigsten Voraussetzungen der Wohlstandssteige- 
rung‘“ halten, die allerdings sinnvoll durchzuführen sei: ‚‚Die gegenwärtig oft geübte 
Methode, die Rationalisierung ohne gleichzeitige Preisverbilligung und Lohnerhö- 
hungen durchzuführen, muß die Krise der Überproduktion erzeugen,“ (37) Die Ver- 
fasser der Denkschrift sprechen mit dem letzten Satz zwar das spezielle Motiv kapi- 
talistischer Produktionslogik — die Mehrwertproduktion — an, aber in einem poli- 
tisch verkürzten Zusammenhang, wie es die hilflosen Verbotsdrohungen über staatli- 
che Eingriffe zeigen. Die Tendenz, die zur Produktion einer Ware nötigen Zeit 
(ihren Wert) beispielsweise unter den jeweiligen gesellschaftlichen Durchschnitt 
drücken zuwollen, ist ihnen zwar immer wieder begegnet als Reduktion des Lohnan- 
teils im Kostpreis aufein Minimum, aber ihnen erscheint dieser Hebel zur Steigerung 
der Produktivkraft der Arbeit eher als Produktivkraftsteigerung des Kapitals, die le- 
diglich wegen schädlicher Auswirkungen auf den Menschen kontrolliert werden 
müsse. Die so verstandene Steigerung der Produktivkraft run quasi gesetzlich mit 
Preisverbilligung und Lohnerhöhung zu koppeln, wie es die Denkschrift vorsieht, 
hieße die Grundlage der Mehrwertproduktion verbieten zu wollen; das wiederum 
widerspräche der produktionsorientierten Politik der Gewerkschaften, die die Zu- 
wächse gerade steigern, aber günstiger umverteilen will. Demgemäß heißt es 1926, 
wie auch schon 1918/19: 


„Jeder Rationalisierungsschritt ist eine Strecke auf dem Wege der Rückkehr zur Konsumwirt- 
schaft, allerdings in großkapitalistischen Organisationsformen, doch ohne großkapitalistischen 
Geist und ist folglich ein großes Stück Sozialisierung. Ein jahrtausendealter Traum der Arbeiter- 
klasse wird somit in Erfüllung gehen.“ (38) 
An dieser „Sozialismusvorstellung‘“ wird fatal deutlich, daß gleiche Betriebs-/Arbeits- 
-verhältnisse und -inhalte, die kapitalistisch formbestimmt sind, in eine sozialistische 
Gesellschaft projiziert werden, die sich nur noch durch einen höheren Grad an ge- 
sellschaftlicher Organisation und Verfügung auszuzeichnen scheint; eine für den Pro- 
duktionsarbeiter kaum überzeugende nichtkapitalistische Perspektive seiner Lebens- 
form, denn eine sozialistische Gesellschaft muß auf einer insgesamt veränderten Pro- 
duzententätigkeit aufbauen als diejenige, wie sie der Produzent unter der Privilegie- 
rung des Kapitals auszuüben gezwungen ist (39). 

An die negativen Arbeitserfahrungen knüpfte der Nationalsozialismus ideolo- 
gisch geschickt an. Er gab das Versprechen ab, in einer neu bestimmten völkischen 
Arbeitswertlehre Arbeit zu entmaterialisieren, ohne es freilich einlösen zu wollen 
und zu können auf der unverändert kapitalistischen Grundlage. 

Die Abstraktion von den Charakteristika der kapitalistischen Produktionswei- 
se — der Mehrwertproduktion, dem Doppelcharakter der Arbeit, der Warenproduk- 
tin als ihr bestimmendes Moment — führte, wie deutlich wurde, zur vereinseitigten 
Bestimmung des Produktionszwecks: der Bedarfsdeckung, und zu einer über Erfah- 
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rungen verdichteten Lohntheorie, die durch ihren Kaufkraftkern ebenso gesamtwirt- 
schaftlich wie nicht interessenspezifisch orientiert war; d. h. indem sie an der Ver- 
teilungssphäre der Zuwächse ansetzte, mußte sie umfassend dazu führende Prozesse 
innerhalb der kapitalistischen Produktionsweise „blind“ unterstützen. Die Gewerk- 
schaft mußte, wie es auch zeitgenössisch bezeichnet wurde, Produktionspolitik be- 
treiben und forderte sie auch so, wie Paul Kampffmeyer es 1925 beschreibt; „Heute 
weitet sich entschieden der Kreis der Gewerkschaftspolitiker, denen die überragende 
Bedeutung der Produktionspolitik für die gesamte Lage der arbeitenden Klasse 
Deutschlands aufgegangen ist ... Alle ... Methoden zur Steigerung der Produktion 
sind eingehend und sachlich auf einem Gewerkschaftskongreß zu diskutieren ... Es 
ist hohe Zeit, daß die Gewerkschaften die bewußten Förderer und energischen Meh- 
rer der Wirtschaft werden,‘ (40) Eine Interessenidentität bestand natürlich nicht, 
wie es die gescheiterten Verhandlungen über Maßnahmen zur Wiederankurbelung 
der Wirtschaft zwischen Gewerkschafts- und Arbeitgeberspitze 1930 deutlich zeigte 
(41). 


2.2.3. Fehlende gewerkschaftliche EigenaktivitätundSymptomorientierungderPläne 


Die Forderungen der Gewerkschaften in der Krise wie auch die Pläne zur Arbeitsbe- 
schaffung zeichnen sich, wie an den wichtigsten Merkmalen gezeigt, vomehmlich 
dadurch aus, daß sie von den Erscheinungen der Krise (42) ausgehen, diese als Symp- 
tomatik innerhalb gesetzmäßiger kapitalistischer Produktionsweise und damit als 
Erscheinungsform der Produktionsverhältnisse verstehen und die Symptome nicht 
mehr auf der Grundlage einer ausgearbeiteten Methode der Gesellschaftsanalyse be- 
arbeiten. Verstärkt wird diese „Symptomorientierung‘‘ noch dadurch, daß die Ge- 
werkschaften als proletarische Stützpunkte gerade in der Krise auf ihre Schutzfunk- 
tion der Interessen der organisierten Lohnabhängigen unmittelbarer verwiesen wer- 
den, als es z. B. bei einer politisch benachbarten Partei wie der SPD der Fall ist. 
Gleichzeitig müssen sie dabei aber ihre relative Schwäche erfahren. Die objektiv ge- 
schwächte Position gegenüber dem Kapital, z. B. durch eine hohe Arbeitslosigkeit, 
der damit verschärft einsetzenden Konkurrenz der Arbeiter untereinander und die 
leichtere Senkung des Reproduktionsniveaus etc. sowie die Überwälzung der Krisen- 
lasten insgesamt auf die Lohnabhängigen wird aber noch in unserem Falle bei den 
Gewerkschaften erheblich verstärkt durch den tradierten Reformismus in der deut- 
schen sozialdemokratischen Arbeiterbewegung; er erschwerte auch eine relative Di- 
stanz zu Teilen der SPD politisch/ideologisch. Dieser Reformismus hat sich ohne 
eine politisch durchsetzungsfähige Gegnerschaft bis 1918 besonders in den Prospe- 
ritätsphasen der ökonomischen Entwicklung herausbilden können und systemati- 
sche Unterstützung in den theoretisch und praktisch maßgebenden Gruppen der 
Freien Gewerkschaften und der SPD gefunden. Die von uns bisher herausgearbeitete 
Tendenz der Abkehr von ursprünglichen gewerkschaftlichen Prinzipien findet ihre 
Fortsetzung in der Burgfriedenspolitik, der Arbeitsgemeinschaftspolitik im ersten 
Weltkrieg, der Rationalisierungspolitik und den gewerkschaftspolitischen Merkma- 


156 


len der Krisenpläne besonders dort, wo man sich umstandslos auf der Grundlage der. 
Orientierung an einem ‚„Gesamtinteresse“ einsetzte für Produktionspolitik, Kapital- 
bildungsprimat und Kaufkraftverstärkung mit dem erklärten Ziel, über entsprechen- 
de staatliche Interventionen die scheinbar versagenden Selbstheilungskräfte des Ka- 
pitalismus zu einem neuen Anfang zu unterstützen. Dieser „neue Anfang‘“ wurde al- 
ledings im gewerkschaftspolitischen Selbstverständnis verbunden mit dem theorie- 
fragmentierten Glauben an und die Hoffnung darauf, dem sozialistischen Endziel 
auch hiermit zwangsläufig näher zu koınmen, Wir haben im Laufe des Aufsatzes zei- 
gen können, daß dieser Glaube, radikal phrasenhaft vertreten und kaum überprüft 
an einer Realanalyse kapitalistischer Reproduktion, sich immer weiter von der Ta- 
gespraxis der Freien Gewerkschaften entfernte, die einer deutlichen systemimma- 
neten Zielprojektion folgte. Seinen geschlossensten theoretischen Ausdruck erreich- 
te diese Gewerkschaftspraxis in dem reformistischen Konzept der Wirtschaftsdemo- 
kratie, in dem aufgrund der Erfahrung ökonomischer Stabilität relative Krisenfrei- 
heit in der Entwicklung des Kapitalismus prinzipiell angenommen wurde. Der müh- 
same Versuch dieses Transformationskonzepts, die reformistische Tagesarbeit der 
Gewerkschaften mit dem sozialistischen Endziel in eine systematische Verbindung 
zu bringen, mußte spätestens in der Krise eindrucksvoll dort scheitern, wo sowohl 
die Tagesarbeit von Mißerfolgen gekennzeichnet wurde wie auch das als zumindest 
„Klassenneutral“ erachtete Instrument zur Verwirklichung des Endziels, der Staat, 
offensichtlich nicht mehr so zur Verfügung stand, wie es die Theorie nahegelegt hat- 
te, Die für unseren Zusammenhang wohl bedeutendste Folge dieser gewaltsamen 
Auflösung der Theorie des linearen Übergangs zum sozialistischen Ziel bei den Frei- 
en Gewerkschaften ist darin zu sehen, daß sie bestärkt durch und bedrängt von ihrer 
Interessenverantwortung den unmittelbaren symptomorientierten Tageskampf als 
Abwehrkampf nun intensiver weiterführen mußten. Gleichzeitig wollten sie aber 
den „zweiten Teil“ der Wirtschaftsdemokratiekonzeption, den Kampf um das sozia- 
listische Endziel, solange suspendieren, bis über einen ökonomischen Aufschwung 
wieder die günstigen politischen Bedingungen dafür erreicht seien. 

Die Symptombefangenheit der Freien Gewerkschaften aus der Prosperität 
ökonomischer Verhältnisse heraus tritt in der für sie überraschenden Krise für uns 
besonders dort hervor, wo sie ihre Abwehrmaßnahmen zunächst festmachen an den 
Erscheinungsformen des Widerspruchs, ohne die Wirksamkeit der Maßnahmen über- 
haupt angeben zu können, geschweige denn der Ursache und Funktion der Krise nä- 
her gekommen zu sein. Beispielsweise folgerte man aus dem tatsächlichen Waren- 
überangebot, daß zur Realisierung der Preise gesenkt und die notwendige Kaufkraft 
über Lohnerhöhungen erreichbar wäre bzw. die Krise sogar abgefangen und in Zu- 
kunft verhindert werden könne über eine reale Massenkaufkrafterhöhung, die die 
Disproportionen zwischen Angebot und Nachfrage monetär beseitigt. Das einseitig 
auf das Krisensymptom abzielende Nachfragestimulans höherer Löhne findet sich 
auch in wohl einer der bedeutendsten zeitgenössischen Darstellungen gewerkschaft- 
licher Strategiebestimmung. und Praxisorientierung durch Fritz Tarnow, der die 
selbstgestellte Titelfrage ‚Warum arm sein?“ nach einer Vielzahl durchaus richtiger 
Symptombenennungen kapitalistischer Produktionsverhältnisse deswegen mit einem 
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„entschiedenen Nein‘‘ beantworten kann, weil er davon ausgeht, der Krisenherd in 
kapitalistischer Produktion und Verteilung sei über monetäre staatliche Konjunktur- 
steuerung derart eindämmbar, daß ‚Armut kein ökonomisches Muß ist“ und als 
„soziale Krankheit ... im Rahmen kapitalistischer Wirtschaft ohne Zweifel geheilt 
werden kann“ (47). ; 

Wenn wir hier unsere bisherige Analyse der „arbeitsorientierten Wirtschafts- 
politik‘ (48) der Freien Gewerkschaften in der Krise zur Beantwortung der eingangs 
gestellten Frage heranziehen, ob die Gewerkschaften auf die Krise reagierten und in 
ihr agiert haben mit einer veränderten aktiven Wirtschafts- und Sozialpolitik, oder 
ob sie, in ihrer reformistischen Tradition befangen, diese lediglich auf die besondere 
Situation auf den ‚Arbeitsmarkt‘ hin konkretisierten, so legt es unser Material nahe 
zu sagen, daß selbst nach dem offensichtlichen Scheitern der für’die Strategielegung 
grundlegenden Theorie des „Organisierten Kapitalismus‘ und der „Wirtschaftsde- 
mokratie“ in der ökonomischen Krise sowohl die sehr spät ausgearbeiteten Krisen- 
pläne der Freien Gewerkschaften zur akuten Bekämpfung sozialpolitischer Folgen 
der Depression als auch das auf längerfristige Wirkung angelegte Programm des ‚‚Um- 
baus der Wirtschaft‘“bestimmt waren von den Kernelementen oben genannter Theo- 
rieblöcke und allerhöchstens eine Konkretisierung — wie in der antizyklischen Kon- 
junkturpolitik — erfuhren. Der Reformismus als Politik der deutschen Arbeiterbe- 
wegung in der Krise zeichnete sich damit sowohl praktisch in dem Fehlen gewerk- 
schaftspolitischer Eigenaktivitäten wie theoretisch durch die Unfähigkeit aus, eine 
auf die Realbewegung bezogene und mit transformatorischen Elementen verknüpfte 
illusionsfreie Politik zu entwerfen und umzusetzen. Die von den Freien Gewerk- 
schaften im Krisenverlauf zunehmend an den Staat adressierten bekannten wirt- 
schaftspolitischen Gegenwartsforderungen sind in keinem entscheidenden Gedan- 
ken- und Begründungszusammenhang auf die Krisenzusammenhänge hin neu bezo- 
gen worden. Eine notwendige Entwicklung der Betriebsstrategie und der Arbeitsor- 
ganisation konkret lebendiger Arbeit, die die ‚„Produzentenrolle“ als soziales Kon- 
stitutionselement politischer Erfahrungen als Ausgangspunkt nimmt, wurde damit 
endgültig abgedrängt (49). Sie orientierten sich an den Symptomen, ohne überhaupt 
Erfolgskriterien für die Maßnahmen angeben zu können. Sie reichten daher nicht 
einmal hin, die politisch, ökonomisch und sozial zerstörerischen Krisenauswirkun- 
gen zu mildem bzw. die Krisendauer abzukürzen. Insofern können die Arbeitsbe- 
schaffungsprogramme der Gewerkschaften auch nicht die Intention realisieren, über 
eine staatliche Wirtschaftspolitik die Politik an die Bewegungen der Ökonomie wie- 
der anzupassen. Nichtsdestoweniger wurden sie alle, einschließlich der Arbeitsbe- 
schaffungsprogramme und der Geldschöpfung, besonders aber die ‚‚Umbauforde- 
rungen‘, von den Freien Gewerkschaften immer noch aus ihren sozialistischen Theo- 
rien heraus in den illusionären Zusammenhang einer nahenden sozialistischen Wirt- 
schaftsordnung gestellt und propagiert. 

Sogar die Krise erfuhr 1932 noch eine entsprechende Interpretation: ‚Die 
ökonomische Entwicklung hilft uns dabei zweifellos (gemeint sind die Einheit und 
Geschlossenheit der sozialistischen Bewegung herzustellen und die Grundlagen des 
demokratisch-parlamentarischen Systems zu erhalten, Th, H,), sie führt zwangsläu- 
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fig — und in einem viel schnelleren Tempo als wir früher angenommen haben — zu 
einer sozialistischen Umgestaltung der Wirtschaft.“ (50) Die sowieso kommende 
sozialistische Umgestaltung der Wirtschaft sollte aber nicht einfach abgewartet wer- 
den, sondem Freie Gewerkschaften und SPD einigten sich Ende 1932 auf einen 
Forderungskatalog zum „Umbau der Wirtschaft‘, der in seiner Realisierung dem 
Staat die Möglichkeit geben sollte, die Organisation der Wirtschaft zu einer .,plan- 
mäßigen Bedarfsdeckungswirtschaft‘‘ auszugestalten. Damit sollte ein nochmaliges 
Versagen des kapitalistischen Systems ausgeschlossen werden. 

Es muß also von diesem Plan der „letzten Stunde“ erwartet werden, daß er 
die Analyse liefert, die die Transformation der Gesellschaft nicht nur wünschens- 
wert plausibel, sondern auch möglich werden läßt, d.h. die Durchsetzungsmittel 
umfassend in sich aufgenommen hat. 


2.3. Gewerkschaften und Partei fordern gemeinsam den „Umbau der Wirtschaft‘; 
eine verfehlte politische Offensive! 


Die Mitte 1931 vehement gestellte Forderung des einflußreichen sozialdemokrati- 
schen Gewerkschafters Woytinsky nach einem ‚,... wirtschaftspolitischen Aktions- 
programm (für die Arbeiterbewegung), das den Arbeitern wie auch anderen Volks- 
schichten zeigt, daß die Sozialdemokratie und die Gewerkschaften einen Ausweg 
aus der wirtschaftlichen Not sehen“ (51), wirft einerseits ein Schlaglicht auf das un- 
übersehbar gewordene Versagen des Reformismus in der Krise, andererseits verdeckt 
sie, indem sie die Realisierung eines solchen gemeinsamen Programms in Aussicht 
stellt, die Differenzen zwischen Partei und Gewerkschaft, die in einer ökonomi- 
schen Depression aufgrund abweichender Funktionen zutage treten müssen, in den 
Problemen einer angemessenen Krisenbekämpfung. Es mag hier genügen, an die für 
die weitgehend gemeinsame wirtschafts- und sozialpolitische Einstellung von SPD 
und ADGB maßgebenden theoretischen Konstruktionen kapitalistischer Entwick- 
lungstendenzen zu erinnern: an den Organisierten Kapitalismus und die Wirtschafts- 
demokratie. Beide reformistischen Theorien, die ihre Befestigung sogenannten Pro- 
speritätsphasen gesellschaftlicher Entwicklung in Deutschland verdanken, haben 
einen entscheidenden Beitrag geleistet zu der vornehmlich prinzipiell und rudimen- 
tär verhaftet gebliebenen Krisen- und Konjunkturtheorie von SPD und ADGB, die 
letztlich sogar die dialektische Beziehung von politischer und ökonomischer Macht 
in ein Neben- und Nacheinander aufzulösen ermöglichte, Als „Strategie systemüber- 
windender Reformen‘ haben sie somit objektiv dazu beigetragen, daß notwendige 
Realanalysen der Bewegung des Gesamtkapitals nicht einmal angestrebt wurden, 
Auf der Grundlage dieses Theoriegebäudes und seiner polit-ökonomischen Implika- 
tionen, die von uns anhand der Krisenpläne der Gewerkschaften schon dargestellt 
worden sind, kann für die Strategielegung und Taktikbestimmung bei ADGB und 
SPD von einer relativ hohen Übereinstimmung ausgegangen werden; sie wurde von 
den bis dahin durchschnittlichen Pendelausschlägen zyklischer Konjunkturentwick- 
lung in Deutschland auch kaum infrage gestellt. Eine Diskussion über die notwendi- 
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gen einzuleitenden Maßnahmen und Korrekturen bei veränderten ökonomischen 
Bedingungen fand daher auch nicht statt und kennzeichnet “ Realitätsbezug die- 
ser „systemüberwindenden Strategien“. 

Wucht, Tiefe und Dauer der Depression mußten daher bei den Organisationen 
der deutschen Arbeiterbewegung die theoretischen Mängel zunächst als noch ge- 
meinsame wirtschafts- und sozialpolitische Konzeptionslosigkeit in der Krise schlag- 
artig aufdecken. Erst nach der Konzeption der von den Verhältnissen erzwungenen 
und nicht vorbereiteten ‚Sofortprogrammen“ und der für die Umsetzung notwendi- 
gen Bündnispolitiken, also sozusagen unter dem akuten Druck in zweiter Dringlich- 
keitsstufe, wurde die Verknüpfung sinnvoller Einzelforderungen und Sofortpro- 
grammteile mit einer Analyse der Krisenursache zu wirtschaftspolitischen Richtli- 
nien versucht und als ‚„‚Umbau der Wirtschaft“ zur künftigen Krisenvermeidung pro- 
pagiert. Dabei war man gezwungen, sich weiterhin methodisch, theoretisch und in- 
strumentell im tradierten Rahmen zu bewegen und ihn bestenfalls zu aktualisieren 
(52). Die Annahme relativ Krisenfreier Entwicklungschancen, wie sie in der Konzep- 
tion der ‚‚Wirtschaftsdemokratie‘“ deutlich dargelegt worden sind, half zusätzlich 
noch die objektive Schwäche der Gewerkschaftsbewegung schon in der Prosperität 
einzuleiten und führte mit zu der Fehleinschätzung der Bereitschaft in der SPD, sich 
in der Krise an Interventionsmaßnahmen aktiv zu beteiligen. Doch eben an diesem 
Problem der Intervention im Krisenverlauf (nicht in Ab- oder Aufschwungphasen, 
wo man sich noch sozialpolitisch einigen konnte) wurde bei der SPD aufgrund ihres 
parteipolitischen Selbstverständnisses, der Etappenbestimmung sowie Tendenzein- 
schätzung Kapitalistischer Entwicklung und wegen der auf gesellschaftliche Umge- 
staltung bezogenen Zielbestimmung ein anderes krisentheoretisches und konjunktur- 
bezogenes Verständnis deutlich. Danach mußten Eingriffe im Krisenablauf nach an- 
deren Kriterien beurteilt werden, als nach den sozialpolitischen Erwägungen der Ge- 
weıkschaften, die dem WTB-Plan zugrunde lagen und auf die aktuelle materielle Si- 
cherung der Arbeiterzielten. Die politisch zögernde Ablehnung der SPD der gewerk- 
schaftlichen Kriseninterventionsmaßnahmen in der Depression machte sich vorder- 
gründig hauptsächlich an den Finanzierungsvorschlägen fest; der propagierte Ein- 
wand überrascht auch gerade heute nicht: INFLATIONSGEFAHR! Monetäre Ein- 
griffe in die Preisgestaltung in einer Konjunkturellen Abschwungperiode bedeuteten 
nach ihren Vorstellungen eben gerade die künstliche Verfestigung der Hemmungen, 
die eine Krise in der Anpassung der Preise an die Marktbedingungen praktisch auto- 
matisch beseitigt hätte. Damit ist ein Hinweis gegeben auf grundlegende Eckwerte 
sozialdemokratischer Konjunkturpolitik, die Naphtali 1930 in seiner populärwissen- 
schaftlichen Schrift so dasstellte: „Der entscheidende Augenblick der Konjunktur- 
politik liegt nach meinem Dafürhalten allerdings nicht in der Krise, sondern vor der 
Krise. Ich glaube nicht, daß wir wirtschaftspolitisch in der Krise sehr viel, sehr ent- 
scheidendes zu ihrer Überwindung tun können, Wenn man die Mißverhältnisse in 
der Aufschwungperiode sich so weit und so ungehemmt hat entfalten lassen, wie es 
in der kapitalistischen Wirtschaft normal geschieht, ... dann ist es kaum möglich, 
diese Krise während ihrer Dauer selbst abzubremsen. Denn dann ist die Krise mit ih- 
ren wertmäßigen Kapitalvermichtungen, Umstellungen und Kaufkraftverschiebungen 
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ja das Mittelder Korrektur, und es muß erst durchgebissen werden.‘ (53) Woytinsky 
trifft den dabei politisch zwieschlächtigen Punkt der SPD dann auch genau, wenn er 
ihr im Januar 1932 vorwirft, „daß sie auf den kapitalistischen Automatismus ihre 
Hoffnungen gesetzt und daher zur Bejahung der Preissenkung als eines natürlichen 
Prozesses der Anpassung der Preise an die Wirtschaftsbedingungen der Krisenzeit 
neigen mußte.“ (54) Auch sein Hinweis, man müsse auch deswegen intervenieren, 
weil „der Kapitalistische Krisenautomatismus“, auf den die SPD setzt, offensichtlich 
versage, verfing nicht bei den sozialdemokratischen Führungsgmppen, deren refor- 
mistische Evolutionserwartung einer besseren Zukunft sich unerschütterlich auf den 
1924 von Hilferding dargelegten und immer wiederholten Entwicklungsgang des Or- 
ganisierten Kapitalismus verließ, dessen innere Mechanismen und Regeln zu respek- 
tieren seien, wenn man von seinem Wachstum profitieren wolle. Auch bei über 6 
Mio. Arbeitsiosen mahnte Hilferding den ADGB noch 1931 eindringlich, nicht in 
den Reinigungsprozeß der Krise z. B. über monetäre Maßnahmen einzugreifen; zu- 
sammen mit Naphtali und P. Hertz zählte er zu den wichtigsten Gegnern des WTB- 
Plans und verhinderte dessen ungebrochene Übernahme in die SPD-Reichstagsfrak- 
tion. 

Die voneinander abweichenden Krisenstrategien von Gewerkschaften und Par- 
tei wurden im Verlauf der Wirtschaftskrise an verschiedenen Punkten der ‚‚Sofort- 
programme“ der Gewerkschaften immer wieder diskutiert, ohne daß die Sozialde- 
mokratie in der Krise eine theoretische Verbindung hätte herstellen können zwi- 
schen ihrer zwar reformistischen, aber nichtsdestoweniger auf grundlegende Gesell- 
schaftsveränderung abzielenden Programmatik und einem praktischen sozialen Re- 
formismus, die frühzeitig genug eine direkte Unterstützung der Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen der Gewerkschaft ermöglicht hätte. 

Unseres Erachtens hätte erst durch eine derartige Aktionseinheit die geringe 
und sich ausschließlich auf Forderungen an den Staat beschränkende Strategie der 
Arbeitsbeschaffung des ADGB das werden können, was sie propagandistisch zu sein 
behauptete: eine massenhaft getragene offensive Kampfmaßnahme mit dem Einsatz 
aller gewerkschaftlichen Machtmittel. Nur so hätten sie als Aktionseinheit mit der 
SPD auch auf die politischen Folgen dieser Krise verweisen und den Kampf gegen 
die Krisenlasten als Kampf gegen die sich abzeichnende faschistische deutsche Kri- 
senlösung führen können. 

Das mühsame Ringen um eine Kompromißformel zwischen Partei und Ge- 
werkschaften zur angemessenen Krisenstrategie angesichts des wachsenden sozialen 
Elends und des steigenden faschistischen Terrors vollzog sich dann auf gemeinsamer 
refommistischer Grundlage zwischen den Polen der Tolerierungsp olitik der Brüning- 
Regierung und dem antizyklischen Konjunkturprogramm zur Arbeitsbeschaffung. 

Übereinstimmungen ergaben sich meistens in der allgemeinen Bestimmung der 
Krisenursachen im Kapitalismus. Auch in der prinzipiellen Möglichkeit, soziale Fol- 
gen. einer Krise abzuschwächen bzw, den Aufschwung direkt einzuleiten und den 
Abschwung zu mildern mit staatlichen Programmen, war man sich einig, nicht aber 
in der Frage der direkten Intervention in den Krisenverlauf. Die gerade in diesem 
Punkt hinhaltende Politik der SPD schlägt sich während der Zeit der Brüning-Regie- 
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rung auch in einigen Gesetzentwürfen und Anträgen im ersten Halbjahr 1932 zu 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nieder, in denen entweder die Finanzierungsfrage 
relativ offen gehalten wird oder die Arbeitsbeschaffung eine unter mehreren Maß- 
nahmen zur Abschwächung primär sozialer Folgen darstellt. 

Der Kompromiß kam dann doch zustande -- begünstigt auch durch den Regie- 
rungswechsel zur von Papen-Regierung, die selbst ein aktives Konjunkturprogramm 
vorschlug. Der nur von Tarnow abgelehnte Kompromiß wurde als Gesetzentwurf 
der SPD zur „Frage der Arbeitsbeschaffung‘‘ dem Reichstag vorgelegt. Auch wenn 
sich jetzt die SPD damit zur Notwendigkeit der Arbeitsbeschaffung positiv erklärt 
hatte, so doch nur „halbherzig‘‘, denn in seiner finanziellen Dimension und seinen 
an dem WTB-Plan orientierten Einzelmaßnahmen konnte dieser Vorschlag keinen 
hinreichenden Konjunktureffekt auslösen, den ökonomischen Ablauf der Krise also 
auch nicht beeinträchtigen (55). 

War die Spaltung sozialdemokratischer Arbeiterbewegung aktuell in der unter- 
schiedlichen Entscheidung zur Krisenintervention bzw. zur Konjunkturpolitik da- 
mit auch nach außen hin offensichtlich geworden, so kündigte sich gleichzeitig die 
gemeinsame reformistische Grundlage in einer propagandistischen Kampagne des 
SPD-Vorstandes kurz vor dem Krisenkongreß der Gewerkschaften im Parteiblatt 
„Vorwärts‘“ wieder an. Dort wurden unter Bezug auf die engen Grenzen konjunk- 
tureller Wirksamkeit der Arbeitsbeschaffungsprogramme in der Krise zur zukünfti- 
gen Krisenvermeidung weitreichende staatliche Eingriffe in die Wirtschaftspolitik 
gefordert, wie Verstaatlichung der Schlüsselindustrien ohne Metall-, Elektro- und 
Maschinenbau, des Versicherungswesens, der Großbanken, der Elektrizitätserzeu- 
gung und -verteilung und Enteignung des Großgrundbesitzes. 

In der Schlußresolution des Krisenkongresses, die die doppelte Zieltichtung 
gewerkschaftlicher Krisenpolitik skizzierte: Arbeitsbeschaffung mit flankierenden 
Maßnahmen als Sofortprogramm, und Strukturveränderung des Kapitalismus über 
einen „Umbau der Wirtschaft“ hin zur krisenfesten Bedarfsdeckungswirtschaft als 
„Langzeitprogranım“, war diese sozialdemokratische Intention mit aufgenommen 
worden als Auftrag an den Bundesvorstand, „die Forderungen der Gewerkschaften 
für den notwendigen Umbau der Wirtschaft erneut der Regierung vorzulegen und sie 
mit stärkstem Nachdruck zu vertreten.“ (56) Schon auf dem Kongreß 1932 war kei- 
ne Vermittlung zwischen beiden Zielen, die sowohl die Sofortinteressen an sozialer 
Hilfe, wie auch langfristig die Verhinderung der Ursachen dieser Notlage betonten, 
geleistet worden. Die ‚„Arzt/Erbe-Problematik“ bestand also weiter und wurde in 
ein taktisches Nacheinander aufgelöst, dem sich die SPD im zweiten, nicht konjunk- 
turpolitischen Teil wieder leicht anschließen konnte, wie es der von ihr ausgearbei- 
tete Gesetzentwurf zum „Umbau der Wirtschaft‘ dann auch zeigte. 

Die vom ADGB und AfA -Bund im Juli 1932 gemeinsam veröffentlichten „Pro- 
gramma tischen Richtlinien zur Wirtschaftspolitik — der Umbau der Wirtschaft‘‘ sind 
formal zwar ein gewerkschaftlicher Alleingang, stellen aber inhaltlich kein mehr von 
der SPD ideologisch wesentlich verschiedenes Programm dar; d.h.: in der Krisenpha- 
se hat sich der ADGB der Partei relativ untergeordnet, und auf eine selbstbewußte 
Durchsetzung gewerkschaftlicher Interessen als Allgemeininteresse gerade innerhalb 
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der stärksten Partei der Arbeiterbewegung, mit der sie bis heute eng verbunden ist, 
folgenschwer verzichtet. Diese „Zurückhaltung“ gegenüber der SPD ist seit der Ge- 
werkschaftsgründung bis heute relativ ungebrochen. 

Die stärker allgemeinpolitische Programmatik verweist im Vergleich mit den 
eher dürftigen Forderungen gewerkschaftlicher Interessenvertretung in Abschnitt IV 
zu Beteiligungsmodellen nach Art. 165 der Reichsverfassung u. E. eben nicht auf 
ideologische Differenzen zur SPD, wie Schneider (1975, S. 101) es meint, sondern 
genau auf das Gegenteil. Die Möglichkeit, daß eine erfolgreiche antizyklische Kon- 
junkturpolitik gerade dazu beitragen könne, den Umbauplan der Wirtschaft zu ver- 
hindern, wurde weder in der Gewerkschaftsdiskussion noch in den Richtlinien selbst 
problematisiert, sondem im Zeichen der realanalytischen Unsicherheit als Problem 
übergangen; es ist zu vermuten, daß dadurch die Glaubwürdigkeit des Programms in 
der Öffentlichkeit gelitten hat. 

Das Ziel des von der organisierten sozialdemokratischen Arbeiterbewegung ge- 
meinsam getragenen Programms zum „Umbau der Wirtschaft‘ (57) in einer Alterna- 
tivkonzeption ist es, die immer wiederkehrenden Auswirkungen kapitalistischer 
Wirtschaftsanarchie zu beseitigen durch den grundlegenden Umbau der Wirtschafts- 
struktur zu einer „planvollen Gemeinwirtschaft“, die sich nur nach dem ‚„Bedarfs- 
deckungsprinzip“ richtet (58). Erreichbar scheint ihr diese Strukturveränderung des 
Kapitalismus im „Interesse des Allgemeinwohls“‘ vor allem über staatliche Eingriffe 
in „Kapitalbildung und Kapitalverwendung‘“. Dabei wollte man einerseits an gegen- 
wärtigen Tendenzen — „‚Gegenwartssozialismus‘‘ — (z. B. wurden 2/3 der Bankgel- 
der von der öffentlichen Hand kontrolliert, deren Einfluß über Aktien auf die 
Schwerindustrie damit schon sehr hoch eingeschätzt wurde) und Instrumentarien 
(„Bankkommissar“, „Kartellverordnung‘“, „Ansätze eines Außenhandelsmonopols“, 
„Eigenwirtschaft der öffentlichen Hand“, ‚Anfänge einer Produktionsregelung in 
der Landwirtschaft‘) anknüpfen. Andererseits entwickelte man besondere Vorstel- 
lungen zu Veränderungen in den Bereichen I „Konjunktur und Massenkaufkraft“, 
II „Industrie und Handel“, III „Kredit- und Bankwesen‘““, IV ‚‚Agrarpolitik“ und V 
„Außenhandelspolitik‘. Damit ist zwar eine erscheinende ökonomische Realität be- 
schrieben, aber nicht eine notwendige Analyse aus den Gesetzen der Ökonomie her- 
aus in ihrer historischen Wahrheit geleistet zur Transformation der Gesellschaft, 
dem im Umbauplan genannten Endziel. ö 

Der letzte 6. Programmpunkt der „Richtlinien“ bezog sich ‚‚wirklichkeitsnah““ 
auf den „Aufbau der Planwirtschaft“, so wie erim „Rahmen des bestehenden Wirt- 
schaftssystems als Gestaltung des Raums zwischen Kapitalismus und Sozialismus‘“ 
schon für möglich gehalten wurde. Mit dieser Beschreibung eines vermeintlichen 
Ist-Zustandes löste dieser Punkt im Lager der politischen Gegner scharfe Reaktio- 
nen aus, die die Gewerkschaften wiederum in „Verwechslung‘“ der Realität mit 
ihrer ideologischen Abbildung als Bestätigung ihrer Position verstanden. Als Folge 
davon halfen sie unter dem verführerischen Programmbegriff „‚Gegenwartssozialis- 
mus‘‘ mit Innen- und Außenwirkung die Illusion einer antikapitalistisch wirkenden 
Tendenz zu verbreiten, die es nur noch stärker durch eine entsprechende Politik zu 
unterstützen gelte, so wie sie im unmittelbaren Teil des Programms vorliege (59). 
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unterstützen gelte, so wie sie im unmittelbaren Teil des Programms vorliege (59). 
Mit dieser „Wunschvorstellung‘‘, wie sie auch Grundlage des Umbauprogramms ge- 
wesen ist, hat sich der refomistische Teil der deutschen Arbeiterbewegung noch 
einmal kurz vor seiner gewaltsamen Zerstörung durch die faschistische Diktatur (60) 
einen Bezugsrahmen für Strategie und Taktik erstellt, der sich weder hinreichend an 
den politischen Erscheinungen noch an einer Analyse der Bewegung der Reproduk- 
tion des Gesamtkapitals orientierte. 

Er baute stattdessen auf kurzschlüssigen Prämissen auf und ruhte ideologisch 
in sich selbst. Die Berechtigung zum Aufschub des unmittelbaren Kampfes auf den. 
Zeitpunkt des selbst erst erfolgreich einzuleitenden ökonomischen Aufschwungs, 
wo dann auch günstigere politische und instrumentelle Bedingungen vorzufinden 
seien, konnte und wurde in diesem Bezugsrahmen dualistischer Zielbestimmung des 
Umbauprogramms begründbar und hatte damit auch Anteil an der objektiven Kapi- 
tulationsbewegung der organisierten reformistischen Arbeiterbewegung. 

Von einer alternativen wirtschaftspolitischen Konzeption unter Verweis auf 
den „Umbauplan“ zu reden (und zu agitieren), wäre unseres Erachtens nur dann be- 
rechtigt gewesen, wenn gleichzeitig die Bedingungen machtpolitischer Durchsetzung 
in den Plan gleichwertig zu den ökonomischen „Spekulationen“ aufgenommen wor- 
den wären; gerade das war nicht der Fall und machte den Plan zur (blutigen) Maku- 
latur mit fatalen ideologischen Hoffnungen (61). Die weit verbreitete Wirkung die- 
ser Ideologie beruht allerdings grundlegend, ebenso wie ihre Entstehung, auf den 
Mystifikationen, die das Kapitalverhältnis in seinen Bewegungsformen als politische 
Ökonomie immer wieder produziert als notwendige Täuschung des Menschen und 
verfestigt. Damit ist aber nicht der Erkenntnischarakter dieses notwendig falschen 
Bewußtseins bestritten, der sich in dem transzendentalen Schein der kapitalistischen 
Vergesellschaftung herausbildet; so gesehen ist das notwendig falsche Bewußtsein 
konstitutives Bewußtsein. Der in diesem Zusammenhang oft parteipolitisch verwen- 
dete disziplinierende Begriff der „Überwindung“ im Sinne von Ersetzen durch „rich- 
ties Bewußtsein“ steht quer zu einer sozialrevolutionären Bewegung, die sich der 
Veränderung der Wirklichkeit verpflichtet hat. Über den komplizierten sozialpsy- 
chologischen Wirkungsmechanismus ist allerdings damit noch nichts hinreichend ge- 
sagt; „falsches Bewußtsein‘ erschöpft sich eben nicht mit dem Mystifikationsver- 
weis oder dem auf biographische, kulturelle „Brechungen“ (62). Tatsächliche sub- 
jektive Kapitulationsneigungen und Unterwerfungsgesten reformistischer Gewerk- 
schaftsführer, die aus Opportunitätsgründen die Organisation auch glaubten retten zu 
müssen um den Preis der Suspendierung gewerkschaftlicher Prinzipien, sind daher 
auch vergleichsweise irrelevant gegenüber dem Bewußtsein reformistisch orientierter 
Arbeitermassen in den Gewerkschaften, die den Aufschub des Kampfes gegen die 
nationalsozialistische Bewegung offensichtlich eingehalten. haben, Eine relative An- 
fälligkeit der Arbeiter und Angestelltenbewegung für die Sinnstiftung und das Glück- 
versprechen der nationalsozialistischen Arbeitsideologie, dem Versprechen, die Ar- 
beit zu entmaterialisieren und in einem neuen, Arbeitsethos aufzuwerten, darf um 
der aufklärenden Verarbeitung willen mit zeitgenössischem Bezug nicht geleugnet 
werden. Nicht nur die akute Krise 32/33 verstärkte die Attraktivität der nationalso- 
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zialistischen Versprechen (63). Der vorangegangene Entwicklungsprozeß für diese 
Generation: die völlige Umordnung der Sozialstruktur, die Entwertung des Berufs- 
bildes und -fähigkeiten im industriellen Prozeß, die zunehmende Sinnentleerung der 
Arbeit über Taylorisierungsprozesse etc. trugen als Erfahrungsprozeß, auf den in 
Weimar keine, außer pessimistisch/katastrophische kulturkritische Antworten gege- 
ben wurden, zu dieser Anfälligkeit gegenüber einem nationalsozialistischen Ordnungs- 
versprechen wesentlich bei; gerade deswegen verdient die Untersuchung der Ent- 
wicklungsprozesse vor der „Zeitwende‘‘ besondere Aufmerksamkeit, denn so gese- 
hen war es für einen Widerstand 1933 schon zu spät. Daß die nationalsozialistische 
Arbeitsideologie nicht eingelöst wurde, die konkrete Arbeit und Arbeitsorganisation 
sich nicht positiv ändern konnte wegen der kapitalistischen Strukturkontinuität, 
war für die Sehnsucht in der obengenannten Hoffnung zunächst irrelevant. Aller- 
dings konstituierte diese Erfahrung als Enttäuschung entscheidend die Widerstands- 
bewegung gegen den nationalsozialistischen Alltag auf allen Ebenen. Der National- 
sozialismus setzte dagegen zunehmenden Terror und zerschlug alle entsprechenden 
Organisationen, Partei und Gewerkschaften der Arbeiterbewegung zu allererst. 

Eine konsequent antireformistische Gewerkschaftspolitik hätte sich nicht nur 
auf den Hinweis des „Bankrotts des Reformismus“‘ (64) in der Krise (65) beschrän- 
ken dürfen — wo er sowieso schon von der Realität durchlöchert worden war —, 
sondern hätte die politischen Gefahren aus der Passivität und die Hoffnung auf öko- 
nomisch und politisch stabile Verhältnisse in einem Aufschwung, wie sie im Umbau- 
programm vertreten wurden, konsequent als illusionär darstellen und in Initiativen 
umsetzen müssen, die an dem brüchig gewordenen reformistischen Bewußtsein der 
Arbeiter ansetzen und diese „Bewußtseinsschranke‘‘ aufzuheben vermögen (66). 
Wenn „alles Erkennen an die Erkennbarkeit von Kämpfen gebunden ist‘, wie Fou- 
cault es formuliert, so operierte der ADGB ebenso wie die SPD auch zu diesem 
Zeitpunkt bestenfalls mit einem strategischen — politisch klassenbezogen inhaltslee- 
ren — Faschismusbegriff unter der simplen ‚‚Alternativihetorik: Sozialismus oder 
Barbarei“. 

In dem Umbauprogramm selbst hätten sich als Ansatzpunkte für transzendie- 
rende gesellschaftliche Entwicklungsnotwendigkeiten unter anderem besonders die 
Ausführungen zum Aufbau einer Planwirtschaft (nach der Krise!) angeboten, die 
„Hand in Hand gehen sollte mit der Demokratisierung der Wirtschaft‘. Einschrän- 
kend ist jedoch auch dabei anzumerken, daß die Vergesellschaftung von Politik in 
dieser Demokratievorstellung nicht zum Ausgangspunkt eine notwendige Hinterfra- 
gung der herrschenden tayloristischen Arbeitsteilung im Betrieb nahm, keinen Zu- 
sammenhang von Entwicklung individueller Fähigkeiten und gesellschaftlicher Ko- 
operation formulierte und keine Rücknahme des Staates in die Gesellschaft vorsah; 
dies ist mit ein Resultat geweikschaftlicher Politik, die sich traditionell innerhalb 
eines Rahmens betrieblicher und tariflicher Abwehrpolitik bewegte und für die so- 
zialen Folgen des Arbeitsprozesses ein weitreichendes soziales Netz als Puffer for- 
derte. Die Beschränkung gewerkschaftlicher Politik ging im Umbauplan sogar so 
weit, daß in der als sozialistische Endzielprojektion verstandene Bedarfsdeckungs- 
wirtschaft nicht einmal die Geweikschaften als entscheidender Träger vorgesehen 
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waren. Sie traten zurück hinter den als Planstaat verstandenen Interventionsstaat 
(68), der auch in ihrem Gesamtinteresse die Volkswirtschaft politisch lenken soll- 
te (69). Als Ergebnis des Umbauplans forderten demnach die Gewerkschaften eine 
Modernisierungsleistung des demokratischen Staates, die sich letztlich nur trendver- 
schärfend auswirken konnte; die Geschichte gab ihr darin recht, wenn sie auch die 
Intention auf den Kopf stellte. 


Anmerkungen 

01 Vergl. die Thesen von Blanke, B. 1978, S. 394 ff. zu den Strukturbedingungen sozialde- 
mokratischer ‚Handlungen‘ in der Krise, mit denen wir weitgehend übereinstimmen, 

01A Vgl. das Fallbeispiel von 1821 bei der Einführung einer Maschine zum Scheren von Tuch 
bei Henkel/Taubert, 1979 

1 Siehe dazu insgesamt Hahn, Th. 1977; diesem Aufsatz liegt eine Bearbeitung des 5. und 
6. Kapitels, S. 300 - 430, zugrunde. 

2 Vgl. Ulrich 1973,$.5 ff. 

3 entfällt 

4 Vgl. hierzu: Schöck, Druck 1977; Neusüß 1978 zum Zusammenhang von sozialer Eman- 
zipation, Produktivkraftentwicklung und Arbeiterbewegung in der Rationalisierungsde- 
batte der 20er Jahre; dazu auch Hoff 1978 

5 Gemeint sind hier besonders das Problem des tendenziell proletarisierten Mittelstandes 
und die Unterstellung, daß Arbeitslosigkeit an sich revolutionär sei; vgl. dazu Sternberg 
1932, S. 264 f., 344 ff.; Kadritzke 1975, S. 306 ff., bes. S. 318 ff.; Leppert/Fögen 1975, 
S. 44, 65; siehe hier auch weiter die ‚linke‘ SPD-Flügelposition zur Notwendigkeit der In- 
tegration proletarischer Mittelschichten unter Beibehaltung des Industrieproletariats ‚als 
Kern der Bewegung“ bei Eckstein 1931, S. 158 ff. 

6 Vgl. Hartwich 1967, S. 270 ff., und die ADGB-Jahrbücher zum Abschnitt ‚Arbeitszeit; 
der Kampf um den 8 Stunden-Tag“. 

7 Risiko ist bezogen auf Gefahr, die bürokratische Verzahnung mit dem System aufzuge- 
ben, das bisher erfolgreich ‚Arbeiterinteressen‘ parlamentarisch zugelassen hatte; diese 
überwiegend bürokratische Politikform unter dem Ziel der eigenen organisatorischen Be- 
standserhaltung ist verknüpft mit der Erhaltung der demokratischen Grundsubstanz und 
leitet nolens volens eine Tolerierungspolitik ein, die wiederum zu einer sozialen Radikali- 
sierung führte; den eigenen Politikanteil allerdings vermag man darin nicht mehr zu sehen 
und lastet sie mit dem Spaltervorwurf z.B. der KPD an; vgl. Blanke 1978, $. 398. 

8 Vgl. Ulrich 1973,8.27-32 zur Entwicklung des Apparats der Gewerkschaften nach 1918. 

9 Zitiert nach Ulrich 1973, S. 20; vgl. weiter Leipart 1928,S. 10 f., der daraus auch das In- 
teresse der „Gewerkschaften an den politischen Wahlen“ ableitet. 

10 Vgl. Ulrich 1973; Brauckmüller/Hartmann 1978 

10a Vgl. Anm. 2 beiGoldberg 1979, S. 158 zur zeitgenössischen Krisendiskussion 

11 Vgl. den Versuch von Naphtali 1930 

12 Weisbrod 1978 passim; Blanke 1978,S. 395 f.; Feldmann 1978 passim 

13 Braunthal 1928,S. 170 

14 Skızypczak 1975, S. 214 

15 Gates 1974,S. 209; Stephan 1977,S. 14 ff., 192 ff. 

16 Tarnow, F., zitiert nach Fühlbert/Harrer 1975, S. 231 auf dem SPD-Parteitag 1931 in 
Leipzig. 

17 Zur Aufnahme durch die Industriegruppen vgl. Feldmann 1978, S. 119 ff.; weiter auch 
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Stegmann 1976 passim mit Dokumenten 


25 


26 


27 
28 


So Blanke 1978, S. 395 in prägnanter Zusammenfassung 

„Umbau der Wirtschaft; die Forderungen der Gewerkschaften“, Berlin 1932; wir zitieren 
die weit verbreitete GZ-Fassung, 42. Jg. Nr. 27 vom 2. 7.1932, S. 418 - 420; vgl. Schnei- 
der 1978,$. 232 ff, und Stephan 1978, S. 293 ff, 

Wiederabdruck aus dem Nachlaß von Woytinsky bei Schneider 1975, S. 225 230 

So der stellvertretende Bundesvorsitzende W. Eggert, Protokoll 1932, S. 31; zu diesem 
Zeitpunkt waren noch 1/3 der Gewerkschaftsmitglieder vollbeschäftigt! 

Protokoll 1932, S. 87 

Vgl. Fassler 1979, S. 264 ff. 

Marx, MEW 23,S.639 

Damit greifen wir eine in der deutschen Geschichtswissenschaft bisher kontrovers disku- 
tierte Frage auf; vgl. zur Frage: Hüllbusch 1967, S. 128, und eine Antwort: Mommsen 
1967, S. 267 £. Die Bezeichnung ‚Merkmale‘ wurde gewählt, um anzudeuten, daß sich 
in der bisherigen Gewerkschaftsentwicklung und auchin der „Großen Krise‘ keine in die 
Praxis wirksam umgesetzte geschlossene Theorie herausgebildet hat und die Begründungs- 
elemente in den Krisenplänen sich auch widersprechen können; es geht uns auch weniger 
um eine weitgehende konjunktur- und krisentheoretische Kritik dieser ‚‚Versatzstücke‘“, 
sondern mehr um den Nachweis ihrer gewerkschaftspolitischen Tradition und deren Ur- 
sachen. 

Danach ist der Umfang der Reproduktionsmittel der Lohnarbeiter einzig davon abhängig, 
wieweit es ihnen gelingt, den Verteilungskampf um den gesellschaftlichen Reichtum für 
sich zu entscheiden, d. h. den Unternehmerprofit zu beschneiden über steigende Lohnan- 
teile; vgl. die diese Theorie aufgreifenden Äußerungen in der (Gewerkschaftspresse ab der 
Jahrhundertwende, zitiert bei Wrede 1960, S. 14, 18, Dem entegegen stand die von der 
Kapitalseite übernommene Kritik von H. Dietzel in Gestalt der ‚Produktivitätstheorie 
des Lohns“, wonach der Lohn sich bei Produktivitätssteigerungen automatisch den volks- 
wirtschaftlichen Produktivitätsfortschritten tendenziell anpassen müsse; vgl. weiter Wre- 
de 1960, S. 19 ff., zur Dogmengeschichte und zur Kritik Adolf Webers an Brentano, Zu 
Webers Krisentheonie vgl. knapp: Krohn 1977,S. 70. 

Zitat aus Assael 1932,S. 30; hier ist schon der Übergang von der frühen Nominallohnfor- 
derung über die Reallohnforderung zum Lohnanteil am Gesamtprodukt durch Tarnow 
vollzogen; vgl. Tarnow 1923: „Warum arm sein?“, S. 13, wo er die Möglichkeit, Löhne 
auf Kosten der Profite zu steigern, behauptet; vgl. Woytinsky 1926, S. 97-119 

Tarnow in einem Aufsatz zum „Ziel gewerkschaftlicher Lohnpolitik“ in der GZ Nr. 35, 
1924, S. 315; hier zitiert nach Abb/Podgajetz 1959, S. 31. 

Wonach der permanente Lohndruck die Vollbeschäftigung dadurch gewährleiste, daß die 
steigenden Löhne in ihrer Konsumtionskraft die Produktion ständig erweitern. Diese 
Theorie lebte allerdings in der Rationalisierungsphase wieder heftig auf und wurde gera- 
dezu als Ursprung von Rationalisierung und Erhöhung der Produktivität ausgegeben und 
zusammenfassend als die dynamische Wirkung von Lohnpolitik bezeichnet. Sie ist viel- 
fach modifizierte Grundlage der Lohntheorie auf Gewerkschaftsseite geblieben; vgl. bei 
Wrede 1960, S. 81 f. die zahlreichen Hinweise auf gewerkschaftliche Publikationen ab 
1894, die schon im Ansatz die wichtigsten Argumente der Kaufkrafttheorie vertreten; 
zur Kritik vgl. Hoffmann 1978, S. 22 ff. und 389 £. 

Vgl. zur heutigen Diskussion: Geipel et al,; Huffschmid; beide 1979, S. 70 ff. 

Derselbe 1926, S. 111 ff. 

Vgl. zu den Krisenursachen: Marx, MEW 24, S. 409 

Marschak: ‚‚Höhere Löhne und die.Volkswirtschaft‘“, in DA Nr. 11, 1927 

Vgl. die Argumentation von ADGB und AfA -Bund in der Denkschnift ‚„‚Gegenwartsaufga- 
ben der deutschen Wirtschaftsp olitik“ vom Februar 1926 

Vgl. Kisker, K.P. 1979, S. 24 ff. 

So die zutreffende Einschätzung von Schneider 1975,58. 51 

Hiermit deutet sich eine Achse an von der Konzeption des Organisierten Kapitalismus 
über die Wirtschaftsdemokratie bis zum Krisenkongreß und den Umbauplan der Wirt- 
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schaft anhand der Vorstellung, durch verstärkte staatliche Eingriffe in die Privatwirtschaft 
sukzessive eine sozialistische Wirtschaftsordnung herzustellen; Arbeitsbeschaffung bedeu- 
tet daher auch eingestandenermaßen mehr als ein Notprogramm, wie es Tarnow am Kon- 
greßschluß 1932, Protokoll S. 87, auch ausdrückte, Zur ‚Achse‘ vgl. Stephan 1978 und 
Brauckmüller/Hartmann 1978, S. 354 £. j 

Zitat aus Metall-Arbeiter-Zeitung (MAZ), 38. Jg. 1930, Nr. 10 v.8. 3.1930 aus dem Ar- 
tikel von F(ritz) K(ummen), „Das revolutionäre Automobil“, zitiert nach Stephan 1978, 
S. 284. Hier tritt grundlegend die Produktionsform als Natur und die rechtliche Formbe- 
stimmung als Geschichte auseinander; die kapitalistische Formbestimmtheit der techni- 
schen Entwicklung, der Rationalisierung und der Arbeitsveränderungen im Produktions- 
prozeß selbst werden nicht gesehen, sondern dem Kapital empfohlen, statt der absoluten 
die relative Mehrwertproduktion breiter durchzuführen, Vgl. Neusüß 1978, S. 96,100. 
Vgl. Hoff 1978; Fassler 1979 zum Fordismus; Schöck 1977 passim 

So Tarnow über die „Grundidee“ des Sozialismus in seinem Vortrag auf dem SPD-Partei- 
tag Leipzig 1931; vgl. den Abdruck in: Brauckmüller/Hartmann 1978, S. 393 £f., „Kapi- 
talistische Wirtschaftsanarchie und Arbeiterklasse‘“. 

Einflußlose Ausnahmen publizierte der Verein für Sozialpolitik mit seinen Industrie- und 
Betriebsstudien. 

Berlin 1926, S. 30 £.; dabei soll ein Kartellaufsichtsamt nach ihren Vorschlägen die Preis- 
politik im Interesse der Gesamtwirtschaft kontrollieren und bei Verstößen die Kartelle 
auch auflösen können; es ist zu vermuten, daß die Kartellbildung als „besondere neue 
behertschende Regulatoren ökonomischer Macht‘‘ eine Überschätzung von seiten der Ge- 
werkschaften gewesen ist, v. a. wenn man ihre schwindende Effektivität bis zum lautlo- 
sen Knall in den 30er Jahren betrachtet; diese Vermutung ist m, W. in der Forschung 
noch nicht bearbeitet worden, Vgl. dazu Jürgens, Ulrich 1978 und Fassler 1979,85. 212 ££f. 
Aus DA Nr. 4, 1926; hier zitiert nach Linde 1932, S. 41 

Auch gerade unter diesem Aspekt sind die Analysen als zu ‚grobschlächtig‘ zu kritisieren, 
die heute wieder produktive von unproduktiver Arbeit mit dem (politischen) Ziel unter- 
scheiden, den produktiven Arbeiter (Gesamtarbeiter) als Kernbereich/Träger der proleta- 
rischen Revolution bestimmen zu können; dieses dogmatische Marxveıständnis deckt 
sich weitgehend mit der o, g. parteiorthodoxen revisionistischen Form/Inhaltsttennung 
pervertiert entleerter Sozialismusvorstellungen. 

Kampffmeyer: „Der Produktionsgedanke in den Gewerkschaften“, in: „Sozialistische 
Monatshefte“, August 1925, S. 451, hier zitiert nach König 1964, S. 146; vgl. auch auf 
gleicher Grundlage formulierte Gedanken zur „Wirtschaftsdemokratie‘‘ bei Naphtali et 
al., passim, und bei Tarnow 1928, passim; weiterhin Huffschmid 1979, passim 

Siehe hierzu Kadritzke, N., 1974,58. 76 \ 

Vgl. zur historischen Krisendiskussion Goldberg, J. 1979, S. 158, Anm, 2; weiterhin: 
Deutschmann 1974, passim; Krise und Kapitalismus bei Marx, 1975, S. 459 ff,; Krätke, 
M.,1977,S. 477 ££f.; Berger, J., 1979, S. 120 £f. 


43 bis 46 entfallen 
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Tarnow 1928, S.43 ff. 

So die unzutreffende, aber zeitgenössische Bezeichnung 

Abgedrängt bis zur gewaltsamen Auflösung der Gewerkschaften nach 1933, bis zur Mili- 
tarisierung der Produktion und der Heroisierung der „Gestalt des Arbeiteıs‘“ (vgl. Jünger 
1932 und Speers Ästhetisierung des nationalsozialistischen Unterwerfungsrituals) mit Un- 
sterblichkeitsmythos im permanenten Opfergestus, wie ihn die Zyklopenbilderentwürfe 
entlang der geplanten Autobahnen bis zum Ural vorsahen; auch an diesem Anfangserfolg 
der nationalsozialistischen Sinnstiftungsideologie ist die organisierte Arbeiterbewegung 
nicht völlig unbeteiligt gewesen. 

So Tamow 1932 auf dem Gewerkschaftsk ongreß der Sattler, hier zitiert nach Heer 1971, 
Ss. 128 j 

Woytinsky, 6/1931, S. 414; hier zitiert nach Schneider 1975, S. 136; deıs. 1978, S. 220 
ff. und Dokumente, S. 256 ff. 
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Die wichtige Frage an diesen ‚Umbauplan‘ ist: ‚‚Wie wird Sozialismus gedacht, wenn die 
Degradierung im Produktionsprozeß, die Hierarchie zwischen den Individuen durch die 
spezifische Form der Arbeitsteilung und Hestschaft im Industriebetrieb nicht angetastet 
wird? Welche Vorstellung vom gesellschaftlichen Individuum wird überhaupt entwik- 
kelt ... 7“ Diese Frage, die Neusüß 1978, S. 76 f. stellt, können wir im Vorab schon so 
beantworten, daß aufgrund der von uns eingangs dargelegten Strategiebildung der Ge- 
werkschaften diese Ebene sozialistischer Perspektiven nicht bedacht worden ist. 

Naphtali 1930, S. 24 im Kapitel: „Die Wege der Heilung‘‘ (Hervorhebungen im Original). 
Dort auch der wichtige Hinweis auf Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, die nur im Rahmen 
der Sanierung der öffentlichen Finanzen erfolgen dürfen, wobei nur ‚Scharlatane‘‘ ihnen 
ein großes Ausmaß geben. Mit dieser deflationsorientierten Argumentation, die die SPD 
während der ganzen Krise politisch folgenschwer durchgehalten hat, unterscheidet Naph- 
tali sich ökonomisch nicht von Braunthal, der es abiehnte, dem ‚‚Patienten Stimulantien 
zu geben, da dies die Heilung künstlich erschwere‘‘, der sich damit wiederum nicht von li- 
beralen bürgerlichen Konjunkturtheorien abzuheben vermag; vgl. Schneider 1975,58. 78. 
Woytinsky 1/1931,$S. 11-31, hier S. 20. Dort wirft er auch derSPD weiter vor, die poli- 
tischen Gefahren aus der Deflationspolitik, die ja direkt Brüning und dessen Primat in der 
Reparationsfrage unterstützte, nicht mehr zu erkennen, 

Im Reichstag selbst mobilisierien die SPD-Gegner des WTB-Plans, die auch den Parteivor- 
stand auf ihrer Seite wußten, die ganze Fraktion — natürlich außer Baade — gegen das ge- 
werkschaftliche Arbeitsbeschaffungsprogramm. Damit war die politisch-pariamentarische 
Vertretung gewerkschaftlicher Positionen durch die Sozialdemokratie so gut wie unmög- 
lich geworden. 

Hier zitiert nach Schneider 1975, S. 236 

Vgl. Wiederabdruck bei Schneider 1975, S. 231 ff.; der SPD-Antrag auch bei Schneider 
1978,S. 265 ff.; die Kommentierung von Arons bei Stephan 1978, S. 322 ff. An die GZ- 
Veröffentlichung vom 2. 7. 1932, S. 418 - 420 schließt sich eine ausdrücklich positiv ge- 
haltene differenzierte Interpretation eines Gegners der Arbeitsbeschaffungsprogramme 
an, der dem ‚SPD-Flügel‘ zuzurechnen ist, des sozialdemokratischen Gewerkschafters 
Hans Arons. Typische Einzelbegriffe des Programms und dessen Erläuterungen haben wir 
in Anführungszeichen gesetzt. 

Und leider nicht, wie Hoffinann 1978, S. 391 meint, einer faschistischen Krisenlösung 
vorzubeugen, denn dann hätte der Plan konkreter und situationsspezifischer sein und die 
Frage der Durchsetzungsmacht deutlich einschließen müssen; so aber wartete die ‚‚Masse‘* 
und die „Führung‘‘ 1933 wechselseitig auf das Signal zum ‚Losschlagen‘; bzw. Partei und 
Gewerkschaft unteıstellten, daß die Massenbasis im rechten Augenblick Widerstand lei- 
sten werde und diese wiederum durfte annehmen, daß ihre Organisationsspitze fähig und 
willens sei, den richtigen Zeitpunkt dafür zu bestimmen, Resultat: Attentismus! 

Legt man, wie Hoffmann 1978, S. 394, dem Plan die Dreiheit von Vergesellschaftung, 
Planung und Demokratisierung als Fixpunkte des „Umbaus‘‘ zugrunde, so fällt neben der 
programmatischen „Leere“ wiederum auf, daß dem damit umschriebenen „Sozialismus“ 
jegliche Orientierung an der Produzentenrolle der Arbeitskräfte fehit, ein Emanzipations- 
begriff auch kaum noch Platz findet; vgl. die von uns zitierten Fragen von Neusüß 1978, 
S.76, dort. . 

Faschismus als Herrschaftsform der Bourgeoisie, wenn sie gezwungen ist, mit der Politik 
der Konzessionen an die Arbeiterklasse Schluß zu machen, bzw. als eine die Politik der 
„Arbeitsgemeinschaften‘“ liquidierende Form der bürgerlichen Herıschaft, die die Arbei- 
terklasse ihrer legalen Existenz beraubt; diese wichtige Differenz zwischen einer politi- 
schen Reaktion im Rahmen einer bürgerlichen Demokratie und der faschistischen Form 
bürgerlicher Herrschaft hatte in einem solchen Bezugssystem überhaupt keine Möglich- 
keit mehr, eıkannt zu werden. So konnte Tarnow auch nur auf die „kulturelle En twick- 
lung‘ im August 1932 verweisen, die einen ‚Rückfall in einen balkanischen Räuberstaat‘* 
nicht gestatten würde; hier zitiert nach Heer 1971, S. 129 und 149. Eıst nach den Sep- 
temberwahlen befaßte sich der ADGB mit der NSDAP in der Öffentlichkeit als ihrem po- 
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litischen Gegner; dagegen ist die letzte Ablage im Ordner „Nationalsozialismus‘‘ in den 
erhalten gebliebenen ADGB-Bundesvorstandsakten mit Januar 1930 datiert; vgl. Skrzyp- 
czak 1975, S. 214, FN 34. Genauer: Schneider 1978, S. 154 

So bei Hilferding, der mit Bezug auf Hitler im Januar 1933 in einem Artikel „Zwischen 
den Entscheidungen“ schrieb: ‚‚Lalegalit& le tu&‘‘; zitiert nach Grebing 1978, S, 374 

Vgl. hierzu etwa: Hack 1977 zur Konstitution sozialer Relevanzstrukturen 

Vgl. die wichtigen Ansätze des Instituts für historisch-sozialwissenschaftliche Analysen 
des Fachbereichs Gesellschaftswissenschaften der Uni Frankfurt; besonders zur ‚‚Faschi- 
stischen Öffentlichkeit‘ 1979 


"So der zeitgenössische Titel einer RGO-Propagandaschrift von Fritz David 


Sie hätte als Gewerkschaftsgruppierung schon in der ökonomisch- und sozialpolitischen 
Konjunktur, in der gerade der Reformismus objektive Konjunktur und damit eine starke 
Bindekraft gegenüber der Arbeiterklasse hatte, eine illusionsfreie anti-reformistische Poli- 
tik konsequent betreiben, d.h. auch an den tragenden reformistischen Bildungselementen 
ansetzen müssen, 

Vgl. Kadritzke 1974, S. 85 f. Die Gefahr, daß die politische Macht in dieser Krise an die 
Partei fallen könnte, die den wirtschaftlichen Aufstieg verspricht bzw. den von ihr unab- 
hängigen Aufschwung für sich politisch zu verbuchen verstünde, wurde von seiten des 
ADGB, gerade gegen die wirtschaftspolitische Passivität der SPD gerichtet, zunehmend 
betont; vgl. u.a. Woytinsky 1/1932, S. 11 - 31; Baade 10/1932, S. 612-617 und beson- 
ders Tarnow im August 1932, der als die Gewinner die „Nazis“ sieht, aber gleichzeitig 
einschränkend in Übereinstimmungmit der KPD in diesem Punkt sagt: ‚‚Es ist unmöglich, 
daß die Nationalsozialisten, wenn sig einmal die politische Macht bekommen würden, in 
der Lage wären, all die Wechsel, die sie ausgestellt haben, einzulösen,“ Zitiert nach Heer, 
1971,8. 131; vgl. auch S. 129 und 149 dort. 

Vgl. dazu die Analysen bei Trentin 1978 für Italien und seine qualitativen Ansätze zum 
Verhältnis von Politik und Ökonomie für eine erfolgreiche Gewerkschaftspolitik auch in 
der Krise; S. 154 ff. 

Siehe hier besonders Poulantzas 1975,S. 123 ff. und passim 

Vgl. zur tendenziellen Einschränkung der Autonomie der Gewerkschaften den Grundla- 
genaufsatz von Erdmann 3/1933, S. 129 - 1:61: „Nation, Gewerkschaften und Sozialis- 
mus“, wo er die Bereitschaft der Gewerkschaften, im ‚neuen Staat‘‘ mitzuarbeiten, be- 
tont. Siehe die gegensätzliche Position bei Broecker 2/1933,$. 65 - 74, der gerade am ne- 
gativen Beispiel des italienischen Korporationsstaates die Unabhängigkeit der Gewerk- 
schaften vom jeweiligen Staat für unabdingbar hält. 


Abkürzungsverzeichnis 


IRA 
ZAG 


DA 
GA 
GZ 


= industrielle Reservearmee 

= zentrale Arbeitsgemeinschaften der industriellen und gewerblichen Arbeitgeber und Ar- 
beitnehmer Deutschlands 

= ‚Die Arbeit‘; ADGB-Zeitschrift 

= ‚Gewerkschaftsarchiv‘ 

= ‚Gewerkschaftszeitung‘ des ADGB 


ALO-V = Arbeitslosenversicherung 
KRÜ = Krisenunterstützung 
RGO = Revolutionäre Gewerkschafts-Opposition (KPD) 


FG 


= Freie Gewerkschaften 


ADGB= Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund 


NS 
WTB 
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= Nationalsozialismus 

= Woytinsky-Tarnow-Baade; Dr. Fritz Baade, Leiter der Reichsforschungsstelle für land- 
wirtschaftliches Marktwesen. Fritz Tarnow, Vorsitzender des Holzarbeiterverbandes. 
Wladimir Woytinsky, Statistiker im ADGB; vgl. genauer: Schneider 1975 passim 
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Siegfried Heimann 
Die DGB-Konferenz zur Geschichte der Gewerkschaften — 
Ein kritischer Bericht 


Die anhaltende, allerdings kaum in der Öffentlichkeit geführte Diskussion um den 
Ende 1979 veröffentlichten Entwurf eines neuen DGB-Grundsatzprogramms läßt 
auch einen verspäteten Rückblick auf die „Wissenschaftliche Konferenz zur Ge- 
schichte der Gewerkschaften‘‘, die der DGB Mitte Oktober 1979 veranstaltete, noch 
aktuell erscheinen. In vielen Referaten und besonders in den Diskussionen spielte 
der Programmentwurf eine Rolle, die Presse allerdings, auch die gewerkschaftsnahe, 
ging darauf kaum ein, da die tagespolitische Aktualität in den Einschätzungen zu- 
nächst einmal wichtiger schien. 

Zu diesem, von der Tagespolitik bestimmten Ablauf der Konferenz daher nur 
ein paar kurze Anmerkungen: 

1. Die Aufmerksamkeit der anwesenden Gewerkschafter galt am ersten Tag 
vor allem dem Einführungsreferat von Heinz O, Vetter. Lang anhaltender Beifall be- 
gleiteten die Passagen von Vetters Rede, in denen er denjenigen einen „demagogi- 
schen Geschichtsfälscher und (einen) gefährlichen Politiker‘ nannte, „wer den So- 
zialismus in die Nähe des Nationalsozialismus rückt‘. Die Verunsicherung durch den 
Besuch Vetters bei Strauß und die Kritik daran war noch in allen Diskussionen zu 
spüren, und so waren denn auch diese Passagen gedacht, dieser Verunsicherung be- 
ruhigend entgegenzuwirken und der Kritik — mit Erfolg — die Spitze zu nehmen, 

2. Die anwesenden Gewerkschafter aus der CDU und der CSU, allen voran 
Norbert Blüm, waren unverhohlen und mit beachtlichem Geschick bestrebt, die 
Emte einzufahren, die dem Gerede über die Unterwanderung der Gewerkschaften 
und über eine eventuelle CSU-igene Gewerkschaftsgründung entsprossen war: Sie 
wurden nie müde, sich ständig zur Einheitsgewerkschaft zu bekennen, aber natürlich 
müsse dann auch den christlichen Gewerkschaftern viel mehr Raum zur Entfaltung 
gewährt werden. Vor diesem Hintergrund gewinnt die Entlassung der ran-Redaktion 
noch mehr politisches Gewicht, gibt sie doch Auskunft darüber, wie dieser erweiter- 
te Spielraum bereits genutzt wurde. 

3. Allgemein wurde in der Presse festgehalten bzw. beklagt, daß das erwartete 
„Schlachtfest‘‘ an Deppe u.a. nicht stattgefunden hat. Das lag sicherlich nicht allein 
daran, daß Deppe und besonders Fülberth sehr moderat und defensiv argumentier- 
ten und den „politischen Schlagabtausch‘“ aus verständlichen Gründen nicht such- 
ten, Vielmehr wurden ein bis zwei Polemiken gegen Deppe auch von den meisten 
Zuhörern als so peinlich empfunden, daß z. B. Hans Hermann Hartwich aus Ham- 
burg die Anwesenden ausdrücklich aufforderte, von der Polemik weg zur politischen 
und wissenschaftlichen Diskussion zu kommen. 
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Nun zu einigen inhaltlichen Problemen der Konferenz, die ja weitgehend eher eine 
Tagung von Wissenschaftlern über die Gewerkschaften war als mit den Gewerkschaf- 
ten. Nur wenige Gewerkschafter meldeten sich in den Diskussionen zu Wort und 
dann auch noch weniger, um mitzudiskutieren als um — wie z. B. Frister oder Klun- 
cker — quasi-offiziös „richtigzustellen“ oder „zurückzuweisen“. Bei den meisten 
Stellungnahmen von Gewerkschaftern überraschte dabei besonders die Verdrängung 
der eigenen Geschichte. So kam es zu erregten Zwischenrufen, als der Essener Histo- 
riker Lutz Niethammer daran erinnerte, daß bei den zwischen 1943 und 1947 in 
ganz Westeuropa parallel auftretenden Tendenzen zur Einheitsgewerkschaft der Be- 
griff „Einheitsgewerkschaft in eıster Linie die Einheit von Sozialisten und Kommu- 
nisten bedeutet‘ habe. Auch die übrigen Thesen Niethammers, der zum Thema 
„Entscheidung für den Westen — Die Gewerkschaften im Nachkriegsdeutschland‘“ 
sprach, stießen in der Diskussion auf — allerdings wenig überzeugenden — Wider- 
spruch. Auch hier war meist die fehlende Infonnation über die historische Entwick- 
lung die Ursache für die oft lautstarke Kritik. Deshalb soll im folgenden die Ein- 
schätzung Niethammers kurz referiert werden: 

Angesichts der einhelligen Meinung der aktiven Gewerkschafter im Jahre 
1945, daß „irgendeine Form von Sozialismus auf der Tagesordnung“ stünde, muß- 
te die positive Reaktion des Führers der Gewerkschaften Hans Böckler auf den 
Marshall-Plan überraschen, da auch ihm klar sein mußte, daß mit diesem Plan ‚‚die 
wirtschaftsdemokratischen Reformforderungen der Gewerkschaften auf unabsehba- 
re Zeit“ vertagt würden. Niethammer erklärte diese Entscheidung mit der offenba- 
ren Schwäche der deutschen Arbeiterbewegung. Die kapitalistische Entwicklung in 
den drei Westzonen konnte, nachdem die westlichen Besatzungsmächte auch die be- 
scheidensten Versuche einer sozialistischen Veränderung der Nachkriegsgesellschaft 
administrativ verhindert hatten, von den Gewerkschaften nicht mehr infrage gestellt 
werden. Es blieb nur die Möglichkeit, durch eine schnelle Entscheidung für den Mar- 
shall-Plan und später für die Westintegration, wie sie mit dem Schumann-Plan inten- 
diert war, taktische Vorteile etwa bei der Organisation der Gewerkschaften auf Zo- 
nenebene zu gewinnen. Freilich machten sich die westdeutschen Gewerkschaften in 
dieser Phase weit mehr als die SPD zum ‚„Schrittmacher der Anpassung an die neuen 
Rahmenbedingungen“. Der Gedanke der Einheitsgewerkschaft erhielt eine neue Ge- 
wichtung zugunsten der „problematischeren Tradition der defensiven Integrationsbe- 
mühungen von sozialdemokratischer und katholischer Arbeiterbewegung von 1932/ 
33°, eine Gewichtung, wie sie bis heute prägend ist. Die in anderen westeuropäj- 
schen Ländern zur gleichen Zeit zu verzeichnenden Gewerkschaftsspaltungen ereig- 
neten sich in Nachkriegsdeutschland in der besonderen Form der nationalen Tren- 
nung, so daß der DGB in der Bundesrepublik als Einheitsgewerkschaft mit veränder- 
ter Gewichtung erhalten bleiben konnte. Der DGB stiftete so schon vor 1953 den 
sozialen Grundkonsens der Bundesrepublik mit, auf den die SPD erst 1959 endgül- 
tig eingeschwenkt ist. Für Niethammer bot die Nachkriegsgeschichte wenig Raum 
für eine andere Entscheidung der westdeutschen Gewerkschaften, er warnte jedoch 
davor, die verschiedenen Traditionen der Einheitsgewerkschaft, die u. a. auch die 
Tradition eines wirtschaftsdemokratischen Sozialismus einschloß, zu leugnen. Mit 
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seinen Hinweisen auf heute kaum noch wahrgenommene Entwicklungen in der un- 
mittelbaren Nachkriegszeit wollte Niethammer daher „durch die Erinnerung an al- 
ternative Vergangenheiten zukünftige Möglichkeiten offenhalten.“ 

Auf die „zukünftigen Möglichkeiten‘ und „Notwendigkeiten‘‘ der Gewerk- 
schaften gingen die Referate von Hans Hermann Hartwich, Klaus von Beyme (1) 
und Hans Mommsen, besonders aber die Podiumsdiskussion am Schlußtage ein, 
an der unter der Leitung von Carola Stern Oskar Negt, Bert Engelmann, Ralph 
Dahrendorf, Alfred Grosser, Iring Fetscher, Johannes Groß und Christian Graf 
Krockow teilnahmen. Alle Referenten und die Mehrheit der Diskussionspartner 
waren sich in ihrer Sympathie für die Gewerkschaften einig, Umso gewichtiger soll- 
te daher hoffentlich der fast einhellige Appell an die Gewerkschaften sein, den 
neuen gesellschaftlichen Problemen in Programm und Praxis nicht auszuweichen, 
sondern sich bestimmend an deren Lösung zu beteiligen, Es wäre gmindfalsch — so 
mehrere Diskussionsredner — die Lohnpolitik gegen andere weiterreichende gesell- 
schaftspolitische Ziele der Gewerkschaften auszuspielen, wie es zuvor von dem als 
„schulterklopfendem Gewerkschaftsfreund‘‘ auftretenden Johannes Groß, aber 
auch von Heinz Kluncker versucht worden war. In verschiedener Weise wurde auf 
einige der „weiterreichenden gesellschaftspolitischen Aufgaben‘ der Gewerkschaf- 
ten eingegangen. Hans Hermann Hartwich wies in seinem Referat über den „Sozial- 
staat und die Gewerkschaften“ auf die angesichts der absehbaren strukturellen Pro- 
bleme des heutigen Sozialstaats wachsende Tendenz, diesen Problemen unter dem 
Schlagwort der „Sozialpflichtigkeit‘‘ mit „antigewerkschaftlichen obrigkeitsstaatli- 
chen“ Lösungsvorschlägen zu Lasten der Autonomie der Gewerkschften zu Leibe 
zu gehen. Umso mehr müssen die Gewerkschaften eigene Aktivitäten beim Ausbau 
des Sozialstaats entwickeln: die „Idee und Praxis kollektivvertraglicher Regelungen“ 
muß verstärkt genutzt werden, um die ‚„Herausnahme der arbeitenden Menschen 
aus der Objektsituation insbesondere im ökonomischen und sozialen Bereich‘‘ zu er- 
reichen. Zu lange haben die Gewerkschaften die tarifvertragliche Regelung allein zur 
Lohnfestsetzung genutzt. Der Lohnrahmentarifvertrag II und der Manteltarifvertrag 
für die gewerblichen Arbeitnehmer der Metallindustrie Nordwürttemberg/Nordba- 
den aber zeigen, daß die kollektivvertragliche Regelung auch zur Weiterentwicklung 
des Sozialstaats genutzt werden kann. Da dieser Weg nicht leicht sein wird, muß er 
von allen Gewerkschaftsmitgliedern mitgegangen werden. Deshalb sollte der DGB 
die ‚Idee einer Ausgestaltung des Sozialstaats durch kollektive Maßnahmen“ in sei- 
ne Programmatik und in sein Handeln mit aufnehmen. 

In seinem Vergleich des programmatischen Selbstverständnisses der west- und 
nordeuropäischen Gewerkschaften forderte Klaus von Beyme den DGB auf, in dem 
neuen Grundsatzprogramm drei ‚‚Irrtümer‘‘ zu vermeiden: 

1. Ein Programm soll nicht nur eine „Widerspiegelung der augenblicklichen 
Mitgliederme inung““ sein, vielmehr muß es auch „vorwärtsweisende Gedanken“ ent- 
halten. 

2. Gewerkschaften müssen „nicht in allen Fragen zurückhaltender sein als die 
Parteien, mit denen sie bevorzugt zusammenarbeiten‘‘, vielmehr sollten gerade ‚pro- 
grammatische Forderungen gelegentlich weiter über das Ziel hinausschießen‘ und 


177 


3, Gewerkschaften müssen den sozialen Wandel erkennen und in ihrer Pro- 
grammatik ‚sich nicht auf Punkte beschränken, die im engeren Sinne arbeitsrecht- 
licher Natur sind“. 

Darüberhinaus unterstrich Klaus von Beyme in der Diskussion noch einmal 
seine Warnung aus dem Referat vor einer zu großen Orientierung der Gewerkschaf- 
ten an der Sozialdemokratie. Gerade die auf europäischer Ebene gewünschte Inte- 
gration erfordere — wie die Problematik der Zusammenarbeit mit der französischen 
CGT zeige — eine Anerkennung des politischen Pluralismus. 

Zu Beginn der Podiumsdiskussion löste der Beitrag von Oskar Negt eine Kon- 
troverse aus, die die gesamte Diskussion des letzten Tages bestimmen sollte, Negt 
meinte, daß trotz offenbarer Stabilität der Bundesrepublik viele Indizien auf eine 
beginnende Gesellschaftskrise hinwiesen. Besonders von den Jugendlichen werde 
der ‚Sinn der Arbeit“ infragegestellt. Die Gesellschaftskrise erfasse alle Lebenszu- 
sammenhänge. Als ‚Menschenrechts- und Bürgerrechtspartei‘ seien die Gewerk- 
schaften verpflichtet, auch auf diese Herausforderungen Antworten zu geben, In 
einem späteren Beitrag erinnerte Negt daran, daß auch in der Vergangenheit die Ge- 
werkschaften nie bloße Tarifpolitik betrieben hätten, Die Gewerkschaften haben 
sich sehr aktiv an dem Widerstand gegen die Wiederbewaffnung und gegen die Not- 
standsgesetze beteiligt und so ein „Stück zivilen Ungehorsams in der Gesellschaft 
zur Anerkennung gebracht.‘“ Auch in diesem Zusammenhang warnte Negt die Ge- 
werkschaften davor, den heutigen gesellschaftlichen Protest, wie er sich z. B. in der 
Antikernkraftbewegung äußere, nicht positiv aufzugreifen und zu integrieren, 

Die vor allem von Johannes Groß formulierte Gegenposition, der die Gewerk- 
schaften vor den ‚inkompetenten Intellektuellen‘‘ glaubte in Schutz nehmen zu 
müssen und die „gesamte Sinndiskussion‘‘ ein „‚Luxusproblem von Intellektuellen“ 
nannte, stieß allerdings auf die Kritik der meisten Diskussionsteilnehmer. Bei der 
Aufzählung von Erfolgen der Gewerkschaften nach 1945 wurde zwar von fast allen 
Rednern das Lob der Einheitsgewerkschaft gesungen, zugleich aber auch, z.B. von 
Bemt Engelmann, auf die Gefahr der ‚‚gesellschaftspolitischen Neutralität‘ hinge- 
wiesen: Die unterschiedlichen politischen Positionen müßten sich artikulieren dür- 
fen, ein „Neo-McCarthyismus‘“, wie er beim Veröffentlichungsverbot der Antikriegs- 
broschüre der DGB-Jugend zum Ausdruck gekommen sei, sei auf längere Sicht das 
Ende der Einheitsgewerkschaft. 

In der Plenumsdiskussion am letzten Tag griff Hans Mommsen diese Kritik 
noch einmal auf. Er wies auf die stetig wachsende „demokratiefeindliche Bürokra- 
tieverfassung“ hin, die neben dem Grundgesetz und der Sozialverfassung als ‚,3. 
schleichende Verfassung‘ die gesellschaftliche Situation in der Bundesrepublik prä- 
ge. Der DGB passe sich dieser Tendenz an und verstärke sie sogar. Auch im DGB sei 
die innerverbandliche Demokratie durch bürokratische Stäbe gefährdet. Es müsse ei- 
ne Lehre aus der Geschichte sein, gegen den starken Trend zur bürokratischen Ver- 
festigung den Aktionsraum für Minderheiten im DGB zu öffnen, um lebendig zu 
bleiben. 

Neben diesen Kurz skizzierten Kritikpunkten gab es natürlich noch weitere, 
vor allem kritische Empfehlungen an die Gewerkschaften, die hier nicht alle aufge- 
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zählt werden können. (Ein ausführlicher Bericht über die Konferenz ist erschienen 
in: IWK Heft 4 (Dezember 1979), S. 614 - 626). 

Vetter versprach in seinem Schlußwort, alle Anregungen ernst zu nehmen und 
mit in die Diskussion um das Grundsatzprogramm einzubeziehen, 

Man wird sehen. 


Anmerkung: 


1 Die Referate von H. H. Hartwich und K. v. Beyme sind in leicht veränderter bzw. gekürz- 
ter Fassung abgedruckt in: Gewerkschaftliche Monatshefte 3, 1980, 8. 158-170 und S, 
184 - 200. Im selben Heft der „Gewerkschaftlichen Monatshefte‘‘ ist auch ein sehr anre- 
gender Aufsatz von Helga Grebing unter dem Titel „Gewerkschaften in der Gesellschaft*‘ 
abgedruckt, in dem Helga Grebing ähnlich wie mehrere Redner auf der DGB-Konferenz 
die Verpflichtung der Gewerkschaften betont, zur Veränderung der Gesellschaft beizu- 
tragen, begründet aus einem „aus den klassischen Arbeiterbewegungstraditionen bezoge- 
nen Gegenentwurf für eine ‚nachindustrielle‘, fast schon: ‚nachindustriekapitalistische 
Gesellschaft‘.‘“ Auch wenn Grebing vor „übertriebenen Anforderungen oder Erwartungen“ 
mit Recht wamt, besteht sie darauf, „gesellschaftsveränderndes Handeln (der Gewerk- 
schaften!) als historische Möglichkeit und Alternative zu begreifen im Sinne von Rosa 
Luxemburgs ‚Sozialismus oder Barbarei‘,‘“ Vgl. ebenda $. 157 
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Diskussion 


Albert Krölls 

Lohn für Hausarbeit: Die höchst emanzipatorische Verbindung von 
Frauen, Lohn und Arbeit 

Anmerkungen zu Helga Manthey, Hausarbeit als theoretische Kategorie eines Eman- 
zipationskonzeptes von Frauen?, in: PROKLA Nr. 33, S.89 ff. 


Die Unzufriedenheit mit der gesellschaftlichen Lage der Hausfrauen läßt die Bewe- 
gung „Lohn für Hausarbeit“ einen Vergleich mit der Sphäre der bezahlten Berufstä- 
tigkeit anstellen, dem sie entnimmt, daß die von den Frauen im Rahmen der bürger- 
lichen Familie für die Reproduktion von Mann und Kindem verrichteten Tätigkei- 
ten nicht entlohnt werden (1). Folgerichtig widmet man sich in diesen Kreisen der 
Aufgabe, (unter Berufung auf Marx) das erstrebte Gegenteil zu begründen, 

Die Gemeinsamkeit aller theoretischen Anstrengungen, aus politökonomi- 
schen Kategorien die Forderung nach Zahlung von Hausarbeitslohn abzuleiten, be- 
steht in der interessierten Übertragung der in der Welt der bezahlten Berufstätigkeit 
herrschenden Bestimmungen auf den Bereich der familialen Arbeit. Bei einer derar- 
tigen Betrachtungsweise wird jedoch davon abgesehen, daß die Leistungen der Frau- 
en für die individuelle Reproduktion der Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft in 
der Privatsphäre, im Rahmen der sozialen Beziehungen der bürgerlichen Familie er- 
bracht werden, innerhalb derer die Gesetze von Markt, (Mehr-)Wert und Lohn gera- 
de keine Geltung besitzen. Weder ist die Ehefrau Produzentin der Ware Arbeitskraft 
— sie trägt lediglich zur Produktion und Reproduktion des Arbeitsvermögens bei, 
ohne daß ihre Tätigkeit in dessen Wert einginge —, was man nicht zuletzt daraus er- 
sehen kann, daß der Verkauf dieser Ware durch ihren Eigentümer selber erfolgt. 
Noch handelt es sich bei der arbeitsteiligen Verpflichtung der Ehepartner auf den 
Zweck der Familie um den Verkauf von Gütern oder Dienstleistungen der Frau an 
den Mann um den Preis der Partizipation an dessen Lohn, Vielmehr ist die Ehe ein 
auf der Gefühlsbindung beruhendes, freiwillig eingegangenes ökonomisches Abhän- 
gigkeitsverhältnis auf Dauer, gestiftet und garantiert vom Staat, der anknüpfend an 
die Liebe zwischen Mann und Frau diese Beziehung in eine von wechselseitigen 
Unterhaltsverpflichtungen verwandelt und auf diese Weise für die Reproduktion der 
(lohnabhängigen) Mitglieder der bürgerlichen Gesellschaft „sorgt“, 

Für Manthey stellt sich der Zusammenhang zwischen Liebe, Ehe und Repro- 
duktionsarbeit genau umgekehrt dar: 

„Die gesellschaftliche Verleugnung der Hausarbeit löst die hergestellten persönlichen Beziehun- 
gen von ihrer materiellen Basis, der Arbeit. Die Beziehungen erscheinen so nicht mehr als Aus- 
druck von Arbeit, sondem bieten — so verselbständigt — die Möglichkeit der Umkehrung, d.h. 


die Erklärung der Funktionen aus diesen Beziehungen selbst. Arbeit wurde so zur Arbeit aus 
Liebe‘” (S. 105) 
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Ausgangspunkt der Manthey‘schen Verkehrung ist ihre auf vorbürgerliche Gesell- 
schaften bezogene Beobachtung, in denen angeblich „die persönlichen Verhältnisse 
nicht ‚an sich‘ neben den besonderen Produktionsverhältnissen (existierten), son- 
dern unmittelbarer Ausdruck derselben‘‘ waren (S. 105). Der Umstand, daß die 
Hausarbeit als historisch dem Kapitalismus vorgelagerte Erscheinung in der Form 
des persönlichen Abhängigkeitsverhältnisses der bürgerlichen Ehe zum Funktionsele- 
ment der bürgerlichen Gesellschaft wurde, führt nun Manthey dazu, den vorbürger- 
lichen Zusammenhang zwischen Produktionsverhältnissen (Arbeit) und persönli- 
chen Beziehungen auch für die bürgerliche Gesellschaft zu behaupten, Indem Man- 
they von dem an anderer Stelle durchaus wahrgenommenen bürgerlichen Spezifi- 
kum der Liebesehe (2) absieht, gelangt sie dazu, die im Rahmen der bürgerlichen 
Familie geleistete Arbeit für deren Grundlage zu halten und insoweit folgerichtig 
in deren gesellschaftlicher Nichtbewertung die Ursache dafür zu erblicken, daß die 
Hausarbeit nicht als das erscheint, was sie ist, sondern als Ausdruck persönlicher Be- 
ziehungen. Ergo gilt es, „der Verleugnung von Arbeit als materieller Basis mensch- 
licher Beziehungen‘ (S. 106) entgegenzutreten und der von der Hausfrau geleiste- 
ten Arbeit den ihr bislang vorenthaltenen gesellschaftlichen Ausdruck zu verleihen: 
Lohn für Hausarbeit. 

Von den bisherigen Versuchen, unter Berufung auf politökonomische Kate- 
gorien die Forderung nach gesellschaftlicher Anerkennung der Hausarbeit durch 
Lohnzahlung zu begründen, unterscheidet sich der Ansatz von Manthey lediglich 
dadurch, daß sie anstelle einer Ableitung aus dem angeblich (mehr-)wertsetzenden 
Charakter der Hausfrauentätigkeit (3) auf die gesellschaftliche Notwendigkeit die- 
ser Arbeit rekurriert. Ihr Argumentationsgang ist grob skizziert folgender: Geld 
(Lohn) ist die Form der Anerkennung für gesellschaftlich notwendige Arbeit in 
der bürgerlichen Gesellschaft. Da es sich bei der Hausarbeit um gesellschaftlich not- 
wendige Arbeit handelt, steht ihr folglich die entsprechende gesellschaftliche Aner- 
kennung in Form der Lohnzahlung zu. 

Nun ist Manthey durchaus zuzugeben, daß die im Rahmen der Familie er- 
brachten Leistungen unentbehrlich sind für die Reproduktion der bürgerlichen Ge- 
sellschaft. Jedoch läßt sich aus der gesellschaftlichen Notwendigkeit von Tätigkeiten 
keineswegs die allgemeine Schlußfolgerung ziehen, daß diese vom Nutznießer auch 
bezahlt werden müßten. So stellt sich beispielsweise der Kauf von Lebensmitteln 
durch Lohnarbeiter gleichzeitig als Realisierung des Warenwerts und somit als für 
die Verwertung des Kapitals unerläßliche Tätigkeit dar. Freilich ist bislang noch nie- 
mand auf die Idee verfallen, vom Kapital die Bezahlung für diese unentgeltlich zu 
dessen Nutzen verrichtete Arbeit einzufordern. Zur Begründung des Hausarbeitsloh- 
nes bietet Manthey einen Umkehrschluß an, der auf der zutreffenden Auseinander- 
setzung mit Auffassungen beruht, die die Nichrbezahlung der Hausfrauenarbeit aus 
ihrer nichtmehrwertschaffenden Eigenschaft bzw, aus ihrem konkreten Charakter 
als individueller Reproduktionsarbeit herleiten wollen. Argumente, die ihre Wider- 
legung zum einen durch die massenweise Existenz von bezahlten Lohnarbeitern in 
der Zirkulation und beim Staat, zum anderen dadurch erfahren, daß dieselben von 
der Hausfrau verrichteten konkreten Reproduktionsarbeiten zum Teil auch von be- 
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zahlten Dienstboten oder von Lohnarbeitern im Solde von Kapital oder Staat gelei- 
stet werden. Aus der Falsifizierung derartiger Erklärungen für die Nichtbezahlung 
der Hausarbeit läßt sich freilich weder ein Argument für deren Bezahlung gewinnen 
noch gar auf diesem Wege der wirkliche Grund für deren Nichtvergütung aus der 
Welt räumen. Dieser Grund findet sich wie schon ausgeführt in der Existenz der 
vom Staat gesetzten Institution der Ehe mitsamt den ihre Eingehung fördernden 
und ihre Aufrechterhaltung sichernden ökonomischen und rechtlichen Zwängen, 
die dafür sorgen, daß die Reproduktionsleistungen auch nach dem Wegfali der Liebe 
unentgeltlich erbracht werden. 

Der Tatbestand, daß eine gesellschaftlich außerordentlich nützliche Tätigkeit 
wie die der Hausfrauen unbezahlt erfolgt, entspricht durchaus der Logik der Ver- 
hältnisse, tut es doch der Nützlichkeit dieser Arbeit keinen Abbruch, daß sie Kapital 
und Staat nichts kostet. Überraschenderweise gelangt Manthey zum gleichen Ergeb- 
nis (S. 114), womit sie freilich ihrer gesamten bisherigen Argumentation, aus eben 
desselben Logik bürgerlicher Verhältnisse das Gegenteil, nämlich die Zahlung von 

Lohn abzuleiten, nachträglich den Boden entzieht (4). Aus dieser logischen Sack- 
gasse bot sich Manthey, um trotzdem an der Forderung nach Hausarbeitslohn fest- 
halten zu können, der Fluchtweg an, die Bezahlung der Hausarbeit als Auflösung 
des von ihr in Anlehnung an Ludmilla Müller konstruierten kapital-immanenten Wi- 
derspruchs zwischen Nützlichkeit und Unentgeltlichkeit (5) und damit (!) als anti- 
kapitalistische Perspektive zu deklarieren (S. 95). Wodurch sie sich freilich der Not- 
wendigkeit ausgesetzt sah, ausgerechnet in der Subsumtion eines Lebensbereiches 
unter die Lohnarbeit eine gegen das Kapitalverhältnis gerichtete Tendenz entdecken 
zu müssen: 


„Der antikapitalistische Charakter der strategischen Konsequenz wird nicht in einer Ablehnung, 
sondern im Gegenteil in einer Anerkennung der Hausarbeit durch die dieser Gesellschaft entspre- 
chenden Form, das Geld, gesehen. Geld als sichtbarer Ausdruck von Arbeit kann entsprechend 
der Analyse nicht bedeuten, auch die Arbeit qualitativ zu akzeptieren, denn eine Distanzierung 
von der Arbeit setzt ja deren Wahmehmung als Arbeit überhaupt voraus; das Geld stellt gleich- 
zeitig die materiellen Möglichkeiten, die Ablehnung der Arbeit und mit ihr verbundene A bhän- 
gigkeitsverhältnisse auch praktizieren zu können“, ($. 95) 

Mit anderen Worten: Die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung muß erst materiell 
„aufgewertet“ werden, damit die von ihr Betroffenen zu ihrer Aufhebung schreiten 
können. 

Um letzte noch verbleibende Zweifel am antikapitalistischen Charakter der 
Bewegung „Lohn für Hausarbeit‘‘ auszuräumen, stellt Manthey die Lohnforderung 
in den Zusammenhang einer übergreifenden Emanzipationsperspektive, in der sich 
die Verlohnarbeiterung der Hausfrau als Ergänzungsstück zur herkömmlicherweise 
propagierten Emanzipationskonzeption der Einbeziehung der Frauen in die Berufs- 
tätigkeit anbietet (S. 115). Ihre Skepsis gegenüber den an die Integration der Frauen 
in den Produktionsprozeß geknüpften Hoffnungen hindert sie nicht, der Lohnarbeit 
ebenfalls prinzipiell emanzipatorische Qualitäten zuzuschreiben. Von dem komple- 
mentären Emanzipationskonzept der weiblichen Berufstätigkeit unterscheiden sich 
die Vorstellungen Mantheys lediglich dadurch, daß sie den Hausfrauen den Umweg - 
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über die Produktion ersparen und sie an ihrem Arbeitsplatz belassend zu Lohnarbei- 
tern des Staates machen will. Die mühelose Verbindung der beiden bislang getrenn- 
ten Emanzipationskonzepte durch die Klammer der „Verallgemeinerung der Lohn- 
arbeit‘‘ (S. 114) offenbart gleichzeitig deren theoretische Gemeinsamkeit, die mög- 
lichst weite Verbreitung der Lohnarbeit zur günstigen Bedingung für ihre Abschaf- 
fung zu erklären. Dieser Konsens wiederum findet seine Grundlegung in der Kon- 
struktion des Absiraktums der Arbeit, die zum Selbstzweck erhoben (6) die Lohn- 
arbeit in einem besseren Lichte erscheinen läßt, Eine Konstruktion, die es Manthey 
ermöglicht, den gesellschaftlichen Verhältnissen der Lohnarbeit, weil sie auch eine 
Form der Arbeit ist, positive Seiten abzugewinnen und die dafür sorgt, daß sie an 
der Unterdrückung der Hausfrau nicht Schlimmeres zu kritisieren weiß als ihren in 
der Nichtbezahlung bestehenden „Ausschluß aus einer wenn auch entäußerbaren 
Form ihrer Gesellschaftlichkeit‘‘ (S. 99). 

Weit von einer Gegnerschaft gegenüber der Funktionalisierung der Liebe für 
die Zwecke der bürgerlichen Gesellschaft und dem gesellschaftlichen Grund dieses 
Mißbrauchs entfernt, richtet sich also die Kritik der sich als emanzipatorisch vortra- 
genden Bewegung „Lohn für Hausarbeit‘“ ausgerechnet gegen den Umstand, daß 
sich die wechselseitige Ausnutzung im Rahmen der Ehe für die Frau nicht bezahlt 
macht. 


Anmerkungen 


1 Diese generelle Feststellung wird durch die jüngsten familienpolitischen Aktivitäten in 
Gestalt der Einführung eines viermonatigen Mutterschaftsgeldes von maximal DM 750 
und der diversen Erziehungsgeldpläne nicht widerlegt. Signalisieren derartige Initiativen 
doch keineswegs, wie etwa G. Heinsohn/R. Knieper/O,. Steiger, Menschenproduktion, 
Frankfurt 1979 (es 914), S. 239 f., vermeinen, eine Tendenz zur Durchsetzung der Lohn- 
arbeit im Rahmen der familialen Kinderaufzucht in der Form eines Angebotes an die 
Frauen, „die Mutterschaft zur Einkommensquelle zu machen“ (S. 240). Vielmehr zielt 
dieses „Angebot“ wie auch die bisherigen Familienförderungsmaßnahmen wie beispiels- 
weise Kindergeld und Steuererleichterungen lediglich auf die Herabsetzung der ökonomi- 
schen Schranken, die der Realisierung des sich aus anderen denn wirtschaftlichen Grün- 
den speisenden Kinderwunsches entgegenstehen, 

2 Auch wenn die von den ökonomischen Zwängen den Individuen aufgeherrschte Funktio- 
nalisierung der Liebe für die Zwecke der Reproduktion die Liebe früher oder später zer- 
stört, ändert dies nichts daran, daß anders als in vorbürgerlichen Gesellschaften die Liebe 
Grundlage und Ausgangspunkt der Ehe und damit der Übernahme von Reproduktionsar- 
beiten ist. Dies zur Argumentation von Manthey, die Liebesheirat verdiene ihren Namen 
nicht ($. 99, Anm. 9), bringt ihr Name doch gerade in der Verknüpfung von Liebe und 
Ehe die „Ausnutzung emotionaler Bedürfnisse für gesellschaftlich unbezahlte Reproduk- 
tions-und Aufzuchtsärbeit“ (Manthey ebd.) trefflich zum Ausdruck, woran Manthey frei- 
lich nur das „unbezahlt‘‘ stört. 

3 Die politökonomische Begriffsverwirrung bei der Analyse der Hausarbeit reicht von ihrer 
Einstufung als unproduktiv jedoch werterzeugend durch W, Seccombe, Hausfrau und 
Hausarbeit im Kapitalismus, in: Die Intemationale Nr. 7 (1975), 5. 11 f. (15 ff.) über 
ihre Bestimmung als einfache nicht werterzeugende Warenproduktion beil. Gerstein, Do- 
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mestic Work and Capitalism, in: Radical America vol 7, nos. 4/5 July/October 1973, S. 
110 ff. (S. 112, 119) bis hin zur Behauptung ihres mehrwertproduzierenden Charakters 
durch M. Dalla Costa/S. James, Die Macht der. Frauen und der Umsturz der Gesellschaft, 
Berlin 1973,S.42, (62, Anm. 12). 

Diese grundlegende Widersprüchlichkeit Mantheys kommt noch einmal darin zum Aus- 
druck, daß sie einmal die familiale Arbeit als dem „Kapitalismus widersprechendes Ab- 
hängigkeitsverhältnis‘‘ behauptet (S. 106), um im nächsten Atemzuge von ihrer „‚kapi- 
talistischen Formbestimmtheit‘‘ bestehend „in der Negation dieser Arbeit‘ zu reden 
(8.107). 

Vgl. Ludmilla Müller, Die Wertlosigkeit der Arbeit der Kinderaufzucht im Kapitalismus, 
in: ProKla Nr. 22 (1972), S. 22. Diese Konstruktion beruht auf der Verwandlung des ge- 
sellschaftlichen Gegensatzes zwischen bezahlter Berufstätigkeit einerseits und unbezahlter 
Reproduktionstätigkeit im Privatleben andererseits in eine falsche Konfrontation des 2, 
Poles dieses Verhältnisses mit dem einheitsstiftenden Moment des Gegensatzes, der Nütz- 
lichkeit beider Tätigkeiten für die bürgerliche Gesellschaft. Daß Müller in diesen Fehler 
verfällt, die additive Verknüpfung zwischen der Nützlichkeit der weiblichen Reproduk- 
tionsarbeit und’ ihrer Unentgeltlichkeit in ein ‚‚nützlich aber unbezahlt‘‘ zu verdrehen, 
dürfte der sich auch bei Manthey vorzufindenden stillschweigenden Unterstellung verdar 
ken, daß die Gesetzmäßigkeiten auf dem einen Pol der bezahlten Berufstätigkeit „‚eigent- 
lich‘ auch auf dem anderen Pol des gesellschaftlichen Verhältnisses, der Hausarbeit im 
Rahmen der Familie Geltung besitzen müßten. 

Was Müller von Helga Manthey unterscheidet, ist ihr Gespür für die Kapitalimma- 
nenz des Zusammenhangs zwischen der Nützlichkeit der Hausarbeit und ihrer gleichzeiti- 
gen Unentgeltlichkeit, welches sie davor bewahrt, den angeblichen Widerspruch durch die 
Forderung nach der Bezahlung der Reproduktionstätigkeiten im Privatleben ‚auflösen‘ 
zu wollen, Womit sie sich freilich von Seiten Mantheys den Vorwurf zuzieht, ‚in dem 
von ihr selbst konstatierten Widerspruch der bürgerlichen Gesellschaft befangen blei- 
b(end)“ ... versäumt zu haben, die „Konsequenzen hinsichtlich einer notwendigen gesell- 
schaftlichen Anerkennung von Hausarbeit“ zu ziehen (Manthey S. 108). 

Bei Manthey ($. 98) heißt dies so: ‚Arbeit, eigentlich Zweck der Befriedigung von Be- 
dürfnissen, wird (im Kapitalismus) zu einem bloßen Mittel, das wahrgenommen werden 
muß, um Bedürfnisse, nun außerhalb dieses Bereichs liegend, realisieren zu können‘, 

Vgl. dazu die erfreulich eindeutige Aussage von K. Marx im Kapital, Bd, II, MEW 
25, S. 828: „Das Reich der Freiheit beginnt in der Tat erst da, wo das Arbeiten, das 
durch Not und äußere Zweckmäßigkeit bestimmt ist, aufhört; es liegt also der Natur der 
Sache nach jenseits der Sphäre der materiellen Produktion‘‘, Damit soll freilich nicht un- 
terschlagen werden, daß Marx in anderen Schriften eine entgegengesetzte Position be- 
zieht, so etwa in den Randglossen zum Programm der Deutschen Arbeiterpartei, in: 
MEW 19, S. 21, wo der Kommunismus als eine Gesellschaft vorgestellt wird, in der ‚‚die 
Arbeit nicht nur Mittel zum Leben, sondern selbst das erste Lebensbedürfnis geworden 
ist.“ 

Zur Auseinandersetzung mit den widersprüchlichen Aussagen von Marx zur Kate- 
gorie der Arbeit und ihren weitreichenden Implikationen vgl. G. Ortmann/G.E.Famulla/ 
H. Arndt, Marxismus heute: Das Elend mit den großen historischen Kategorien, in: Mehr- 
wert Nr. 12 (1977), S. 205 ff. (243 f£.); J. Johler/B. Sichtermann, Der Begriff ‚Arbeit‘ 
in der nationalökonomischen Ideengeschichte, in: Mehrwert Nr. 15/16 (1978), 8.41 ff. 
(52 ff). 
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